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Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) legt heute sein siebtes Jahres-
gutachten vor. Dazu gratulieren wir dem Rat im Namen aller fördernden Stiftungen. Die aktuelle gesellschaftliche 
Debatte über Integration lässt im Vergleich zu früheren Jahren differenzierte Züge erkennen, dennoch fehlt es zu 
oft an Sachkenntnis und an auf Tatsachen gründenden Vorschlägen. Wir sehen daher den Sachverständigenrat als 
Kompetenzzentrum für sachliche Informationen und durchdachte Handlungsempfehlungen als wichtige Ergänzung in 
der öffentlichen Auseinandersetzung mit diesen Themen. Wir freuen uns darüber und wünschen uns sehr, dass seine 
Stimme gerade in Zeiten Gehör findet, in denen das Dringliche eine Orientierung an mittel- und langfristig wichtigen 
Perspektiven zu verdrängen droht. 

Derzeit geht es in der Integrationsdebatte vor allem um die Menschen, die zu uns als Flüchtlinge kommen. Wenn-
gleich das Gutachten diese Gruppe gar nicht ausdrücklich in den Vordergrund stellt, so trifft das Thema des Gutachtens 
doch genau den Kern dieser Debatte, schließlich ist ein Großteil der syrischen Flüchtlinge, die absehbar für längere Zeit 
in Deutschland leben werden, muslimischen Glaubens: Wie werden wir in Zukunft unser Zusammenleben in Deutsch-
land gestalten angesichts der religiösen Pluralisierung, die mit Einwanderung verbunden ist, wenn wir zugleich in einer 
Gesellschaft leben, in der der Anteil nicht gläubiger Menschen wächst? 

In Deutschland genießen Religionsgemeinschaften, allen voran die beiden christlichen Kirchen, eine Vielzahl von 
Privilegien; hierunter fällt der bekenntnisgebundene Religionsunterricht an Schulen ebenso wie die entsprechenden 
Theologien an Hochschulen. Es ist möglich, religiöse Regelungen in Arbeitsverträgen religiös betriebener Institutionen, 
wie z. B. Krankenhäuser, zu verankern. Natürlich streben auch weitere Religionsgemeinschaften nach diesen Privile-
gien. Das Gutachten zeigt in seiner gewohnt sachlichen Analyse, wie fortgeschritten die institutionelle Gleichstellung 
des Islam, aber auch die von anderen religiösen Gemeinden und Gemeinschaften bereits ist. 

Es ist deshalb an der Zeit, auch gesellschaftlich über die Folgen religiöser Pluralisierung und die mit verschiedenen 
religiösen Traditionen verbundenen Normenkollisionen zu diskutieren. Die Sachverständigen begrüßen die weitgehen-
de Gleichbehandlung von anerkannten Religionsgemeinschaften im Rahmen des bestehenden Rechts. Sie machen 
aber auch auf Grenzen der Toleranz gegenüber religiös begründeten Ansprüchen aufmerksam (z. B. wenn es um die 
Befreiung vom Schulunterricht geht). Wir sind dem SVR sehr dankbar, dieses Thema auf die Agenda gesetzt zu haben, 
und wünschen uns eine offene und ehrliche Aussprache zu diesen gerade für das Zusammenleben oft wichtigen 
Fragen. Wenn wir uns dazu bekennen, das Gleichheitsversprechen nicht auf die christlichen und jüdischen Gemeinden 
zu beschränken, gehen wir einen wichtigen Schritt in Richtung Integration – denn diese adressiert immer alle Gruppen 
in unserer Gesellschaft. In unserem Land muss als Selbstverständlichkeit gelten: Es gibt ein Recht auf Verschiedenheit, 
aber kein verschiedenes Recht. Darauf muss sich jeder verlassen können, gleichgültig, was er glaubt oder nicht glaubt. 

Wir danken den Sachverständigen um ihre Vorsitzende Prof. Dr. Christine Langenfeld für die vielen interessanten 
Anregungen und die konkreten Handlungsempfehlungen. Unser Dank gilt auch der Geschäftsführerin des SVR,  
Dr. Cornelia Schu, und den wissenschaftlichen Mitarbeitern, die die Erarbeitung des Gutachtens in bewährter Weise 
unterstützt haben. 

Rüdiger Frohn, Staatssekretär a. D.
Vorsitzender des Kuratoriums
Essen, im Februar 2016

Dr. Wilhelm Krull
Generalsekretär der VolkswagenStiftung
Hannover, im Februar 2016
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Für alle fühlbar wandelt sich die Gesellschaft. Sie wird 
vielgestaltiger, gerade auch in religiöser Hinsicht. Die 
Zeiten einer weitgehenden religiösen Homogenität in 
Deutschland gehören der Vergangenheit an. Kennzeich-
nend für den Strukturwandel ist eine Pluralität, ja nicht 
selten eine ‚Diffusität‘ des Religiösen. In unmittelbarem 
Zusammenhang mit dieser Entwicklung steht der „Verlust 
volkskirchlicher Substanz“ (Christian Waldhoff) infolge des 
Rückgangs institutionell gebundener Religiosität, der sich 
einerseits in den letzten Jahrzehnten schleichend vollzog, 
andererseits einen Schub durch die Wiedervereinigung er-
hielt. Ein weiterer Faktor für die Pluralisierung des religiö-
sen Lebens ist Zuwanderung, durch die zum einen vormals 
in Deutschland kaum vertretene Religionen (wie etwa 
der Islam) importiert und zum anderen zwischenzeitlich 
verschwundene (und im konkreten Falle des Judentums: 
nahezu ‚ausgelöschte‘) Religionen neu etabliert wurden. 
Dadurch ist Deutschland demografisch zu einem multireli-
giösen Land geworden. Das Jahresgutachten greift die sich 
hieraus ergebenden Herausforderungen auf der institutio-
nellen wie auch der individuellen Ebene auf und stellt die 
Frage, ob der bestehende rechtliche und politische Rah-
men geeignet ist, die neue religiöse Pluralität in einem 
säkularen Gemeinwesen Deutschlands zu bewältigen. 

In den Themenbereichen Migration und Integration setz-
ten die bisherigen Jahresgutachten wechselnde Schwer-
punkte: Das erste Gutachten „Einwanderungsgesellschaft 
2010“ beschrieb auf breiter empirischer Basis Integration 
und Integrationspolitik in Deutschland vor dem europä-
ischen Hintergrund. Begleitet wurde es vom SVR-Inte-
grationsbarometer, mit dem erstmals erhoben wurde, 
wie beide Seiten der Einwanderungsgesellschaft, also 
Mehrheits- und Zuwandererbevölkerung, Integration und 
Integrationspolitik subjektiv bewerten. Die Ergebnisse des 
Integrationsbarometers widersprachen der in der Öffent-
lichkeit verbreiteten Einschätzung, dass die Integration in 
Deutschland gescheitert sei. 

Dem Integrationsgutachten 2010 folgte 2011 ein Migrati-
onsgutachten. Im Zentrum der Analyse stand hier vor al-
lem die Frage, wie die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
des Gutachtens noch tendenziell restriktiven Regeln im 

Bereich der Arbeitsmigration sinnvoll und im Einklang 
mit europäischen Vorschriften reformiert werden könn-
ten. Weite Teile des damals entwickelten Reformkatalogs 
(z. B. die Liberalisierung der Zuwanderungsregelungen für 
qualifizierte Drittstaatsangehörige und verbesserte Blei-
beoptionen für Absolventen deutscher Hochschulen) sind 
mittlerweile politische Realität. 

Das Jahresgutachten 2012 „Integration im föderalen 
System: Bund, Länder und die Rolle der Kommunen“ 
wendete sich wieder einem Integrationsthema zu. Im 
Mittelpunkt stand das Zusammenwirken der verschiede-
nen staatlichen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen –  
im Politikfeld Integration. Stärken und Schwächen des fö-
deralen Systems wurden aufgezeigt und Vorschläge ge-
macht, um zentralen Problemen abzuhelfen. Besondere 
Aufmerksamkeit widmete das Gutachten der Frage nach 
den integrationspolitischen Handlungsspielräumen der 
Kommunen. Hierbei wurde deutlich, wie unterschiedlich 
die Integrationsverhältnisse vor Ort sind – nicht zuletzt 
aufgrund der jeweiligen wirtschaftlichen und soziodemo-
grafischen Rahmenbedingungen.

Dem ‚Kommunalgutachten‘ 2012 folgte als viertes Jah-
resgutachten 2013 ein ‚Europagutachten‘, das eine Zu-
wanderergruppe in den Blick nahm, deren meist geringe 
Präsenz im öffentlichen Diskurs nicht ansatzweise ihrer 
Bedeutung für das Einwanderungsland Deutschland ent-
spricht. Unionsbürger sind nicht nur zu etwa zwei Drit-
tel für den in den letzten Jahren deutlich gestiegenen 
Wanderungsgewinn verantwortlich. Angesichts ihrer in 
der Regel hohen Qualifikationen leisten sie auch einen 
wichtigen Beitrag zur Bekämpfung des Fachkräfteman-
gels, der in einigen Regionen und Berufsfeldern besteht. 
Mit der hohen EU-Binnenwanderung hat sich die Struktur 
der Zuwanderung nach Deutschland entscheidend verän-
dert. Die Aufgaben der Zukunft liegen in einer weiteren 
Stärkung des Mobilitätsraums, dem Abbau der immer 
noch bestehenden enormen sozialen und ökonomischen 
Asymmetrien innerhalb Europas und bestehender Hinder-
nisse etwa im Bereich der Anerkennung beruflicher Qua-
lifikationen, denn von einem perfekten Wanderungsraum 
ist Europa noch weit entfernt.

Vorwort
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In seinem fünften Jahresgutachten, das 2014 und damit 
fünf Jahre nach der Gründung des SVR erschien, blickte 
der SVR auf ein migrations- wie integrationspolitisch 
ereignisreiches Jahrfünft zurück und diagnostizierte für 
Deutschland – so der Titel des Gutachtens – einen „Wandel 
zum modernen Einwanderungsland“. Dies trifft besonders 
auf den Bereich der Migrationspolitik zu, für den der SVR 
einen „rapiden Politikwechsel“ feststellte. Ambivalenter 
fiel das Urteil im Bereich der Integrationspolitik aus: Hier 
wurden in einigen Feldern Chancen verpasst, etwa in der 
Bildungspolitik oder im Staatsangehörigkeitsrecht.

Das sechste Jahresgutachten „Unter Einwanderungslän-
dern. Deutschland im internationalen Vergleich“ war breit 
angelegt und blickte aus Deutschland in das europäische 
und außereuropäische Ausland. Es thematisierte unter 
dem Gesichtspunkt eines möglichen ‚Lernens von ande-
ren‘ das gesamte Spektrum migrations- und integrations-
politischer Herausforderungen. Leitfrage war dabei: Wel-
che migrations- und integrationspolitischen Ziele verfolgt 
Deutschland und wie erfolgreich ist es dabei im Vergleich 
zu anderen ausgewählten Einwanderungsländern? Der 
Sachverständigenrat griff damit den im öffentlichen Dis-
kurs etablierten Blick ins Ausland als Methode der Einord-
nung der deutschen Integrations- und Migrationspolitik 
auf und fragte: Was kann Deutschland unter welchen Be-
dingungen lernen – und was nicht? Das Gutachten macht 
somit auch die Frage der Übertragbarkeit von Politiken 
aus einem Land mit spezifischen Gegebenheiten auf ein 
anderes zum Gegenstand seiner Untersuchung. Der Ver-
gleich u. a. mit als migrations- und integrationspolitisch 
vorbildlich angesehenen Staaten wie beispielsweise Ka-
nada, Schweden oder den Niederlanden kam zu einem 
bemerkenswerten Ergebnis, das die Rückschau des SVR 
vom Vorjahr bestätigt: Entgegen einer weit verbreiteten 
Einschätzung reiht sich Deutschland mittlerweile in vielen 
Bereichen ein in eine Riege von als fortschrittlich ein-
gestuften Einwanderungsländern. Zugleich machte der 
Rat aber auch deutlich, dass die migrations- und inte-
grationspolitischen Herausforderungen, die Deutschland 
anpacken muss, weiterhin enorm sind. 

Im nun vorliegenden siebten Jahresgutachten „Viele Göt-
ter, ein Staat: Religiöse Vielfalt und Teilhabe im Einwan-
derungsland“ konzentriert sich der SVR auf die Herausfor-
derung der religiösen Pluralisierung im Zusammenhang 
mit Einwanderungsprozessen. In der öffentlichen Debatte 
erfährt die Bedeutung von Religion für die Integration 
von Zuwanderern in Deutschland seit Jahren eine hohe 
Aufmerksamkeit. Konkret angesprochen ist damit die 
Frage nach positiven oder negativen Zusammenhän-
gen zwischen Religion bzw. Religiosität einerseits und 
gesellschaftlichem Zusammenhalt und Teilhabe an den 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen andererseits. 
Die dazu vertretenen Positionen widersprechen sich dia-

metral: Auf der einen Seite wird im Sinne des berühmten 
Böckenförde-Diktums, dass „der freiheitliche, säkulari-
sierte Staat […] von Voraussetzungen [lebt], die er selbst 
nicht garantieren kann“ (Böckenförde 1976: 60), nicht nur 
die ethische und sozialkapitalstiftende Kraft von Religion 
herausgestellt, sondern auch darauf hingewiesen, dass 
Religion und Religiosität in vielerlei Hinsicht in einem 
positiven Zusammenhang mit gesellschaftlicher Teilhabe 
stünden. Auf der anderen Seite wird die Ansicht vertre-
ten, dass Religion und Religiosität gesamtgesellschaftlich 
weniger integrierend als separierend wirkten und Religi-
on eine Modernisierungsbremse bzw. eine Barriere für 
gesellschaftliche Teilhabe darstelle. 

Kapitel A des Gutachtens beginnt mit einer Bestands-
aufnahme der bislang in den Sozialwissenschaften zu 
dieser Fragestellung gegebenen Antworten. Anschlie-
ßend geht es um den Sonderfall einer Konstellation, in 
der Religiosität bzw. die Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten Religion eindeutig negativ auf die Teilhabe an ge-
sellschaftlich relevanten Bereichen wirkt: Im Zentrum 
steht die Frage nach der Intensität von Abwertungen und 
Diskriminierungen von Personen aufgrund ihrer Religions-
zugehörigkeit. Der ‚dunklen Seite‘ der Religion widmet 
sich schließlich der dritte Teil von Kapitel A: Hier geht es 
um die Frage, ob und unter welchen Bedingungen eine 
bestimmte Religionszugehörigkeit bzw. eine intensiv 
gelebte Religiosität im Zusammenhang mit Radikalisie-
rungsprozessen und religiösem Extremismus steht. 

Die gesellschaftlichen Megatrends eines Bedeutungs-
verlusts des Religiösen und einer gleichzeitigen Plurali-
sierung (die auch, jedoch nicht nur durch Einwanderung 
forciert wird) haben zu der Notwendigkeit geführt, das 
Verhältnis von Religion und individuell gelebter Religi-
osität auf der einen Seite und Politik und Recht auf der 
anderen Seite neu zu definieren. Nachdem in Kapitel A 
die mit den Schlagworten der Säkularisierung und der 
Pluralisierung umrissenen Veränderungen des Stellen-
werts religiösen Lebens in Deutschland beschrieben wur-
den, geht Kapitel B auf zwei unterschiedlich gelagerte 
Herausforderungen hinsichtlich des staatlichen Umgangs 
mit dieser neuen Pluralität von Religion(en) und Religiosi-
tät ein. Grundlage dieser Unterscheidung ist die Tatsache, 
dass Religion sowohl eine individuelle Komponente auf-
weist als auch eine Kollektivpraxis darstellt. Im Zentrum 
stehen dementsprechend zunächst Fragen der kollektiv-
institutionellen Gleichstellung von Religionsgemeinschaf-
ten, die sich in Deutschland neu etablieren (und dabei vor 
allem des Islam). Im Anschluss daran geht das Gutachten 
der Frage nach dem staatlichen Umgang mit Kollisionen 
zwischen der Ausübung individueller Freiheitsrechte 
(Religionsfreiheit) und anderen Rechtsgütern nach, die 
angesichts einer fortschreitenden Pluralisierung des re-
ligiösen Lebens in Deutschland unweigerlich auftreten. 
Hierbei konstatiert der SVR, dass sich das deutsche Mo-
dell der Religionsfreundlichkeit im Sinne einer positiven 
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Neutralität im Großen und Ganzen bewährt hat und auch 
dafür sorgen wird, dass die rechtliche Integration des Is-
lam als der mit Abstand größten neu hinzugekommenen 
Religion tendenziell gelingen wird bzw. bereits gelungen 
ist. Dies heißt allerdings nicht, dass die derzeitigen reli-
gionspolitischen Strukturen in Deutschland angesichts ei-
ner voranschreitenden Pluralisierung und Säkularisierung 
in allen Bereichen noch zeitgemäß sind. Die einzelnen 
Kapitel des Gutachtens lassen sich dabei auch als eine 
Art Register lesen, das Bereiche identifiziert, in denen 
der deutsche Weg eines religionsrechtlichen Pluralismus 
aus der Sicht des SVR in einem religiös vielfältigen und 
säkularen Deutschland zu Problemen führt. 

In seinem diesjährigen Sonderteil zu Migration und 
Entwicklung (Kapitel C) widmet sich das Jahresgutachten 
einem auch angesichts der flüchtlingspolitischen Krise 
hoch relevanten Thema: Im Zentrum steht das Verhältnis 
von Migration und sozioökonomischer Entwicklung in den 
Herkunftsräumen. Die politische Diskussion der vergange-
nen Jahre hat die positiven Aspekte von Migration auch 
für die Herkunftsgebiete betont und damit eine einseiti-
ge ‚Abwanderung ist schlecht‘-Akzentuierung verhindert. 
Vor dem Hintergrund der diesbezüglichen wissenschaftli-
chen Evidenz warnt der SVR jedoch andererseits vor einer 
Überschätzung der entwicklungspolitischen Potenziale 
von Migration. Dennoch: Ein klug konzipiertes Migrati-
onsmanagement, bei dem außen-, arbeitsmarkt- und 
entwicklungspolitische Überlegungen ineinandergreifen, 
ist notwendiger denn je. Von einer solchen konsequenten 
Verknüpfung dieser Politikbereiche sind die EU und ihre 
Mitgliedstaaten allerdings weit entfernt. Dies ist auch 
und gerade angesichts der akuten Flüchtlingskrise eine 
paradoxe (Fehl-)Entwicklung, weil die viel beschworene 
‚Bekämpfung der Fluchtursachen‘ eigentlich eines weit-
sichtigen und umfassenden Migrationsmanagements im 
Sinne des Zusammendenkens von Migration und Entwick-
lung und ihrer Erhebung zur Chefsache auf nationaler und 
internationaler Ebene bedarf.

Nachdem es sich bei den in den Jahresgutachten 2010, 
2012 und 2014 vorgestellten ersten drei Wellen des SVR-
Integrationsbarometers um Regionalbarometer handelte, 
stellt das nun vorgestellte Integrationsbarometer 2016 
erstmals bundesweit repräsentative Daten bereit. Der 
SVR hat diese Umstellung für zahlreiche weitere metho-
dische Neuerungen genutzt, über die der auf der Inter-
netseite des SVR abrufbare Methodenbericht detailliert  
Auskunft gibt.

Die Ergebnisse zum Integrationsklima bestätigen 
insgesamt die empirischen Bestandsaufnahmen der Vor-
jahre: Auch in der aktuellen Auflage lässt sich eine her-
kunftsgruppenübergreifend allgemein positive Wahrneh-
mung des Zusammenlebens in Deutschland feststellen. 
Besonders positiv ist das Integrationsklima dort, wo Be-
gegnungen mit kultureller Vielfalt vielfach vorherrschen-

de Vorurteile abbauen konnten. Neben dem Integrati-
onsklima ist ein weiterer Schwerpunkt der Erhebung die 
Frage, welche Kriterien aufseiten der Zuwanderer erfüllt 
sein müssen, um zur Gesellschaft dazuzugehören. Die 
zentrale Botschaft auf diesem für die identifikatorische 
Integration wichtigen Feld lautet, dass ‚exklusiv-exklu-
dierende‘ Kriterien von Zugehörigkeit wie die Geburt in 
Deutschland, die Abstammung sowie die Religionszuge-
hörigkeit von einer Mehrheit der Befragten als nicht rele-
vant angesehen werden. Wichtig für Zugehörigkeit ist aus 
der Sicht von Mehrheitsbevölkerung und Zuwanderern 
dagegen vor allem die Teilhabe am Arbeitsmarkt. Damit 
ist die Gesellschaft in Deutschland kein ‚exklusiver Club‘, 
allerdings muss die Zugehörigkeit im wahrsten Sinne des 
Wortes erarbeitet werden.

Daneben zeigt das Integrationsbarometer eine teil-
weise ambivalente Haltung der Befragten zum Islam. So 
bestehen eher geringe persönliche Vorbehalte gegen die 
institutionelle Gleichberechtigung, z. B. die Etablierung 
islamischen Religionsunterrichts, der von einer klaren 
Mehrheit befürwortet wird. Gleichzeitig wird der Islam 
allerdings nur bedingt als ein Teil von Deutschland ge-
sehen. Abseits von Zugehörigkeitsfragen zeigen die Be-
funde weiterhin, dass durchaus ein hohes Bewusstsein 
für die Exklusion von Muslimen aus der Gesellschaft be-
steht. Das Erkennen der bereits vielfach nachgewiesenen 
Abwertung und Diskriminierung von Muslimen kann ein 
wichtiger erster Schritt auf dem Weg zur Entschärfung 
des Phänomens und zu einer vorurteilsfreien Gesellschaft 
sein. Daran anknüpfend sollte weitere Aufklärung, z. B. 
über die gesellschaftlichen Folgen von Diskriminierung, 
Ausgrenzung entschlossen bekämpfen. 

Das Jahresgutachten 2016 richtet sich wie alle bishe-
rigen Gutachten an eine breite Öffentlichkeit: Neben der 
Fachwelt aus Politik und Verwaltung, aus Kirchen, Reli-
gionsgemeinschaften, Verbänden und Wissenschaft ge-
hören insbesondere die Medien als Multiplikatoren zum 
Adressatenkreis des SVR. 

Im Namen aller Sachverständigen danke ich den Stiftun-
gen, die unsere Arbeit tragen – vertreten durch den Vor-
sitzenden des Stiftungskuratoriums, Herrn Staatssekretär 
a. D. Rüdiger Frohn – für ihr Vertrauen in den Erfolg dieser 
einzigartigen Institution. Für uns ist dieses Vertrauen Ver-
pflichtung, die Arbeit des Sachverständigenrats auch in 
Zukunft mit Kraft und Engagement voranzubringen und 
die bisherige Erfolgsgeschichte fortzusetzen und weiter 
auszubauen. Aus dem Kreis der Stiftungen selbst danke 
ich besonders dem Geschäftsführer der Stiftung Mercator, 
Herrn Winfried Kneip, dem Generalsekretär der Volkswa-
genStiftung, Herrn Dr. Wilhelm Krull, sowie dem Mitglied 
des Vorstands der Bertelsmann Stiftung, Dr. Jörg Dräger, 
für die anhaltende Unterstützung. 

Der Geschäftsführerin des SVR, Frau Dr. Cornelia Schu, 
danke ich für die vertrauensvolle Zusammenarbeit. Herrn 
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Dr. Holger Kolb, dem Leiter des Arbeitsbereichs Jahres-
gutachten, sage ich besonderen Dank für das qualifizierte 
und kritische Engagement, für Leistungsbereitschaft und 
Einsatzfreude bei der gemeinsamen Erarbeitung des 
Jahresgutachtens. Seine konzeptionelle Arbeit war auch 
für dieses Jahresgutachten von zentraler Bedeutung. Mein 
Dank gilt auch dem stellvertretenden Leiter des Arbeits-
bereichs Jahresgutachten, Martin Weinmann, und den 
wissenschaftlichen Mitarbeitern Marcus Engler, Caroline 
Schultz und Alex Wittlif, die an der Erstellung des Jahres-
gutachtens beteiligt waren, sowie Jan Felix Engelhardt 
und Dr. Roman Lehner als freien Mitarbeitern, Frau Sabine 
Schwebel, die die redaktionelle Erstellung begleitet hat, 
Frau Dorothee Winden, der Kommunikationsmanagerin 
des SVR, und allen anderen Mitarbeitern der Geschäfts-
stelle, ohne die die Arbeit des Sachverständigenrats nicht 
gelingen könnte. 

Den Mitgliedern des Sachverständigenrats danke ich 
für die intensive und partnerschaftliche Kooperation, die 
für das Gelingen eines solchen Projekts unerlässlich ist. 
Ein Gremium, das aus hoch qualifizierten Wissenschaftlern 
der unterschiedlichsten Disziplinen besteht, lebt vom in-
terdisziplinären Diskurs – der mitunter nicht einfach ist –,  
von Verlässlichkeit in der Zusammenarbeit, Sicherheit in 
der eigenen und Offenheit für die andere Disziplin und 
schließlich von der Bereitschaft, in harter Arbeit um ge-
meinsame Ergebnisse zu ringen. Auch dies prägt den SVR 
in einmaliger und besonders fruchtbarer Weise. Wir alle 
und auch ich selbst empfinden es als Chance und Privileg, 
diese Möglichkeit der nachhaltigen interdisziplinären Zu-

sammenarbeit in einem Forschungsfeld zu besitzen, das 
für uns alle in unserer täglichen Arbeit als Wissenschaftler 
und auch für die Gesellschaft von zentraler Bedeutung 
ist. Ich danke den Sachverständigen für das Vertrauen, 
das sie in meine Leitung und öffentliche Vertretung des 
Sachverständigenrats gesetzt haben. Alle Ergebnisse des 
Rates sind freilich gemeinsam erarbeitet, sie sind das Er-
gebnis intensiver Zusammenarbeit und auch der einen 
oder anderen kontroversen Debatte. Mein Dank gilt dem 
zum Jahresende 2015 ausgeschiedenen Mitglied und 
Stellvertreter im Vorsitz Prof. Dr. Ludger Pries für die stets 
kollegiale und besonders anregende Zusammenarbeit, 
seinem Nachfolger in der Stellvertretung Prof. Dr. Hacı 
Halil Uslucan sowie Prof. Dr. Heinz Faßmann, der auch 
bei diesem Gutachten thematisch federführend war und 
bei dessen Schlussbearbeitung so entscheidend mitge-
wirkt hat. Die Verantwortung für das Gutachten liegt beim 
Sachverständigenrat insgesamt. Die Verantwortung für 
die Schlussbearbeitung trägt die Vorsitzende.

Prof. Dr. Christine Langenfeld
Vorsitzende des Sachverständigenrats
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR)

Berlin, im Februar 2016
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1   �Kirchenbindung lässt nach, Zuwan
derung verstärkt sich: Deutschland  
wird säkularer und multireligiös 

„Nun sag, wie hast du’s mit der Religion?“ Goethes Faust 
wich der Frage, mit der ihn Gretchen konfrontierte, eher 
aus und unterließ – sehr zu deren Bedauern – ein eindeu-
tiges und klares Bekenntnis zum Christentum. Mehr als 
200 Jahre nach dem Erscheinen von Goethes Klassiker ist 
die Gretchenfrage gesellschaftspolitisch relevant wie eh 
und je. Die lange in den Sozialwissenschaften dominante 
Vorstellung, dass gesellschaftliche Modernisierungsprozes-
se automatisch zu einem Bedeutungsverlust von Religion 
und Religiosität führen, hat sich als zu einfach herausge-
stellt. Stattdessen lässt sich auch in säkularen Gesellschaf-
ten wie Deutschland zwar eine Transformation, aber eben 
kein Verschwinden des Religiösen feststellen. 

Die Bindungskraft der beiden großen christlichen Kir-
chen ist zurückgegangen: Waren 1970 noch fast 95 Pro-
zent der westdeutschen Bevölkerung Mitglied der ka-
tholischen oder der evangelischen Kirche, beträgt dieser 
Anteil heute nur noch etwa 65 Prozent (mit abnehmender 
Tendenz). Zugleich steigt der Anteil derjenigen, die für sich 
entweder ein religiöses Bekenntnis ablehnen oder im Sin-
ne eines believing without belonging durchaus individuell 
religiös sind, aber auf eine Bindung an eine institutionelle 
Religionsgemeinschaft verzichten. Daneben tritt aber eine 
ebenfalls wachsende Zahl von sich als religiös bezeich-
nenden Personen, die nicht einer der christlichen Groß-
kirchen angehören. Hauptfaktor dieser Pluralisierung des 
religiösen Lebens ist Zuwanderung. Durch sie verbreitert 
sich zum einen das Spektrum der christlichen Religionen, 
zum anderen wurden vormals in Deutschland kaum ver-
tretene Religionen (wie etwa der Islam) importiert und 
zwischenzeitlich verschwundene (und im konkreten Fall 
des Judentums: nahezu ‚ausgelöschte‘) Religionen neu 
etabliert. Dadurch ist Deutschland demografisch zu einem 
multireligiösen Land geworden – mit allen damit verbun-
denen kulturellen Bereicherungen, aber auch latenten und 
manifesten Konflikten, die angesichts einer zugleich sin-
kenden Bindewirkung von Religion in anderen Teilen der 
Gesellschaft mittelfristig zunehmen könnten.

(Für weitere Informationen s. Kap. B.1.)

2   �Religion und Integration: Zusammen-
hang ist ambivalent und wird oft 
überschätzt

Religiosität wird oftmals einseitig entweder als Ver-
stärkung oder als Bremse für gesellschaftliche Teilhabe 
betrachtet. Beide Extreme sind aber empirisch so nicht 
belegbar, denn es gibt dazu bisher kaum vergleichbare 
Einzelfallstudien. So zeigt sich in Studien aus den USA 
ein positiver Zusammenhang zwischen Bildungsambition 
und -erfolg auf der einen Seite und Religiosität und Zuge-
hörigkeit zu religiösen Gemeinschaften auf der anderen 
Seite. Vor allem jüdische, buddhistische und muslimische 
Schüler in den USA erreichen durchschnittlich höhere 
Bildungsabschlüsse als Personen, die keiner Religions-
gemeinschaft angehören. Andere Studien wiederum er-
geben, dass strenge Religiosität mit geringeren Chancen 
auf Teilhabe am Arbeitsmarkt einhergeht; solche Zusam-
menhänge sind vor allem für streng religiöse Frauen be-
legt (in den USA v. a. für Mormoninnen und konservative 
Protestantinnen und in Deutschland für Muslima). 

Insgesamt wird der Zusammenhang von Religion und 
Integration jedoch in der öffentlichen Debatte ‚doppelt 
überschätzt‘: Zum einen existieren keine systematischen 
Belege dafür, dass Religion bzw. individuelle Religiosität 
grundsätzlich die Teilhabe an Bildung und am Arbeits-
markt erschwert. Zum anderen zeigt die empirische For-
schung, dass Unterschiede im Integrationserfolg zwischen 
verschiedenen religiösen Gruppen nicht in erster Linie auf 
Diskriminierungen aufgrund der Religionszugehörigkeit 
zurückzuführen sind. Der zentrale Erklärungsfaktor für Er-
folg und Misserfolg im Bildungssystem und darüber ver-
mittelt auch am Arbeitsmarkt ist und bleibt der soziale 
Hintergrund.

Ein stärkerer Zusammenhang als im Bereich der Inte-
gration in Bildung und Arbeitsmarkt zeigt sich zwischen 
Religion auf der einen und Einstellungen zur Demokra-
tie, fundamentalistischen Haltungen und Gewaltaffinität 
auf der anderen Seite. Die Forschungslage ist in diesem 
Bereich zwar noch eher dünn, aus den vorliegenden 
Studien lassen sich aber zwei Tendenzen erkennen: 
Zum einen steigt mit wachsender Religiosität die Zu-
stimmung zu fundamentalistischen Haltungen. Das gilt 
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16 Jahresgutachten 2016

Elf Kernbotschaften

religionsübergreifend, bei Muslimen scheint dieser Effekt 
allerdings deutlich ausgeprägter zu sein als bei Christen. 
Zum anderen geht bei Christen Religiosität mit geringerer 
Straffälligkeit einher; dies lässt sich bei Muslimen nicht 
feststellen. So scheint für diese Gruppe zwar kein unmit-
telbarer (positiver) Zusammenhang zwischen Religiosität 
und dem Begehen von Gewaltverbrechen zu bestehen, 
jedoch verschwindet bei religiösen Muslimen der bei 
anderen Religionen delinquenzmindernde Effekt von Re-
ligiosität. Angesichts der Bedeutung des Themas sollte 
hierzu künftig frei von Tabus mehr geforscht werden. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. A.1, A.2, A.3.)

3   �Religion und Terror: kein monokausaler 
Zusammenhang 

Zwar können Beziehungen zwischen Religion und Terror 
nachgewiesen werden, doch sind diese Zusammenhänge 
komplex, immer mit vielen anderen Faktoren vermittelt 
und nie monokausal. Weit verbreitet, aber nicht zutref-
fend ist die Position, im Namen des Islam ausgeführten 
Terrorismus von religiösen Fragen zu lösen und stattdes-
sen auf Faktoren wie Diskriminierung, soziale Marginali-
sierung, Arbeitslosigkeit oder mangelnden Bildungserfolg 
zu verweisen. Denn dies widerspricht den Ergebnissen 
einschlägiger globaler Terrorismusstudien. Diese zeigen 
vielmehr, dass Terroristen durchaus auch aus der Mittel-
klasse stammen, dass sie studiert haben und dass sie 
nicht zwangsläufig arbeitslos sind. Integrationspolitische 
Maßnahmen, die dazu beitragen sollen, Bildungserfolg 
und Teilhabe am Arbeitsmarkt für Zuwanderer zu erhö-
hen, sind daher auch weiterhin als Instrumente zur Ter-
rorismusbekämpfung wichtig, da sie gegen etwaige Per-
spektivlosigkeit junger Menschen angehen. Sie sind aber 
kein Allheilmittel, denn die Täter stammen keineswegs 
alle aus benachteiligten Milieus. Insgesamt aber ist die 
Frage, inwieweit zwischen Gewaltbereitschaft im Namen 
des Glaubens und sozialen Faktoren ein Zusammenhang 
besteht, in der Forschung noch einigermaßen ungeklärt. 

Die politisch korrekte Empörung, dass der heutige Ter-
ror „nichts mit dem Islam“ zu tun habe, ist also nicht völlig 
falsch, aber auch nicht vollkommen richtig: Der Terror wird 
zwar in der Regel von Leuten ausgeübt, die sich von Fa-
milie und Moscheegemeinde gelöst haben und einer radi-
kalen, sektenhaften Resozialisierung bzw. ‚Konversion‘ un-
terlegen sind – dies geschieht oft im Gefängnis, was eher 
in sozialpsychologischen oder organisationsspezifischen 
als in doktrinär ‚religiösen‘ Zusammenhängen zu begrei-
fen ist. Vollständig von religiösen Fragen zu lösen ist der 
im Namen einer Religion – derzeit vor allem des Islam –  
ausgeübte Terror aber auch nicht, denn die Religion bzw. 
eine fundamentalistische Interpretation des Koran dient 

ihm als Referenzrahmen und Terroristen als Legitimations-
basis für ihre Taten. Es sind überwiegend junge Menschen, 
die Teil eines sektiererischen, hoch dynamischen Jihadi-
Salafismus werden, der transnational und global operiert. 
Auch dies ist ein Hinweis darauf, dass sich der im Namen 
des Islam begangene Terror eher aus einer global-geopo-
litischen als aus einer intragesellschaftlichen Logik speist. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. A.3.)

4   �Religionsfreundliches System: Rechte 
für Religionsgemeinschaften, aber auch 
Erwartungen an diese 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein säkulares, aller
dings kein laizistisches Land. Vielmehr haben die Väter des  
Grundgesetzes die Gretchenfrage „Wie hast du’s mit der 
Religion?“ im Sinne einer positiven Neutralität beantwor
tet und Religionsgemeinschaften weitreichende Möglich
keiten eingeräumt, sich im öffentlichen und auch im staat-
lichen Raum zu entfalten. Dies geschieht beispielsweise 
durch staatlich finanzierten bekenntnisorientierten Religi-
onsunterricht, der als ordentliches Unterrichtsfach für eine 
große Zahl unterschiedlicher Religionsgemeinschaften in 
vielen Bundesländern etabliert ist, durch an staatlichen 
Universitäten unterrichtete Theologien sowie durch Mit-
spracherechte bei der Besetzung von Rundfunkräten. Au-
tonomieansprüche reichen bis in das Arbeitsrecht, das das 
kirchliche Selbstbestimmungsrecht sehr weit auslegt und 
ihm den Vorrang vor individuellen Freiheitsrechten ein-
räumt. All dies hebt freilich die Unterscheidung zwischen 
der Sphäre des Religiösen und der des Politischen nicht auf.

Das deutsche System der offenen Neutralität ist als 
Angebot formuliert: Es gibt Religionsgemeinschaften die 
Möglichkeit, sich im öffentlichen und staatlichen Raum 
einzubringen, zwingt sie aber nicht dazu. Der säkular-
neutrale Staat ist grundsätzlich als theologisch ‚inkompe-
tent‘ anzusehen, eine inhaltliche Bewertung von Religi-
onen steht ihm prinzipiell nicht zu. Dies heißt allerdings 
ausdrücklich nicht, dass der Staat auf dieser Ebene keine 
Erwartungen stellen kann: Religionsgemeinschaften, die 
die über das deutsche Religionsverfassungsrecht etab-
lierten umfangreichen Wirkungs- und Mitwirkungsmög-
lichkeiten im öffentlichen und staatlichen Raum nutzen 
wollen, sollten sich z. B. um eine Interpretation der Glau-
bensinhalte bemühen, die den zeithistorischen Kontext 
berücksichtigt und die Übertragbarkeit auf die heutigen 
Verhältnisse eines religiös pluralen und demokratischen 
Gemeinwesens kritisch prüft. Das Platzmachen durch die 
aufnehmende Gesellschaft muss von aktivem Handeln 
derer begleitet sein, die Platz nehmen möchten. Entspre-
chend muss in den Religionsgemeinschaften, zwischen 
Verbänden und unter Einschluss der islamischen Theolo-
gen ein Diskurs über ein Verständnis des Islam geführt 
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werden, das den Gläubigen die Teilhabe im multireligiö-
sen und pluralen Deutschland ermöglicht. Hierzu würde 
etwa auch gehören, die Interpretation des Koran in den 
Kontext seiner Entstehung zu stellen.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.1, B.2.)

5   �Grundprinzip staatlicher Religions-
freundlichkeit: religiöse Differenzierung 
führt zu religionspolitischem Pluralismus

Der früher unter dem Begriff der Hierarchisierung ver-
tretene religionspolitische Weg, den ‚klassischen‘ und 
‚staatstragenden‘ Religionen (insbesondere dem Christen-
tum) zahlreiche Rechte und Entfaltungsmöglichkeiten im 
öffentlichen und staatlichen Raum zu garantieren, diese 
anderen (‚staatsfernen‘) Religionen aber vorzuenthalten, 
hat mittlerweile an Überzeugungskraft und Unterstützern 
verloren. In einer säkularisierten und für Diskriminierung 
sensiblen Gesellschaft ist eine solche Politik zunehmend 
fragwürdig geworden. Damit stehen liberalen Staaten nur 
noch zwei normativ voll satisfaktionsfähige religionspo-
litische Formen des Umgangs mit Religionen zur Verfü-
gung: den deutschen Weg der Religionsfreundlichkeit auf 
sich neu im Land etablierende Religionsgemeinschaften 
zu übertragen oder – als Kontrastprogramm dazu – die 
den Religionsgemeinschaften von der öffentlichen Hand 
zur Verfügung gestellten Wirkungsmöglichkeiten gene-
rell rückzubauen. Zugespitzt könnte man in Bezug auf die 
staatliche Politik gegenüber Religionsgemeinschaften von 
den Alternativen „alle Rechte für alle“ oder „keine Rechte 
für irgendeine“ sprechen. 

Deutschland hat sich klar für eine Religionsakzeptanz 
im öffentlichen bzw. staatlichen Raum entschieden. Im 
Ergebnis führt dies zu einer neuen Pluralität, die auch als 
‚religionspolitischer Multikulturalismus‘ bezeichnet wer-
den kann. Die Rechte, die aufgrund ihrer Präsenz im Land 
zunächst vor allem christlichen Kirchen und der jüdischen 
Gemeinschaft gewährt wurden, sind auf der Grundlage 
der offenen Neutralität auch neu in Deutschland etablier-
ten Religionsgemeinschaften einzuräumen. Dies ist auch 
in Zeiten einer abnehmenden religiösen Bindung weiter 
Teile der Bevölkerung ein wichtiger Aspekt der freiheitli-
chen Ordnung des Grundgesetzes.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.1, B.2.)

6   �Neu etablierte Religionsgemein
schaften: Übertragung institutioneller 
Rechte ist weit fortgeschritten

Überraschend ist, wie schnell und umfassend neuen 
Religionsgemeinschaften in Deutschland in den letzten 

Jahren Rechte gewährt wurden. Im Gutachten werden 
dabei zwei religionspolitische Konstellationen der Rech-
tegewährung unterschieden: Weniger umstritten sind 
sog. parity claims, also Fälle, in denen neue Religionsge-
meinschaften auch für sich die Entfaltungsmöglichkeiten 
reklamieren, die den etablierten christlichen Kirchen zur 
Verfügung stehen. Darunter fallen etwa die mit dem Sta-
tus einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verbunde-
nen Privilegien, an öffentlichen Schulen als ordentliches 
Lehrfach etablierter bekenntnisorientierter Religions-
unterricht, staatlich finanzierte bekenntnisgebundene 
Theologie an Hochschulen und die Etablierung neuer, 
religiös begründeter Wohlfahrtsverbände. Hier besteht 
eine weitgehende Offenheit des geltenden Religionsver-
fassungsrechts. Eine Grundbedingung für diese Offenheit 
ist allerdings – und hier sind insbesondere die islamischen 
Gemeinschaften angesprochen –, dass die Religionsge-
meinschaften sich so konstituieren, dass sie als verläss-
licher und repräsentativer Kooperationspartner agieren 
können. Hierzu gehört auch, sich von ausländischen Ein-
flüssen zu lösen und sich als Glaubensgemeinschaften in 
Deutschland zu verstehen.

Strukturell anders gelagert als parity claims sind Kon-
stellationen, in denen Personen unter Bezugnahme auf 
die grundrechtliche Religionsfreiheit für sich religionsspe-
zifische Ausnahmeregelungen reklamieren (sog. exemp-
tion claims). Automatische Folge solcher Ansprüche sind 
Kollisionen zwischen den aus der Religionsfreiheit abge-
leiteten Rechten und grundrechtlich geschützten Normen, 
die oft ebenfalls Verfassungsrang haben (wie etwa der 
staatliche Bildungs- und Erziehungsauftrag). Ein paradig-
matischer Fall in diesem Bereich ist der von muslimischen 
Lehrerinnen vorgebrachte Wunsch, das von ihnen für 
verbindlich erachtete Kopftuchgebot auch in der Schule 
und damit im staatlichen und von Neutralität gekenn-
zeichneten Raum einzuhalten. Ebenfalls in diesen Bereich 
gehören Kollisionen zwischen Blasphemieverboten, die 
von  Angehörigen bestimmter Religionen ausgesprochen 
werden, und der grundrechtlich geschützten Meinungs-
freiheit oder zwischen vor allem für Juden und Muslime 
glaubenskonstitutiven Beschneidungsvorschriften und 
dem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit.

Insgesamt lässt sich aus den Entscheidungen der Ge-
setzgeber und der Gerichte die klare Tendenz herauslesen, 
den von Religionsgemeinschaften artikulierten Forderun-
gen nach institutioneller Gleichstellung sowie nach reli-
giös gebotenen Sonder- und Ausnahmeregelungen in der 
Regel stattzugeben. Der Prozess institutioneller Gleich-
stellung ist in vollem Gange; das zeigen vor allem die 
Etablierung islamischen Religionsunterrichts als ordent-
liches Lehrfach an staatlichen Schulen und der Aufbau 
einer islamischen Theologie an staatlichen Universitäten. 
Die individuelle Religionsfreiheit genießt bei der Güterab-
wägung konfligierender Normen einen hohen – manche 
meinen auch: einen zu hohen – Stellenwert, wie etwa im 
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‚NRW-Urteil‘ 2015 des Bundesverfassungsgerichts zu ei-
ner kopftuchtragenden Lehrerin einer öffentlichen Schule 
deutlich wurde: Das Recht der Eltern auf ein religionsneu-
trales Auftreten des Lehrpersonals an einer öffentlichen 
Schule wurde dem Recht der klagenden Lehrerin auf Re-
ligionsfreiheit nachgeordnet. Die zunehmende religiöse 
Vielfalt in Deutschland hat damit insgesamt zu weitge-
henden Anpassungen im institutionellen Bereich wie in 
dem der individuellen Rechte geführt. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.2, B.3.)

7   �Anerkennung von Verschiedenheit darf 
das Primat der demokratischen Grund-
werte nicht schwächen

Um angesichts der religiösen Pluralisierung bei gleich-
zeitig insgesamt nachlassender Bindewirkung des Reli-
giösen Akzeptanz und Zusammenhalt in der Gesellschaft 
zu sichern, müssen die hier lebenden Menschen in ihrer 
Verschiedenheit anerkannt werden. Das heißt auch, dass 
religiös Gebundene, welchen Glaubens auch immer, ak-
zeptieren, dass es Menschen gibt, die nicht glauben, wie 
umgekehrt nicht religiös Gebundene akzeptieren müssen, 
dass Religion für andere wichtig ist. Grundlage des Zu-
sammenlebens sind die auf alle anwendbaren Normen 
der Verfassung und die allgemein gültigen demokrati-
schen Werte. Zu diesen Werten gehört auch die Fähigkeit 
zur Differenzierung: zwischen privater und öffentlicher/
staatlicher Sphäre, zwischen Konflikten, die die Rechte 
Dritter oder sonstige Verfassungsgüter gefährden, und 
solchen, die in einer Demokratie hinzunehmen sind. Ab-
zweigungen von dieser durch die Verfassung und die de-
mokratische Grundordnung vorgegebenen Fahrtrichtung 
sind nicht zu akzeptieren und auch nicht durch religiöse 
Anerkennung legitimiert. Das mit der geltenden Religi-
onsverfassung verbundene Freiheits- und Gleichheits-
versprechen ist also ein inkludierendes Versprechen, das 
unter Achtung der Autonomie des Religiösen zugleich mit 
der Hoffnung und Erwartung verbunden ist, dass es inte-
grierend wirkt und die freiheitliche Ordnung stärkt – auf 
der Ebene des Einzelnen, aber eben auch der gesamten 
Gesellschaft. 

Das erfordert von jenen, die religiös motivierte Aus-
nahmeregelungen für sich in Anspruch nehmen wollen, 
ein kritisches Abwägen der theologischen Relevanz ihrer 
Forderungen, denn nicht alles, was religiös-theologisch 
wünschenswert erscheint, ist gesamtgesellschaftlich ak-
zeptabel. Das Freiheits- und Gleichheitsversprechen als 
ein inkludierendes Versprechen einzulösen erfordert auch 
von der Rechtsprechung ein kritisches Reflektieren bei 
der Entscheidung über Normkonflikte. Die Achtung der 
Autonomie des Religiösen sollte nicht die kohäsive Kraft 
der in der Verfassung verankerten, allgemein gültigen de-

mokratischen Grundwerte schwächen, ganz im Gegenteil. 
Eine verstärkte gesellschaftliche Diskussion über Norm-
konflikte und deren mögliche rechtliche Lösungen ist im 
Gange und auch notwendig.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.2.1, B.2.2, B.2.3, B.2.4, B.3.)

8   �Schulpflicht als zentraler Grundpfeiler 
des deutschen Bildungssystems: kein 
Anspruch auf Ausnahmen

Im generell religionsfreundlich geprägten deutschen Sys-
tem gibt es einen Bereich, der sich dem Trend eines religi-
onsrechtlichen Pluralismus widersetzt: Die in Deutschland 
als Schulbesuchspflicht konzipierte Schulpflicht gehört zu 
den zentralen Grundsätzen des deutschen Bildungssys-
tems; von Angehörigen verschiedener Religionsgemein-
schaften geäußerte Wünsche, ihre Kinder aus religiösen 
Gründen zumindest von Teilen des Schulunterrichts be-
freien zu lassen, werden rigoros abgelehnt. Dies gilt in 
den letzten Jahren auch wieder verstärkt für von Musli-
men geäußerte Befreiungswünsche (v. a. für Sport- bzw. 
Schwimmunterricht), denen vor allem in den 1990er Jah-
ren, als das Thema der Integration von Zuwanderern poli-
tisch noch ein Nischendasein fristete, ganz im Sinne eines 
‚rechtlichen Multikulturalismus‘ noch stattgegeben wurde. 

Der SVR unterstützt den Weg, religiös motivierte Aus-
nahmeregelungen im Bereich der Schulpflicht abzuleh-
nen. Insbesondere angesichts der integrationspolitischen 
Herausforderungen, die der hohe Zuzug von Flüchtlingen 
(auch im Schulalter) in den nächsten Jahren bringen wird, 
ist diese klare Linie wichtig. In der Schule werden schließ-
lich nicht nur abstrakte Bildungsinhalte und biografisch 
wie ökonomisch wertvolle Qualifikationen vermittelt, 
sondern sie leistet auch einen wichtigen sozialen Beitrag 
zur Festigung eines demokratischen und solidarischen 
Gemeinwesens und hilft damit, das Entstehen religiös 
oder weltanschaulich motivierter ‚Parallelgesellschaften‘ 
zu vermeiden. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.3.4.)

9   �Religionsfreundlichkeit im deutschen 
Recht: grundsätzlich bewährt, Nach
besserungen nötig

International wird der im Gutachten aufgezeigte deut-
sche Weg einer ausgeprägten Religionsfreundlichkeit, 
den die Politik gerade in der jüngeren Zeit mit Nachdruck 
beschritten hat, eher positiv registriert. Das deutsche Mo-
dell einer positiven Neutralität hat sich auch nach Ansicht 
des SVR im Großen und Ganzen bewährt und wird auch 
dafür sorgen, dass die rechtliche Integration des Islam als 
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der mit Abstand größten neu hinzugekommenen Religion 
tendenziell gelingen wird bzw. in Teilen bereits gelungen 
ist. Dies heißt allerdings nicht, dass die derzeitigen reli-
gionspolitischen Strukturen in Deutschland angesichts der 
voranschreitenden Pluralisierung und Säkularisierung in 
allen Bereichen noch zeitgemäß sind. Die einzelnen Ka-
pitel des Gutachtens lassen sich auch als eine Art Register 
lesen, das Bereiche identifiziert, in denen der deutsche 
Weg einer generellen Religionsfreundlichkeit bzw. eines 
religionsrechtlichen Multikulturalismus aus der Sicht des 
SVR in einem religiös vielfältigen und säkularen Deutsch-
land zu Problemen führt. Dies gilt etwa für den Bereich 
des kirchlichen Arbeitsrechts, das Religionsgemeinschaf-
ten gegenüber dem allgemeinen Arbeitsrecht weitgehen-
de Sonderrechte einräumt, den Aufbau einer islamischen 
Theologie an deutschen Hochschulen, in deren Rahmen 
Verbänden mit fraglicher Legitimität zu große Mitsprache-
rechte eingeräumt wurden, oder die vom Gesetzgeber in 
großer Eile erlassene Beschneidungsgestattung, die vor 
allem hinsichtlich der Schmerzbehandlung der Kleinkin-
der einiges im Unklaren lässt.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. B.2.3, B.2.5, B.3.3.)

10   �Staat und Religionsgemein
schaften: gemeinsame religions-
politische und gesellschaftliche 
Verantwortung 

Für viele Menschen gibt ihre Religion Antworten auf letz-
te Fragen und hilft bei der Bewältigung der Ungewiss-
heit von Gegenwart und Zukunft. Sie hat darüber hinaus  
insofern eine Bedeutung für Integrationsprozesse, als ge-
rade bei Zugewanderten das Bedürfnis nach Orientierung 
und Halt besonders ausgeprägt ist. Religionen sollten die 
Menschen aber nicht immer wieder in Gewissenskonflikte 
bei der Bewältigung des Alltags stürzen. Es geht darum, 
dass sie pluralismusfähig werden, ohne ihren ‚Eigensinn‘ 
und ihren Wahrheitsbezug aufzugeben. Es sollte mög-
lich sein, dass ein muslimischer Lagerarbeiter Bierkisten 
einräumt, ohne in Gewissensnöte zu geraten, oder ein 
muslimisches Mädchen – auch im normalen Badeanzug –  
am Schwimmunterricht teilnimmt, und evangelikale El-
tern sollten zulassen, dass ihre Kinder in der Schule mit  
Bildungsinhalten konfrontiert werden, die den eigenen 
religiösen Vorstellungen nicht entsprechen. Gläubige und 
Nichtgläubige müssen in einer pluralen und säkularen 
Gesellschaft zueinanderfinden und sie müssen einen to-
leranten Glauben bzw. Umgang mit Anders- und Nicht-
gläubigen praktizieren, denn ansonsten wird die Zahl der 
religiös konnotierten Konflikte gerade im Alltag derart zu-
nehmen, dass ein gedeihliches Zusammenleben in Frage 
gestellt ist. Die Religionsgemeinschaften tragen daher 
eine besondere Verantwortung bezüglich der Interpre-

tation der Glaubensinhalte; diese sollten den Gläubigen 
ermöglichen, sich in einer religiös pluralen und säkula-
ren Gesellschaft zurechtzufinden, ohne immer wieder in 
Glaubenskonflikte zu geraten. 

Insgesamt handelt es sich bei der anzustrebenden 
Nachjustierung des Verhältnisses von Religion und Staat 
in religiös differenzierten Gesellschaften um ein komple-
xes, theologisch und politisch hochsensibles Themenfeld. 
Es entspricht der deutschen religionsverfassungsrechtli-
chen Tradition, sich gegenüber Religionen und religiösen 
Bedürfnissen in besonderer Weise offen zu zeigen. Das 
deutsche Recht erweist sich hier als flexibel und ermög-
licht Lösungen, die Zumutungen für religiös gebundene 
Menschen nach Möglichkeit vermeiden und mit denen 
daher alle gut leben können. Voraussetzung dafür ist aber 
eine gewisse Mäßigung in religiösen Dingen. Wenn die 
eigenen religiösen Maßstäbe nicht absolut gesetzt wer-
den, dann wird religiöse Freiheit nicht zur Grundlage für 
Konflikte und eventuell zum Hemmnis von Integration, 
sondern zu einer positiven Ressource für den Einzelnen 
und die gesamte Gesellschaft.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. A.1.)

11   �Migrationsmanagement sollte 
auch außen- und arbeitsmarkt
politische Aspekte einbeziehen

In seinem diesjährigen Sonderteil widmet sich das Jahres-
gutachten des SVR einem auch angesichts der flüchtlings-
politischen Krise hochrelevanten Thema: Im Zentrum steht 
das Verhältnis von Migration und sozioökonomischer Ent-
wicklung in den Herkunftsräumen. Die politische Diskus-
sion der vergangenen Jahre hat die positiven Aspekte von 
Migration auch für die Herkunftsgebiete betont und damit 
eine einseitige ‚Abwanderung ist schlecht‘-Akzentuierung 
verhindert. Ein gutes Management von Migration kann, 
so der Tenor der Diskussion, einen Vorteil für die Zielge-
biete, die Wandernden selbst und die Herkunftsgebiete 
bringen. Vor dem Hintergrund der diesbezüglichen wis-
senschaftlichen Evidenz warnt der SVR jedoch vor einer 
naiven Überschätzung der entwicklungspolitischen Poten-
ziale von Migration. So sind beispielsweise die Rücküber-
weisungen von Ausgewanderten in ihre Herkunftsländer, 
deren Höhe global die von Staaten aufgebrachten ent-
wicklungspolitischen Mittel übertrifft, kein Allheilmittel 
gegen strukturelle Entwicklungsdefizite, denn sie werden 
zumeist für den Konsum aufgewendet und entfalten da-
mit kaum langfristige Struktureffekte. Dennoch: Ein klug 
konzipiertes Migrationsmanagement, bei dem außen-, 
arbeitsmarkt- und entwicklungspolitische Überlegungen 
ineinandergreifen, ist notwendiger denn je. 

Deutschland und die EU sind von einer konsequenten 
Verknüpfung dieser Politikbereiche leider weit entfernt. 
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Ein ähnliches Defizit gilt für die europäische Nachbar-
schaftspolitik, die es versäumt hat, die Interessen der 
EU-Mitgliedstaaten mit denen der Herkunfts- und Tran-
sitstaaten von Zuwanderern in die EU zu verknüpfen. Zu 
einer kohärenten außen- und migrationspolitischen Ge-
samtstrategie würde gehören, die bislang bestehenden 
Programme (besonders Mobilitätspartnerschaften und 
regionale Schutz- und Entwicklungsprogramme) substan-
ziell zu erweitern, um die Herkunftsregionen zu stärken 
und positive Entwicklungseffekte von Migration zu ma-
ximieren. Angesichts der europäischen Flüchtlingskrise, 

die politische Kräfte bindet und die derzeitigen Aushand-
lungsprozesse auf europäischer und nationaler Ebene do-
miniert, ist dieses Ziel in der politischen Prioritätenliste 
weiter nach unten gerückt. Dies ist eine paradoxe (Fehl-)
Entwicklung, weil die viel beschworene Bekämpfung der 
Fluchtursachen eigentlich ein weitsichtiges und umfas-
sendes Migrationsmanagement im Sinne einer Integra-
tion von Migration und Entwicklung zur Chefsache auf 
nationaler und internationaler Ebene macht. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. C.1, C.2, C.3, C.4.)





SVR-Integrationsbarometer



23Jahresgutachten 2016

SV
R-

IN
TE

GR
AT

IO
N

SB
AR

O
M

ET
ER

 
 

Das dominante Thema der Migrationspolitik seit dem Er-
scheinen des letzten SVR-Integrationsbarometers im Jahr 
2014 war zweifellos die Debatte um die europaweite 
Flüchtlingsmigration. Im Windschatten der großen Politik 
war die Stimmungslage mehrheitlich von Hilfsbereitschaft 
gekennzeichnet, das Gesamtbild des neuen, sich offen 
präsentierenden Deutschlands wurde kaum von Ängsten 
und Abwehrhaltungen getrübt. In diesen Zeitraum (März 
bis August 2015) fallen die Befragungen für das Integrati-
onsbarometer 2016, das mit seinem Kernstück, dem Inte-
grationsklima-Index, die Wahrnehmung des Zusammen-
lebens in der Einwanderungsgesellschaft erfasst und das 
nun erstmals bundesweit erhoben wurde. Im Mittelpunkt 
dieser Messung des Integrationsklimas steht das ‚Funktio-
nieren‘ der Einwanderungsgesellschaft in verschiedenen 
zentralen Bereichen (Nachbarschaft, Arbeitsmarkt, sozi-
ale Beziehungen und Bildung). Die Integration in diesen 
Bereichen ist ein kontinuierlicher und langfristiger Pro-
zess; bei den kürzlich angekommenen Flüchtlingen steht 
sie Deutschland im Wesentlichen noch bevor, nachdem es 
zunächst vor allem um Aufnahme und Versorgung ging. 
Insofern gibt das Integrationsbarometer Aufschluss über 
den grundsätzlichen Stand der Integration im Einwande-
rungsland Deutschland. Zur aktuellen Flüchtlingszuwan-
derung hat der SVR bereits erste Einschätzungen aus 
dem Integrationsbarometer 2016 veröffentlicht. Mit Blick 
auf das allgemeine Integrationsklima ist das Ergebnis 
des Integrationsbarometers 2016 eindeutig: Es wird von 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund deutsch-
landweit als weitgehend freundlich bewertet. Damit zeigt 
auch die vierte Auflage des Integrationsbarometers, dass 
der wechselseitige Integrationsprozess auf einer stabilen 
Grundlage steht. 

(1)	 Das Integrationsklima in Deutschland ist nach wie 
vor freundlich; alle Befragten beurteilen den Stand 
der Integration in Schulnoten ausgedrückt erneut 
mit „gut“. Die bestehenden Unterschiede zwischen 
den Herkunftsgruppen hinsichtlich der durchschnitt-
lichen Einschätzung des Integrationsklimas sind zu 
großen Teilen auf unterschiedliche soziodemogra-
fische Zusammensetzungen der Gruppen zurückzu-
führen. 

(2)	 Soziale Kontakte und Benachteiligungserfahrungen 
korrelieren am stärksten mit der Wahrnehmung 
des Zusammenlebens. Die Daten belegen einen 
bereits in der Vergangenheit nachgewiesenen Zu-
sammenhang: Je häufiger soziale Kontakte zwischen 
Menschen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte 
stattfinden, desto besser wird das Integrationsklima 
bewertet. Dieser Effekt zeigt sich bei den Befragten 
mit wie ohne Migrationshintergrund. Interethnische 
Kontakte führen also auf beiden Seiten zum Abbau 
von Vorurteilen und zu mehr Optimismus hinsichtlich 
des Zusammenlebens in der Einwanderungsgesell-
schaft. Diskriminierungserfahrungen hingegen trü-
ben die Einschätzung des Integrationsklimas; auch 
dieser Effekt ist in allen Herkunftsgruppen signifikant 
und deutlich stärker als z. B. der ebenfalls erkennba-
re Zusammenhang zwischen Bildung und Einschät-
zung des Integrationsklimas. 

(3)	 Im Integrationsbarometer 2016 werden erneut die 
sozialen Beziehungen von allen vier Teilbereichen 
des Integrationsklimas am positivsten beurteilt. 
Am pessimistischsten sind die Befragten in puncto 
Bildung; das drückt sich vor allem darin aus, dass 
die Leistungsfähigkeit von Schulen mit einem ho-
hen Migrantenanteil allgemein negativ eingeschätzt 
wird. Diese Skepsis führt auch zu einer relativ gerin-
gen Bereitschaft, die eigenen Kinder auf eine solche 
Schule zu schicken. 

(4)	 Herkunftsübergreifend sieht eine Mehrheit der Be-
fragten Teilhabe am Arbeitsmarkt als mit Abstand 
wichtigstes Kriterium für eine Zugehörigkeit zur 
Gesellschaft in Deutschland. Gesellschaftliche Teil-
habe wird damit weit weniger, als man annehmen 
könnte, an exklusive Kriterien wie etwa die Geburt 
in Deutschland, deutsche Vorfahren oder auch die 
Zugehörigkeit zur christlichen Glaubensgemeinschaft 
geknüpft. 

(5)	 Als ambivalent erweisen sich die Einstellungen 
zum Islam. Gegen eine institutionelle Gleichberech-
tigung, z. B. durch Bereitstellung von islamischem 
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Religionsunterricht, gibt es kaum persönliche Vorbe-
halte. Mehrheitlich akzeptiert wird auch eine stärke-
re bauliche Präsenz des Islam: Einem Moscheebau 
in der Nachbarschaft stehen die meisten Befragten 
offen gegenüber. Deutliche Differenzen zwischen 
einzelnen Herkunftsgruppen zeigen sich allerdings 
in den Meinungen zu der eher abstrakten Frage, 
ob der Islam ein Teil von Deutschland ist. Hier sind 
besonders Befragte ohne Migrationshintergrund un-
entschlossen, während einige Zuwanderergruppen 
(und besonders die Befragten mit einem türkischen 
Migrationshintergrund) die Frage deutlich bejahen. 

(6)	 Integration wird als Aufgabe aller gesehen. Wie 
schon im SVR-Integrationsbarometer 2012 sehen 
auch heute die meisten Befragten die Integration der 
Zuwanderer zugleich in der Verantwortung des Staa-
tes, der Mehrheitsbevölkerung und der Zuwanderer. 
Allerdings unterscheidet sich die Zuschreibung von 
Verantwortung in ihrer Intensität: Gruppenübergrei-
fend wird die Hauptverantwortung bei den Zuwan-
derern gesehen; hierin stimmen Zuwanderer und 
Mehrheitsbevölkerung überein.

Info-Box 1	� Methodische Anmerkungen zum SVR-Integrationsbarometer

In der aktuellen Erhebung (Erhebungszeitraum: März bis August 2015) wurden insgesamt 5.396 Personen 
bundesweit interviewt, davon 1.333 Personen ohne Migrationshintergrund, 999 Spät-/Aussiedler, 1.003 Türkei
stämmige, 1.037 Zuwanderer aus einem EU-Land oder ihre Nachkommen und 1.024 Menschen mit einem Mi
grationshintergrund aus der „übrigen Welt“. Einwanderer aus der EU bildeten in den letzten Jahren die wichtigste 
Zuwanderergruppe für Deutschland. Daher wurden überproportional viele Einwanderer aus der EU befragt, um 
zu dieser Gruppe repräsentative Aussagen treffen zu können: Die Herkunftsgruppe „EU ≤ 2000“ besteht aus 532  
Befragten, die bis Ende 2000 selbst aus einem EU-Land eingereist oder Nachkommen eines EU-Zuwanderers 
sind. In der Herkunftsgruppe „EU > 2000“ sind 505 Befragte enthalten, die ab dem Jahr 2001 nach Deutsch
land zugereist sind. Die Zuwanderergruppen wurden gewichtet, um sie auf die Bevölkerungsverhältnisse ab
zustimmen; darüber hinaus wurde jede Herkunftsgruppe einzeln anhand ausgewählter soziodemografischer 
Merkmale (u. a. Bildung, Alter, Geschlecht, Erwerbsstatus) auf der Basis einer Sonderauswertung des Mikrozensus  
an die Verhältnisse in der Grundgesamtheit angepasst. Auf diese Weise sind repräsentative Aussagen zu Perso-
nen mit und ohne Migrationshintergrund und darüber hinaus zu den einzelnen Herkunftsgruppen möglich. Die 
Befragung wurde telefonisch über das Mobil- und Festnetz durchgeführt; dazu wurde der Telefonnummernpool 
des Arbeitskreises Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute e. V. genutzt. Insgesamt wurden 75,7 Prozent 
der Stichprobe über Festnetz (43,5 %) oder Mobilfunk (32,1 %) rekrutiert. Weitere 12,7 Prozent der Stichprobe 
entfallen auf onomastisch, d. h. nach Namen (über Festnetz und Mobilfunk), ausgewählte Rufnummern und 
11,6 Prozent auf Telefonnummern von auf Ethno-Marketing spezialisierten Mobilfunkdienstleistern. In jedem 
Haushalt wurde eine mindestens 15-jährige Person befragt, die nach dem Last-Birthday-Verfahren zufällig 
ausgewählt wurde. Zweisprachige Interviewer führten die Befragung auf Deutsch, Englisch, Türkisch oder Rus-
sisch durch. Die Fragebögen wurden in jeder Sprache zunächst einem kognitiven Pretest unterzogen und nach 
anschließender Überarbeitung unter Feldbedingungen getestet. Die Befragung wurde von BIK Aschpurwis + 
Behrens GmbH durchgeführt. Ein umfassender Methodenbericht mit einer Dokumentation aller Erhebungs
schritte ist auf der SVR-Homepage abrufbar.
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Bei den ersten drei Wellen des SVR-Integrationsbarome-
ters, die in den Jahresgutachten 2010, 2012 und 2014 
vorgestellt wurden, handelte es sich um regionale Er-
hebungen. Das hier präsentierte Integrationsbarometer 
2016 stellt nun erstmals bundesweit repräsentative Da-
ten bereit. Der SVR hat diese Umstellung für zahlreiche 
weitere methodische Neuerungen genutzt, über die 
der Methodenbericht detailliert Auskunft gibt.1 Abgese-
hen davon, dass die Befragung nun bundesweit erfolgt,  
beziehen sich diese Veränderungen vor allem auf den 
Zuschnitt der Befragungsgruppen, Aspekte der Stichpro-
benziehung, Skalierung und Gewichtung sowie die Be-
rücksichtigung von Mobilfunknummern (vgl. Info-Box 1).

Seit seiner ersten Auflage unverändert geblieben ist 
die ‚Architektur‘ des SVR-Integrationsklima-Index (IKI). Als 
Kern des Integrationsbarometers bildet er das Zusammen-
leben in verschiedenen Bereichen der Einwanderungsge-
sellschaft ab und ist damit ein empirischer Gradmesser für 
die Qualität des Integrationsgeschehens (vgl. Faßmann 
2011). Seit 2010 erfasst er über ein mehrstufiges Verfah-
ren, wie Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
das Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft in 
den Teilbereichen Arbeitsmarkt, Nachbarschaft, soziale 
Beziehungen und Bildungssystem bewerten. Dabei wer-
den für die einzelnen Bereiche jeweils im ersten Schritt 
die Erfahrungen der Befragten im Hinblick auf ethnische 
Pluralität erhoben und im zweiten Schritt ermittelt, inwie-
weit sie bestimmten allgemein formulierten Normen zum 
Umgang mit kultureller Vielfalt zustimmen oder sie ab-
lehnen. Anschließend wird danach gefragt, wie sie ange-
sichts der ethnischen Heterogenität die Leistungsfähigkeit 
der verschiedenen Bereiche einschätzen, um eventuelle 
im Integrationsalltag erfahrene Beeinträchtigungen des 
Zusammenlebens einzufangen. Schließlich werden Ver-
haltenstendenzen in verschiedenen Situationen erfasst, 
die von kultureller Vielfalt bestimmt sind. Diese Vorge-
hensweise berücksichtigt, dass die Integrationsrealitäten 
in den verschiedenen Bereichen voneinander abweichen 

können, und erlaubt entsprechend differenzierte Aussa-
gen zum Integrationsalltag. Die Angaben der Befragten 
werden zunächst für jeden Teilbereich zu Durchschnitts-
werten zusammengefasst; auf diese Weise entstehen vier 
Teilbereichsindizes. Diese werden anschließend zusam-
mengelegt und gehen zu gleichen Teilen (d. h. ungewich-
tet) in den allgemeinen SVR-Integrationsklima-Index ein. 

1 Integrationsklima in Deutschland 
anhaltend stabil, Einschätzungen diffe-
rieren leicht zwischen den Herkunfts-
gruppen

Die erste Auflage des SVR-Integrationsbarometers im Jahr 
2010 stellte ein insgesamt positives Integrationsklima 
fest. Diese Haltung der Bevölkerung zu kultureller Vielfalt 
in der sich stetig wandelnden Einwanderungsgesellschaft 
blieb über die folgenden Jahre stabil, und auch 2015 gibt 
es keine Anzeichen für einen grundsätzlichen ‚Klimawan-
del‘. Abb. 1 stellt das aktuelle Integrationsklima dar. Wer-
te über 50 Punkte signalisieren eine tendenziell positive, 
Werte unter 50 eine negative Einschätzung des Klimas.2 
Der Gesamtwert liegt für Personen ohne Migrationshin-
tergrund bei 65,4 Punkten, bei Personen mit Migrations-
hintergrund mit 67,1 Punkten etwas höher.

Innerhalb der Gruppe der Befragten mit Migrations-
hintergrund zeigen sich allerdings Unterschiede nach 
Herkunftsgruppen: Personen mit türkischem Migrations-
hintergrund beurteilen das Integrationsklima mit 62,7 
schlechter als die Befragten ohne Migrationshintergrund; 
die Gruppe der Zuwanderer, die bis 2000 aus Ländern der 
EU nach Deutschland eingereist sind, weist dagegen mit 
71,5 den höchsten IKI-Wert auf. 

Diese Unterschiede zwischen den Herkunftsgrup-
pen werden im Folgenden unter Berücksichtigung ver-
schiedener, u. a. soziodemografischer Faktoren auf ihre 

Der SVR-Integrationsklima-Index

1	� Der Methodenbericht ist auf der Internetseite des SVR (www.svr-migration.de) abrufbar. 
2	� Die Umstellung der bislang in den Integrationsbarometern genutzten von 0 bis 4 reichenden Skala wurde vorgenommen, um eine leichtere Inter

pretation der Ergebnisse zu ermöglichen. Zur Orientierung: Bei einer Umrechnung der ehemaligen auf die aktuelle Skala entspricht eine 3,0 nunmehr 
einem IKI-Wert von 75; eine ehemals errechnete 2,0 entspricht einem IKI-Wert von 50. 

http://www.svr-migration.de
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Signifikanz überprüft.3 Gleichzeitig werden die Faktoren 
bestimmt, die den Integrationsklima-Index beeinflussen; 
dazu werden multivariate Analysen (lineare Regressio-
nen) angewendet. Als Einflussfaktoren werden perso-
nenbezogene Merkmale berücksichtigt, darunter Alter, 
Bildungsstand, Erwerbssituation, Dauer des Aufenthalts 
in Deutschland und die Häufigkeit interethnischer sozialer 
Kontakte.4 Außerdem werden in die Analysen Kontext-
merkmale einbezogen, etwa die regionale Arbeitslosen- 
und Ausländerquote im Umkreis der Befragten.5 

Eine genauere Betrachtung der unterschiedlichen Ein-
schätzungen des Integrationsklimas zeigt, dass zwei Her-
kunftsgruppen das Integrationsgeschehen positiver beur-
teilen als Personen ohne Migrationshintergrund: Befragte, 

die bis zum Jahr 2000 aus Ländern der Europäischen  
Union nach Deutschland gekommen sind, und Zuwanderer 
aus der übrigen Welt (Abb. 2). Bei den anderen Gruppen 
sind die Unterschiede lediglich Tendenzen, die statistisch 
nicht abgesichert sind (technisch gesprochen überschnei-
den sich hier die Konfidenzintervalle).6 

2 Einflussfaktoren für die Einschätzung 
des Integrationsklimas

Welche Faktoren hängen mit der Beurteilung des Inte-
grationsklimas entscheidend zusammen? Im Folgenden 
geht es zum einen darum, wie die Unterschiede in der 
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Abb. 1 SVR-Integrationsklima-Index (IKI) 2015 (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern 
bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

71,271,071,5

62,7
68,6

65,4 67,1

sehr negativ (0) bis sehr positiv (100)

3	� Bei den vorliegenden Daten handelt es sich um eine Querschnittserhebung. Das bedeutet, dass in allen folgenden Analysen lediglich Korrelationen, 
nicht kausale Zusammenhänge geschildert werden.

4	� Zusätzlich zu den genannten Faktoren wurden im Gesamtmodell berücksichtigt: Religiosität, Diskriminierungserfahrungen, Familienstatus, Ge-
schlecht, Haushaltseinkommen, subjektive Bewertung der eigenen wirtschaftlichen Lage, Bundesland, Bevölkerungsdichte, Stadt-Land-Gefälle 
(BIK-Regionen) und der Interaktionseffekt zwischen Diskriminierungserfahrungen und Herkunftsgruppe. 

5	� Die in den Analysen verwendeten Umgebungsvariablen (z. B. die Ausländerquote) wurden vom Rheinisch-Westfälischen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (RWI) bereitgestellt. Der SVR dankt Herrn Philipp Breidenbach und Herrn Rüdiger Budde für die freundliche Unterstützung bei der Aufberei-
tung der Daten.

6	� Die Konfidenzintervalle geben allgemein die Schätzunsicherheiten wieder, die bei jeder Stichprobe durch Messfehler bestehen. So liegt z. B. der 
IKI für Personen ohne Migrationshintergrund nach dem berechneten Modell mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent zwischen 65,0 und 66,0, 
bei Spät-/Aussiedlern zwischen 65,2 und 69,7. Überschneiden sich die Intervalle, kann mit großer Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, 
dass die Wahrnehmungen des Integrationsklimas sich nicht unterscheiden. 
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Integrationswahrnehmung einzelner Herkunftsgruppen 
zu erklären sind; zum anderen wird der Frage nachge-
gangen, wie die wichtigsten Faktoren mit dem IKI zusam-
menhängen. Die dargestellten Ergebnisse hierzu basieren 
auf verschiedenen Modellen, die die in Kap. 1.1 aufge-
führten Faktoren enthalten.7 Die Berechnungen ergeben, 
dass die bei der Datenerhebung erfassten Merkmale, die 
im Folgenden nicht diskutiert werden, die Einschätzung 
des Integrationsklimas nur geringfügig beeinflussen. Nur 
bei zwei Aspekten zeigt sich ein nennenswerter Zusam-
menhang: Erstens hängt das Alter der Befragten mit dem 
IKI negativ zusammen, d. h. ältere Personen schätzen das 
Integrationsklima negativer ein. Zweitens ist die Wahr-
nehmung des Integrationsklimas desto optimistischer, je 
besser die eigene ökonomische Situation beurteilt wird.8 

Neben Alter und Einschätzung der eigenen ökonomi-
schen Situation zeigt sich ein positiver Zusammenhang 
auch bei der höchsten abgeschlossenen Schulbildung: Hö-
her gebildete Personen schätzen das Integrationsklima 
positiver ein als Menschen mit geringer Bildung. Dieser 
Effekt ist allerdings nur bei Befragten ohne Migrationshin-
tergrund signifikant, bei den Zuwanderern wirkt sich das 
Bildungsniveau insgesamt nicht aus (Tab. 1).9 

Neben Alter, ökonomischer Situation und Bildung ist 
schließlich noch der Faktor Häufigkeit interethnischer  
Kontakte (Tab. 2) bedeutsam. Bei Befragten ohne wie 
mit Migrationshintergrund differiert der IKI zwischen Per
sonen, die in ihrem sozialen Umfeld nach eigenen Anga
ben selten oder nie Kontakt zu Zuwanderern haben, und 
denen, die sehr häufig soziale Kontakte zu Zuwanderern 
haben, um insgesamt 8 Punkte. Der Effekt verläuft tenden-
ziell linear; dies zeigt, dass Vorurteile umso stärker abge-
baut werden, je häufiger solche Begegnungen stattfinden,  
und zwar bei Personen ohne wie mit Migrationshinter-
grund. 
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Abb. 2 Integrationsklima: multivariat bestimmte 
           Durchschnittswerte 2015 (nach Herkunfts-
           gruppen der Befragten)
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sehr negativ (0) bis sehr positiv (100)

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach 
Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland 
geboren wurden und deren Eltern bis 2000 nach Deutschland 
zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach 
Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

7	� Bei einem Vergleich aller Herkunftsgruppen miteinander werden stets 
alle Befragten gleichzeitig in die Analyse einbezogen. Das dazu ver-
wendete Modell unterstellt damit, dass die einzelnen Variablen sich 
auf die Einschätzung des Integrationsgeschehens in allen Herkunfts-
gruppen gleich auswirken. Eine Ausnahme bilden die einbezogenen 
Interaktionseffekte (je nach Modell der Migrationshintergrund in 
Verbindung mit Bildung, Diskriminierungseinschätzungen und Bun-
desländern). Für weitere Analysen (z. B. in Kap. 1.2.2) wurden unter 
Einbezug der gleichen Faktoren Regressionen für einzelne Untergrup-
pen berechnet. Alle Berechnungen sind auf svr-migration.de abrufbar. 

8	� Schwache bis gar keine Effekte zeigen sich insgesamt für Bevöl-
kerungsdichte, Arbeitslosen- und Ausländerquote in der Umge-
bung sowie die selbst eingeschätzte Religiosität der Befragten. 
Tendenziell sinkt der IKI mit steigender Bevölkerungsdichte und 
Arbeitslosenquote.

9	� Die Werte in den Tabellen geben den vorhergesagten Integrationskli-
ma-Index an, der sich ergibt, wenn zugleich die jeweils anderen Faktoren 
konstant gehalten werden. 

http://svr-migration.de
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2.1 Integrationsklima: Diskriminierte sind in allen 
Herkunftsgruppen pessimistischer

Die Analysen bestätigen auch den Zusammenhang zwi-
schen (gruppenspezifisch variierenden) subjektiven 
Diskriminierungserfahrungen und Bewertungen des In-
tegrationsklimas. Konkret zeigt sich, dass Diskriminie-
rungserfahrungen mit einer negativeren Einschätzung 
korrelieren (Tab. 3). Dieser Effekt besteht auch bei Befrag-

ten ohne Migrationshintergrund, von denen insgesamt 
rund 14 Prozent angeben, dass sie in den vergangenen 
fünf Jahren schon einmal wegen ihrer Herkunft diskrimi-
niert wurden.10

Wie weitere, nach Herkunftsgruppen getrennte Ana-
lysen zeigen, ist der Zusammenhang zwischen Einschät-
zung des Integrationsklimas und Diskriminierungserfah-
rungen je nach Herkunftsgruppe unterschiedlich intensiv  
(Abb.  3): Bei Menschen mit türkischem Migrations

Tab. 1 IKI und Bildung: multivariat bestimmte Durchschnittswerte 

Bildung
ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

Durchschnittswerte IKI  
(Konfidenzintervall)

Durchschnittswerte IKI  
(Konfidenzintervall)

niedriges Bildungsniveau 63,3 (62,6–64,0) 68,6 (67,3–69,9)

mittleres Bildungsniveau 64,8 (64,0–65,5) 70,4 (68,7–72,2)

hohes Bildungsniveau 67,3 (66,5–68,1) 70,2 (68,6–71,7)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

Tab. 2 IKI und soziale Kontakte: multivariat bestimmte Durchschnittswerte 

soziale Kontakte
ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

Durchschnittswerte IKI  
(Konfidenzintervall)

Durchschnittswerte IKI  
(Konfidenzintervall)

selten/nie 61,8 (61,1–62,5) 63,5 (62,4–64,7)

gelegentlich 64,4 (63,5–65,2) 66,1 (64,9–67,3)

oft 67,5 (66,7–68,3) 69,2 (68,2–70,3)

sehr oft 69,8 (68,9–70,7) 71,5 (70,6–72,5)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

Tab. 3 IKI und Benachteiligungserfahrungen: multivariat bestimmte Durchschnittswerte

Benachteiligungserfahrungen
ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

Durchschnittswerte IKI 
(Konfidenzintervalle)

Durchschnittswerte IKI 
(Konfidenzintervalle)

keine Benachteiligung 65,7 (65,3–66,2) 71,9 (70,8–72,9)

mindestens geringfügige 
Benachteiligung

61,1 (60,0–62,1) 65,2 (63,8–66,6)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

10	� In den übrigen Herkunftsgruppen liegt das Niveau erlebter Diskriminierung teilweise deutlich darüber: Bei den befragten Spät-/Aussiedlern sind 
es rund 34 Prozent, bei denen mit türkischem Migrationshintergrund 54 Prozent, bei den bis 2000 zugewanderten EU-Bürgern 20 Prozent, bei den 
nach 2000 zugewanderten EU-Bürgern 42 Prozent und bei denen aus der ‚übrigen Welt‘ 40 Prozent. 
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hintergrund etwa wirkt wahrgenommene Diskriminierung 
auf das Integrationsklima nur leicht negativ,11 während 
sie vor allem bei Zuwanderern aus der EU, die bis 2000 
nach Deutschland gekommen sind, das Klima deutlich  
eintrübt. 

2.2 Integrationsklima: Christen sind optimistischer 
als Muslime 

Von besonderem Interesse ist mit Blick auf das Schwer-
punktthema dieses Jahresgutachtens die Wahrnehmung 
des Integrationsklimas nach Religionen.12 Besonders bei 
den Zuwanderern erweist sich die Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft als relevant und für Analysen ge-
eignet.13

So zeigt sich, dass Unterschiede in der Wahrnehmung 
des Integrationsklimas, die zunächst herkunftsspezifisch 
erscheinen, zum Teil mit der Zugehörigkeit zum Islam 
zusammenhängen.14 Die Einschätzungen differieren vor 
allem zwischen Befragten, die sich dem Islam zugehörig 
fühlen, und denen, die christlichen Kirchen angehören; 
in diesem Fall um rund 4 IKI-Punkte (Tab. 4).15 Dies kann 
vielfältige Gründe haben. Es könnte mit dem Problem reli-
gionsspezifischer Diskriminierung bzw. der Abwertung von 
und Feindseligkeit gegenüber Muslimen zusammenhän-
gen, das in Kap. A.2 ausführlicher erörtert wird; möglich 
ist aber auch, dass Muslime für Diskriminierung sensibler 
sind oder Erwartungen hegen, die nicht erfüllt werden 
(können). Daneben wird deutlich, dass die Einschätzun-
gen der Befragten ohne Religionszugehörigkeit sich von 
denen der christlichen Befragten nicht unterscheiden. 

2.3 Integrationsklima: signifikante Unterschiede 
zwischen Bundesländern 

Mit der Umstellung des Integrationsbarometers von ei-
ner Regionalerhebung, die sich auf urbane Großräume 
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Abb. 3 Zusammenhang von Integrationsklima und 
           Benachteiligungserfahrungen: multivariat 
           bestimmte Durchschnittswerte 2015 (nach 
           Herkunftsgruppen der Befragten)
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Person hat keine Benachteiligung erfahren

Person hat mind. geringfügige 
Benachteiligung erfahren

sehr negativ (0) bis sehr positiv (100)

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach 
Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland 
geboren wurden und deren Eltern bis 2000 nach Deutschland 
zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach 
Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

11	� Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass der IKI bei Befragten mit 
türkischem Migrationshintergrund insgesamt niedriger liegt, d. h. es 
gibt prinzipiell weniger ‚Spielraum‘ für einen negativen Effekt von 
Diskriminierungserfahrungen auf das wahrgenommene Integrations-
klima als bei Gruppen mit einem hohen IKI-Ausgangsniveau. 

12	� Die Befragten, die sich zum Islam bekennen, verteilen sich in der 
vorliegenden Stichprobe folgendermaßen auf die Herkunftsgrup-
pen: Spät-/Aussiedler: 3,8 Prozent, Türkei: 58,1 Prozent, EU ≤ 2000: 
1,2 Prozent, EU > 2000: 3,6 Prozent, übrige Welt: 33,3 Prozent.

13	� Bei den Personen ohne Migrationshintergrund ist der Anteil der Mus-
lime zu gering für statistisch gesicherte Angaben. 

14	� Ob die Wahrnehmung des Integrationsklimas sich auch innerhalb der 
muslimischen Glaubensgemeinschaft in irgendeiner Weise systema-
tisch unterscheidet (z. B. zwischen Sunniten und Schiiten), lässt sich 
aufgrund der geringen Fallzahlen nicht feststellen. 

15	� Da die Zahl der Befragten mit muslimischer Glaubenszugehörigkeit in 
der Gruppe ohne Migrationshintergrund zu gering ist, beziehen sich 
die in Tab. 4 dargestellten Berechnungen ausschließlich auf Befragte 
mit Migrationshintergrund.
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bezieht, zu einer bundesweiten Befragung ist erstmals 
messbar, ob bzw. inwieweit die Einschätzung des Inte
grationsklimas nach Bundesländern variiert. Hier bestätigt 
sich – wenig überraschend – ein Ost-West-Gegensatz, der 
in den Vorgängerbarometern (wie in zahlreichen ande-
ren Untersuchungen) auch unter Kontrolle der gängigen 
Hintergrundvariablen16 bereits festgestellt wurde: In den 
neuen Ländern schätzen vor allem Personen ohne Migra-
tionshintergrund das Integrationsklima negativer ein als 
im Westen (Tab. 5).17 Auch länderspezifische Unterschiede 
sind bei Menschen ohne Migrationshintergrund zu beob-
achten: In Bayern sind die Befragten etwas skeptischer 
als in Nordrhein-Westfalen. Auffällig ist zudem, dass sich 
in Baden-Württemberg und (noch ausgeprägter) in Bay-

ern die Einschätzungen von Menschen mit und ohne Mi-
grationshintergrund stark unterscheiden. 

Ein bundesländerspezifisches ‚Ranking‘ im Sinne von 
Ländern mit besonders gutem bzw. schlechtem Integra-
tionsklima lässt sich aber nicht erstellen, denn die IKI-
Unterschiede zwischen den Ländern können vollständig 
durch sozioökonomische und soziodemografische Fak-
toren (Bildungsniveau, Alter, Einschätzung der eigenen 
wirtschaftlichen Lage, Diskriminierungserfahrungen etc.) 
erklärt werden.18 Das ist überraschend, hätte man doch 
annehmen können, dass Länder, die eine ausgeprägte 
Integrationspolitik betreiben oder auch eine sehr viel 
längere Erfahrung mit Migrations- und Integrationspro-
zessen haben, bessere Integrationsklimawerte aufweisen 

Tab. 4 IKI und Religionszugehörigkeit: multivariat bestimmte Durchschnittswerte

Religion
mit Migrationshintergrund

IKI-Durchschnittswert (95 %-Konfidenzintervall)

Christentum 70,5 (69,9–71,1)

keine Religionszugehörigkeit 70,1 (69,0–71,1)

Islam 66,1 (65,0–67,2)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

Tab. 5 IKI nach Bundesländern: multivariat bestimmte Durchschnittswerte

Bundesländer/Regionen
ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

IKI-Durchschnittswert  
(95 %-Konfidenzintervall)

IKI-Durchschnittswert 
(95 %-Konfidenzintervall)

Ostdeutschland (ohne Berlin) 63,1 (61,8–64,4) 64,2 (59,3–69,2)

Hamburg/Bremen – 67,5 (63,4–71,6)

Nordrhein-Westfalen 66,8 (65,8–67,8) 68,3 (66,6–70,0)

Hessen – 68,1 (65,2–71,0)

Baden-Württemberg 65,4 (64,2–66,6) 69,0 (67,0–71,1)

Bayern 63,5 (62,4–64,6) 70,9 (68,9–72,9)

Berlin – 71,9 (68,5–75,4)

Rheinland-Pfalz – 69,8 (66,1–73,5)

Niedersachsen – 72,7 (69,7–75,7)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

16	� Für eine Auflistung aller Variablen aus dem 2014 berechneten Modell siehe SVR 2014: 28.
17	� Aufgrund geringer Fallzahlen wird der IKI für Personen ohne Migrationshintergrund nicht für alle Bundesländer angegeben; bei Personen mit Mi

grationshintergrund wird er aus dem gleichen Grund für Schleswig-Holstein und das Saarland nicht ausgewiesen. 
18	� Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die Fallzahl in einigen Bundesländern zu gering für statistisch abgesicherte Aussagen ist. Ebenso werden durch 

die Zusammenlegung einzelner Bundesländer Unterschiede nivelliert.
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als jene, die wenig Erfahrung mit Integrationsprozessen 
haben oder keine besonderen integrationspolitischen 
Schwerpunkte setzen. 

3 Analysen des Integrationsklimas für 
die Bereiche Arbeit, soziale Beziehun-
gen, Nachbarschaft und Bildung
Der Integrationsklima-Index (IKI) soll das gesamtgesell-
schaftliche Integrationsklima in Deutschland abbilden. Er 
setzt sich zusammen aus Wahrnehmungen zu vier Berei-
chen, die für Integration unmittelbar relevant sind: Ar-
beit, soziale Beziehungen, Nachbarschaft und Bildung. Als 
eine bereichsspezifische Konstante hat sich in den letzten 
Jahren erwiesen, dass das Integrationsklima im Bildungs-
bereich stets deutlich schlechter eingeschätzt wurde als 
in den anderen Bereichen. Auch im vorliegenden ‚Bun-
desbarometer‘ bleibt der Bildungsbereich das Sorgenkind 
(Abb. 4). Insgesamt zeigt sich im Bildungsindex ein stark 
ausgeprägter Alters- bzw. Erfahrungseffekt: Befragte un-

ter 20 Jahren, d. h. diejenigen, die aktuell als Schüler 
oder Student selbst Teil des Bildungssystems sind oder es 
bis vor Kurzem waren, beurteilen das bildungsspezifische 
Integrationsklima deutlich optimistischer als Befragte 
über 20 Jahren. Am stärksten ausgeprägt ist dies bei den 
Menschen ohne Migrationshintergrund: Hier beträgt der 
‚Bildungs-IKI‘ bei den unter 20-Jährigen 71 Punkte, bei 
den über 20-Jährigen dagegen nur 57 Punkte. Ähnlich 
stark ist der Effekt bei den Spät-/Aussiedlern (72 vs. 59 
Punkte) und den Befragten mit einem türkischen Migra-
tionshintergrund (66 vs. 55 Punkte). Bei den Befragten 
aus der übrigen Welt ist er geringer ausgeprägt (73 vs. 
65 Punkte), und bei den EU-Zuwanderern zeigt sich im 
Bereich Bildung keine altersspezifische IKI-Varianz. 

Der Integrationspessimismus im Bildungsbereich 
drückt sich vor allem darin aus, dass Personen mit und 
ohne Migrationshintergrund die Leistungsfähigkeit von 
Schulen mit einem hohen Zuwandereranteil negativ ein-
schätzen. Etwa 51 Prozent der Befragten ohne Migrations-
hintergrund gehen davon aus, dass Kinder in Klassen mit 
einem hohen Zuwandereranteil weniger lernen (Abb. 5). 

0
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Abb. 4 Integrationsklima in den Teilbereichen 2015 (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern 
bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 5 „An Schulen mit vielen Migrantenkindern lernen alle Kinder weniger.“
           (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

trifft voll und ganz zu trifft eher zu trifft gar nicht zutrifft eher nicht zu

12,912,2 39,0 35,9

20,613,8 37,8 27,7

16,415,5 40,0 28,1

20,310,6 37,8 31,5

37,015,0 27,6 20,3

34,210,2 26,6 29,0

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 6 „Würden Sie Ihr Kind an einer Schule mit hohem Migrantenanteil anmelden?“ 
           (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

auf jeden Fall eher ja auf keinen Falleher nein

16,1 43,1 31,3 9,5

10,833,832,822,6

16,527,236,320,0

4,927,240,727,2

7,817,035,639,6

7,728,740,922,7

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Dieser Ansicht sind auch ebenso viele Spät-/Aussiedler 
und rund 56 Prozent der Befragten mit einem türkischen 
Migrationshintergrund. Einzig Befragte aus der „übrigen 
Welt“ und aus „EU > 2000“ lehnen diese Aussage mehr-
heitlich ab. 

Diese Skepsis setzt sich in einem entsprechenden Ver-
halten um (Abb. 6): Nur knapp sechs von zehn Befragten 
ohne Migrationshintergrund wären bereit, ihr Kind an 
einer Schule mit einem hohen Zuwandereranteil anzu-
melden. Bei Aussiedlern und Befragten mit türkischem 
Migrationshintergrund sind die Werte noch niedriger; die 
Befragten aus den anderen Herkunftsgruppen sind dazu 
eher bereit.19 

In den anderen drei Bereichen zeigen sich gegenüber 
dem Integrationsklima, das in den vorigen Integrations-
barometern erhoben wurde, kaum Veränderungen.20 
Wieder erweist sich das Integrationsklima im Bereich 
der sozialen Beziehungen als besonders freundlich  
(s. Abb. 4). 

4 Zugehörigkeit zur Gesellschaft in 
Deutschland und Zugehörigkeits
kriterien 

Ergänzend zur statistischen Erfassung der strukturellen 
Integration, die sich in den letzten Jahren zunehmend 
etabliert hat, widmet sich das SVR-Integrationsbarometer 
Fragen der Zugehörigkeit und Identifikation und anderen 
‚weichen‘ Faktoren der Integration und das war ein we-
sentliches Motiv für die Entwicklung dieses Instruments.

Generell ergibt die Befragung bezogen auf die Gesell-
schaft in Deutschland ein starkes Zugehörigkeitsempfin-
den (Abb. 7). Am wenigsten gilt das für die Befragten mit 
türkischem Migrationshintergrund, von denen über ein 
Viertel sich Deutschland eher nicht oder gar nicht zugehö-
rig fühlt. Zuwanderer aus anderen EU-Mitgliedstaaten, die 
erst vor wenigen Jahren nach Deutschland eingereist sind 
(EU > 2000), beantworten die Frage nach der Zugehörigkeit 

19	� Signifikant ist der  Unterschied bei Kontrolle soziodemografischer Faktoren lediglich zwischen den Befragten ohne Migrationshintergrund und denen 
aus der „EU > 2000“.

20	� Aufgrund der Umstellung der Stichprobe lassen sich die Ergebnisse des Integrationsbarometers 2016 mit denen der Vorgängerbarometer nur sehr 
eingeschränkt vergleichen. 
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0% 20% 40% 60% 80% 100%

Abb. 7 „Insgesamt fühle ich mich zur Gesellschaft in Deutschland dazugehörig.“ 
           (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

trifft voll und ganz zu trifft eher zu trifft gar nicht zutrifft eher nicht zu

70,6 21,7 5,7

8,924,864,6

35,3 38,9 16,1 9,8

5,1

6,97,3

28,365,7

42,3 43,6

32,7 8,356,7

Anmerkung: Anteile unter 4 Prozent sind nicht ausgewiesen.
EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern 
bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 8 „Insgesamt fühle ich mich zur Gesellschaft in Deutschland dazugehörig.“ 
           (nach Religionszugehörigkeit und Migrationshintergrund der Befragten)

trifft voll und ganz zu trifft eher zu trifft gar nicht zutrifft eher nicht zu

Anmerkung: Anteile unter 3 Prozent sind nicht ausgewiesen.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten 
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Abb. 9 „Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, in Deutschland geboren zu sein, um zur Gesellschaft
           dazuzugehören?“ (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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ebenfalls etwas zurückhaltend, aber deutlich positiver als 
diejenigen mit türkischem Migrationshintergrund, die im 
Durchschnitt schon länger in Deutschland leben. 

Weitergehende Analysen belegen einen klaren Zu-
sammenhang zwischen der Zuwanderergeneration und 
der Intensität des Zugehörigkeitsgefühls: Befragte aus der 
zweiten Generation fühlen sich stets stärker zugehörig 
als die der ersten Generation. Dieser Effekt der Geburt in 
Deutschland fällt bei Personen mit türkischem Migrations-
hintergrund stärker aus als in den anderen Herkunftsgrup-
pen, und eine differenziertere Betrachtung zeigt, dass er 
bei Muslimen stärker ist als bei christlichen und konfes-
sionslosen Zuwanderern (Abb. 8). Dabei ist jedoch zu be-
achten, dass das Gefühl der Zugehörigkeit zu Deutschland 
bei Muslimen generell geringer ausfällt. 

Damit stellt sich die Frage, welche Kriterien die Zugehö-
rigkeit zur Gesellschaft in Deutschland bestimmen; dies ist 
nicht zuletzt angesichts der historisch hohen Zuwanderung 
von Flüchtlingen derzeit politisch hochaktuell. Im Rahmen 
des SVR-Integrationsbarometers wurden fünf verschiede-

ne Kriterien abgefragt, die mit Zugehörigkeit zusammen-
hängen; sie beinhalten sowohl äußere Voraussetzungen 
– Geburt im Land, deutsche Vorfahren, Zugehörigkeit zum 
christlichen Glauben – als auch erwerbbare und damit in-
klusivere Kriterien, nämlich deutsche Staatsangehörigkeit 
und die Teilnahme am Arbeitsleben in Deutschland.21 

Wie aus Abb. 9 deutlich wird, ist die Zugehörigkeit 
zur deutschen Gesellschaft gruppenübergreifend nur sehr 
wenig an eine ‚Geburt auf deutschem Boden‘ gekoppelt. 
Die Zustimmungswerte für Geburt im Land als exklusives 
Zugehörigkeitskriterium schwanken je nach Herkunfts-
gruppe zwischen ca. 25  Prozent (Menschen ohne Mi
grationshintergrund und EU-Zuwanderer bis Ende 2000) 
und über 40 Prozent (Menschen mit einem türkischen 
Migrationshintergrund).22 

Ebenfalls größtenteils abgelehnt wird ein ähnlich ge-
lagertes Kriterium, das die Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesellschaft an deutsche Vorfahren koppelt (Abb. 10). 
Eine relativ hohe Bedeutung hat dieses Kriterium – we-
nig überraschend – vor allem für Aussiedler, für die eine 
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Abb. 10 „Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, deutsche Vorfahren zu haben, um zur Gesellschaft 
             dazuzugehören?“ (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

sehr wichtig eher wichtig gar nicht wichtigeher nicht wichtig

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

21	� Der Einleitungstext zu der Frage lautete: „Für Menschen sind unterschiedliche Dinge wichtig, um zur Gesellschaft dazuzugehören. Wie ist das bei 
Ihnen?“ Anschließend wurden die einzelnen Kategorien genannt, beginnend mit „Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach …“. Die dargestellten Ergeb-
nisse zeigen also die Bedeutung der einzelnen Kriterien aus der persönlichen Sicht der Befragten. 

22	� Eine ähnliche Frage wurde 2013 im International Social Survey Programme (ISSP) gestellt. Dabei sollten die Befragten allerdings angeben, wie 
wichtig aus ihrer Sicht eine Geburt in Deutschland ist, um ein „echter Deutscher“ zu sein. Für 55,0 Prozent der westdeutschen und 62,5 Prozent der 
ostdeutschen Befragten war die Geburt in Deutschland wichtig bzw. sehr wichtig (vgl. http://www.gesis.org/issp/modules/issp-modules-by-topic/
national-identity/2013/, 14.01.2016). 

http://www.gesis.org/issp/modules/issp-modules-by-topic/national-identity/2013
http://www.gesis.org/issp/modules/issp-modules-by-topic/national-identity/2013
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(reale oder konstruierte) Verbindung zu deutschen Vor-
fahren spezifisch wichtig war, aber auch für Zuwanderer 
aus der EU, die nach 2000 eingereist sind. Generell kann 
jedoch festgehalten werden, dass für die Bevölkerung mit 
wie ohne Migrationshintergrund die Geburt in Deutsch-
land und deutsche Vorfahren für eine Zugehörigkeit nicht 
mehr wichtig sind. Für eine abnehmende Bedeutung die-
ses Kriteriums spricht die Differenzierung nach dem Alter: 
Während ältere Befragte (über 60 Jahre) eine Geburt in 
Deutschland oder deutsche Vorfahren für die Zugehö-
rigkeit zur deutschen Gesellschaft noch zu ca. 37 bzw. 
31 Prozent sehr oder eher wichtig finden, tut dies von 
den unter 30-Jährigen nur jeder zehnte. 

Neben dem Alter hängt die Beurteilung des Kriteri-
ums ‚Zugehörigkeit durch Vorfahren‘ auch von der Inten-
sität des Kontakts mit Zuwanderern ab: Befragte ohne 
Migrationshintergrund, die keine oder kaum soziale Kon-
takte zu Zuwanderern haben, bewerten dieses Kriterium 
zu einem Drittel als wichtig; bei denen, die ausgeprägte 
soziale Kontakte mit Zuwanderern haben, liegt der Wert 
mit 13 Prozent deutlich niedriger. Ähnlich ist die Vertei-
lung nach Bildungsniveau: Von den Befragten mit einem 
geringen Bildungsniveau finden rund 38 Prozent die Ge-
burt in Deutschland und jeder dritte deutsche Vorfahren 
wichtig; bei denen mit einem hohen Bildungsniveau sind 
es ca. 15 bzw. 11 Prozent. Besonders stark ist der (nega-

tive) Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und Be-
jahung des ‚Vorfahren-Kriteriums‘ bei Spät-/Aussiedlern 
und Zuwanderern mit türkischem Migrationshintergrund. 

Wenig überraschend ist, dass die Bedeutung, die der 
Geburt in Deutschland als Zugehörigkeitskriterium zuge-
schrieben wird, bei den Befragten mit Migrationshinter-
grund auch mit dem Geburtsort zusammenhängt. Eine 
Auswertung nach Generationen für die einzelnen Her-
kunftsgruppen zeigt: Wer selbst in Deutschland geboren 
ist, findet das Kriterium unabhängig von seiner Herkunft 
weniger wichtig (Abb. 11).

Angesichts der Schwerpunktsetzung des Jahresgut-
achtens ist besonders interessant, welche Bedeutung für 
Zugehörigkeit dem Bekenntnis zu einer christlichen Reli-
gion zugeschrieben wird. Zu dieser Frage sind die Ergeb-
nisse des Barometers fast ebenso eindeutig wie bei den 
Kriterien Geburt und Vorfahren: Die Vorstellung von der 
Gesellschaft in Deutschland als ‚Christenclub‘ wird grup-
penübergreifend abgelehnt, mit einer Ausnahme: Jeder 
zweite Spät-/Aussiedler findet die Religionszugehörigkeit 
für die Frage, ob jemand zur Gesellschaft in Deutschland 
gehören kann, eher oder sehr wichtig (Abb. 12). Ihrer Be-
wertung des christlichen Glaubens als Zugehörigkeitskri-
terium ähnelt abermals die der Befragten aus der EU, die 
2001 und später und überwiegend aus Ostmitteleuropa 
zugewandert sind. 
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Abb. 11 „Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, in Deutschland geboren zu sein, um zur Gesellschaft
            dazuzugehören?“ (nach Generation)

sehr wichtig eher wichtig gar nicht wichtigeher nicht wichtig

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten 
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Die Unterschiede in der Bewertung des christlichen 
Glaubens als Zugehörigkeitskriterium, die zwischen den 
Herkunftsgruppen deutlich werden, lassen sich zu gro-
ßen Teilen auf die Religionszugehörigkeit und auf das Bil-
dungsniveau zurückführen. Erwartbar ist der Befund, dass 
der christliche Glaube für christliche Befragte wichtiger für 
Zugehörigkeit ist als für Konfessionslose. Es gibt hier aber 
auch ein auf den ersten Blick eher unerwartetes Ergebnis: 
Muslime bewerten das Kriterium ‚christlicher Glaube‘ im 
Durchschnitt etwas höher als Befragte, die keiner Religion 
angehören. Darüber hinaus scheint das Bildungsniveau 
bei Muslimen die diesbezügliche Einordnung des christli-
chen Glaubens nicht zu beeinflussen (Abb. 13). 

Gruppenübergreifend werden also Geburt im Land, 
deutsche Vorfahren oder gar die Zugehörigkeit zu einer 
christlichen Religion allesamt überwiegend nicht als Kri-
terien eingeschätzt, die für Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesellschaft maßgeblich sind. Die deutsche Staatsbür-
gerschaft, die seit einer umfassenden Reform vor über 
15 Jahren nicht mehr nur über die Eltern ‚vererbt‘ wird, 
sondern auch durch Geburt in Deutschland oder durch 
Einbürgerung erworben werden kann, wird dagegen 

tendenziell als wichtig für Zugehörigkeit angesehen: Die 
Aussage „Zugehörig zur deutschen Gesellschaft ist der, 
der einen deutschen Pass hat“ findet relativ viel Zustim-
mung (Abb. 14). 

Bei der Interpretation des Antwortverhaltens zu die-
ser Frage ist allerdings eine Art ‚Besitzeffekt‘ zu berück-
sichtigen: Gruppenübergreifend bewerten Zuwanderer 
mit deutscher Staatsangehörigkeit dieses Kriterium als 
wichtiger für Zugehörigkeit als Personen mit einem aus-
ländischen Pass. Am deutlichsten ist dies bei den Aus-
siedlern, denen weitgehend direkt nach der Einreise die 
deutsche Staatsbürgerschaft verliehen wurde – in keiner 
anderen Zuwanderergruppe wird dieses Kriterium auch 
nur annähernd so hoch eingeschätzt.23 

Bei den Befragten mit türkischem Migrationshin-
tergrund ist dieser ‚Besitzeffekt‘ ebenfalls ausgeprägt 
(Abb. 15): Wer die deutsche Staatsbürgerschaft besitzt, 
erachtet sie auch als wichtig für Zugehörigkeit. Ob sie 
tatsächlich als wichtiges Kriterium eingestuft wird oder 
dies eher dazu dient, den eigenen aktiven Erwerb der 
deutschen Staatsbürgerschaft zu legitimieren, kann ana-
lytisch nicht getrennt werden – beides mag zutreffen. 

Spät-/Aussiedler

ohne Migrations-
hintergrund

EU ≤ 2000

Türkei

übrige Welt

EU > 2000

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Abb. 12 „Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach der christliche Glaube, um zur Gesellschaft dazuzugehören?“
             (nach Herkunftsgruppen der Befragten)

sehr wichtig eher wichtig gar nicht wichtigeher nicht wichtig

9,9 17,0 39,2 33,9

24,5 25,8 29,7 20,1

10,1 21,4 22,3 46,3

16,2 22,1 28,3 33,5

15,5 28,5 27,6 28,4

16,1 21,7 32,3 30,0

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

23	� Die Anteile der Befragten mit deutscher Staatsbürgerschaft in den Herkunftsgruppen betragen: „Türkei“: rund 42 Prozent; „EU ≤ 2000“: 46 Prozent; 
„EU > 2000“: 11 Prozent; „übrige Welt“: 63 Prozent. 
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Als letztes Zugehörigkeitskriterium wurde die Teilha-
be am deutschen Arbeitsmarkt eingebracht. Nicht nur in 
Deutschland muss Gesellschaft (auch) als Arbeitsgesell-
schaft begriffen werden, in der Zugehörigkeit und soziale 
Stellung eines Menschen weitgehend von erfolgreicher 
Teilhabe am Erwerbsleben bestimmt werden. Das zeigt 
sich auch in der Erhebung sehr deutlich (Abb. 16): Grup-
penübergreifend gilt erfolgreiche Teilhabe am Arbeits-
markt mit großem Abstand als das entscheidende Krite-
rium von Zugehörigkeit. 

Die Daten des SVR-Integrationsbarometers lassen 
somit erkennen, dass das Verständnis von Kriterien, die 
die Zugehörigkeit zur Gesellschaft in Deutschland bestim-

men und legitimieren, stark instrumentell-utilitaristisch 
geprägt ist: Überspitzt gesagt ist der entscheidende 
Faktor dafür, ob man als zugehörig angesehen wird und 
sich selbst zugehörig fühlt, die Erwerbsarbeit und damit 
der aktive Beitrag zur Wirtschaft des Landes – technisch 
betrachtet: zum Bruttoinlandsprodukt. Kriterien wie die 
Geburt im Land, die Abstammung von deutschen Vorfah-
ren oder auch die Zugehörigkeit zum christlichen Glau-
ben bewerten die Befragten im Hinblick auf Zugehörigkeit 
deutlich als nachrangig. Entscheidend ist hier generell 
eher das eigene Verhalten und Handeln, nicht so sehr 
verhaltensunabhängige Faktoren; das zeigen auch wei-
tere Untersuchungen.24

24	� Eine indirekt vergleichbare Frage enthielt die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) von 1996 und 2006. Darin ging es 
um die gleichen Kriterien als Voraussetzung für die Einbürgerung von Ausländern. Zu beiden Zeitpunkten zeigte sich, dass die Allgemeinbevölkerung 
(d. h. mit und ohne Migrationshintergrund) die Kriterien ‚Abstammung‘, ‚christlicher Glaube‘ und ‚Geburt‘ als vergleichsweise unwichtig einstufte 
(vgl. Worbs 2009; Diehl/Tucci 2011). Mehr Zustimmung fanden z. B. die Sicherung des Lebensunterhalts aus eigener Kraft oder die Anpassung des 
Lebensstils. 
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Abb. 13 „Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach der christliche Glaube, um zur Gesellschaft dazuzugehören?“ 
             (nach Religionszugehörigkeit und Bildung der Befragten)

sehr wichtig eher wichtig gar nicht wichtigeher nicht wichtig

Anmerkung: Ausgewiesen sind ausschließlich Werte für Befragte mit Migrationshintergrund.
Anteile unter 3 Prozent sind nicht ausgewiesen.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten 
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EU > 2000
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Abb. 14 „Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach der Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit, um zur Gesellschaft 
             dazuzugehören?“ (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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30,4 34,3 24,1 11,2
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21,1 27,4 22,7 28,8

24,1 21,3 28,4 26,2

25,3 31,8 22,9 20,0

35,9 33,9 18,2 12,0

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 15 „Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach die deutsche Staatsangehörigkeit, um zur Gesellschaft 
             dazuzugehören?“ (nach Herkunftsgruppen und Staatsangehörigkeit der Befragten)
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Anmerkung: Ausgewiesen sind ausschließlich Werte für Befragte mit Migrationshintergrund.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten 
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5 Zur Akzeptanz des Islam in 
Deutschland
Im Zentrum des Jahresgutachtens 2016 stehen Fragen des 
politischen Umgangs mit religiöser Vielfalt. Angesichts 
seiner Bedeutung als dritte Großreligion betrifft dies vor 
allem den Islam. Im Hinblick darauf wurden in die Erhe-
bung einige Fragen aufgenommen, die sich einerseits auf 
die Einschätzung der Situation der Muslime beziehen, an-
dererseits auf die Akzeptanz der politischen Maßnahmen 
zur rechtlichen Anerkennung und institutionellen Gleich-
stellung des Islam, die in Kap. B.2 und B.3 ausführlich 
beschrieben werden. 

5.1 Die islampolitische Gretchenfrage: Gehört der 
Islam zu Deutschland? 

„Der Islam gehört zu Deutschland.“ Mit diesem einfachen 
– und nicht weiter ausgeführten – Satz hat der damalige 
Bundespräsident Christian Wulff im Oktober 2010 in seiner 
Rede zum Tag der deutschen Einheit eine intensive und 
oft sehr polarisiert geführte Diskussion angestoßen. Auch 
mehr als fünf Jahre nach seiner Rede besteht darüber im 
Einwanderungsland Deutschland Uneinigkeit: Menschen 
ohne Migrationshintergrund, die Gruppe der Aussiedler 
und die bis inklusive 2000 nach Deutschland gekomme-

nen Unionsbürger stehen der im SVR-Integrationsbarome-
ter leicht modifiziert formulierten Feststellung „Der Islam 
ist ein Teil Deutschlands“ indifferent gegenüber; Befragte 
mit einem türkischen Migrationshintergrund, seit 2001 
zugewanderte Unionsbürger und die Sammelgruppe der 
Zuwanderer aus der übrigen Welt dagegen stimmen ihr 
überwiegend zu (Abb. 17). 

Für die Befragten ohne Migrationshintergrund zei-
gen weitergehende Analysen, dass im Antwortverhalten 
keine Ost-West-Unterschiede verbleiben, sofern man die 
Kontakte mit Zuwanderern und den Ausländeranteil in der 
Region kontrolliert. Die höhere Skepsis im Osten Deutsch-
lands erklärt sich also allein durch den selteneren Kon-
takt mit Zuwanderern bzw. Muslimen. Für die Gruppe der 
Befragten mit Migrationshintergrund wird deutlich, dass 
christliche Befragte mit steigender Religiosität den Islam 
weniger als einen Teil von Deutschland sehen. Bei Mus-
limen ist die Wirkrichtung entgegengesetzt: Hier erhöht 
sich mit steigender Religiosität auch die Zustimmung zu 
der gestellten Frage (Abb. 18). 

5.2 Einschätzung zur Exklusion der Muslime: 
starkes Bewusstsein in allen Herkunftsgruppen

Wie in Kap. A.2 des Gutachtens gezeigt wird, kommt es 
in Deutschland durchaus vor, dass Muslime wegen ihrer 
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Abb. 16 „Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, einen festen Arbeitsplatz zu haben, um zur Gesellschaft 
             dazuzugehören?“ (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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51,2 38,0 8,0

69,7 25,3

63,4 28,8 5,1

58,1 32,8 7,3

3,7

3,460,6 31,6 4,5

62,0 32,5 4,1

Anmerkung: Anteile unter 3 Prozent sind nicht ausgewiesen.
EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern 
bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 17 „Der Islam ist ein Teil Deutschlands.“ (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Abb. 18 „Der Islam ist ein Teil Deutschlands.“ (nach Religionszugehörigkeit)
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Anmerkung: Ausgewiesen sind ausschließlich Werte für Befragte mit Migrationshintergrund.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten 
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Abb. 19 „Insgesamt werden viele Muslime aus der Gesellschaft in Deutschland ausgeschlossen.“
             (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und 
deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert 
sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten

Spät-/Aussiedler

ohne Migrations-
hintergrund

EU ≤ 2000

Türkei

übrige Welt

EU > 2000

0% 20% 40% 60% 80% 100% 0% 20% 40% 60% 80% 100%

Abb. 20 Akzeptanz von (islamischem) Religionsunterricht (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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„Religionsunterricht sollte ein wählbares 
Unterrichtsfach an Schulen sein.“

„Islamischer Religionsunterricht sollte ein 
wählbares Unterrichtsfach an Schulen sein.“
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Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern bis 2000 
nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Religionszugehörigkeit diskriminiert und abgewertet wer-
den. Zunächst überraschend ist aber, dass dies den Be-
fragten gruppenübergreifend sehr bewusst ist, nicht nur 
denen, die davon tatsächlich betroffen sind (Abb. 19). 
Von den Befragten ohne Migrationshintergrund, die bis 
auf wenige Einzelfälle (Konvertiten) Nichtmuslime sind, 
sehen fast 60 Prozent Muslime eher oder gar völlig aus der 
Gesellschaft in Deutschland ausgeschlossen; bei den Be-
fragten mit türkischem Migrationshintergrund, die zu über 
90 Prozent Muslime sind, liegt dieser Wert nur um 10 Pro-
zentpunkte höher. Dieses Ergebnis ist nicht mehr so überra-
schend, wenn man frühere Befunde zur Einschätzung von 
Benachteiligungen hinzuzieht. So zeigt eine auf Daten des 
SVR-Integrationsbarometers 2014 basierende Sonderaus-
wertung für das Land Berlin, dass Menschen ohne Migra-
tionshintergrund Benachteiligungen der Zuwanderer (z. B. 
seitens der Polizei) ähnlich intensiv wahrnehmen wie die 
Zuwanderer selbst (SVR-Forschungsbereich 2014a: 27). 

5.3 Islamischer Religionsunterricht: breite Unter-
stützung

Zu den zentralen islampolitischen Projekten der letzten 
Jahre gehört, islamischen Religionsunterricht (IRU) an 

deutschen Schulen als reguläres Unterrichtsfach einzu-
führen. Das ‚Projekt IRU‘, das in den Bundesländern un-
terschiedlich angegangen wird, reagiert auf Forderungen 
von Muslimen nach institutioneller Gleichberechtigung, 
was in diesem Fall beinhaltet, dass neben den fast bun-
desweit etablierten christlichen Religionsunterrichten 
auch islamischer Religionsunterricht bereitgestellt wird 
(s. dazu Kap. B.2.2). Aus der Befragung wird nun deut-
lich: Zum einen wird konfessioneller Religionsunterricht 
an Schulen als wählbares Unterrichtsfach gruppenüber-
greifend befürwortet; zum anderen beschränkt sich die-
ser Wunsch nicht auf christlichen Religionsunterricht, 
sondern schließt auch islamischen Religionsunterricht 
ein (Abb. 20). Die Zustimmungsraten sind aber nicht de-
ckungsgleich; vor allem bei den Herkunftsgruppen mit 
einem geringen Anteil von Muslimen („ohne Migrations-
hintergrund“, „EU ≤ 2000“, „Aussiedler“, „EU > 2000“) 
klafft zwischen der allgemeinen Zustimmung zu Religi-
onsunterricht und der Zustimmung zu IRU eine Lücke. 

Aus religionspolitischer Perspektive besonders inte-
ressant ist nun der Anteil derjenigen, die zwar grund-
sätzlich Religionsunterricht als wählbares Unterrichts-
fach begrüßen, islamischen Religionsunterricht jedoch 
ablehnen (Abb. 21). Hier unterscheidet sich der Anteil 
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Abb. 21 „Islamischer Religionsunterricht sollte ein wählbares Unterrichtsfach an Schulen sein.“
             (nur Befürworter des allgemeinen Religionsunterrichts; nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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Anmerkung: Ausgewiesen sind ausschließlich Werte für Befragte, die Religionsunterricht als wählbares Unterrichtsfach allgemein 
befürworten (siehe Abb. 20). Anteile unter 3 Prozent sind nicht ausgewiesen. EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland 
zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. 
EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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der IRU-Gegner bei den verschiedenen Herkunftsgruppen 
kaum, nur bei den Befragten mit türkischem Migrations-
hintergrund ist er signifikant geringer. 

5.4 Moscheen in Deutschland: wenig Vorbehalte

Im wahrsten Sinne des Wortes sichtbar vorangekommen 
ist die institutionelle Gleichstellung hinsichtlich der bau-
lichen Repräsentation der Muslime im öffentlichen Raum. 
Nachdem Muslime für ihre Gottesdienste lange Zeit auf 
Behelfsbauten und andere Provisorien (‚Hinterhofmo-
scheen‘) angewiesen waren, sind vor allem in den letzten 
Jahren vielerorts repräsentative muslimische Sakralbau-
ten errichtet worden. Dies hat an einigen Orten (etwa in 
Köln) zu Protesten der Anwohner geführt, an anderen Or-
ten wurde von solchen Bauprojekten dagegen kaum Notiz 
genommen. Im Rahmen des SVR-Integrationsbarometers 
2016 wurde nun erhoben, inwieweit die Errichtung reprä-
sentativer und sichtbarer muslimischer Gotteshäuser im 
öffentlichen Raum akzeptiert ist. Dabei wurde zum einen 
nach der eigenen Haltung gefragt, zum anderen sollten 
die Befragten einschätzen, wie die eigene Nachbarschaft 
zu solchen Bauprojekten steht. Hier zeigt sich ein ausge-
prägter Unterschied in der Selbstpositionierung zur Frage 

des Moscheebaus und den geschätzten Einstellungen der 
Nachbarn dazu (Abb. 22). 

Von den Befragten ohne Migrationshintergrund hät-
ten nach eigenen Angaben nur etwa 27 Prozent selbst 
etwas gegen eine sichtbare Moschee in ihrer Nachbar-
schaft einzuwenden; gleichzeitig vermuten aber rund 
63 Prozent, dass die Nachbarn sich daran stören würden. 
Dieser Gegensatz zeigt sich in unterschiedlicher Intensität 
auch bei den anderen Herkunftsgruppen. Bei der Inter-
pretation dieses Antwortverhaltens ist das Phänomen der 
sozialen Erwünschtheit zu berücksichtigen. Manche sehen 
vielleicht davon ab, sich gegen Moscheebauten auszu-
sprechen, um nicht als religiös intolerant betrachtet zu 
werden, und projizieren die eigene ablehnende Haltung 
zur Errichtung muslimischer Gotteshäuser stattdessen auf 
die Nachbarschaft. 

6 Mehrheitsbevölkerung, Zuwanderer 
und Staat für Integration verantwortlich
Die Frage, bei wem die Verantwortung für Integration 
liegt, wurde bereits in früheren Integrationsbarometern 
gestellt (vgl. SVR 2010: 41–42). In der Erhebung für das 
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Abb. 22 Akzeptanz eines Moscheebaus in der Wohngegend (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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„Ich hätte ein Problem mit dem Bau 
einer sichtbaren Moschee in meiner 

Wohngegend.“

„Die meisten Einwohner in meiner Wohn-
gegend hätten ein Problem mit dem Bau 

einer sichtbaren Moschee.“
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22,0 33,6 31,5 12,8
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23,8 34,6 30,1 11,5

24,2 38,8 30,4 6,6

Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern bis 2000 
nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Bundesbarometer 2016 sollten die Befragten erneut an-
geben, wer aus ihrer Sicht für Integration zuständig ist: 
die Zuwanderer, der Staat oder die Mehrheitsbevölke-
rung. Um einseitige und exklusive Verantwortlichkeitszu-
weisungen zu vermeiden, wurde dabei nicht nach einem 
alleinigen Integrationsverantwortlichen gefragt, sondern 
jeweils nach der Zustimmung zur bzw. Ablehnung der Ver-
antwortlichkeit eines bestimmten Akteurs (Zuwanderer, 

Staat, Mehrheitsbevölkerung). Die bundesweite Erhebung 
zeigt wie die früheren Regionalbarometer, dass die Be-
fragten insgesamt sowohl die Zuwanderer selbst als auch 
die Mehrheitsbevölkerung und den Staat als Integrations-
verantwortliche sehen. Allerdings ist die Zustimmung zur 
Integrationsverantwortlichkeit der Zuwanderer in allen 
Herkunftsgruppen am höchsten (Abb. 23).
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Abb. 23 Zuweisung von Verantwortlichkeit für Integration (nach Herkunftsgruppen der Befragten)
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Anmerkung: EU ≤ 2000 = Befragte, die bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind bzw. die in Deutschland geboren wurden und deren Eltern 
bis 2000 nach Deutschland zugewandert sind. EU > 2000 = Befragte, die nach 2000 nach Deutschland zugewandert sind.

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2016; gewichtete Daten
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Bei der Auswertung des ersten bundesweiten SVR-Inte-
grationsbarometers standen vor allem drei Aspekte im 
Fokus: Zunächst wurde ein knapper Blick auf herkunfts-
gruppenspezifische Wahrnehmungen des Integrationskli-
mas geworfen und analysiert, welche Faktoren eine po-
sitive bzw. negative Einschätzung des Zusammenlebens 
bedingen. Anschließend wurde untersucht, wie die ein-
zelnen Zuwanderergruppen die Bedeutung verschiede-
ner Kriterien als Voraussetzung für die Zugehörigkeit zur 
Gesellschaft bewerten. Den dritten Schwerpunkt bildete 
der Umgang mit religiöser Vielfalt; hier wurden anhand 
konkreter Alltagsfragen die Akzeptanz und der Umgang 
mit den Muslimen, der größten religiösen Minderheit, 
nachgezeichnet. 

Insgesamt gesehen zeigen die Ergebnisse des SVR-
Integrationsbarometers 2016 für alle Herkunftsgruppen 
eine stabile und überwiegend positive Wahrnehmung 
des Zusammenlebens. Dies mag überraschen angesichts 
der veränderten Stimmung im Land, hervorgerufen durch 
eine auch historisch gesehen sehr hohe Zuwanderung von 
Asylbewerbern. Dabei muss allerdings berücksichtigt wer-
den, dass die Feldarbeit im März 2015 begann und im 
August 2015 endete. Hervorzuheben ist aber auch die 
Fähigkeit der Befragten zur Differenzierung. Das SVR-Inte-
grationsbarometer misst das ‚Normale‘ des Integrations-
prozesses und nicht das Außergewöhnliche der aktuellen 
Situation. Entsprechend zielte es auf eine Bewertung des 
Zusammenlebens mit denjenigen Mitbürgern, die oft 
schon viele Jahrzehnte in Deutschland leben. Es sollte 
nicht die Zufriedenheit mit der aktuellen Flüchtlingspoli-
tik erfassen und auch nicht die Ängste und Erwartungen 

in Bezug auf die gerade erst einsetzende Integration der 
Flüchtlinge; diese Aspekte wurden in diesem Teil der Be-
fragung ausgespart, und die Befragten haben diese Dif-
ferenzierung auch nachvollzogen.

Neben der vorherrschend positiven Wahrnehmung 
des Zusammenlebens fällt auch die Übereinstimmung in 
Bezug auf Kriterien der Zugehörigkeit auf. Beide Seiten 
der Einwanderungsgesellschaft zeigen sich offen und 
aufnahmebereit, ‚exklusiv-exkludierende‘ Kriterien wie 
Geburt im Land, Abstammung oder Religionszugehörig-
keit werden nur noch von einer kleinen Minderheit als 
Bedingungen legitimer Zugehörigkeit betrachtet. Über-
spitzt formuliert lautet die zentrale Botschaft in dieser 
Hinsicht: Zugehörigkeit zur Gesellschaft wird einem nicht 
in die Wiege gelegt, sondern muss im wahrsten Sinne des 
Wortes erarbeitet werden.

Umstritten ist weiterhin die mit der pointierten Fest-
stellung des ehemaligen Bundespräsidenten aufgeworfe-
ne Frage, ob der Islam zu Deutschland gehört. Die Ergeb-
nisse des Integrationsbarometers können insgesamt als 
ein zögerliches ‚Ja‘ interpretiert werden. Zwar findet die 
Aussage als solche keine herkunftsgruppenübergreifen-
de Zustimmung, Menschen ohne Migrationshintergrund 
verneinen sie sogar mehrheitlich. Bei konkreteren Fragen 
des Alltags, etwa nach islamischem Religionsunterricht 
und dem Bau von Moscheen, zeigt sich jedoch eine ten-
denziell steigende Akzeptanz des Islam, auch wenn das 
Problem einer Antwort gemäß der sozialen Erwünschtheit 
vor allem die hohe individuelle Zustimmung, die für den 
Moscheebau festgestellt wurde, etwas in Frage stellt.

Fazit: stabile und offene Einwanderungsgesellschaft





A. �Religion und Teilhabe in  
Einwanderungsgesellschaften
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tung für die Integration von Zuwanderern in Deutsch-
land seit Jahren einen zentralen Stellenwert. Tatsächlich 
scheint in Bezug auf Zuwanderer zum Teil „[d]ie Debatte 
um religiösen Pluralismus […] in ihrem Kern eine Aus-
einandersetzung um die Beurteilung gesellschaftlicher 
Integration“ zu sein (Pickel 2012: 254). Konkret geht es 
darum, wie Religion bzw. Religiosität positiv oder nega-
tiv mit gesellschaftlichem Zusammenhalt und Teilhabe 
an den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen zu-
sammenhängt. Die Positionen in der öffentlichen Debat-
te widersprechen sich diametral: Die einen stellen – im 
Sinne des Böckenförde-Diktums, dass „der freiheitliche, 
säkularisierte Staat […] von Voraussetzungen [lebt], die 
er selbst nicht garantieren kann“ (Böckenförde 1976: 60) 
– nicht nur die ethische und sozialkapitalstiftende Kraft 
von Religion heraus, sondern verweisen auch darauf, dass 
Religion und Religiosität in vielerlei Hinsicht positiv mit 
gesellschaftlicher Teilhabe zusammenhängt. Die ande-
ren beschreiben Religion und Religiosität gesamtgesell-
schaftlich weniger als integrierend denn als separierend 
und sehen in Religion eine Modernisierungsbremse bzw. 

eine Barriere für gesellschaftliche Teilhabe. Wichtig ist in 
dieser Frage auch die zeitliche Perspektive: Gerade kurz 
nach der Einwanderung haben Religion und Religiosität 
oft einen stabilisierenden Effekt und unterstützen damit 
Integration. Im Zeitverlauf ändert sich dies jedoch; mit 
zunehmender Aufenthaltsdauer können sie Teilhabe und 
Integration unter bestimmten Bedingungen immer stär-
ker behindern.

Kap.  A.1 unternimmt eine Bestandsaufnahme der 
Antworten, die die Sozialwissenschaften zu dieser Frage 
bislang gefunden haben.25 In Kap. A.2 geht es dann um 
eine besondere Konstellation, in der Religiosität bzw. die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religion die Teilhabe 
an gesellschaftlich relevanten Bereichen eindeutig nega-
tiv beeinflusst: Im Zentrum steht hier die Frage, in wel-
chem Maß Menschen aufgrund ihrer Religionszugehörig-
keit abgewertet und diskriminiert werden. Der ‚dunklen 
Seite‘ der Religion widmet sich schließlich Kap. A.3: Hier 
geht es um die Frage, ob und unter welchen Bedingun-
gen eine bestimmte Religionszugehörigkeit bzw. intensiv 
gelebte Religiosität mit Radikalisierungsprozessen und re-
ligiösem Extremismus zusammenhängt.

25	� Bei der Erstellung dieses Kapitels konnte der SVR eine Expertise zum Thema „Religion, kulturelle Ressourcen und Bildungserfolg“ nutzen, die die 
Stiftung Mercator bei David Ohlendorf M. A., Prof. Dr. Matthias Koenig (beide: Georg-August-Universität Göttingen) und Prof. Dr. Claudia Diehl (Uni-
versität Konstanz, zugleich Mitglied des SVR) in Auftrag gegeben hatte. Die Ausführungen in Kap. A.1, insbesondere zum Bereich Bildung, basieren 
in Teilen auf dieser Expertise (vgl. Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015).
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Die Debatte um Religion und Pluralisierung ist in erster 
Linie eine „Auseinandersetzung um die Beurteilung ge-
sellschaftlicher Integration“ sowie um ihre Folgen für die 
Gesellschaft und für den Erhalt des politischen und ge-
sellschaftlichen Systems (Pickel 2012: 254). Konkret sind 
damit zwei Fragen angesprochen: (1) Inwieweit und wie 
hängen Religion(en) und unterschiedlich intensiv gelebte 
Religiosität (positiv oder negativ) mit gesellschaftlichem 
Zusammenhalt zusammen (s. Kap. A.1.1)? (2) Welche 
Zusammenhänge bestehen zwischen Religion bzw. Re-
ligiosität und den Möglichkeiten individueller „Teilhabe 
an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens“, wie der SVR (2010: 13) Integration definiert hat 
(s. Kap. A.1.2)?

A.1.1 Religion, religiöse Pluralisierung 
und gesellschaftlicher Zusammenhalt

In Diskussionen zu den Auswirkungen von Religion auf 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt hat sich als ein 
zentraler Begriff der des Sozialkapitals etabliert. Darunter 
versteht man die „Gesamtheit der aktuellen und poten-
tiellen Ressourcen, die mit dem Besitz eines dauerhaften 
Netzes von mehr oder weniger institutionalisierten Be-
ziehungen gegenseitigen Kennens oder Anerkennens 
verbunden sind“ (Bourdieu 1983: 190f.). Oftmals wird 
dabei unterschieden zwischen brückenbildendem Sozial
kapital, also sozialen Netzwerken, die Menschen aus 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen zusammen-
bringen (sog. bridging), und Sozialkapital, das sich eher 
auf intensivere Bindungen innerhalb homogener Grup-
pen bezieht und Kontakte zwischen Menschen aus un-
terschiedlichen Kontexten und Bereichen eher erschwert  
(sog. bonding) (vgl. u. a. Putnam 2000).26 Die Frage, wie 

sich Religion und Religiosität auf gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt auswirken, ist damit eine doppelte: a) Wie 
hängt eine starke Rolle von Religion bzw. ein hohes Maß 
an Religiosität mit gesellschaftlichem Zusammenhalt zu-
sammen, und b) wie wird dieser von Prozessen religiöser 
Pluralisierung beeinflusst (die für Deutschland in Kap. B.1 
beschrieben werden)?

A.1.1.1 Allgemeine Wirkungen von Religion und 
Religiosität auf gesellschaftlichen Zusammenhalt

Wie wirkt Religion auf das Vertrauen in Mitmenschen? In 
der Regel wird davon ausgegangen, dass religiöse Tradi-
tionen und Glaubensinhalte die Sichtweise auf und den 
Umgang mit anderen Menschen allgemein positiv beein-
flussen (kulturelle Perspektive) (vgl. u. a. Cnaan/Boddie/
Yancey 2003; Fukuyama 1995). Zudem wird angenom-
men, dass die Einbindung in eine Religionsgemeinschaft 
strukturelle Gelegenheiten für soziale Interaktion schafft 
(strukturelle Perspektive) und Religionsgemeinschaften 
somit eine wichtige Rolle als „Katalysatoren“ für sozia-
les Kapital spielen können (Traunmüller 2008: 20; vgl. 
u. a. Putnam 2000; Verba/Schlozman/Brady 1995). Ent-
sprechend zeigen Studien für Europa, dass individuelle 
Religiosität die Vertrauensbereitschaft erhöht und diese 
mit häufigem Gottesdienstbesuch und einer starken per-
sönlichen religiösen Überzeugung (selbst eingeschätzte 
Religiosität, Gebetshäufigkeit, Bedeutung der Religion für 
das eigene Leben) ansteigt. Dabei hat aktive religiöse 
Teilhabe einen (geringfügig) stärkeren Einfluss als der in-
dividuelle Glaube (Traunmüller 2012a: 127f.).27 Dies be-
stätigen Analysen von Pickel und Gladkich (2011), die für 
Europa zu dem paradoxen Ergebnis kommen, dass Religi-
on trotz der aktuellen Säkularisierungsprozesse für große 
Teile der modernen Gesellschaften Europas nach wie vor 

Die Rolle von Religion in der modernen Gesellschaft

KapitelA.1

26	� Dies lässt sich etwa dann beobachten, wenn Religionsgemeinschaften mit einer hohen Binnenintegration sich nach außen abschotten und religiös 
bzw. weltanschaulich abgegrenzte ‚Parallelgesellschaften‘ bilden (bonding). Das bereitet einen Nährboden für Abschottung, Misstrauen und Into-
leranz gegenüber anderen Religionsgemeinschaften (bzw. anderen Teilsystemen oder dem Gesamtsystem) sowie für Konflikte und Gewalt (vgl. 
Fukuyama 1995; Uslaner 2002; Haverig 2013).

27	� Diese Ergebnisse basieren auf den Daten des European Social Survey (ESS). 
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erhebliche Integrationskraft besitzt.28 Zu den Wirkungen 
religiösen Sozialkapitals stellen die Autoren fest, dass ei-
nerseits das Engagement in religiösen Netzwerken, z. B. 
der eigenen Gemeinde (sog. strukturelles religiöses So-
zialkapital), „einen eher brückenbildenden und Toleranz 
gegenüber anderen religiösen Gruppierungen fördernden 
Charakter“ hat (sog. bridging), andererseits das Vertrauen 
in die eigene Religionsgemeinschaft und deren Mitglieder 
sowie die individuelle Bindung an die Religion (sog. kul-
turelles religiöses Sozialkapital) „für die eigene Bezugs-
gruppe integrierend, aber massiv abgrenzend gegenüber 
alternativen sozialen Gruppen“ wirkt (sog. bonding) (Pi-
ckel/Gladkich 2011: 104). Zudem stehen Gläubige, die 
sich in religiösen Netzwerken aktiv engagieren, anderen 
Gruppen deutlich offener gegenüber als inaktive bzw. 
passive Mitglieder. Die Teilhabe an solchen Netzwerken 
fördert folglich das Vertrauen in Mitglieder anderer Re-
ligionen (Pickel/Gladkich 2011: 105; Putnam/Campbell 
2010; Pickel 2012; Götze/Jaeckel/Pickel 2013).

Mit Blick auf Unterschiede zwischen Religionen (oder 
Konfessionen innerhalb einer Religion) zeigen einschlä-
gige Studien, dass die jeweilige religiöse Tradition den 
Einfluss individueller Religiosität und religiöser Praxis auf 
die Produktion von Sozialkapital beeinflusst (Traunmüller 
2008: 7; vgl. auch Beyerlein/Hipp 2006). Entscheidend ist 
demnach vor allem die Ausrichtung auf soziales Engage-
ment und Toleranz gegenüber anderen Gruppen, die für 
manche Religionsgemeinschaften konstitutiv ist, also die 
bewusste und motivierte Interaktion zwischen einzelnen 
Gruppen (vgl. Pickel 2014; Roßteutscher 2011). Verglei-
chende Studien für Europa zeigen, dass das Vertrauen zu 
anderen Menschen bei Protestanten überdurchschnittlich 
hoch ist, bei Muslimen und Angehörigen östlicher Reli-
gionsgruppen (Buddhisten, Hindus etc.) am geringsten; 
bei Nichtreligiösen und Katholiken liegt es dazwischen. 
Die festgestellten Unterschiede zwischen den Angehöri-
gen der verschiedenen Religionsgruppen lassen sich nicht 
durch sozioökonomische Merkmale erklären. Bei einzel-
nen Religionsgruppen zeigen sich Unterschiede im Ver-
trauensniveau zwischen den Ländern, die verdeutlichen, 
dass „[d]er nationale Kontext […] eine entscheidendere 
Größe für das zwischenmenschliche Vertrauen [ist] als die 
Zugehörigkeit zu einer spezifischen Religion“ (Traunmül-
ler 2012a: 129). Insbesondere in den eher protestantisch 
geprägten skandinavischen Ländern (Dänemark, Finn-
land, Norwegen, Schweden) und in gemischtkonfessio-
nellen Kontexten (Niederlande, Schweiz, Großbritannien, 
Tschechien, Deutschland) haben Protestanten das höchste 
Vertrauen in ihre Mitmenschen. In eher katholisch ge-
prägten Ländern (Irland, Österreich, Belgien, Italien) ist 
das Vertrauensniveau bei Protestanten und Katholiken 

ähnlich. In Dänemark, den Niederlanden, Deutschland, 
Spanien und Frankreich haben Muslime das geringste Ver-
trauen in ihre Mitmenschen, in Griechenland hingegen 
das höchste (Traunmüller 2012a: 127–137). Umgekehrt 
wird Muslimen – seit den Terroranschlägen am 11. Sep-
tember 2001 – von der Mehrheitsbevölkerung auch das 
geringste Vertrauen entgegengebracht (Pickel 2012; vgl. 
auch Pew Research Center 2008).29

A.1.1.2 Die Wirkung religiöser Pluralisierung auf 
gesellschaftlichen Zusammenhalt

Putnams aufsehenerregende Studie von 2007 stellt für 
die USA einen negativen Zusammenhang zwischen loka-
ler ethnischer Diversität und Vertrauen zu den Nachbarn 
fest (vgl. auch SVR 2010: 57, 199). In Reaktion darauf 
und daran angelehnt wird in jüngerer Zeit zunehmend 
diskutiert, wie ethnische, aber auch religiöse Pluralisie-
rung von Gesellschaften auf bestimmte Aspekte sozialer 
Integration wirkt (vgl. u. a. Traunmüller 2012b; 2013). 
Putnam (2007) argumentiert, dass eine Gesellschaft 
von ethnischer Heterogenität zwar langfristig profitieren 
könne (z. B. in Form von höherer Kreativität oder öko-
nomischem Wachstum); kurz- und mittelfristig wirke 
sich ethnische Vielfalt in der Nachbarschaft jedoch auf 
das wechselseitige Vertrauen der Bewohner negativ 
aus, und zwar in der Form, dass das Misstrauen sowohl 
gegen Angehörige anderer Gruppen als auch gegen die 
der eigenen Gruppe zunehme (vgl. auch schon Alesina/
La Ferrara 2000; Costa/Kahn 2003). Übertragen auf reli-
giöse Pluralisierung stellt sich somit die Frage, ob Kon-
takte zwischen verschiedenen religiösen Gruppen Inte-
grationsprobleme verringern (im Sinne der klassischen 
Kontakthypothese) oder solche eher verursachen bzw. 
verstärken (z. B. durch Bedrohungsängste, Konflikte, die 
Bestätigung von Vorurteilen etc.). Europäische Studien zu 
ethnischer Pluralisierung allgemein widersprechen Put-
nams Befund für die USA (vgl. u. a. Gesthuizen/van der 
Meer/Scheepers 2009; Lancee/Dronkers 2010). Das ist 
kaum überraschend, da eine Übertragung auf den euro-
päischen Kontext grundsätzlich „nicht unproblematisch“ 
ist (Traunmüller 2012a: 80): Die europäischen Diskussio-
nen um ethnische Pluralität und ihre Folgen setzen sich 
vor allem damit auseinander, wie sich die Etablierung 
des Islam als dritte Großreligion auswirkt, und sind in-
sofern implizit religiös konnotiert; in den USA dagegen 
steht das Verhältnis zwischen Weißen und Schwarzen 
sowie Zuwanderern aus Lateinamerika im Vordergrund 
(vgl. auch Traunmüller 2012a: 80–83). Hinzu kommt, dass 
in westlichen Gesellschaften die Effekte ethnischer bzw. 
religiöser Pluralisierung oft empirisch nicht zu trennen 

28	� Datenbasis ist hier der World Value Survey (WVS).
29	� Pickel (2012) stützt sich ebenfalls auf Daten des World Value Survey (WVS).
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sind, da religiöse Pluralisierung vor allem durch Einwan-
derung entsteht. Der für die USA festgestellte negative 
Zusammenhang zwischen ethnischer Pluralisierung und 
gesellschaftlichem Vertrauen lässt sich also für europä-
ische Einwanderungsländer nicht ‚religionsspezifisch‘ be-
stätigen: Ein klarer Zusammenhang zwischen religiösem 
Pluralismus und dem allgemeinen Vertrauensniveau auf 
nationaler Ebene, also dem in die Mitmenschen gesetzten 
sozialen Vertrauen, ist nicht festzustellen (Traunmüller 
2012b: 211; vgl. auch Traunmüller 2012a).30 Folglich stellt 
„entgegen weitverbreiteter Befürchtungen […] religiöse 
Diversität […] offenbar keine direkte Bedrohung für den 
sozialen Zusammenhalt in den europäischen Gesellschaf-
ten dar“ (Traunmüller 2012b: 213); womöglich wirkt sie 
sogar vertrauensfördernd, da in religiös pluralen Gesell-
schaften mehr Möglichkeiten bestehen, mit Mitgliedern 
anderer Religionsgemeinschaften in Kontakt zu kommen, 
und darüber Vorurteile abgebaut werden können (Pickel 
2012).

Die Befunde von Pickel und Gladkich (2011) sind auf 
den ersten Blick gegenläufig, denn sie betonen auf der 
einen Seite eine brückenbildende Wirkung von Teilhabe 
(Mitgliedschaft und Engagement) in religiösen Netzwer-
ken, auf der anderen Seite stellen sie fest, dass eine star-
ke individuelle Bindung an die eigene Religionsgemein-
schaft (bonding) eher abgrenzend wirkt. Folglich hat nicht 
nur religiöse Pluralität an sich eine negative Wirkung auf 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt, sondern vielmehr 
eine starke Bindung an die eigene Religionsgemein-
schaft, wenn sich daraus eine Abgrenzung gegenüber 
anderen Teilen und Bereichen der Gesellschaft ergibt. 
Durch stärkeres Vertrauen in die eigene Religionsgemein-
schaft und die Mitgläubigen werden in heterogenen bzw. 
zunehmend diverser werdenden Gesellschaften Konflik-
te eher gefördert. Engagement in religiösen Netzwerken 
(z. B. der eigenen Gemeinde) trägt hingegen eher dazu 
bei, Brücken zwischen den Religionen zu schlagen; solche 
Netzwerke nehmen damit „eine zentrale Vermittlungspo-
sition“ zwischen den Religionsgemeinschaften und der 
Gesellschaft ein (Pickel/Gladkich 2011: 105). An diese 
Ergebnisse anschließend zeigen Analysen des Religions-
monitors der Bertelsmann Stiftung, dass brückenbilden-
des Sozialkapital nicht nur mit mehr Offenheit gegenüber 
anderen religiösen und gesellschaftlichen Gruppen ein-
hergeht, sondern auch mit einer positiveren Beurteilung 
religiöser Diversität insgesamt; es könnte somit imstan-
de sein, zum sozialen Zusammenhalt (religiös) pluraler 
Gesellschaften beizutragen (Traunmüller 2014; vgl. auch 
Pickel 2012; Nagel 2013).

A.1.2 Der Zusammenhang zwischen 
Religion und gesellschaftlicher 
Teilhabe

Etwas anders gelagert ist die Frage nach dem Zusammen-
hang zwischen Religion und gesellschaftlicher Teilhabe. 
Im Fokus steht hier die Frage, wie sich Religion bzw. Re-
ligiosität auf die „möglichst chancengleiche Teilhabe an 
den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens“ 
(SVR 2010: 13) auswirkt. Die Frage, wie Religiosität mit 
gesellschaftlicher Teilhabe, insbesondere der Teilhabe 
am Erwerbs- und Berufsleben, zusammenhängt, gehört 
seit Max Webers Klassiker „Die protestantische Ethik 
und der Geist des Kapitalismus“ zu den ‚Dauerbrennern‘ 
religionssoziologischer Forschungen (vgl. Weber 1920 
[2013]). Weber postuliert einen positiven Zusammen-
hang zwischen einer im Protestantismus verankerten Ar-
beitsethik und individuellem beruflichen Erfolg. Einen Ge-
genpol dazu bildet Ralf Dahrendorfs (1965) Bild von der 
„katholische[n] Arbeitertochter vom Land“, mit dem ab 
Mitte der 1960er Jahre Bildungsbenachteiligung aufgrund 
bestimmter Gruppenzugehörigkeiten (z. B. Geschlecht, 
Klasse, Herkunft) in der Bundesrepublik Deutschland be-
schrieben wurde (vgl. auch Helbig/Schneider 2014). Ne-
ben der Zugehörigkeit zur Arbeiterklasse, der Herkunft aus 
ländlichen Gebieten und dem weiblichen Geschlecht sah 
Dahrendorf die Zugehörigkeit zur katholischen Konfession 
als einen zusätzlichen, wenn auch nicht entscheidenden 
Faktor für die Entstehung von Bildungsungleichheiten. 
Als ursächlich für den Effekt der Religion bestimmte er 
u. a. die Vorstellung, die bei Katholiken teilweise bis in 
die 1960er Jahre vorherrschte, dass (höhere) Bildung für 
Frauen aufgrund der für sie vorgesehenen Rolle als Haus-
frau und Mutter nicht erforderlich sei.

Bereits hier zeigt sich Uneinigkeit hinsichtlich der 
Wirkrichtung von Religion und Teilhabe. Vorstellbar sind 
und in der Literatur diskutiert werden sowohl positive und 
integrationsfördernde als auch negative und integrations-
hemmende Wirkungen von Religiosität. Für eine positive 
Wirkung spricht unter anderem, dass Religionen eine be-
stimmte moralische Ordnung vorgeben, die sich positiv 
auf die Lebensführung auswirken und somit die Teilhabe 
an der Gesellschaft fördern kann (z. B. durch tradierte 
Wertvorstellungen, geistige Erfahrungen oder Rollen-
vorbilder). Zudem kann angenommen werden, dass in 
der religiösen Gemeinschaft bestimmte Fähigkeiten und 
Kompetenzen erlernt werden, die gesellschaftliche Teilha-
be positiv beeinflussen (z. B. Sozial- oder Führungskom-

30	� Für Deutschland zeigen auch Analysen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), dass ethnische Heterogenität den gesellschaftlichen Zusammen-
halt nicht verringert (das ist jedoch nicht auf Religion bezogen) (vgl. Drever 2007). Auch für Großbritannien hat sich ein negativer Zusammenhang 
zwischen ethnischer Vielfalt und sozialem Zusammenhalt nicht bestätigt (vgl. Perry 2008; Hickman/Crowley/Mai 2008).
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petenzen, kulturelles Kapital, Strategien psychologischer 
Bewältigung, sog. coping), oder dass die Einbindung in 
ein (religiöses) soziales Netzwerk (Beziehungsstrukturen) 
Möglichkeiten schafft, die gesellschaftliche Teilhabe för-
dern können (z. B. soziales Kapital, außergemeinschaft-
licher Austausch bzw. ‚Horizonterweiterung‘) (vgl. u. a. 
Smith 2003: 21f.; Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 7).31 Im 
Kontext zuwanderungsbedingter religiöser Pluralisierung 
spielt auch eine Rolle, dass Religion bzw. die Einbindung 
in religiöse Gemeinschaften – zumindest jenen, die eine 
religiöse Bindung haben bzw. einer Religion nicht nur 
‚kulturell‘ angehören – in der noch ungewohnten Le-
benssituation Stabilität und Halt geben kann, indem sie 
die kulturelle Identität bewahrt (vgl. auch Ohlendorf/ 
Koenig/Diehl 2015: 22f.; Bruce 2011; Uslucan 2007; 
Hirschman 2004).32 

Die Annahme negativer Auswirkungen von Religion 
auf gesellschaftliche Teilhabe wird u. a. folgendermaßen 
begründet: Die soziale Einbindung in eine Religionsge-
meinschaft mit einer starken Binnenintegration, die sich 
nach außen abgrenzt, gewährleiste zwar ein hohes Maß 
an Teilhabe innerhalb der jeweiligen Gemeinschaft, je-
doch zu einem ‚hohen Preis‘, denn sie vermindere un-
mittelbar die Anschlussfähigkeit an Organisationen und 
Strukturen außerhalb der Religionsgemeinschaft. Men-
schen, die einen erheblichen Teil ihres Lebens innerhalb 
der religiösen Gemeinschaft verbringen, bleiben zwangs-
läufig weniger Möglichkeiten zu außergemeinschaftlicher 
Betätigung. Insbesondere für Neuzuwanderer kommt hin-
zu, dass religiöse Betätigung ‚kostenintensiver‘ ist als im 
Herkunftsland: (Zeitliche) Ressourcen, die eingesetzt wer-
den müssen, um das im Aufnahmekontext erforderliche 
Humankapital (Sprache, Bildung etc.) zu erwerben, ste-
hen für religiöse Betätigung nicht zur Verfügung (Carmel/
Chiswick 2014); umgekehrt kann zeitintensive religiöse 
Betätigung den Erwerb der erforderlichen Kompetenzen 
hemmen. 

Bezogen auf den Zusammenhang von Religion und 
gesellschaftlicher Teilhabe von Zuwanderern in Europa 
wird auch darauf verwiesen, dass die symbolische Grenz-
ziehung zwischen den Aufnahmegesellschaften, die sich 
als christlich-okzidental oder säkular definieren, und den 
als muslimisch-orientalisch wahrgenommenen Zuwande-
rern hier viel deutlicher ist als in den USA (vgl. Zolberg/
Woon 1999; Kastoryano 2002; Alba 2005). Dadurch werde 

die Religionszugehörigkeit von (muslimischen) Zuwande-
rern „zu einem sozialen Distinktions- und Exklusionskri-
terium […], das deren Integration und soziale Mobilität 
erschwere“ (Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 24f.). Hier 
zeigt sich, dass Religiosität und Religionszugehörigkeit 
auch insofern ein Faktor für (Nicht-)Teilhabe sein kann, 
als das staatlich-gesellschaftliche Verständnis bzw. die 
Annahmen der Mehrheitsgesellschaft über bestimmte 
Religionen bzw. ihre Angehörigen zu einem Hemmnis 
werden können – unabhängig vom Grad der Religiosität 
des Einzelnen (s. Kap. A.2).

A.1.2.1 Zum Zusammenhang von Religiosität und 
Bildung

Bildung ist eine elementare Voraussetzung (SVR 2010: 
137) für chancengleiche Teilhabe an den zentralen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens (Wirtschaft, Sozial-
kontakte, Kultur, Politik).33 Die Frage nach den Auswirkun-
gen von Religiosität auf gesellschaftliche Teilhabe bezieht 
sich damit vor allem auf den Zusammenhang zwischen 
Religion bzw. Religiosität und Bildungserfolg. Der Zusam-
menhang von Religiosität und Teilhabe insgesamt ist 
für die USA deutlich besser erforscht als für Deutschland 
bzw. Europa. Allerdings interessieren sich die bisherigen 
US-Untersuchungen nur in Ausnahmefällen für migrati-
onsspezifische Zusammenhänge (für einen Überblick vgl. 
Fagan 2010; Smith 2003).

Befunde aus den USA
In der amerikanischen Forschung dominieren Befunde, 
die einen eindeutig positiven Zusammenhang zwischen 
Religiosität bzw. religiöser Partizipation und dem Erfolg 
auf allen Ebenen des US-amerikanischen Bildungssystems 
(Vor- bis Hochschule) nachweisen; allerdings sind diese 
Effekte „meist nicht übermäßig stark“ (Ohlendorf/Koe-
nig/Diehl 2015: 6). Insgesamt lassen sich (als Korrela-
tionen, nicht als Kausalitäten) folgende Zusammenhänge 
festhalten:
(1)	 Eine stärkere religiöse Partizipation geht bei Jugend-

lichen einher mit besseren Schulleistungen (Schul-
noten, standardisierte Leistungstests), höheren 
Bildungsaspirationen, einer stärkeren emotionalen 
Verbundenheit und Zufriedenheit mit der besuchten 
Schule sowie einer geringeren Wahrscheinlichkeit, 

31	� Smith (2003: 21f.) identifiziert diese Mechanismen im US-amerikanischen Kontext für Kinder und Jugendliche bzw. für den Bereich der Bildung. Sie 
lassen sich aber auf andere Bereiche gesellschaftlicher Teilhabe übertragen. In diesem Zusammenhang spielen noch weitere teilhabefördernde 
Mechanismen von Religiosität eine Rolle; so kann die Mitgliedschaft in religiösen Gemeinden etwa als soziale Kontrolle wirken oder eine familiäre 
Unterausstattung mit kulturellem und sozialem Kapital kompensieren (vgl. Bankston/Zhou 1995; 1998; Zhou 1997; 2014; Eck 2001; Muller/Ellison 
2001; Portes/Rumbaut 2006; Warner 2007; McCullough/Willoughby 2009; McKune/Hoffmann 2009; Erickson/Phillips 2012).

32	� Dieser Effekt darf auch deshalb nicht unterschätzt werden, weil Migration oft zunächst mit einem sozialen oder beruflichen Abstieg einhergeht, z. B. 
wenn im Ausland erworbene (Berufs-)Qualifikationen nicht, nicht sofort oder nicht vollständig anerkannt werden (Foner/Alba 2008).

33	� Die Ausführungen zu Bildung basieren in großen Teilen auf der Expertise, die David Ohlendorf M. A., Prof. Dr. Matthias Koenig und Prof. Dr. Claudia 
Diehl für die Stiftung Mercator erstellt haben (vgl. Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015).
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die Schule vorzeitig abzubrechen, bzw. einem länge-
ren Schulbesuch (vgl. Regnerus/Elder 2003; Glanvil-
le/Sikkink/Hernández 2008; Regnerus 2000; Lehrer 
2005).34

(2)	 Ein positiver Zusammenhang mit Schulleistungen 
und Bildungsaspirationen zeigt sich auch bei der 
religiösen Selbsteinschätzung (vgl. Jeynes 2003).35

(3)	 Des Weiteren bestehen Unterschiede zwischen Kon-
fessionen und Religionen: Vor allem jüdische und 
muslimische Schüler erreichen in den USA durch-
schnittlich höhere Bildungsabschlüsse bzw. besuchen 
länger die Schule als Schüler anderer Religionszuge-
hörigkeiten (vgl. Sander 2010; Lehrer 2005).36 Negati-
ve Zusammenhänge zwischen Religionszugehörigkeit 
und Bildungserfolg wurden lediglich für bestimmte 
Konfessionen festgestellt, z. B. bei Mormonen oder 
hochreligiösen evangelikalen Protestanten (vgl. Dar-
nell/Sherkat 1997; Massengill 2008; Lehrer 2005).37

(4)	 Bezogen auf Zuwanderer wurde (für vietnamesische 
Highschool-Schüler) ein positiver Zusammenhang 
zwischen der Partizipation in einer religiösen Ge-
meinde und dem (über Schulnoten operationalisier-
ten) Bildungserfolg sowie den Bildungsaspirationen 
(Einschätzung der Wichtigkeit des College-Besuchs) 
festgestellt (Bankston/Zhou 1995).38 Zudem ist das 
Bildungsniveau bei jungen Zuwanderern der zwei-
ten Generation, die einer der großen Weltreligionen 
(Christentum, Judentum, Islam, Buddhismus) ange-
hören, signifikant höher als bei Jugendlichen, die 
keiner dieser Religionen angehören. Gleiches gilt 
für Jugendliche, die mindestens einmal im Monat an 
religiösen Veranstaltungen teilnehmen, gegenüber 
Jugendlichen, die dies seltener tun (Portes/Rumbaut 
2006).39

Inwiefern die Befunde für die USA auf den europäischen 
bzw. deutschen Kontext übertragbar sind, lässt sich nur 
unzureichend beantworten. Zum einen fehlen vergleich-
bare empirische Untersuchungen, weil kausale Zusam-

menhänge zwischen einzelnen Religionsdimensionen 
und gesellschaftlicher Teilhabe in Deutschland und Europa 
bislang kaum im Zentrum entsprechender Untersuchun-
gen standen. Zum anderen erscheint eine unmittelbare 
Übertragung der Befunde schon deshalb schwierig, weil 
in vielen westeuropäischen Gesellschaften – im Gegen-
satz zu den USA – Religionsgemeinschaften und religiö-
se Netzwerke „nicht dieselbe prägende Kraft“ besitzen 
(Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 9; vgl. dazu auch Gärtner 
2013) und ihr Einfluss zunehmend schwindet. Allerdings 
ist unklar, ob Letzteres auch für Zuwanderer gilt.

Befunde aus Deutschland
Für den europäischen bzw. deutschen Kontext liegen vor 
allem Studien vor, die die Bedeutung des Bildungsstands 
für die individuelle Religiosität untersuchen; sie unter-
suchen also die Kausalrichtung, die der hier eigentlich 
im Zentrum stehenden Frage genau entgegengesetzt ist. 
Exemplarisch zeigt etwa der Religionsmonitor der Bertels-
mann Stiftung für Deutschland eine schwache negative 
Korrelation in der Form, dass höher Gebildete weniger 
religiös sind (vgl. Pollack/Müller 2013). Bezogen auf An-
gehörige verschiedener Religionsgemeinschaften stellen 
Blossfeld (1998) und Becker (2007) zwar anhand der 
deutschen Lebensverlaufsstudie in einzelnen Geburtsko-
horten (unter Kontrolle soziodemografischer Variablen) 
ein niedrigeres Bildungsniveau bei Katholiken fest; die 
Zusammenhänge sind jedoch nur gering. Helbig und 
Schneider (2014) versuchen Zusammenhänge zwischen 
Religion und Bildung mittels eines historischen, regiona-
len und internationalen Vergleichs und Sekundäranalysen 
verschiedener quantitativer Datensätze aufzuklären.40 Die 
teilweise starken Unterschiede in der Bildungsbeteiligung 
einzelner Religionsgruppen lassen sich jedoch „überwie-
gend auf soziodemographische Kompositionseffekte zu-
rückführen“ (Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 10).41 Auf-
grund vielfältiger Einschränkungen (Info-Box 2) können 
aus den wenigen für Deutschland verfügbaren Befunden 

34	� Sowohl Regnerus und Elder (2003) als auch Glanville, Sikkink und Hernández (2008) nutzen Daten der National Longitudinal Study of Adolescent 
Health (Add Health). Regnerus und Elder (2003) greifen dabei auf Daten aus zwei Wellen (1995 und 1996) zurück. Regnerus (2000) nutzt Daten 
der High School Effectiveness Study (1. Welle 1990), Lehrer (2005) Daten des National Survey of Family Growth von 1995.

35	� Die Studie basiert auf den Daten des National Education Longitudinal Survey (NELS) von 1992.
36	� Sander (2010) verwendet kumulierte Daten des General Social Survey (1998–2008) des National Opinion Research Center.
37	� Darnell und Sherkat (1997) berechnen Strukturgleichungsmodelle mittels Daten der Youth-Parent Socialization Panel Study (YPSPS) (Wellen 1965, 

1973, 1982), Massengill (2008) verwendet kumulierte Daten der Jahre 1972–2004 des General Social Survey (GSS), Lehrer (2005) nutzt die Daten 
des National Survey of Family Growth 1995 (s. o.).

38	� Datenbasis ist eine Umfrage unter vietnamesischen Schülern an zwei Highschools sowie einer Schule für Schüler mit ausgezeichneten Leistungen 
(honors students) im Umfeld einer größeren vietnamesischen, überwiegend katholischen Community im Osten von New Orleans. 

39	� Die Studie basiert auf den Daten der Children of Immigrants Longitudinal Study (CILS) von 2002.
40	� Helbig und Schneider (2014) verwenden Daten der Volkszählung von 1970, der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften 

(ALLBUS), des Surveys „Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten (AID:A)“, des SOEP sowie der International Civic and Citizenship Education Study 
(ICCS).

41	� Zudem stellen die Autoren fest, dass die Gymnasialquote von Protestanten bzw. Katholiken dort höher liegt, wo die jeweilige Konfession in der 
Minderheit ist, was sie darauf zurückführen, dass in diesem Fall die Bereitschaft zu Anstrengung höher ist. Einen Zusammenhang zwischen der 
Konfessionszugehörigkeit und einer bestimmten Arbeitsethik finden sie jedoch nicht (vgl. Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 10; Helbig/Schneider 
2014).



Die Rolle von Religion in der modernen Gesellschaft

55Jahresgutachten 2016

RE
LI

GI
O

N
 U

N
D

 T
EI

LH
AB

E 
 

IN
 E

IN
W

AN
D

ER
UN

GS
­

GE
SE

LL
SC

H
AF

TE
N

insbesondere zum Bildungserfolg von Zuwanderern „kei-
ne vorschnellen Schlussfolgerungen für die Bedeutung 
der Religiosität gezogen werden“ (Ohlendorf/Koenig/
Diehl 2015: 12).  Im Gegensatz zu den USA deuten 
für den deutschen Kontext nur wenige Studien darauf 
hin, dass Religion für die Bildungsintegration von Zu-
wanderern eine entscheidende Rolle spielt; belastbare 
empirische Belege dafür fehlen bislang. Insbesondere 
ein Zusammenhang zwischen islamischer Religionszu-
gehörigkeit und einem niedrigen Bildungsniveau wurde 
bislang von keiner empirischen Studie überzeugend nach-
gewiesen (Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 13–15). Eine 
jüngere Analyse anhand des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) zeigt im Gegenteil, dass nach Kontrolle sozialstruk-
tureller Merkmale Jugendliche mit einem muslimischen 
Elternhaus „keine statistisch geringeren Gymnasialquo-
ten“ haben als Jugendliche aus katholischen oder evange-
lischen Familien (Schneider/Dohrmann 2015: 314). Wie 
die Partizipation in einer Religionsgemeinde oder einem 
religiösen Netzwerk den Bildungserfolg beeinflusst, wur-
de für Deutschland bislang kaum untersucht (Ohlendorf/
Koenig/Diehl 2015: 66).

Religiöse Identität, religiöse Partizipation und schuli-
scher Erfolg
In der öffentlichen Debatte wird Religion eine große Be-
deutung für die Integration und besonders den Bildungs-
erfolg von Zuwanderern zugeschrieben; gleichzeitig gibt 
es dazu für den deutschen bzw. europäischen Kontext 

kaum Erkenntnisse. Vor diesem Hintergrund bestimmen 
Ohlendorf, Koenig und Diehl (2015) in ihrer Expertise für 
die Stiftung Mercator verschiedene Forschungsdesiderate 
(u. a. zum Zusammenhang von – insbesondere islami-
scher – Religiosität und Bildungserfolg) und begutachten 
grundsätzlich geeignete Datensätze auf ihre Potenziale 
und Grenzen im Hinblick darauf, bestehende Lücken zu 
schließen. Sie kommen zu dem Schluss, dass die meisten 
theoretisch angenommenen Mechanismen mit bereits 
vorliegenden Datensätzen überprüft werden könnten; 
einzig die Bedeutung religiöser Gemeinden und Netz-
werke für den Bildungserfolg lasse sich damit nur unzu-
reichend untersuchen. Deskriptive Analysen der Autoren 
anhand der CILS4EU-Daten42 verweisen jedoch bereits auf 
einen fehlenden Zusammenhang zwischen Religionszu-
gehörigkeit, religiöser Identität oder religiöser Partizi-
pation und schulischem Erfolg. Um mögliche Gründe für 
geringfügige Unterschiede zwischen einzelnen Religions-
gruppen beurteilen zu können (z. B. Diskriminierung bei 
der Notenvergabe, sozioökonomischer Status, kulturelle 
Dispositionen), wären jedoch weiterführende, multivari-
ate Analysen mit entsprechenden Kontrollvariablen erfor-
derlich (vgl. Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 39–77).

A.1.2.2 Zum Zusammenhang zwischen Religiosität 
und Teilhabe am Arbeitsmarkt

Neben Bildung ist Erwerbsarbeit ein wichtiger Bereich 
gesellschaftlicher Teilhabe. Arbeit ist eine zentrale Vor-

42	� CILS4EU steht für Children of Immigrants Longitudinal Survey in Four European Countries.

Info-Box 2	� Methodische Einschränkungen und Probleme bei Studien  
zum Zusammenhang von Religiosität und gesellschaftlicher 
Teilhabe

Im Gegensatz zur Situation in den USA deuten für den deutschen Kontext nur wenige Studien darauf hin, dass 
Religion für die gesellschaftliche Teilhabe insbesondere von Zuwanderern eine entscheidende Rolle spielt. Zum 
Teil fehlt es nach wie vor an belastbaren empirischen Befunden; dies gilt vor allem für die Bereiche Bildung und 
Arbeitsmarkt, die im Hinblick auf gesellschaftliche Teilhabe besonders wichtig sind. Die wenigen vorliegenden 
Ergebnisse sind fast alle deskriptiv, beruhen lediglich auf bivariaten Analysen und berücksichtigen daher keine 
Effekte des sozioökonomischen Hintergrunds. Gerade Faktoren der sozialen Herkunft tragen jedoch wesentlich 
dazu bei, Teilhabeunterschiede in gesellschaftlich zentralen Bereichen wie Bildung und Arbeitsmarkt zu erklären 
(vgl. u. a. Baumert/Schümer 2001; Heath/Rothon/Kilpi 2008; Kristen/Granato 2007; Stubbe/Bos/Euen 2012; 
Lehmann et al. 2002). Darüber hinaus können die wenigsten Befunde verallgemeinert werden, da sie oft auf 
begrenzten Stichproben mit unterschiedlichem Fokus basieren (z. B. Schüler bestimmter Jahrgangsstufen, be-
stimmte Städte, Muslime bzw. muslimisch geprägte Herkunftsländer) (vgl. Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 10–
15). Außerdem lassen die vorliegenden Studien keine Aussagen über Kausalzusammenhänge und -richtungen 
zu, und sie verwenden meist vergleichsweise „basale“ Indikatoren, um Religiosität und Bildungserfolg zu mes-
sen (z. B. Religionszugehörigkeit, Schulabschluss bzw. besuchte Schulform) (Ohlendorf/Koenig/Diehl 2015: 14). 
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aussetzung für die Teilhabe an weiteren gesellschaftli-
chen Bereichen, denn sie vermittelt nicht nur finanzielle 
Ressourcen, sondern auch soziale Kontakte und gesell-
schaftliche Akzeptanz. Insofern ist für eine Diskussion des 
Zusammenhangs zwischen Religiosität und gesellschaftli-
cher Teilhabe die zweite wichtige Frage, inwiefern Religi-
on bzw. Religiosität mit Arbeit (Arbeitsmarktpartizipation, 
Lohn) verknüpft ist. Auch hierzu gibt es für Deutschland 
nur wenige Studien; etwas besser ist die Forschungslage 
für die USA bzw. den gesamteuropäischen Kontext.

Studien, die sich gezielt mit dem allgemeinen Zusam-
menhang zwischen Religion und Arbeitsmarktpartizipati-
on auseinandersetzen, liegen nicht vor.43 Zwar beschäfti-
gen sich einige Untersuchungen, ausgehend von Webers 
These einer protestantischen Arbeitsethik, mit dem Zu-
sammenhang zwischen Protestantismus und Erfolg am 
Arbeitsmarkt. Bei diesen Studien steht jedoch die Ge-
schlechterfrage im Zentrum, entsprechend konzentrieren 
sie sich ausschließlich auf die Arbeitsmarktpartizipation 
von Frauen im Zusammenhang mit Religionszugehörig-
keit (vgl. Feldmann 2007: 797). Wesentliche Ergebnisse 
sind, dass Frauen in katholisch geprägten Ländern weni-
ger am Arbeitsmarkt teilhaben als in überwiegend prote-
stantischen Kontexten und dass protestantische Religions-
zugehörigkeit positiv mit dem Arbeitswunsch von Frauen 
und einer positiven Einstellung zur Erwerbstätigkeit von 
Frauen zusammenhängt (vgl. Schmidt 1993; Lesthaeghe 
1995; Siaroff 1994; Haller/Hoellinger 1994; Feldmann 
2007).

Religiosität und Beteiligung am Erwerbsleben
Ähnlich wie im Bereich der Bildung konzentriert sich die 
Forschung zu Religion und Teilhabe am Arbeitsmarkt im 
europäischen Kontext vor allem auf Teilhabeunterschie-
de zwischen (insbesondere islamischen) Zuwanderern 
und der Mehrheitsbevölkerung. Als ursächlich diskutiert 
sie u. a. eine soziale Distanz bzw. kulturell-religiöse Bar-
rieren zwischen Zuwanderern und der Mehrheitsbevöl-
kerung (vgl. u. a. Baumert et al. 2001; Döbert/Klieme/
Sroka 2004; Stanat 2009). Diese Vermutung ist insofern 
plausibel, als „religiöse Identitäten und Praktiken für Zu-
wanderer insbesondere aus muslimischen Ländern eine 

durchschnittlich höhere Alltagsrelevanz besitzen als für 
die einheimische Mehrheitsbevölkerung und auch im 
Generationenverlauf überraschend stabil bleiben“ und 
somit auch in anderen Kontexten, z. B. der Schule oder 
am Arbeitsplatz „eine größere Prägekraft besitzen“ (Oh-
lendorf/Koenig/Diehl 2015: 4; vgl. auch Jacob/Kalter 
2013; Diehl/Koenig 2009). Entsprechend weisen Studien 
im europäischen Kontext darauf hin, dass Zuwanderer der 
ersten Generation mit einer hohen ethnischen Identität 
(operationalisiert über das Festhalten an der Mutterspra-
che und die selbst eingeschätzte Bedeutung der eigenen 
Religion) eine signifikant geringere Wahrscheinlichkeit 
aufweisen, am Arbeitsmarkt zu partizipieren (Bisin et al. 
2011).44 Connor und Koenig (2013) stellen dagegen für 
Nordamerika und Westeuropa fest, dass weder die Religi-
onszugehörigkeit noch regelmäßiger Gottesdienstbesuch 
den unterschiedlichen beruflichen Erfolg von Zuwande-
rern und Einheimischen beeinflussen.45 Zudem finden sie 
insgesamt nur geringe Evidenz für die Vermutung, dass 
Zuwanderer in Kontexten mit besonders ‚klaren‘ (reli-
giösen) Grenzen, wie Kanada und Westeuropa, bei der 
strukturellen Integration benachteiligt sind. Nachteile für 
religiöse Minderheiten stellen sie lediglich für die erste 
Generation fest, sie hängen jedoch auch von der jeweili-
gen Migrationsgeschichte der einzelnen religiösen Grup-
pe ab.46 Demgegenüber weisen Analysen von Daten der 
BAMF-Studie „Muslimisches Leben in Deutschland“ (vgl. 
Haug/Müssig/Stichs 2009) darauf hin, dass Religionszu-
gehörigkeit und Gläubigkeit47 – zumindest bei weiblichen 
Zuwanderern – in Deutschland die Arbeitsmarktintegra-
tion beeinflussen (dies gilt auch bei Kontrolle weiterer 
Faktoren wie Alter, Bildung, Herkunftsregion, Schulbesuch 
in Deutschland etc.): Christliche und muslimische Frau-
en sind mit zunehmender Gläubigkeit weniger in den 
Arbeitsmarkt eingebunden; bei den Männern zeigt sich 
dieser Effekt nicht. Zudem sind muslimische Frauen – ins-
besondere diejenigen, die ein Kopftuch tragen – bei sonst 
gleichen Voraussetzungen signifikant seltener erwerbs-
tätig als Christinnen gleicher Herkunft.48 Dies wird vor 
allem darauf zurückgeführt, dass bei Muslimen eine „ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung“ stärker ausgeprägt ist 
(Stichs/Müssig 2013; vgl. dazu auch die Ausführungen zu 

43	� Für Studien zu Religion und Humankapital vgl. u. a. McCleary 2011.
44	� Datenbasis für die Analyse von 24 europäischen Ländern ist der European Social Survey (ESS).
45	� Datenbasis ist der General Social Survey (GSS) für die USA, der European Social Survey (ESS) für Europa und der Ethnic Diversity Survey (EDS) für 

Kanada.
46	� Demgegenüber bestätigt sich die Vermutung, dass in „blühenden religiösen Kontexten“ (Connor/Koenig 2013: 4, Übers. d. SVR) wie den USA Reli-

giosität und beruflicher Erfolg positiv zusammenhängen, insbesondere für die zweite Generation.
47	� Die Gläubigkeit wurde mit der Frage „Wie gläubig sind Sie?“ erhoben und auf einer vierstufigen Skala von „gar nicht gläubig“ bis „sehr stark gläubig“ 

erfasst.
48	� Von den Herkunftsregionen gehen keine statistisch signifikanten Effekte aus.
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Norris/Inglehart 2002 in Kap. A.1.2.3).49 Darüber hinaus 
weist Koopmans (2015a) die in der Migrationsforschung 
durchaus prominente (und regelmäßig diskutierte) Er-
klärung zumindest teilweise zurück, dass die Partizipa-
tionslücke zwischen muslimischen Zuwanderern und 
Einheimischen ein Ergebnis von Diskriminierung sei (vgl. 
Seibert/Solga 2005; Boos-Nünning/Granato 2008; s. auch 
Kap. A.2).50 Auf der Basis von Daten des EURISLAM-Pro-
jekts betont er, dass die unterschiedlich erfolgreiche Teil-
habe von muslimischen Einwanderern und Einheimischen 
am Arbeitsmarkt vor allem durch soziokulturelle Faktoren 
(z. B. Verwendung der Sprache und Konsum von Medien 
des Aufnahmelandes, soziale Kontakte zu Einheimischen, 
Vorstellungen zu Geschlechterrollen) zu erklären sei (vgl. 
auch Kalter 2006; zur Diskriminierung wegen der Religi-
onszugehörigkeit s. Kap. A.2).

Religiosität und Einkommen
Untersuchungen zu Wechselwirkungen zwischen Löhnen 
und religiöser Aktivität bzw. religiöser Bindung in den USA 
zeigen, dass mit steigendem Einkommen im Lebensver-
lauf religiöse Aktivitäten (Gottesdienstbesuch) abnehmen 
(Azzi/Ehrenberg 1975)51 bzw. die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Kirchenmitgliedschaft sinkt (Lipford/Tollison 2003).52 
Bei Frauen in den USA hat Religiosität je nach Religions-
gemeinschaft unterschiedlichen Einfluss auf den Lohn: Bei 
Mormoninnen und konservativen Protestantinnen wirkt 
sie sich im Vergleich zu gemäßigten Protestantinnen (sog. 
Mainline oder Mainstream American Protestants) auf den 
Lohn negativ aus.53 Letztere schneiden zudem besser ab 
als nicht religiös gebundene Frauen. Darüber hinaus hat 

eine jüdische Religionszugehörigkeit im Vergleich zur pro-
testantischen einen positiven Einfluss auf den Lohn (Leh-
rer 2005). Für Zuwanderer in Europa stellen Aleksynska 
und Chiswick (2013) einen positiven Zusammenhang zwi-
schen (selbst eingeschätzter) Religiosität und erzieltem 
Einkommen fest, den es bei der Mehrheitsbevölkerung 
nicht gibt. Verwendet man als Indikator für Religiosität 
statt einer Selbsteinschätzung die Häufigkeit des Besuchs 
von Gottesdiensten bzw. die Gebetshäufigkeit, verschwin-
det dieser Zusammenhang allerdings.54

Auswirkungen von Terroranschlägen auf Löhne und 
Arbeitsmarktpartizipation von Muslimen
Für muslimische Religionsangehörige wurde auch unter-
sucht, wie sich einschneidende Ereignisse wie die Ter-
roranschläge vom 11. September 2001 oder die Bom-
benanschläge in Madrid 2004 und in London 2005 auf 
Arbeitsmarktpartizipation und Löhne auswirken.55 Für 
die USA wurden signifikant negative Effekte dieser Ter-
roranschläge auf Löhne, Arbeitszeit (Zahl der gearbeite-
ten Stunden) und Beschäftigungswahrscheinlichkeit von 
arabischen bzw. muslimischen Zuwanderern festgestellt 
(Dávila/Mora 2005; Kaushal/Kaestner/Reimers 2007; 
Rabby/Rodgers 2011).56 In Europa konnten zwar keine 
generellen negativen Effekte beobachtet werden (Braak-
mann 2009; 2010), Cornellisen und Jirjahn (2012) stellen 
jedoch fest, dass sich die Anschläge am 11. September 
2001 auf die relativen Löhne niedrig qualifizierter Mus-
lime in kleinen und mittleren Betrieben in Deutschland 
negativ ausgewirkt haben.57

49	� Die Autorinnen folgern dies aus Analysen, die sich auf Männer und Frauen zusammen beziehen und das Geschlecht als Kontrollvariable verwenden 
und in denen die muslimische Religionszugehörigkeit einen negativen und das männliche Geschlecht einen positiven Effekt hat. Bestätigt werden 
die Ergebnisse zur Arbeitsteilung von einer BAMF-Studie zu „Geschlechterrollen bei Deutschen und Zuwanderern christlicher und muslimischer Religi-
onszugehörigkeit“. Darin zeigt sich, dass in Haushalten christlicher Zuwanderer zu 38,2 Prozent nur der Mann Vollzeit erwerbstätig ist, während dies 
in Haushalten muslimischer Zuwanderer zu 65,5 Prozent der Fall ist. Unterschiede bestehen zudem hinsichtlich der Religiosität: Bei stark gläubigen 
Christen sind in 40,2 Prozent der Haushalte nur die Männer Vollzeit erwerbstätig, bei wenig religiösen nur in 33,6 Prozent. Bei stark gläubigen 
(65,3 %) und wenig gläubigen (65,2 %) Muslimen zeigt sich dieser Unterschied hingegen nicht (Becher/El-Menouar 2014: 157–160).

50	� Koopmans räumt dabei explizit ein, dass Diskriminierung hier durchaus eine Rolle spielen könne, sie lasse sich in solchen Umfragen aber nicht 
erfassen (vgl. auch Granato/Kalter 2001). 

51	� Azzi und Ehrenberg (1975) haben als Erste die Wechselwirkungen zwischen Arbeitsmarktintegration (Erwerbstätigkeit, Lohn) und Religiosität ana-
lysiert. Sie verwenden Daten zu Kirchenmitgliedschaften in den USA (für die Jahre 1926, 1936 und 1952) und Umfragedaten (General Social Survey von 
1973).

52	� Die Autoren kombinieren amtliche Daten zum Einkommen mit Studien anderer Autoren zu Kirchenmitgliedschaften. Bezogen auf weiße Katholiken 
kommen Schwadel et al. (2009) hingegen auf der Grundlage des General Social Survey (GSS) zu dem Befund, dass diejenigen mit geringem Einkom-
men seltener zur Kirche gehen als diejenigen mit höherem Einkommen. Zudem finden sie einen positiven Zusammenhang zwischen Einkommen und 
Kirchgangshäufigkeit bei sozial isolierten Personen.

53	� Datenbasis ist der US National Survey of Family Growth.
54	� Datenbasis ist der European Social Survey (ESS).
55	� Um kausale Effekte solcher Ereignisse auf Arbeitsmarktpartizipation und Lohneinkommen nachzuweisen, nutzt die wirtschaftswissenschaftliche 

Forschung einschneidende Ereignisse als natürliche Experimente. Meist werden dazu sog. Differenz-in-Differenzen-Ansätze verfolgt, mit denen sich 
kausale Zusammenhänge identifizieren lassen (vgl. Meyer 1995).

56	� Dávila und Mora (2005) nutzen Daten des American Community Survey (PUMS ACS) der Jahre 2000 und 2003. Kaushal, Kaestner und Reimers (2007) 
verwenden den Current Population Survey (CPS) von 1998 bis 2004, Rabby und Rodgers (2011) den Current Population Survey (CPS) von 1999 bis 2004.

57	� Braakmann (2009) verwendet die IEB-Daten (Integrierte Erwerbsbiographien) der Bundesagentur für Arbeit (BA) (2010) bzw. den British (Quarterly) 
Labour Force Survey (LFS). Cornellisen und Jirjahn (2012) greifen auf Daten des SOEP von 1998 bis 2004 zurück.
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Religiöse Aktivität, Arbeitslosigkeit und Lebenszufrie-
denheit
Studien zur Bedeutung von Religiosität im Falle scheitern-
der Arbeitsmarktintegration sind für Arbeitsmarktinte-
gration im engeren Sinne zwar nicht primär relevant, sie 
geben aber immerhin Aufschluss über teilhabefördernde 
Wirkungen von Religion. Aus solchen Untersuchungen 
wird in der Regel deutlich, dass häufige Teilnahme an 
religiösen Veranstaltungen (Gottesdienste etc.) die psy-
chischen Effekte von Arbeitslosigkeit auf die Lebenszu-
friedenheit reduziert (sog. coping): Lechner und Leopold 
(2015) zeigen etwa für die USA, dass der Verlust von Le-
benszufriedenheit, der bei Arbeitslosigkeit häufig eintritt, 
bei Personen, die regelmäßig an religiösen Veranstaltun-
gen teilnehmen, weniger stark ausfällt als bei der nicht 
religiösen Vergleichsgruppe.58

A.1.2.3 Zum Zusammenhang von Religiosität und 
zivilgesellschaftlicher, kultureller und politischer 
Teilhabe

Hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Religiosität 
und sozialer bzw. zivilgesellschaftlicher Teilhabe ist „mit 
Blick auf den deutschsprachigen Raum […] auffallend, 
dass die theoretische Selbstverständlichkeit, mit welcher 
Religion sozialintegrative Kraft zu- oder aber auch abge-
sprochen wird, bisher in eigenartiger Diskrepanz zur tat-
sächlichen empirisch fundierten Beschäftigung mit dieser 
Frage steht“ (Traunmüller 2008: 3, Herv. im Original). In 
jüngerer Zeit haben jedoch verschiedene Untersuchungen 
– insbesondere von Richard Traunmüller (vgl. u. a. Traun-
müller 2008; 2012a; 2012b; 2013; 2014) – diese Lücke 
zunehmend geschlossen. Sie bestätigen für Deutschland 
und Europa den teilweise aus den USA bereits bekannten 
Befund, dass religiöse Gemeinschaften wichtig sind für 
aktives zivilgesellschaftliches Engagement und die damit 
verbundene Einbindung in soziale Netzwerke (vgl. u. a. 
Verba/Schlozman/Brady 1995; Lam 2002; 2006; Park/
Smith 2000; Putnam 2000; Wuthnow 2002; Roßteutscher 
2008). Analysen auf der Grundlage des SOEP59 weisen 
u. a. darauf hin, dass sowohl subjektive Religiosität 
(Wichtigkeit von Glauben und Religion für das Wohlbe-
finden) als auch religiöse Praxis (Häufigkeit von Gottes-
dienstbesuchen) sich auf zivilgesellschaftliche Teilhabe 

in Deutschland „auf vielfältige Weise“ positiv auswirken 
kann (Traunmüller 2008: 19). Demnach hängt Religiosität 
u. a. positiv mit aktiver Einbindung in formelle Netzwerke 
zusammen, wobei „regelmäßige ehrenamtliche Betäti-
gung vornehmlich durch christliche Religiosität gefördert 
[wird], nicht jedoch durch islamische“ (Traunmüller 2008: 
15f.; vgl. auch Traunmüller 2012a).60

Andere Studien zeigen zudem einen positiven Zusam-
menhang zwischen Religiosität und informellem sozialen 
Kapital bzw. sozialer Integration: Mit häufigen Gottes-
dienstbesuchen geht sowohl ein größeres Freundschafts-
netzwerk einher als auch eine höhere Fähigkeit, neue 
soziale Beziehungen aufzunehmen. Am stärksten aus-
geprägt ist dies bei Protestanten und Muslimen (Traun-
müller 2008: 19–21). Untersuchungen zu Zuwanderern 
kommen zu dem Befund, dass bei christlichen Zuwande-
rern ein positiver Zusammenhang zwischen dem Besuch 
religiöser Veranstaltungen und der Häufigkeit von Kon-
takten zu Deutschen im Freundeskreis besteht, während 
bei muslimischen Zuwanderern weder ein positiver noch 
ein negativer Zusammenhang zwischen der Teilnahme an 
religiösen Veranstaltungen und Kontakten zu Deutschen 
festzustellen ist (Müssig/Stichs 2012).61 Bei muslimischen 
Zuwanderern spielen laut dieser Untersuchung andere 
Aspekte „eine substanziellere Rolle für ihre soziale In-
tegration“, z. B. fundierte Deutschkenntnisse, Mitglied-
schaft in Vereinen oder das Wohnumfeld (Müssig/Stichs 
2012: 323). Andere Analysen mit Daten des SOEP zeigen, 
dass insbesondere bei sehr religiösen Muslimen (auch 
bei Berücksichtigung der sozialen Herkunft) nicht nur die 
soziale Integration (Netzwerke) deutlich langsamer ver-
läuft, sondern auch die kulturelle Integration (Kenntnis 
und Nutzung der deutschen Sprache, kulturelle Gewohn-
heiten) (Hans 2010). Unklar ist allerdings, welche Rolle 
dabei die Diskriminierung von Personen spielt, die einer 
nichtchristlichen Religionsgemeinschaft angehören (Hans 
2010: 129, 224–234) (s. dazu Kap. A.2). 

Aufschlussreich im Hinblick auf kulturelle und politi-
sche Werte sind vor allem die Ergebnisse einer länderver-
gleichenden Studie von Norris und Inglehart (2002), die 
anhand von Daten des World Value Survey (1995–2001) 
die Wertvorstellungen von Gesellschaften in 75 Staaten 
untersuchen.62 Danach verlaufen die kulturellen Grenzen 
zwischen einer ‚westlichen‘ und einer ‚islamischen‘ Welt 

58	� Die Studie basiert auf den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP).
59	� Verwendet werden Daten der Wellen 1999, 2003 und 2006.
60	� Hinsichtlich politischer Teilhabe zeigen zudem deskriptive Auswertungen des Freiwilligensurveys 2004 für Deutschland, dass katholische und evange-

lische Befragte sowohl allgemein im politischen als auch im parteipolitischen Bereich überdurchschnittlich engagiert sind und dass ihr Engagement 
mit der Stärke der Kirchenbindung zunimmt (Liedhegener 2011).

61	� Da der Besuch christlicher Kirchen erwartbar mehr Möglichkeiten des Kontakts zu Deutschen bietet als der Besuch von Moscheegemeinden, sind 
diese Befunde kaum überraschend. Die Untersuchung basiert auf der Studie „Muslimisches Leben in Deutschland“.

62	� Ausgangspunkt der Untersuchung ist die von Huntington (1993; 1996) aufgestellte und breit rezipierte (und auch kritisierte) These, dass im 
21. Jahrhundert zwischen verschiedenen Kulturkreisen, insbesondere zwischen einem westlichen und einem islamischen Kulturraum, ein ‚Kampf 
der Kulturen‘ (clash of civilizations) stattfindet.
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nicht entlang politisch-demokratischer Werte, sondern 
vielmehr entlang kultureller Vorstellungen von Lebenssti-
len. Westliche und islamische Gesellschaften unterschei-
den sich demnach nur minimal in Bezug auf politische 
Haltungen (Bedeutung der Demokratie, Befürwortung 
demokratischer Ideale, Ablehnung von Autoritäten bzw. 
‚politischen Führern‘) (Demos), sondern vor allem hin-
sichtlich gesellschaftlicher Überzeugungen zur Gleichheit 
der Geschlechter (Geschlechterrollen) und sexueller Libe-
ralisierung (Eros).63 Diese Kluft hat sich im Laufe der Zeit 
sogar vergrößert, da die nachwachsenden Generationen 
in westlichen Gesellschaften eine zunehmend liberalere 
Sexualmoral entwickelt haben, während sie in islami-
schen Gesellschaften weitgehend traditionelle Vorstel-
lungen beibehalten haben (vgl. Norris/Inglehart 2002: 
14–16; vgl. auch Joppke 2013; 2014a).

Im Zusammenhang mit politischer Teilhabe wird 
häufig auch diskutiert, inwiefern Religiosität und demo-
kratieferne Einstellungen zusammenhängen. Letztere 
werden auch als potenzieller Indikator für Radikalisie-
rung angesehen (s. dazu Kap. A.3); sie gelten zudem 
als Gradmesser für das Interesse der Bürger an Politik, 
politisches Wissen und Partizipation sowie weltanschau-
liche Einstellungen zur Staatsform (Gaiser et al. 2011: 
1). Erfasst werden demokratieferne Einstellungen durch 
unterschiedliche Fragen, die meist auf das Konstrukt des 
Autoritarismus abzielen (vgl. Uslucan/Liakova/Halm 
2011: 22; Altemeyer/Hunsberger 1992). Die einzigen 
beiden Untersuchungen, die das Merkmal in Verbindung 
mit Religion für Deutschland quantitativ abbilden, nutzen 
unterschiedliche Operationalisierungen, die sich jedoch 
teilweise überschneiden. Brettfeld und Wetzels (2007) 
ermitteln für Muslime in Deutschland auf der Grundlage 
eines Gesamtindex eine „stark ausgeprägte Demokra-
tiedistanz bei etwa 10 Prozent der befragten Muslime“ 
(Brettfeld/Wetzels 2007: 142).64 Frindte et  al. (2011) 
weisen zwar keine Prozentzahlen aus, können aber in 
multivariaten Modellen einen Zusammenhang zwischen 
religiösem Fundamentalismus und Demokratiedistanz 
nachweisen. Weitere Analysen von Brettfeld und Wetzels 
(2007) zeigen Korrelationen mit Bildung (höher Gebildete 
sind insgesamt weniger demokratiefern) und Diskrimi-
nierung (stärker wahrgenommene Diskriminierung geht 
mit stärker ausgeprägter Demokratiedistanz einher) und 

mit der selbst eingeschätzten Religiosität: 15,0 Prozent 
der sehr religiösen Befragten, 12,9 Prozent derer, die 
sich auf der Mitte der Religiositätsskala einordnen, und 
5,9  Prozent der „etwas“ religiösen Befragten werden 
als demokratiefern eingestuft (Brettfeld/Wetzels 2007: 
167–169).65 Für die Gruppe der Muslime zeigt sich bei den 
fundamental Orientierten mit 16,0 Prozent eine höhere 
Demokratiedistanz als bei den orthodox (8,1 %) bzw. den 
traditionell-konservativ Orientierten (5,4 %) und den ge-
ring Religiösen (3,3 %) (s. Kap. A.3). Insgesamt neigen 
hochreligiöse Personen eher zu demokratiefernen Einstel-
lungen; dieser Befund scheint jedoch nicht nur für die 
islamische Religionszugehörigkeit zu gelten.

A.1.2.4 Zum Zusammenhang von Religiosität und 
Delinquenz

Abseits der Radikalisierungsforschung (s. Kap. A.3) be-
schäftigen sich zahlreiche Studien mit dem Zusammen-
hang von Religion und Delinquenz (vgl. u. a. Baier 2013; 
Baier et al. 2010; Johnson et al. 2000; Baier/Wright 2001). 
Dabei handelt es sich größtenteils um Querschnittsstudi-
en aus den USA, die meist Religiosität und die Einbindung 
in die Religionsgemeinschaft in ihrer Wirkung auf Delin-
quenz untersuchen und diese unterschiedlich operationa-
lisieren. Eine Metaanalyse von Baier und Wright (2001) 
zum Zusammenhang von Religion und delinquentem Ver-
halten ermittelte über insgesamt 60 einbezogene empiri-
sche Studien einen durchschnittlich schwachen negativen 
Zusammenhang: Je höher die Religiosität, desto niedriger 
ist die Delinquenz. Weitere Metastudien (Johnson et al. 
2000; Jang/Johnson 2012) konnten diesen Effekt zumeist 
bestätigen, und auch Längsschnittstudien aus den USA 
belegen einen entsprechenden kausalen Effekt von Reli-
gion (Johnson et al. 2001).66

In Deutschland durchgeführte Studien zum Zusam-
menhang von Religion und Delinquenz stellen oft interre-
ligiös vergleichend eine höhere Delinquenz bei Muslimen 
als bei anderen Gruppen fest. So zeigt sich in der Studie 
von Brettfeld und Wetzels (2007) auch nach Berücksich-
tigung soziodemografischer Hintergrundvariablen eine 
signifikant höhere Gewaltakzeptanz bei muslimischen 
Schülern als in der nichtmuslimischen Kontrollgruppe.67 
Der Einfluss der Religion scheint jedoch über eine spezifi-

63	� Die Befunde gelten auch für Gesellschaften in autoritären Systemen. Interessant ist zudem, dass eine starke gesellschaftliche Rolle religiöser 
Autoritäten zwar in islamischen Staaten durchaus stärker unterstützt wird als im Westen, jedoch nicht im Sinne einer dichotomen Unterscheidung 
zwischen ‚dem Islam‘ und ‚dem Westen‘, denn sie wird auch in vielen anderen Gesellschaften befürwortet.

64	� Datenbasis ist eine Telefonbefragung in vier deutschen Großstädten (Westberlin, Hamburg, Köln, Nürnberg) aus dem Jahr 2005.
65	� Der Anteil der nicht religiösen Befragten wurde nicht ausgewiesen, er liegt aber unter 3 Prozent.
66	� Datenbasis ist der National Youth Survey (NYS), Wellen 1 (1976) und 3–5 (1978–1983).
67	� Die Untersuchung basiert auf einer telefonischen Befragung in vier deutschen Großstädten (Westberlin, Hamburg, Köln, Nürnberg) aus dem Jahr 

2005.
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sche Geschlechterrollenorientierung zum Tragen zu kom-
men. Wenn dieser Faktor (gemessen über eine Skala, die 
insbesondere die Akzeptanz männlicher Dominanz erfasst) 
mit berücksichtigt wird, hat die Religion als solche keinen 
signifikanten Effekt (Brettfeld/Wetzels 2007: 312). Im Be-
reich der Gewaltdelinquenz (u. a. Raub, Körperverletzung 
ohne Waffen und Bedrohung anderer) lässt sich für Nicht-
muslime wie für muslimische Mädchen ein gewaltreduzie-
render Einfluss der Religion feststellen, bei muslimischen 
Männern ist dieser hingegen nicht zu beobachten. 

Zusammenfassend bestätigen Brettfeld und Wetzels 
(2007: 315) somit den „Befund […] frühere[r] Studien, 
dass im Falle junger Muslime in erster Linie der risikosen-
kende Effekt religiöser Bindungen mit Blick auf Gewalt 
fehlt, der sich bei anderen Religionsgruppen (insbeson-
dere Christen) finden lässt“. Ihre Ergebnisse werden von 
Baier et al. (2010) tendenziell bestätigt. Die Autoren be-
fragten 2007 sowie 2008 insgesamt 44.610 Schüler der 
4. und 9. Jahrgangsstufe. Ihre Analysen erhärten zunächst 
einen negativen Zusammenhang zwischen Religiosität 
und Gewalt: Mit steigender Religiosität verringert sich bei 
christlichen Jugendlichen delinquentes Verhalten – das in 
der Studie über die Zahl der begangenen Ladendiebstähle 
und Sachbeschädigungen operationalisiert wird – ebenso 
wie bestimmte andere Faktoren, die Delinquenz fördern 
(etwa Alkoholkonsum), und die Akzeptanz von Normen, 
die Gewalt legitimieren. Der positive Einfluss von Reli-
giosität verläuft damit über zwei Stränge: Neben einer 
direkten Wirkung werden auch delinquenzfördernde 
Faktoren ‚entschärft‘. Der beschriebene Zusammenhang 
zwischen Religiosität und Delinquenz zeigt sich auch bei 
christlichen Jugendlichen mit Migrationshintergrund, bei 
muslimischen Jugendlichen allerdings nicht. Zwar lässt 
sich zwischen Religiosität und Delinquenz kein direkter 
signifikanter Zusammenhang messen, die Autoren ver-
muten aber einen indirekten (delinquenzfördernden) 
Zusammenhang: Ihnen zufolge steigen bei muslimischen 
Jugendlichen mit zunehmender Bindung an den Glauben 
auch die Zustimmung zu Männlichkeitsnormen und der 
Konsum von Gewaltmedien, was wiederum mit erhöhter 
Gewaltbereitschaft zusammenhängt (Baier et al. 2010: 
118). Andererseits findet sich bezogen auf Ladendieb-
stahl und Alkoholkonsum bei muslimischen wie christ-
lichen Jugendlichen durchweg ein direkter präventiver 
Einfluss der Religiosität (Baier et al. 2010: 128). Unter 
dem Strich bleibt somit, dass Religiosität insgesamt Delin-
quenz verringert, wobei bei muslimischen Jugendlichen 
indirekt eine förderliche Wirkung zu beobachten ist.68

Kritisiert wird an den beiden genannten Studien vor 
allem die ungenügende Operationalisierung von Religio-
sität. Dabei wird auf qualitative Studien verwiesen, die 
dem Gegenstand und den Wirkprozessen von Religiosi-
tät näherkämen und bezogen auf die von Brettfeld und 
Wetzels (2007) gebildeten Kategorien von fundamental, 
traditionell-konservativ und orthodox Orientierten sowie 
gering Religiösen „zu alternativen Typenbildungen“ ge-
langten (Uslucan/Liakova/Halm 2011: 29). Diese unter-
schieden sich vom eher reduktionistischen Verständnis 
von Religiosität der obigen Studien insofern als sie „sich 
nicht primär aus der Kombination der Merkmale persön-
liche Gläubigkeit, Regelbefolgung und Politisierung spei-
sen, sondern auch Kategorien wie Marginalisierung, Iden-
titätssuche, Spiritualität u. Ä. berücksichtigen“ (Uslucan/
Liakova/Halm 2011: 29f.).

A.1.3 Fazit: Wirkung von Religion/.
Religiosität auf individuelle Teilhabe

Angesichts der Ambivalenz, Uneindeutigkeit oder gar 
Widersprüchlichkeit der Ergebnisse zum Zusammenhang 
zwischen Religion bzw. Religiosität und gesellschaftlicher 
Teilhabe stellt sich die Frage, ob am Ende – wie in einem 
bekannten Brecht-Stück – alle Fragen weiterhin offen sind 
und jeder sich seinen Schluss selbst suchen muss. Einige 
(wenige) Befunde können als gesichert gelten, für zahl-
reiche andere gilt das aber bislang nicht.  Eindeutig ist, 
dass individuelle Religiosität in Form aktiver religiöser 
Teilhabe das Vertrauen in die Mitmenschen und somit 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt positiv beein-
flusst, und auch, dass religiöser Pluralismus nicht ge-
nerell den sozialen Zusammenhalt innerhalb einer Ge-
sellschaft gefährdet. Die vorliegenden Befunde weisen 
zudem in die Richtung, dass insbesondere die individuelle 
Religiosität so gut wie keinen Effekt auf gesellschaftliche 
Teilhabe hat, wenn der soziale Hintergrund berücksich-
tigt wird; dies gilt vor allem für die Bereiche Bildung und 
Arbeitsmarkt. Religions- bzw. religiositätsabhängige Un-
terschiede bestehen vor allem bei kulturellen Aspekten 
(Lebensstilen und sexuellen Moralvorstellungen). Effekte 
finden sich auch im Bereich der Delinquenz, allerdings 
ist Religiosität hier ebenfalls kein zentraler Prädiktor: Sie 
wirkt auf delinquentes Verhalten zwar grundsätzlich prä-
ventiv, diese Wirkung ist aber nach bisherigen Befunden 
bei Muslimen nicht zu finden. Hier besteht jedoch weite-
rer Forschungsbedarf. Abschließend bleibt vor allem fest-

68	� Auf der Suche nach einer Erklärung für diesen Zusammenhang fragen die Autoren daher, „ob die islamische Religionserziehung dazu beiträgt, 
männliches Dominanzverhalten in der Familie zu begründen oder zumindest zu unterstützen, bei den Jugendlichen die Akzeptanz dominanter und 
kämpferisch orientierter Männlichkeit zu fördern und die Gestaltung ihrer sozialen Netzwerke in spezifischer Weise zu beeinflussen“ (Baier et al. 
2010: 129). Bezogen auf die Befunde zu Alkoholkonsum und Diebstählen gehen sie von „einem durchgängig präventiven Einfluss der Religiosität“ 
aus (Baier et al. 2010: 121). Ein Grund dafür könnte etwa sein, dass verinnerlichte religiöse Vorschriften zum Verzicht auf Alkohol oder zum Diebstahl 
eine starke Wirkung auf die Jugendlichen haben.
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zuhalten:  Einerseits besteht hinsichtlich des Zusam-
menhangs von Religion und Integration eine deutliche 
Diskrepanz zwischen der gesellschaftlichen Diskussion 
über die Bedeutung von Religion und empirisch fun-

dierten Belegen dazu; andererseits zeigen die bereits 
vorliegenden Ergebnisse vor allem, dass die Bedeutung 
von Religion für gesellschaftliche Teilhabe allgemein 
überschätzt wird.
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In Kap. A.1 stand u. a. der Zusammenhang zwischen in-
dividueller Religiosität und Chancen auf gesellschaftliche 
Teilhabe im Fokus. Dabei wurden auch Konstellationen 
diskutiert, in denen Teilhabemöglichkeiten, die außerhalb 
des eigenen religiösen Umfelds liegen, aufgrund einer 
(zu) engen Bindung an die eigene Religionsgemeinschaft 
nicht genutzt werden können. Ausgeblendet blieb dabei 
der Aspekt, dass die fehlende Nutzung von Teilhabeopti-
onen nicht nur auf religiöses Verhalten des Individuums, 
sondern zum Teil auch auf ablehnende Reaktionen der 
Mehrheitsbevölkerung zurückzuführen ist. Dabei geht 
es sowohl um abwertende Einstellungen als auch um 
diskriminierende Handlungen gegenüber Personen auf-
grund ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religion 
oder Weltanschauung (s. Kap. A.2.1). Im Zentrum stehen 
hier einerseits Menschen jüdischer Religionszugehörig-
keit (s. Kap. A.2.2), andererseits Muslime als vergleichs-
weise neue und stark wachsende religiöse Minderheit  
(s. Kap. A.2.3).

Im Gegensatz zu Angehörigen der christlichen und 
jüdischen Religionsgemeinschaften wurden Muslime in 
Deutschland lange Zeit nur als ‚undifferenzierter Bevöl-
kerungsteil mit Migrationshintergrund‘ gesehen und erst 
spät als religiöse ‚Großgruppe‘. In den 1990er Jahren 
wurden in der gesellschaftlichen Wahrnehmung ‚Auslän-
der‘ schrittweise zu ‚Türken‘ und schließlich zu ‚Musli-
men‘ (vgl. u. a. Spielhaus 2013; Pries 2013; SVR 2015: 
142–147).69 Anders als Muslime und ihre vergleichsweise 
junge öffentliche und mediale Prominenz blicken Juden 
auf eine lange und bittere Geschichte der Ausgrenzung in 
Europa und Deutschland zurück. Diese Geschichte ist von 

Brüchen gekennzeichnet, aber vor allem von Kontinuität, 
denn „[a]ntisemitische Vorurteile, Ressentiments und Ste-
reotype haben in ihrer jahrhundertealten, von Generation 
zu Generation tradierten Geschichte immer wieder eine 
außergewöhnliche Wandelbarkeit und Anpassungsfähig-
keit an aktuelle Diskurse und Zeitläufe bewiesen“ (Wetzel 
2014: 24). Während die wissenschaftliche Forschung zu 
Antisemitismus wie auch die öffentliche und politische 
Debatte mittlerweile als sehr umfassend gelten kann, 
sind entsprechende Diskussionen zu Islamophobie, Mus-
limfeindlichkeit oder antimuslimischem Rassismus noch 
relativ neu. Eine Folge davon ist, dass Begrifflichkeiten 
zur Beschreibung der Ausgrenzung von Muslimen bislang 
sehr inkohärent verwendet werden.

A.2.1 Die Erfassung abwertender Ein-
stellungen und Handlungen

Wie bei Ausprägungen gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit70 (GMF) generell muss auch in Bezug auf 
Juden und Muslime unterschieden werden zwischen 
abwertenden, vorurteilsbehafteten bzw. negativen Ein-
stellungen (s. Kap. A.2.2.2, A.2.3.2) und entsprechenden 
Handlungen (s. Kap. A.2.2.3, A.2.3.3); dabei kann weder 
von Einstellungen auf Handlungen geschlossen werden 
noch umgekehrt von Handlungen auf Einstellungen (vgl. 
Benninghaus 1976: 129f., 258).

Zur Messung von Einstellungen haben sich Umfra-
gen bewährt. Diskriminierende (bzw. viktimisierende)71 
Handlungen können dagegen durch Beobachtung erfasst 

Abwertung von Menschen aufgrund ihrer Religions
zugehörigkeit

KapitelA.2

69	� Im SVR-Jahresgutachten 2015 (142–147) wird ausführlich auf die Entwicklung der Zugehörigkeits- und Bezeichnungspolitiken in der Bundesrepublik 
Deutschland eingegangen.

70	� Der Begriff „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ (GMF) entstammt einem Langzeitforschungsprojekt, das am Institut für interdisziplinäre Kon-
flikt- und Gewaltforschung (IKG) der Universität Bielefeld unter Leitung von Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer durchgeführt wurde. Er beschreibt feindselige 
Einstellungen zu Menschen unterschiedlicher sozialer, religiöser und ethnischer Herkunft sowie mit verschiedenen Lebensstilen. Antisemitismus und 
Islam- bzw. Muslimfeindlichkeit gelten als Ausprägungen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit.

71	� Der Begriff der Viktimisierung bezieht sich grundsätzlich auf eine (kriminelle) Schädigung einer Person, d. h. darauf, dass eine Person zum Opfer (lat. 
victima) einer (kriminellen) Handlung einer anderen Person wird. Er wird jedoch nicht ganz einheitlich verwendet. In der Kriminologie beschreibt 
er die Beziehung zwischen Täter und Opfer (vgl. Schneider 1975); Juristen hingegen verstehen darunter im Rahmen der Antidiskriminierungsge-
setzgebung eine ungerechtfertigte Benachteiligung (Diskriminierung), die von der benachteiligten Person angezeigt und juristisch anerkannt wurde 
(vgl. Leißner 2006: 42f.).



Abwertung von Menschen aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit

63Jahresgutachten 2016

RE
LI

GI
O

N
 U

N
D

 T
EI

LH
AB

E 
 

IN
 E

IN
W

AN
D

ER
UN

GS
­

GE
SE

LL
SC

H
AF

TE
N

werden. Dazu hat die Forschung eine Reihe methodischer 
Zugänge hervorgebracht, mit denen Daten zu Vorkom-
men, Ausmaß, Art und Ursachen von Ungleichbehandlung 
gewonnen werden können (vgl. Makkonen 2007; Peucker 
2009; 2010). 

Entsprechende Hinweise können etwa Dekompositi-
onsanalysen liefern. Damit werden beobachtbare Unter-
schiede (z. B. in der Arbeitsmarktbeteiligung von Perso-
nen einer bestimmten Religionszugehörigkeit) mithilfe 
größerer Datensätze (z. B. SOEP, IAB-Beschäftigtenbefra-
gung etc.) zerlegt in einen Teil, der auf unterschiedliche 
Charakteristika der betrachteten Gruppen zurückgeführt 
werden kann (z. B. Bildungs- oder Ausbildungsniveau, 
Sprachkenntnisse, Geschlecht etc.), und einen verblei-
benden Teil, der sich mit solchen Unterschieden nicht er-
klären lässt. Letzteres wird häufig als Indikator für Diskri-
minierung interpretiert. Jedoch können solche Fälle auch 
durch unberücksichtigte Faktoren (z. B. unbekannte As-
pekte oder fehlende Informationen) zu erklären sein; des-
halb ist eine objektive Interpretation als Diskriminierung 
schwer möglich. So fehlen in den meisten Datensätzen 
insbesondere Informationen zur Religionszugehörigkeit; 
Benachteiligungen von Juden und Muslimen beispielswei-
se am Arbeitsmarkt, die ursächlich darauf zurückzuführen 
sind, lassen sich somit nicht identifizieren (für entspre-
chende Befunde s. Kap. A.1.2.2).72 

Grundsätzlich ist in diesem Bereich zu unterscheiden 
zwischen ‚empfundener‘ Diskriminierung (die über Be-
fragungen und Fall- bzw. Beratungsstatistiken ermittelt 
werden kann) und real stattfindender Diskriminierung (zu 
ermitteln über Experimente oder Beobachtung). Umfra-
gebasierte Studien zu Diskriminierungswahrnehmungen 
sind relativ häufig, ihre Aussagekraft ist aber deutlich 
eingeschränkt, da die Sensibilität für Benachteiligung 
individuell und gruppenspezifisch variiert (vgl. Peucker 
2009; 2010).73 Dagegen gibt es relativ wenig Untersu-
chungen, die sich nicht auf wahrgenommene Diskrimi-
nierung beschränken, sondern das Ausmaß real erfolgter 
Diskriminierung in den Blick nehmen, denn dafür ist ein 
äußerst anspruchsvolles methodisches Design notwendig. 
Sie erfordern experimentelle Prüf- oder Testing-Verfah-
ren, bei denen unter Realbedingungen beobachtet wird, 
ob Personen, die sich von einer Vergleichsperson nur in 

einem einzigen Merkmal (z. B. der Religionszugehörig-
keit) unterscheiden, benachteiligt werden (z. B. bei der 
Bewerbung um einen Arbeitsplatz). Dabei wird kontro-
vers diskutiert, wie realitätsnah solche Testing-Verfahren 
tatsächlich sind, denn in realen Situationen unterscheiden 
sich z. B. die Bewerber auf eine freie Stelle in der Regel 
im Hinblick auf mehrere Merkmale (Heckman 1998).

A.2.2 Abwertung und Diskriminierung 
von Juden

Der Begriff des Antisemitismus als zentrale Kategorie der 
Abwertung von Personen jüdischen Glaubens stammt aus 
dem 19. Jahrhundert und „basiert auf sprachwissenschaft-
lichen und völkerkundlichen Unterscheidungen des aus-
gehenden 18. Jahrhunderts, in denen mit dem Begriff des 
Semitismus versucht wurde, den ‚Geist‘ der semitischen 
Völker im Unterschied zu dem der Indogermanen zu er-
fassen und abzuwerten“ (Bergmann 2006: 6). Aufgrund 
einer langen Tradition der (auch wissenschaftlichen) Aus-
einandersetzung mit diesem Phänomen besteht mittler-
weile eine „unübersichtliche und teilweise hermetische 
Theorielandschaft“ (Beyer 2015: 586); zudem fehlt nach 
wie vor eine allgemein anerkannte Definition von Antise-
mitismus (vgl. BMI 2011: 10). Eine ‚EU-Arbeitsdefinition‘ 
wurde vom Büro für Demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (ODIHR), der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), der Europäischen 
Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit (EUMC,74 heute: Agentur der Europäischen Union 
für Grundrechte, FRA) und einigen Vertretern jüdischer 
Organisationen entwickelt (vgl. auch BMI 2011: 10); sie 
fasst Antisemitismus als „eine bestimmte Wahrnehmung 
von Juden, die sich in Hass gegen diese ausdrücken kann 
und sich sowohl auf verbaler als auch auf physischer Ebe-
ne manifestiert“ (zitiert nach European Forum on Antise-
mitism 2016, Übers. d. SVR). Mittlerweile wurde diese 
Definition jedoch von der FRA wieder zurückgenommen. 
Kritisiert wurden daran der verkürzende Bezug zwischen 
Feindschaft und Vorurteil und der Begriff des Hasses, der 
nur eine von vielen Ausprägungen von Antisemitismus 
darstellt.75 2009 wurde auf Beschluss des Deutschen 

72	� Es liegen lediglich „Indizien dafür vor, dass muslimische Migranten und mehr noch Migrantinnen (also Personen bzw. Frauen mit Wurzeln in islamisch 
geprägten Ländern) tendenziell eine besonders benachteiligte Position am Arbeitsmarkt einnehmen“ (Peucker 2010: 23, 28).

73	� Nichtsdestoweniger muss betont werden, dass individuell als diskriminierend wahrgenommene Handlungen für die betroffenen Personen reale 
Auswirkungen haben können, da für das Individuum real ist, was es als real empfindet (sog. Thomas-Theorem nach Thomas 1923; Thomas/Thomas 
1928).

74	� Die EUMC wurde im Jahr 1997 ins Leben gerufen. Als Monitoring-Organ der EU sollte sie das Ausmaß von Rassismus in den Mitgliedstaaten beob-
achten und dokumentieren. Mittlerweile ist sie in der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) aufgegangen.

75	� Die FRA gab dies auf Nachfrage bekannt; s. hierzu exemplarisch die Presseerklärung des Simon-Wiesenthal-Zentrums: http://www.wiesenthal.com/
site/apps/nlnet/content.aspx?c=lsKWLbPJLnF&b=8776547&ct=13381863, 14.01.2016.

http://www.wiesenthal.com/site/apps/nlnet/content.aspx?c=lsKWLbPJLnF&b=8776547&ct=13381863
http://www.wiesenthal.com/site/apps/nlnet/content.aspx?c=lsKWLbPJLnF&b=8776547&ct=13381863
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Bundestags ein unabhängiger Expertenkreis Antisemi-
tismus76 eingerichtet, der die Definition ebenfalls als für 
seine Arbeit „nur eingeschränkt verwendbar“ einstufte. 
Stattdessen entschied er, Antisemitismus als eine spezifi-
sche Form von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
zu beschreiben, die sich in unterschiedlichen Ausprägun-
gen zeigt (BMI 2011: 10f.).77 

A.2.2.1 Unterschiedliche Formen des Antisemi
tismus

Zentral für das Verständnis von Antisemitismus und sei-
nen Wurzeln ist die Dichotomie von Eigen- und Fremdbild: 
Juden werden generalisierend als Fremde kategorisiert, 
und diese Fremdheit wird zum genuinen Merkmal jüdi-
scher Menschen. Im modernen Antisemitismus, dessen 
Ursprünge in den Nationenbildungsprozessen des späten 
19. Jahrhunderts liegen, wurden Juden als Gruppe ohne 
nationale Identität konstruiert. Dadurch konnte sich im 
Nationalsozialismus das Bild eines ‚inneren und äußeren 
Feindes‘ verfestigen (vgl. Bergmann 2006); dieses Bild 
ist dem Antisemitismus nach wie vor inhärent und blieb 
auch von der Staatsgründung Israels unberührt (Enzen-
bach 2012: 57).

Die Zuschreibungen gegenüber Juden veränderten 
sich stetig und hingen oft mit aktuellen gesellschaftlichen 
Krisen zusammen (Salzborn 2014). Diese Transformation 
setzte sich auch nach dem Ende des Nationalsozialismus 
in Deutschland fort. Das führte sowohl zum ‚sekundären‘ 
als auch zum ‚israelbezogenen‘ (bzw. ‚antizionistischen‘) 
und ‚islamisierten‘ Antisemitismus (Enzenbach 2012: 61; 
vgl. auch Beyer 2015), die jeweils in Abgrenzung zum 
‚klassischen‘ (bzw. ‚primären‘ oder ‚traditionellen‘) Anti-
semitismus gesehen werden müssen: 
(1)	 Die Entstehung des ‚traditionellen‘ (auch ‚klassi-

schen‘ oder ‚primären‘) Antisemitismus wird „auf die 
1870er Jahre datiert […] [und war] bis zur Kulminati-
on im nationalsozialistischen Vernichtungsprojekt die 
vorherrschende Form der Judenfeindlichkeit“ (Imhoff 
2010: 1). Diese Form des Antisemitismus beinhaltet 
manifeste Vorurteile gegen Juden und bezieht sich 
oft auf den klassischen Mythos einer jüdischen Kons-
piration in Form einer ‚jüdischen Weltverschwörung‘.

(2)	 Demgegenüber ist der ‚sekundäre‘ Antisemitismus 
nach der nationalsozialistischen Judenvernichtung 
bzw. als Reaktion darauf entstanden und dient u. a. 
der „Schuldabwehr“ (Rommelspacher 1995: 36f.; vgl. 
auch Adorno 1971). Er äußert sich vor allem in der 
Herabspielung bzw. Leugnung des Holocaust und ei-
ner Täter-Opfer-Umkehr (BMI 2011: 15; Holz 2010: 
323; Beyer 2015: 583f.).78

(3)	 Der ‚israelbezogene‘ (auch ‚antizionistische‘ oder 
‚islamisierte‘) Antisemitismus entstand infolge der 
Gründung des Staates Israel bzw. des Nahostkon-
flikts. Sein Hauptmerkmal ist die Ablehnung Israels 
und seiner jüdischen Bürger unter Einbezug anti-
semitischer Weltanschauungen (BMI 2011: 18f.; 
Enzenbach 2012: 61f.; Kiefer 2006: 306; Beyer 2015: 
584f.).

Trotz dieser drei grundsätzlich identifizierbaren Aus-
prägungen „herrscht in der empirischen Literatur keine  
Einigkeit“ hinsichtlich ihrer Abgrenzung voneinander  
(Imhoff 2010: 3). So wird oft mit ähnlichen Fragen auf 
unterschiedliche Ausprägungen des Antisemitismus Be-
zug genommen, was zu ungenauen Ergebnissen führt. 
Ein Überblick über Studien, die in den letzten Jahren in 
Deutschland durchgeführt und hierzulande breit rezipiert 
wurden, macht deutlich, dass nicht alle beschriebenen 
Formen des Antisemitismus gleichermaßen abgebildet 
werden. Dies ist gesellschaftspolitisch umso gravieren-
der, als in Deutschland der ‚traditionelle‘ Antisemitismus 
anscheinend vom ‚sekundären‘ und ‚israelbezogenen‘ 
Antisemitismus abgelöst wird; das geht aus einem Ver-
gleich verschiedener wichtiger Umfragedaten79 hervor, 
die von dem bereits erwähnten unabhängigen Exper-
tenkreis Antisemitismus im Jahr 2011 vorgelegt wurden 
(BMI 2011: 55; vgl. auch Decker/Kiess/Brähler 2014; 
Zick/Küpper 2011; Faber/Schoeps/Stawski 2006; Loewy 
2005; Schwarz-Friesel/Friesel/Reinharz 2010; s. auch 
Tab. A.1).80 Besonders der ‚traditionelle‘ Antisemitismus 
scheint nicht mehr ‚gesellschaftsfähig‘ zu sein; selbst 
rechtsextreme Gruppierungen meiden mittlerweile in der 
Regel eine offene ‚traditionell‘ antisemitische Rhetorik 
(Wetzel 2014: 24). Entsprechend wird vermutet, dass die 
weltweite Zunahme antisemitischer Einstellungen durch 
einen Anstieg des ,israelbezogenen‘ Antisemitismus zu 

76	� Im Dezember 2014 wurde erneut ein unabhängiger Expertenkreis Antisemitismus einberufen, der seinen Bericht 2016/17 vorlegen soll; vgl. https://
www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2015/01/expertenkreis-antisemitismus-nimmt-arbeit-auf.html, 14.01.2016.

77	� Antisemitismus gilt als „ein zentrales Element des Syndroms Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“ (Zick/Küpper 2011: 61).
78	� Der Begriff „Sekundärantisemitismus“ ist ursprünglich nicht in Abgrenzung zu einem ‚traditionellen‘ primären Antisemitismus entstanden, sondern 

geht auf Peter Schönbach (1961) zurück. Dort bezieht sich ‚sekundär‘ auf die Übertragung antisemitischer Einstellungen der Eltern (primär) auf die 
Kinder (sekundär), die vor allem dazu diente, die eigene Haltung im Nationalsozialismus gegenüber den Kindern zu rechtfertigen (Imhoff 2010: 2).

79	� Der Vergleich bezieht die GMF-Daten der Jahre 2002–2010 sowie Daten der sog. Mitte-Studien der Universität Leipzig und der Allgemeinen Bevöl-
kerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) ein.

80	� In anderen Kontexten gilt dies jedoch nicht in gleicher Weise: Eine 2013 durchgeführte Umfrage in Polen kommt zu dem Ergebnis, dass die dort 
stark vorherrschende antijüdische Einstellung auf den Glauben an eine „jüdische[] Verschwörung“ zurückzuführen ist (Bilewicz et al. 2013, 835f.). 
Dies ist eher dem ‚traditionellen‘ Antisemitismus zuzuordnen.

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2015/01/expertenkreis-antisemitismus-nimmt-arbeit-auf.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2015/01/expertenkreis-antisemitismus-nimmt-arbeit-auf.html
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erklären ist und feindselige Einstellungen zu Israel oft-
mals als Deckmantel für Antisemitismus dienen (Cohen 
et al. 2009: 304). Kennzeichnend sowohl für den ,israel-
bezogenen‘ als auch für den ‚sekundären‘ Antisemitismus 
ist eine „Umwegkommunikation“: Anstelle ‚klassischer‘ 
Stereotype wird eine Semantik verwendet, die „weniger 
klar als ‚antisemitisch‘ eingeordnet werden“ kann (Bey-
er 2015: 585). Entsprechend wird eine Unterscheidung 
zwischen ,legitimer Israelkritik‘ und ‚Antisemitismus‘ 
nach wie vor höchst kontrovers diskutiert (vgl. dazu u. a. 
Sznaider/Speck/Rabinovici 2004; Ullrich 2013), und ‚Is-
raelkritiker‘ weisen den Vorwurf von Antisemitismus in 
der Regel zurück (Enzenbach 2012: 61). Zick und Küpper 
(2011: 32) etwa kommen anhand der GMF-Daten zu dem 
Ergebnis, „dass eine ‚neutrale‘ Kritik an Israel zwar mög-
lich ist, aber äußerst selten vorkommt. In der Regel wird 
die Kritik an Israel antisemitisch unterfüttert bzw. scheint 
sie anti-jüdische Assoziationen zu evozieren“ (Zick/Küp-
per 2011: 32). Das verdeutlichen auch die in Tab. A.1 ab-
gebildeten Aussagen.

A.2.2.2 Formen und Ausmaß antisemitischer Ein-
stellungen

Da gerade in Deutschland bei Studien zur Erfassung an-
tisemitischer Einstellungen die Umfrageergebnisse durch 
Effekte sozialer Erwünschtheit stark verzerrt sind, wird in 
der Regel mit einem Set von Aussagen unterschiedlicher 
antisemitischer ‚Intensität‘ gearbeitet. Diese werden in 
Indizes zusammengefasst, um aus der Zustimmung bzw. 
Ablehnung bei den verschiedenen Fragen schließlich 
Rückschlüsse auf antisemitische Einstellungen zu ziehen 
(vgl. BMI 2011; Decker/Kiess/Brähler 2014; GESIS 2014; 
Heitmeyer 2009; Zick/Küpper 2011; Zick/Küpper/Höver-
mann 2011). 

Die vermutlich aussagekräftigsten Daten zu Stand und 
Entwicklung des Antisemitismus in Deutschland wurden 
im Rahmen der Langzeituntersuchung zu gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit (GMF) erhoben, die zwischen 
2002 und 2012 durchgeführt wurde.81 Darüber hinaus 
sind als Datenquellen die Mitte-Studien relevant, die seit 
2002 im zweijährigen Rhythmus von einer Arbeitsgruppe 
der Universität Leipzig durchgeführt werden (Mitte Leip-
zig), sowie die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften (ALLBUS), bei der sowohl 1996 als 
auch 2006 ein Schwerpunkt auf der Erhebung von Einstel-

lungen zu ethnischen Gruppen in Deutschland lag. Zudem 
wurde 2014 eine Mitte-Studie der Universität Bielefeld 
(Mitte Bielefeld) veröffentlicht, die zum Teil an das 2012 
ausgelaufene GMF-Projekt anknüpft. Bezogen auf Antise-
mitismus wurde darin jedoch „nur der klassische Antise-
mitismus erfasst“ (Klein/Groß/Zick 2014: 66), lediglich in 
einer sehr viel kleineren Zusatzumfrage wurden weitere 
Formen des Antisemitismus berücksichtigt.82 Vergleichbar 
sind die genannten Studien allerdings kaum. Zum einen 
unterscheiden sie sich teilweise deutlich in Bezug auf 
Stichprobenziehung, Datenerhebung, Aufbau der Frage-
bögen und Formulierung der Fragen, zum anderen vari-
ieren die Formen des Antisemitismus, die die einzelnen 
Studien erfassen.83 Darüber hinaus können die jeweils er-
mittelten Anteile der Befragten, die eine antisemitische 
Einstellung äußern, in der Regel nicht verglichen werden, 
denn selbst bei ähnlichen Fragen werden oftmals unter-
schiedliche Skalen zur Abstufung der Antwortmöglichkei-
ten verwendet. So hängt der ermittelte Anteil antisemiti-
scher Einstellungen auch davon ab, ob die Antwortskalen 
eine neutrale Mittelkategorie vorsehen. Während einige 
Studien Aussagen zur Messung antisemitischer Einstel-
lungen auf einer fünf- oder siebenstufigen Antwortskala 
mit einer neutralen Mittelkategorie erheben, verwenden 
andere vierstufige Skalen, damit die Befragten nicht auf 
die Mittelkategorie ausweichen können und gezwungen 
sind, sich eindeutiger festzulegen. Unabhängig von der 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse und trotz der Bezugnah-
me auf unterschiedliche Formen des Antisemitismus und 
der Verwendung unterschiedlicher Indikatoren lässt sich 
jedoch studienübergreifend festhalten, dass bei einem 
nicht unwesentlichen Teil der Gesellschaft dauerhaft an-
tisemitische Einstellungen vorherrschen.

Um die Entwicklung antisemitischer Einstellungen im 
Zeitverlauf einzuordnen, haben Zick und Küpper (2011) 
anhand der GMF-Daten für die Jahre 2002 bis 2010 eine 
Expertise für den unabhängigen Expertenkreis Antise-
mitismus erstellt (vgl. auch BMI 2011: 55–65). Die Ex-
pertise zeigt unter anderem, dass „[n]ach einem deut-
lichen Rückgang antisemitischer Einstellungen in den 
Jahren 2004 bis 2006 […] seit 2007/2008 wieder ein 
Anstieg zu beobachten [ist], der allerdings nicht das Ni-
veau von 2002 erreicht hat“ (BMI 2011: 55; vgl. auch 
Zick/Küpper 2011: 21–24). Die Autoren vergleichen da-
bei Items zur Erfassung aller drei beschriebenen Formen 
des Antisemitismus, wobei nicht alle Items für sämtliche 

81	� Teil dieser zehnjährigen Langzeitstudie war die Publikationsreihe „Deutsche Zustände“, die von Wilhelm Heitmeyer herausgegeben wurde (vgl. u. a. 
Heitmeyer 2002; 2012). Die Analysen beruhen auf Umfragedaten aus den Jahren 2002 bis 2010. In die Untersuchung gingen die Daten von über 
18.000 Befragten ein.

82	� Letztere sind in Tab. A.1 nicht abgebildet, weil es sich um eine gesonderte Zusatzumfrage mit einer anderen Stichprobe handelt und nicht um die 
hier abgebildete Mitte-Studie (vgl. Klein/Groß/Zick 2014: 69–72).

83	� Hinzu kommt, dass zu einzelnen Erhebungszeitpunkten zum Teil zusätzliche Fragen verwendet wurden, die in anderen Erhebungen desselben 
Langzeitprojekts nicht vorkommen (vgl. Decker/Kiess/Brähler 2012; Zick/Küpper 2011).
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Tab. A.1 Erfassung antisemitischer Einstellungen in ausgewählten (quantitativen) Studien

Aussage Form des  
Antisemitismus

Studie
(Anteil der Befragten mit antisemitischer Einstellung)

ALLBUS 2012 GMF 2011 Mitte Bielefeld 
2014

Mitte Leipzig 2014

Antwortskala: 1 
„stimme überhaupt 

nicht zu“ bis 7 
„stimme voll und 

ganz zu“

Antwortskala: 1 
„stimme überhaupt 

nicht zu“ bis 4 
„stimme voll und 

ganz zu“

Antwortskala: 1 
„stimme überhaupt 

nicht zu“ bis 4 
„stimme voll und 

ganz zu“

Antwortskala: 1 
„lehne voll und 
ganz ab“ bis 5 

„stimme voll und 
ganz zu“

„Juden haben auf der Welt zu 
viel Einfluss.“ (Z)

‚traditionell‘ 23,6 % — — —

„Juden haben in Deutschland zu 
viel Einfluss.“ (Z)

‚traditionell‘ — 13,0 % 13,7 % —

„Auch heute noch ist der Einfluss 
der Juden zu groß.“ (Z)

‚traditionell‘ — — — 11,6 %

„Die Juden arbeiten mehr als 
andere Menschen mit üblen 
Tricks, um das zu erreichen, was 
sie wollen.“ (Z)

‚traditionell‘ — — — 10,3 %

„Die Juden haben einfach etwas 
Besonderes und Eigentümliches 
an sich und passen nicht so recht 
zu uns.“ (Z)

‚traditionell‘ — — — 10,0 %

„Durch ihr Verhalten sind die 
Juden an ihren Verfolgungen 
nicht ganz unschuldig.“ (Z)

‚traditionell‘ 16,2 % — — —

„Durch ihr Verhalten sind Juden 
an ihren Verfolgungen mit 
schuldig.“ (Z)

‚traditionell‘ — 10,0 % 10,4 % —

„Viele Juden versuchen, aus 
der Vergangenheit des Dritten 
Reiches heute ihren Vorteil zu 
ziehen.“ (Z)

‚sekundär‘ 44,8 % 36,9 % — —

„Mich beschämt, dass Deutsche 
so viele Verbrechen an den 
Juden begangen haben.“ (A)

‚sekundär‘ 14,9 % — — —

„Ich ärgere mich, dass den 
Deutschen auch heute noch 
die Verbrechen an den Juden 
vorgehalten werden.“ (Z)

‚sekundär‘ — 64,6 % — —

„Israel führt einen Vernichtungs-
krieg gegen die Palästinenser.“ 
(Z)

‚israelbezogen‘ — 56,0 % — —

„Was der Staat Israel heute mit 
den Palästinensern macht, ist 
im Prinzip auch nichts anderes 
als das, was die Nazis im Dritten 
Reich mit den Juden gemacht 
haben.“ (Z)

‚israelbezogen‘ — 41,5 % — —

Anmerkung: In der Tabelle sind jeweils die Anteile abgebildet, die eine antisemitische Einstellung anzeigen. (Z) = eine Zustimmung zur Aussage zeigt 
eine antisemitische Einstellung an (ALLBUS 2012: Antwortkategorien 5 bis 7; GMF 2011 und Mitte Bielefeld 2014: Antwortkategorien 3 bis 4; Mitte Leipzig 
2014: Antwortkategorien 4 bis 5); (A) = eine Ablehnung der Aussage zeigt eine antisemitische Einstellung an (ALLBUS 2012: Antwortkategorien 1 bis 3).

Quelle: Decker/Kiess/Brähler 2014: 35; GESIS 2013: 207–210; Leibold et al. 2012: 186; Klein/Groß/Zick 2014: 68; eigene Zusammenstellung
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Befragungswellen vorliegen. Auch die Mitte-Studien zei-
gen gegenüber 2002 für „die Dimension Antisemitismus 
[…] in der aktuellen Erhebungswelle einen deutlichen 
Rückgang, besonders in Ostdeutschland“ (Decker/Kiess/
Brähler 2014: 45); sie beziehen sich dabei auf den ‚tra-
ditionellen‘ Antisemitismus. Ein Vergleich der Ergebnis-
se des ALLBUS aus den 1990er und den 2000er Jahren 
zeichnet hingegen ein etwas negativeres Bild: Bei den 
meisten abgefragten Indikatoren zum ‚traditionellen‘ und 
‚sekundären‘ Antisemitismus zeigt sich im Jahr 2006 ein 
stärkerer Zuspruch zu antisemitischen Aussagen als 1996; 
2012 war die Zustimmung zu antisemitischen Aussagen 
wieder rückläufig (GESIS 2014: 572–579). Angesichts des 
Anstiegs antisemitischer Einstellungen zwischen 1996 
und 2006 ist bemerkenswert, dass im gleichen Zeitraum 
abwertende Einstellungen zu anderen Gruppen (Auslän-
dern) zurückgingen (Diehl/Tucci 2010). Wie bereits ange-
deutet, sind beim Antisemitismus Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland zu beobachten – allerdings 
zum Teil entgegengesetzt zu dem gewohnten Muster 
bei vorurteilshaften Einstellungen (wie Ausländer- oder 
Fremdenfeindlichkeit): Antisemitische Einstellungen sind 
in Westdeutschland stärker verbreitet als in Ostdeutsch-
land (vgl. Gessler 2006; GESIS 2006: 63f.; Leibold/Küh-
nel 2009; Decker/Kiess/Brähler 2014: 35). Während die 
Unterschiede in den 1990er Jahren noch deutlich ausge-
prägt waren, ist in den 2000er Jahren eine zunehmende 
Annäherung zu beobachten, so dass zum Teil keine signi-
fikanten Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen 
mehr festzustellen sind (vgl. Heitmeyer 2009; Leibold 
et al. 2012; Decker/Kiess/Brähler 2014). Diese Annähe-
rung gilt jedoch lediglich für den ‚traditionellen‘, nicht für 
den ‚sekundären‘ Antisemitismus (Leibold/Kühnel 2009: 
139–141). So ermitteln einzelne Umfragen mittlerweile 
auch in Ostdeutschland eine stärkere Zustimmung zu anti-
semitischen Aussagen (Klein/Zick 2014: 38; Klein/Groß/
Zick 2014: 73).

Weiterführende Analysen zu antisemitischen Hal-
tungen in Deutschland zeigen einen deutlichen Zusam-
menhang zwischen ‚traditionellem‘ Antisemitismus und 
chauvinistischen Einstellungen, einer Verharmlosung des 
Nationalsozialismus, einem niedrigen Bildungsgrad, dem 
Gefühl, sozial oder wirtschaftlich schlechtergestellt zu 
sein (soziale bzw. wirtschaftliche Deprivation), und einem 
höheren Lebensalter. Demgegenüber besteht kein signifi-
kanter Zusammenhang zum Geschlecht, christlicher Reli-
gionszugehörigkeit und der Einschätzung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage. Im Unterschied zum ‚traditionellen‘ 
Antisemitismus hängt ‚sekundärer‘ Antisemitismus neben 
einem niedrigen Bildungsgrad auch mit dem männlichen 

Geschlecht und der Zugehörigkeit zu einer christlichen 
Konfession zusammen (Ullrich et al. 2012: 84). Andere 
Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen, insbesondere 
bezogen auf das Bildungsniveau; zugleich ermitteln sie 
einen Zusammenhang mit Nationalismus, Autoritarismus, 
sozialen Dominanzorientierungen (Überlegenheit der Ei-
gengruppe), allgemeinem Vertrauensgefühl und anderen 
Ausprägungen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, 
z. B. Fremden- oder Muslimfeindlichkeit (Leibold/Kühnel 
2009; Imhoff 2010; Zick/Küpper 2011; Krumpal 2012; Lei-
bold et al. 2012; Ullrich 2013; Pew Research Center 2008).

Vergleichende Studien in westeuropäischen Ländern 
zeigen, dass Antisemitismus in der Bevölkerung in unter-
schiedlichem Maße verbreitet ist: In den Niederlanden 
etwa kommen antisemitische Einstellungen vergleichs-
weise selten vor, in anderen Ländern wie Österreich, 
Italien, der Schweiz und insbesondere Spanien hingegen 
deutlich häufiger (Anti-Defamation League 2002; Gers-
tenfeld 2005). Studien auf internationaler Ebene wie z. B. 
das „Pew Global Attitudes Project“ des Pew Research 
Center84 zeigen, dass negative Einstellungen zu Juden – in 
der Studie wird der Begriff Antisemitismus vermieden – 
zwischen 2004 und 2008 insgesamt deutlich angestiegen 
sind. Von den in der Studie untersuchten europäischen 
Ländern sind im Jahr 2008 entsprechende Einstellungen 
am stärksten in Spanien (46 %), Polen (36 %) und Russ-
land (34 %) vertreten. Deutschland liegt im Mittelfeld 
(25 %); in Frankreich (20 %) und vor allem in Großbritan-
nien (9 %) und den USA (7 %) sind negative Haltungen 
gegenüber Juden am wenigsten verbreitet (Pew Research 
Center 2008: 1). In den drei arabischen Ländern, die in 
die Untersuchung einbezogen waren (Ägypten, Libanon 
und Jordanien), ist Antisemitismus nicht weniger als eine 
Grundeinstellung der gesamten Bevölkerung: Nur 5 Pro-
zent der Befragten in diesen Ländern zeigen keine ne-
gative Einstellung zu Juden (Pew Research Center 2008).

A.2.2.3 Antisemitische Handlungen

Befunde zu antisemitischen Handlungen liegen lediglich 
auf der Grundlage von Befragungen und Fallstatistiken 
vor, für die jedoch einige Einschränkungen gelten (s. 
Kap. A.2.1). Ergebnisse aus Testing-Verfahren, die sich 
explizit auf Diskriminierung wegen der jüdischen Religi-
onszugehörigkeit beziehen, sind nicht bekannt.

Befunde aus Befragungen
Ausgehend von einer Erhebung der FRA wurde 2013 die 
Studie „Diskriminierung und Hasskriminalität gegen-
über Juden in den EU-Mitgliedstaaten: Erfahrungen und 

84	� Das Pew Research Center ist ein US-amerikanisches Meinungsforschungsinstitut mit Sitz in Washington D. C. Das „Pew Global Attitudes Project“ ist 
eins der sieben Projekte des Instituts; vgl. http://www.pewglobal.org/, 14.01.2016.

http://www.pewglobal.org


Abwertung von Menschen aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit

68 Jahresgutachten 2016

Wahrnehmungen im Zusammenhang mit Antisemitismus“ 
veröffentlicht (FRA 2013).85 Daraus geht u. a. hervor, dass 
von den Befragten, „die sich selbst (aufgrund ihrer Reli-
gion, Kultur, Erziehung, Ethnizität oder Abstammung oder 
aus anderen Gründen) als Juden betrachteten“ (FRA 2013: 
9), im Durchschnitt 28 Prozent Antisemitismus in ihrem 
Land als ein „sehr großes Problem“ einstufen und 38 Pro-
zent als ein „ziemlich großes Problem“. Für Deutschland 
betrugen die Werte 17 Prozent („sehr großes Problem“) 
und 44 Prozent („ziemlich großes Problem“). Ein weiterer 
Befund der Studie ist, dass 21 Prozent aller Befragten 
angaben, sie seien in den letzten zwölf Monaten vor der 
Erhebung „aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Judentum 
Opfer eines oder mehrerer Vorfälle von verbaler Beleidi-
gung oder Belästigung oder eines körperlichen Angriffs“ 
geworden; in Deutschland lag der Anteil bei 16 Prozent 
(FRA 2013: 31f.). Insgesamt 19 Prozent der Befragten wa-
ren in diesem Zeitraum nach eigenen Angaben aufgrund 
ihrer Religion oder ihres Glaubens diskriminiert worden, 
der für Deutschland ermittelte Wert lag mit 24 Prozent 
noch höher. Diskriminierung wurde am häufigsten am Ar-
beitsplatz (11 %) oder bei der Arbeitssuche (10 %) bzw. 
in einer Schule oder Bildungseinrichtung (8 %) wahrge-
nommen, wobei für die einzelnen untersuchten Staaten 
keine differenzierten Zahlen ausgewiesen wurden (FRA 
2013: 57–60). Die Aussagekraft solcher Erfassungen ge-
fühlter Diskriminierung ist generell beschränkt, da sich 
eben nicht ermitteln lässt, ob ein hohes bzw. geringes 
Maß wahrgenommener Diskriminierung sich tatsächlich 
auf ein hohes bzw. geringes Maß diskriminierender Hand-
lungen Dritter gründet oder durch unterschiedliche Sensi-
bilitäten für entsprechende Handlungen beeinflusst wird. 
Nichtsdestoweniger können individuell und unterschied-
lich als diskriminierend wahrgenommene Handlungen 
für die betroffenen Personen durchaus unterschiedliche 
reale Auswirkungen haben (vgl. Thomas 1923; Thomas/
Thomas 1928).

Befunde aus Fallstatistiken
In ihrem Überblick über den Datenstand zu Antisemitis-
mus in der EU weist die FRA (2015a) u. a. darauf hin, „dass 
verlässliche und vergleichbare Zahlen, die zu einer wirk-
samen Bekämpfung des Phänomens unverzichtbar sind, 
derzeit fehlen“ (FRA 2015b; vgl. auch FRA 2015a). Im 
Jahr 2014 wurde daher eine Arbeitsgruppe zur Bekämp-
fung von Hassverbrechen gegründet, die die statistische  
Erfassung solcher Verbrechen in allen EU-Staaten verbes
sern soll. Der aktuelle Bericht der FRA zeigt für Deutsch-

land insgesamt einen Anstieg antisemitischer Straftaten 
im Jahr 2014 (2014: 1.596; 2013: 1.275) (FRA 2015b: 34); 
das ist vermutlich auf Straftaten im Zusammenhang mit 
dem Israel-Palästina-Konflikt zurückzuführen, die in die-
sem Zeitraum von 41 auf 575 sprunghaft gestiegen sind 
(vgl. BT-Drs. 18/5758). Die in den Straftaten enthaltenen 
Gewalttaten waren zuletzt leicht rückläufig (2014: 45; 
2013: 51) (FRA 2015b: 37). In einer Langzeitperspektive 
lässt sich insgesamt ein Rückgang antisemitischer Straf-
taten beobachten (FRA 2015a: 36–39; vgl. auch BT-Drs. 
18/5758). Die Ergebnisse basieren auf der Polizeilichen 
Kriminalstatistik (PKS); diese erfasst jedoch lediglich straf-
rechtlich relevante Sachverhalte, die der Polizei bekannt 
geworden sind und registriert wurden (sog. Hellfeld). 
Daraus ergeben sich einige Einschränkungen: Einerseits 
ist von einer hohen Dunkelziffer strafrechtlich relevanter 
Sachverhalte auszugehen, die entweder nicht angezeigt 
werden oder generell unbeobachtet bleiben. Andererseits 
gibt die Statistik keine Auskunft darüber, ob der Tatver-
dacht tatsächlich zu einer Anklage und ggf. sogar einer 
Verurteilung geführt hat. Zudem werden in der PKS zu-
sammenhängende strafrechtlich relevante Sachverhalte 
grundsätzlich als ein einziger Fall behandelt, auch wenn 
mehrere Personen geschädigt wurden (vgl. u. a. Cramer/
Mischkowitz 2013; Schulz 2015).

A.2.3 Abwertung und Diskriminierung 
von Muslimen

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem ge-
sellschaftlichen Phänomen der Abwertung von Muslimen 
ist vergleichsweise jung. Das erklärt wohl auch das kon-
zeptionelle ‚Begriffswirrwarr‘: Begriffe wie Muslim- oder 
Islamfeindlichkeit, Islamophobie und antimuslimischer 
Rassismus werden oftmals synonym und ohne spezifische 
Abgrenzung verwendet. Entsprechend unterschiedlich ist 
der methodische Zugang bei der statistischen Erfassung 
abwertender Einstellungen zu Muslimen. Im Bereich dis-
kriminierender Handlungen ist die Datenlage zu Musli-
men hingegen etwas besser als zu Juden.

A.2.3.1 Islamophobie, Muslimfeindlichkeit, Islam-
feindlichkeit und antimuslimischer Rassismus: 
unterschiedliche Konzepte und Begriffe

Im englischsprachigen Diskurs hat sich zur Beschreibung 
der Abwertung von Muslimen der Begriff islamophobia 

85	� Im Rahmen der Untersuchung wurden in den Ländern Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Lettland, Schweden, Ungarn und Großbritannien 
insgesamt 5.847 Personen befragt, die sich als jüdisch betrachten. Die Befragung erfolgte im Zeitraum September und Oktober 2012 online. Sie zeigt 
laut FRA (2013: 65–67) u. a., dass insgesamt etwa die Hälfte der Befragten (je nach Bereich zwischen 43 % und 53 %) nicht weiß, dass es Gesetze 
gibt, die Juden vor Diskriminierung schützen; etwa ein Drittel kennt keine Organisation, die Beratung oder Unterstützung für Diskriminierungsopfer 
anbietet. Im SVR-Integrationsbarometer 2014 gaben rund 27 Prozent der Befragten mit und 11 Prozent der Befragten ohne Migrationshintergrund 
an, das AGG nicht zu kennen.
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etabliert. Über dessen genaue Entstehung ist sich die Wis-
senschaft uneinig, mehrere Autoren beanspruchen seine 
Einführung für sich (s. dazu López 2011). Grundsätzlich 
existiert der Begriff im englischsprachigen Diskurs be-
reits seit Anfang der 1980er Jahre. Anfangs wurde er zur 
Beschreibung von Angst bzw. Bedrohungsgefühlen der 
Mehrheitsgesellschaft durch den Islam verwendet, dann 
bald für Abwertung von und Vorurteile gegen Muslime 
(Allen 2010). Die deutsche Übersetzung Islamophobie 
wird hingegen mittlerweile kaum mehr genutzt (vgl. aber 
u. a. noch Heitmeyer 2002; 2010a); vor allem aufgrund 
der damit suggerierten Angst erschien sie als begriffliches 
Konzept für die Abwertung von Muslimen ungeeignet 
(Zick 2012: 35) und wurde zunehmend von den Begriffen 
Islamfeindlichkeit und Muslimfeindlichkeit abgelöst (vgl. 
Heitmeyer 2010b; Leibold/Kühnel 2006).

2012 veranstaltete die Deutsche Islam Konferenz 
(DIK) eine Fachtagung, bei der die inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den verschiedenen Begriffen zur Beschrei-
bung der Abwertung von Muslimen im Zentrum stand. 
Hier sah Heiner Bielefeldt (2012: 23) den „Begriff der 
Muslimfeindlichkeit am ehesten geeignet […]. Denn darin 
kommt die menschenrechtliche Fokussierung zum Aus-
druck, wonach es nicht um die Wahrheit oder Reputation 
der Religion als solcher geht, sondern um die Menschen, 
die […] missachtet werden“ (Bielefeldt 2012: 23, Herv. 
im Original). Muslimfeindlichkeit ist danach eine Form 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit; sie richtet sich 
gegen Muslime und als Muslime wahrgenommene Men-
schen, die – unabhängig von ihrer tatsächlichen Religions-
zugehörigkeit oder Religiosität – als dem Islam zugehörig 
markiert und abgewertet werden. Bielefeldt (2012: 26) 
verweist darauf, dass sich auch der staatlich gewährleis-
tete Rechtsschutz nicht auf die Religion als solche bezie-
he, sondern auf deren Ausübung durch die Menschen, 
deshalb seien Begriffe wie Islamfeindlichkeit ungeeignet. 
Entsprechend weist Andreas Zick (2012: 35) im Rahmen 
der Fachtagung darauf hin, dass einerseits zu unterschei-
den sei „zwischen der Feindlichkeit gegenüber dem Islam 
als Religion und gegenüber Muslimen“, wenngleich dies 
empirisch „in der Regel signifikant korrelierende Facet-
ten“ seien, andererseits aber der „genaue empirische 
Nachweis, dass es auch bei den Vorurteilen gegenüber 
dem Islam letztendlich um eine Feindlichkeit gegenüber 
Muslimen geht, […] erst zu erbringen“ sei. Der Begriff 
Islamfeindlichkeit wird u. a. in den jüngeren Studien des 
GMF-Projekts verwendet; hier wird er beschrieben als Ab-

wertung, die „gegen Menschen muslimischen Glaubens 
oder ganz allgemein gegen den Islam [gerichtet ist], un-
abhängig davon, inwieweit die Betroffenen religiös sind 
oder welcher spezifischen islamischen Glaubensrichtung 
sie angehören“ (Zick/Küpper/Hövermann 2011: 46). 
Islamfeindlichkeit kann demnach definiert werden als 
„Bedrohungsgefühl[ ] und Abwertung[ ] von Muslimen, 
ihrer Kultur und ihren öffentlich-politischen wie religiösen 
Aktivitäten“ (Klein/Groß/Zick 2014: 64). Am GMF-Projekt 
beteiligte Autoren räumen jedoch ein, dass der Begriff 
Muslimfeindlichkeit treffender wäre, „da es hier nicht um 
die Ablehnung einer Glaubensrichtung geht, sondern um 
die Abwertung von Menschen, die dieser Glaubensrich-
tung zugeordnet werden“; dieser Begriff habe sich aber 
bisher noch nicht durchgesetzt (Zick/Küpper/Hövermann 
2011: 46; vgl. auch Decker/Kiess/Brähler 2012). 

Attia, Häusler und Shooman (2014) plädieren hinge-
gen für die Verwendung des Begriffs „antimuslimischer 
Rassismus“, weil „antimuslimische Argumentationen […] 
vielfach mit anderen gesellschaftlichen Machtverhält-
nissen und hegemonialen Diskursen verwoben“ (Attia 
2014: 27) seien; mit Verweis auf strukturelle Diskrimi-
nierung meinen sie, dass es sich somit um Rassismus 
handle, nicht nur um Feindschaft gegenüber Muslimen. 
Sie beziehen sich hier darauf, dass es nicht nur eine bio-
logische, sondern auch eine kulturalistische Ausprägung 
von Rassismus gebe und Muslimfeindlichkeit auch eine 
ethnisierende Komponente habe (vgl. Shooman 2011; 
2012; Miksch 2009). Dennoch verwenden auch diese Au-
toren die Begriffe Islamfeindlichkeit und antimuslimischer 
Rassismus teilweise parallel und ohne klare Abgrenzung 
voneinander (vgl. Shooman 2012).

A.2.3.2 Abwertende Einstellungen gegenüber 
Muslimen

In empirischen Studien dominiert als Messkonstrukt der 
Begriff der Islamfeindlichkeit bzw. Islamfeindschaft. Wäh-
rend die Studien zunächst (unter dem Begriff der Islamo-
phobie) darauf ausgerichtet waren, Ängste in Bezug auf 
den Islam und Muslime zu erfassen, wurde später (unter 
dem Begriff der Islamfeindlichkeit) die Abwertung von 
Muslimen und eine sich daraus ergebende Feindschaft 
ermittelt.86 Diese Verschiebung führte auch dazu, dass 
die Indikatoren zur Messung entsprechender Einstellun-
gen stetig weiterentwickelt und verändert wurden, mit 
der Folge, dass selbst das auf eine Dekade angelegte 

86	� Andere Umfragen wie z. B. der ALLBUS (GESIS 2013; vgl. GESIS 2014) zielen darauf ab, die Wahrnehmung von Konflikten zwischen Christen und 
Muslimen oder Meinungen zur Beschränkung der Ausübung des islamischen Glaubens zu erfassen, oder sie erheben und vergleichen (wie z. B. 
der Religionsmonitor) eher, wie verschiedene Religionen wahrgenommen werden, ohne dies mit Begriffen wie Islam- oder Muslimfeindlichkeit 
zu fassen (vgl. Pollack/Müller 2013: 36–41). Darüber hinaus wird in Umfragen das Wissen über den Islam erhoben. Im SVR-Integrationsbarometer 
2014 beispielsweise sollten die Befragten schätzen, wie viele Muslime in Deutschland leben. Dabei zeigte sich, dass deren Zahl zum Teil erheblich 
überschätzt wird, was darauf hinweist, dass es an Wissen um die Vielfalt der hier lebenden Muslime mangelt. Ein Abbau solcher Wissensdefizite 
könnte u. a. helfen, Stereotypen vorzubeugen (SVR-Forschungsbereich 2014c).
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Langzeitprojekt GMF keine durchgängig vergleichbaren 
Ergebnisse vorlegen konnte (vgl. dazu Heitmeyer 2002; 
2010a; 2010b; Leibold et al. 2012: 184).87 Daran wird 
nach Frindte (2013: 94) „[…] das Dilemma ersichtlich: Um 
islamfeindliche Einstellungen erfassen zu können, ist man 
einerseits auf permanente (Weiter-)Entwicklung neuer In-
dikatoren angewiesen. Es bedarf aber auf der anderen 
Seite auch einer weitreichenden Konstanz hinsichtlich der 
Erhebungsinstrumente und Begrifflichkeiten, um zuver-
lässige Aussagen […] ableiten zu können.“ An einheit-
lichen Items und studienübergreifenden Konstrukten zur 
Erfassung entsprechender Haltungen fehlt es weiterhin. 
Darüber hinaus lassen sich – wie beim Antisemitismus – 
die jeweils ermittelten Anteile der Befragten, die eine 
abwertende Einstellung zu Muslimen äußern, in der Regel 
nicht vergleichen, weil selbst bei ähnlichen Fragen für 
die Antwortmöglichkeiten oftmals unterschiedliche Ska-
len mit oder ohne Mittelkategorie verwendet werden. 
Unabhängig von den verwendeten Begriffen bzw. den zur 
Erfassung verwendeten Indikatoren und Skalen zeigt sich 
aber, dass bei einem nicht zu vernachlässigenden Teil der 
Gesellschaft abwertende Haltungen gegenüber Muslimen 
vorherrschen (Tab. A.2).

Trotz der genannten Einschränkungen lassen also vor 
allem die GMF-Daten als Langzeittrend erkennen, dass 
der Islam bzw. Muslime als Bedrohung wahrgenommen 
werden (Leibold 2010; Leibold et al. 2012). Bezogen auf 
soziodemografische Faktoren ergeben sich ähnliche biva-
riate Zusammenhänge wie bei anderen Ausprägungen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit: Männer, Älte-
re, geringer Gebildete und Ostdeutsche stimmen islam- 
bzw. muslimfeindlichen Aussagen häufiger zu als Frauen, 
Jüngere, höher Gebildete und Westdeutsche (Decker et al. 
2012). Zudem zeigt sich ein Zusammenhang von Muslim-
feindlichkeit mit autoritären Orientierungen, chauvinis-
tischen Einstellungen, sozialen Dominanzorientierungen 
(Überlegenheit der Eigengruppe) und der Ablehnung von 
Diversität (Decker et al. 2012; Zick/Hövermann/Krause 
2012; vgl. auch Frindte 2013). Weitere Analysen ergeben 
zudem, dass insbesondere das Gefühl einer Bedrohung 
durch den Islam mit einer wahrgenommenen generel-
len Überfremdung durch Ausländer einhergeht (Leibold 
2010). Ebenso zeigt sich, dass „das Konstrukt der Islamo-
phobie direkt stärker durch das Bedrohungsempfinden 
[…] bestimmt [wird]“ (Leibold 2010: 155) als durch ge-

nerell fremdenfeindliche Einstellungen. Darüber hinaus 
gibt es Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen 
Fernsehkonsum und der Abwertung von Muslimen (vgl. 
Eyssel/Geschke/Frindte 2015), was vermutlich auch mit 
der (negativen) Darstellung des Islam in den Medien zu 
tun hat (Info-Box 3). Zick, Küpper und Hövermann (2011) 
stellen in ihrer vergleichenden Studie zu gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit in Europa (GFE-Europe) fest, 
dass muslimfeindliche Einstellungen zwar in Deutschland, 
Italien, Ungarn und Polen ähnlich stark ausgeprägt sind 
und signifikant stärker als in Frankreich, Großbritannien 
und insbesondere Portugal; dennoch „unterscheiden sich 
die acht Länder in der Verbreitung islamfeindlicher Vorur-
teile […] nur gering“ (Zick/Küpper/Hövermann 2011: 12). 

Die im Rahmen der Pew-Studie erhobenen Daten 
zielen zwar nicht direkt auf die Erfassung eines Kons-
trukts wie Muslimfeindlichkeit ab. Die Umfrage zeigt je-
doch, dass der Anteil der Bevölkerung, die gegenüber 
Muslimen negativ eingestellt ist, in Spanien (52 %) und 
Deutschland (50 %) größer ist als in Polen (46 %), Frank-
reich (38 %), Russland (32 %), Großbritannien (23 %) 
oder den USA (23 %) (Pew Research Center 2008: 16).

Auch der Religionsmonitor 2013 der Bertelsmann 
Stiftung strebt nicht explizit an, Muslimfeindlichkeit oder 
ein ähnliches Konstrukt zu erfassen. Aus den unterschied-
lichen Wahrnehmungen und Wertschätzungen verschie-
dener Religionen durch die Bevölkerung, die die Studie 
aufzeigt, lassen sich jedoch für die Diskussion hilfreiche 
Befunde gewinnen: Während das Christentum (76 % in 
Westdeutschland, 64 % in Ostdeutschland) und der Bud-
dhismus (62 % in Westdeutschland, 48 % in Ostdeutsch-
land) überwiegend als Bereicherung gelten, wird der 
Islam mehrheitlich als Bedrohung angesehen (49 % in 
West- und 57 % in Ostdeutschland) (Pollack/Müller 2013: 
37).88 Die damit aufgezeigte Dichotomie von einem ‚gu-
ten‘ Christentum und einem ‚guten‘ (und ‚sanften‘) Bud-
dhismus auf der einen und einem ‚bösen‘ Islam auf der 
anderen Seite macht deutlich, dass die Ablehnung des 
Islam nicht als Ausfluss einer generellen Religionsskepsis 
zu bewerten ist (vgl. auch Hafez/Schmidt 2015), wie sie 
beispielsweise bei ‚radikal säkular‘ orientierten Menschen 
vorherrschen dürfte (s. Kap. B.1).

Die kulturellen Unterschiede und die soziale Distanz 
von Deutschen zu türkeistämmigen Zuwanderern werden 
allgemein als größer angesehen als zu anderen Zuwan-

87	� Zick, Küpper und Hövermann (2011: 71) verwenden weitere Fragen, die „eine vermutete kulturelle Differenz und eine unterstellte Affinität von 
Muslimen zum Terrorismus erfassen“ und eng mit Islamfeindlichkeit zusammenhängen, jedoch eigenständige Konstrukte sind. Decker, Kiess und 
Brähler (2012) nutzen ebenfalls weitere Fragen, um ‚Islamkritik‘ zu erfassen. Auch diese hängen stark mit Islamfeindlichkeit zusammen, jedoch 
gibt es „eine klare Grenze zwischen Religionskritik und Islamfeindschaft, die auf Ressentiments beruht“ (Decker/Kiess/Brähler 2014: 48).

88	� Die Frage lautete: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen Sie die folgenden 
Religionen wahr?“ Die Antwortmöglichkeiten waren: „sehr bedrohlich“, „eher bedrohlich“, „eher bereichernd“ und „sehr bereichernd“, außerdem 
„weder/noch“ und „sowohl als auch“.
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Tab. A.2 Erfassung abwertender Einstellungen gegenüber Muslimen in ausgewählten (quantitativen) Studien

Aussage Studie
(Anteil der Befragten mit islamfeindlicher Einstellung)

GFE-Europe 2008
(Bielefeld)

Mitte Bielefeld 
2014

Mitte Leipzig 
2012

Mitte Leipzig 
2014

Antwortskala: 1 
„stimme über-
haupt nicht zu“ 
bis 4 „stimme 

voll und ganz zu“

Antwortskala: 1 
„stimme über-
haupt nicht zu“ 
bis 4 „stimme 

voll und ganz zu“

Antwortskala: 1 
„lehne voll und 
ganz ab“ bis 5 

„stimme voll und 
ganz zu“

Antwortskala: 1 
„lehne voll und 
ganz ab“ bis 5 

„stimme voll und 
ganz zu“

„Durch die vielen Muslime hier 
fühle ich mich manchmal wie ein 
Fremder im eigenen Land.“ (Z)

— 31,5 % — 43,0 %

„Muslimen sollte die Zuwande-
rung nach Deutschland untersagt 
werden.“ (Z)

— 18,2 % — 36,6 %

„Es gibt zu viele Muslime in  
[jew. Land].“ (Z)

46,1 % — — —

„Muslime in [jew. Land] stellen 
zu viele Forderungen.“ (Z)

54,1 % — — —

„Der Islam ist eine Religion der 
Intoleranz.“ (Z)

52,5 % — — —

„Die islamische Welt ist rück-
ständig und verweigert sich den 
neuen Realitäten.“ (Z)

— — 57,5 % —

„Der Islam ist eine archaische 
Religion, unfähig, sich an die 
Gegenwart anzupassen.“ (Z)

— — 56,3 % —

„Ich denke, dass die Nähe von 
Islam und Terrorismus schon im 
Islam selber und seinen aggres-
siven Seiten angelegt ist.“ (Z)

— — 46,6 % —

„Jegliche Kritik von Vertretern 
des Islam an der westlichen Welt 
ist übertrieben und ungerecht-
fertigt.“ (Z)

— — 44,4 % —

„Muslime und ihre Religion sind 
so verschieden von uns, dass es 
blauäugig wäre, einen gleichen 
Zugang zu allen gesellschaftli-
chen Positionen zu fordern.“ (Z)

— — 57,1 % —

Anmerkung: In der Tabelle sind jeweils die Anteile abgebildet, die eine antisemitische Einstellung anzeigen. Eine Zustimmung (Z) zur Aussage zeigt eine 
abwertende Einstellung an (GFE-Europe 2008 und Mitte Bielefeld 2014: Antwortkategorien 3 bis 4; Mitte Leipzig 2012 und 2014: Antwortkategorien 4 bis 5).

Quelle: Decker et al. 2012: 92; Decker/Kiess/Brähler 2014: 50; Zick/Küpper/Hövermann 2011: 70; Klein/Groß/Zick 2014: 67; eigene Zusammenstellung
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derergruppen (z. B. Italienern) (Blohm/Wasmer 2008; 
Diehl/Tucci 2010; vgl. auch SVR 2015: 145). Angesichts 
dessen legt die vergleichsweise negative Bewertung 
des Islam im Allgemeinen und von Muslimen im Spe-
ziellen die Vermutung nahe, dass ‚Türken‘ und Muslime 
in der öffentlichen Wahrnehmung verschwimmen. So 
ist zu vermuten, dass Türkeistämmige in Deutschland 
auch oder gerade deshalb abgelehnt werden, weil sie 
(vermeintlich) Muslime sind, und umgekehrt mit Muslim 
ein ‚Türke‘ assoziiert wird. Dies dürfte u. a. der Tatsache 
geschuldet sein, dass die meisten in Deutschland leben-
den türkeistämmigen Zuwanderer tatsächlich Muslime 

sind (Diehl et al. 2013; Kühnel/Leibold 2007). Dazu passt 
auch, dass Türkeistämmige in Deutschland mehr Diskri-
minierung wahrnehmen als andere Zuwanderergruppen 
(s. Kap. A.2.3.3).91 

A.2.3.3 Abwertende Handlungen gegenüber 
Muslimen

Befunde zu abwertenden Handlungen gegenüber Musli-
men liegen nicht nur aus Befragungen vor, sondern auch 
aus Studien, die die Arbeitsmarktchancen von Muslimen 
mittels verschiedener Verfahren messen. In der Kriminal-

89	� In dieser Studie werden die Hauptnachrichtensendungen der Sender ARD, ZDF, Sat.1 und RTL aus der Zeit zwischen August 2007 und Februar 2009 
auf ihre Berichterstattung zu Terrorismus untersucht. Das Gesamtsample besteht aus 1.145 Beiträgen.

90	� Für die Studie wurden nur deutsche Staatsbürger ohne Migrationshintergrund zwischen 14 und 33 Jahren befragt (N = 97). Bei der Auswertung wird 
nach Alter, Geschlecht und Größe des Wohnorts der Befragten gewichtet. Die Studie beschränkt sich auf die öffentlichen Sender ARD und ZDF und 
die privaten Sender Sat.1 und RTL.

91	� Darüber hinaus haben Muslime in sozialen Interaktionen manchmal kaum die Möglichkeit, Stereotype über sie zu korrigieren, insbesondere wenn 
diese als sich selbst erfüllende Prophezeiungen wirken. Wenn beispielsweise Muslime in alltäglichen Interaktionen Ablehnung erfahren (aufgrund 
des negativen Stereotyps über sie) und darauf zurückhaltend und ihrerseits ablehnend reagieren – was eine angemessene Reaktion auf Ablehnung 
darstellt –, tragen sie damit unbeabsichtigt dazu bei, das negative Bild von ihnen zu bestätigen.

Info-Box 3	� Darstellung des Islam in den Medien

Für die Wahrnehmung des Islam bzw. der Muslime spielt auch deren öffentliche und mediale Darstellung eine 
Rolle. Eine Auswertung des SVR-Integrationsbarometers 2012 durch den SVR-Forschungsbereich (2013) ergibt 
beispielsweise, dass Befragte mit wie ohne Migrationshintergrund meinen, der Islam und Muslime würden 
in den Medien zu negativ dargestellt. Hafez und Richter (2007) zeigen in einer Studie zum Islambild und zur 
Berichterstattung in ARD und ZDF, dass Berichte über Terror, Extremismus und Desintegration gegenüber an-
deren Themenfeldern (etwa Alltag/Soziales und Kultur/Religion) massiv dominieren. Eine Untersuchung von 
Jirschitzka, Haußecker und Frindte (2010) zur medialen Konstruktion und Interpretation von Terrorismus in 
Hauptnachrichtensendungen verweist ebenfalls darauf, dass Islam und Terrorismus häufig im gleichen Kontext 
genannt werden:89 In etwa jedem fünften analysierten Beitrag werde ein Bezug zur Religionszugehörigkeit 
der Akteure hergestellt „und fast ausnahmslos ist dann von islamistischen Terroristen die Rede“ (Jirschitzka/
Haußecker/Frindte 2010: 89, Herv. im Original). Eine Untersuchung von Überschriften der New York Times aus 
der Zeit zwischen 1985 und 2013 kommt allerdings zu einem anderen Ergebnis: Langfristig gesehen sind die 
Überschriften, die sich entweder auf den Islam oder auf Muslime beziehen, deutlich positiver geworden – selbst 
nach den Anschlägen vom 11. September 2001 oder anderen islamistischen Terroranschlägen (Bleich/Nisar/
Abdelhamid 2015). Zu einem ähnlichen Befund kommt eine Analyse der Berichterstattung der Sender BBC, 
CNN, RAI und TST über Militäreinsätze in Afghanistan (2001) und dem Irak (2003). Danach sind sowohl Politiker 
als auch die Medien sehr darauf bedacht, den Krieg gegen den Terrorismus nicht mit dem Islam in Verbindung 
zu bringen und Terroristen nicht mit der Allgemeinheit der Muslime gleichzusetzen (Brusa 2012: 196).
Eyssel, Geschke und Frindte untersuchen in einer 2015 veröffentlichten Studie – mit Bezug auf das Konzept der 
„Reinforcing Spirals“ (Slater 2007) – die Wechselwirkungen zwischen Fernsehkonsum und Muslimfeindlich-
keit in Deutschland. Dazu werten sie Telefoninterviews in Querschnitts- und Längsschnittanalysen im Hinblick 
darauf aus, wie die Quantität und Qualität des TV-Konsums muslimfeindliche Einstellungen der Konsumenten 
beeinflusst.90 Die Ergebnisse der Studie zeichnen kein einheitliches Bild, zeigen jedoch, dass zwischen dem 
Fernsehkonsum und der Abwertung von Muslimen durchaus Zusammenhänge bestehen: Bezogen auf private 
Sender konnte gezeigt werden, dass der Fernsehkonsum und die Abwertung von Muslimen sich gegenseitig 
verstärken. Für die öffentlichen Sender ist eine entsprechende Wirkung nicht erkennbar (Eyssel/Geschke/
Frindte 2015). 
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statistik werden islam- bzw. muslimfeindliche Straf- und 
Gewalttaten hingegen – anders als Fälle von Antisemitis-
mus – nicht gesondert erfasst.92 

Befunde aus Befragungen
Im Rahmen einer Umfrage unter der muslimischen Wohn-
bevölkerung in vier deutschen Großstädten erheben 
Brettfeld und Wetzels (2007) u. a. Ausgrenzungs- und Dis-
kriminierungserfahrungen in den letzten zwölf Monaten 
vor dem Interview. Etwa ein Fünftel der Befragten berich-
tet von schweren (18,6 %) oder sehr schweren (3,5 %)93 

Diskriminierungserfahrungen. In den meisten Fällen han-
delt es sich dabei um Beleidigungen, tätliche Angriffe 
werden eher selten berichtet (2,9 %) (Brettfeld/Wetzels 
2007: 105f.). Diskriminierungserfahrungen stehen auch 
bei dem 2008 von der FRA durchgeführten European Uni-
on Minorities and Discrimination Survey (EU-MIDIS) im 
Zentrum. 31 Prozent der in Deutschland befragten tür
keistämmigen Muslime haben in den letzten zwölf Mona-
ten Diskriminierung erfahren; im Schnitt berichten sie von 
5,8 entsprechenden Vorfällen in diesem Zeitraum (FRA 
2009: 5–8).94 Diskriminierung bei der Arbeitssuche (28 %) 
bzw. am Arbeitsplatz (23 %) kommt am häufigsten vor; 
religiöse Bekleidung hat der Studie zufolge „nur einen 
geringen Einfluss auf die Diskriminierungserfahrungen“ 
(FRA 2009: 8).95 Im SVR-Integrationsbarometer 2014 wur-
den ebenfalls u. a. Diskriminierungserfahrungen in Bezug 
auf die Religionsausübung erhoben. Danach fühlen sich 
26,5 Prozent der Befragten, die sich zum Islam bekennen, 
bei der Religionsausübung benachteiligt, während es bei 
Nichtmuslimen lediglich 5,6 Prozent sind (SVR 2014: 33f.). 
Wie das SVR-Integrationsbarometer 2016 zeigt, sind so-
wohl Personen mit als auch ohne Migrationshintergrund 
mehrheitlich der Ansicht, dass viele Muslime aus der Ge-
sellschaft ausgeschlossen werden (s. Kap. SVR-Integrati-
onsbarometer). Wie bereits erwähnt, wird vermutet, dass 
Türkeistämmige in Deutschland auch bzw. gerade deshalb 
abgelehnt werden, weil sie (vermeintlich) Muslime sind 
(s. Kap. A.2.3.2). Dies wird auch darauf zurückgeführt, 
dass die Mehrheitsgesellschaft zu türkeistämmigen Zu-
wanderern eine größere kulturelle und soziale Distanz 

sieht als zu Zuwanderern anderer Herkunft. Das spiegelt 
sich indirekt auch in der Wahrnehmung der Türkeistäm-
migen selbst wider: Wie Daten des SOEP zeigen, nehmen 
Türkeistämmige der ersten wie der zweiten Generation in 
stärkerem Umfang Diskriminierung wahr als Zuwanderer 
anderer Herkunftsgruppen; insbesondere bei der zweiten 
Generation ist die Diskriminierungswahrnehmung zuletzt 
deutlich gestiegen (Abb. A.1).96 

Hinsichtlich der Wirkung von Diskriminierung auf Inte-
gration ist an dieser Stelle auch auf den Aspekt der sog. 
Gruppendiskriminierung hinzuweisen: Auch Menschen, 
die selbst keine Diskriminierung erfahren haben, glauben 
oft, dass Angehörige ihrer Gruppe diskriminiert werden. 
Dies kann ihre Integrationsmotivation bremsen.

Aus kleineren regionalen Studien liegen befragungs-
basierte Befunde zur ‚Diskriminierungsbereitschaft‘ im 
Prozess der Personalauswahl bzw. zu diskriminierenden 
Haltungen und Praktiken von Unternehmen vor. In einer 
Befragung im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald ge-
ben beispielsweise ca. 35 Prozent der befragten Unter-
nehmen an, dass bei der Vergabe einer Ausbildungsstel-
le der „kulturelle Hintergrund“ eine Rolle spiele (Scherr/
Gründer 2011: 5; vgl. auch Scherr/Janz/Müller 2013; 
2015). Rund 15 Prozent der Betriebe sind nach eigenen 
Angaben nicht bereit, Auszubildende mit islamischer Re-
ligionszugehörigkeit einzustellen; fast 42 Prozent lehnen 
es ab, weibliche Auszubildende einzustellen, „die aus re-
ligiösen Gründen ein Kopftuch tragen“ (Scherr/Gründer 
2011: 27). Dabei zeigen sich Unterschiede hinsichtlich 
der Betriebsgröße: In größeren Betrieben (über 51 Mitar-
beiter) beträgt der Anteil der Ablehnung 29 Prozent, bei 
kleineren Betrieben (20 Mitarbeiter und weniger) liegt 
er über 45 Prozent (Scherr/Gründer 2011: 33). In einer 
ähnlichen Befragung in der Region Südlicher Oberrhein 
geben rund 35 Prozent der Unternehmen an, dass sie kei-
ne kopftuchtragende Muslima einstellen würden (Scherr/
Janz/Müller 2013: 264).

Befunde aus Testing-Verfahren
Hinweise auf Diskriminierung von Muslimen, die aus ver-
schiedenen Untersuchungen gewonnen wurden, können 

92	� Islam- bzw. muslimfeindliche Straf- und Gewalttaten werden im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes „Politisch motivierte Kriminalität“ 
(KPMD-PMK) zwar erfasst, jedoch dem Oberbegriff Hasskriminalität zugeordnet und nicht gesondert als islam- oder muslimfeindlich kategorisiert. 
Folglich können entsprechende Straf- und Gewalttaten anders als bei Antisemitismus auch nicht genauer quantifiziert werden (vgl. BT-Drs. 18/4269). 
Dadurch, dass sie nur unter dem Label „Hasskriminalität“ Erwähnung finden, werden sie in der öffentlichen Kommunikation vermutlich unterschätzt.

93	� Als solche waren strafrechtlich relevante Handlungen definiert.
94	� EU-MIDIS ist eine EU-weite Erhebung, in der Zuwanderer und ethnische Minderheiten zu ihren Diskriminierungs- bzw. Viktimisierungserfahrungen 

befragt werden. Insgesamt wurden für die vorliegende Studie 23.500 Personen in sämtlichen 27 Mitgliedstaaten befragt. Die Studie wurde 2009 
veröffentlicht. Für Deutschland wurden ausschließlich türkeistämmige Muslime befragt.

95	� In einer früheren Analyse der SOEP-Daten aus dem Erhebungsjahr 1996 kommen Diehl und Urbahn (1998: 30) zu dem Schluss, dass (insbesondere 
praktizierende) Muslime sich stärker von Diskriminierung betroffen fühlen als andere Migrantengruppen und dass „[d]er positive Zusammenhang 
zwischen der religiösen Partizipation und der wahrgenommenen Benachteiligung durch Angehörige der Mehrheitsgesellschaft [...] darauf zurück-
zuführen sein [kann], daß das offene Bekenntnis zum Islam zu verstärkter Diskriminierung führt“.

96	� Der SVR dankt Elisabeth Liebau, wissenschaftliche Mitarbeiterin im Arbeitsbereich Surveymethodik und -management (SOEP Survey) des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), für die Bereitstellung der Auswertungen des SOEP.
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insbesondere durch Testing-Studien verifiziert werden. So 
werden beispielsweise in Korrespondenztests Bewerbun-
gen von mindestens zwei fiktiven Personen verschickt. 
Diese sind nach ihren fiktiven Bewerberprofilen z.  B. 
für die zu besetzende Stelle gleichermaßen qualifiziert 
und unterscheiden sich lediglich in einem (potenziell) 
diskriminierungsrelevanten Kriterium (z.  B. nichtdeut-
scher Name, Migrationshintergrund, Staatsangehörig-
keit, Religionszugehörigkeit etc.). Solche Testing-Studien 
bestätigen die Vermutung, dass Diskriminierung bei der 
Vergabe von Ausbildungsplätzen eine Rolle spielt. Diese 
Annahme beruht u. a. auf einem Befund der Studien zur 
Untersuchung von Leistungen, Motivation und Einstellun-
gen (ULME), die gezeigt haben, dass deutsche Jugendli-
che höhere Chancen auf einen Ausbildungsplatz haben 

als Jugendliche mit Migrationshintergrund, selbst wenn 
diese bessere Noten haben (Lehmann/Seeber/Hunger 
2006: 185; Lehmann et al. 2002; vgl. auch Lehmann/
Seeber 2007).97 Im Rahmen eines Korrespondenztest-
Experiments zur Untersuchung der Beschäftigungsmög-
lichkeiten türkeistämmiger Frauen erhielten rund 19 Pro-
zent der fiktiven Bewerberinnen mit deutschen Namen 
eine positive Rückmeldung (Einladung zum Vorstellungs-
gespräch). Von den Bewerberinnen mit einem türkischen 
Namen wurden nur etwa 14  Prozent eingeladen; bei 
denjenigen, die als Teil der Bewerbungsunterlagen ein 
Passfoto mit Kopftuch verwendet hatten, waren es sogar 
nur knapp 4 Prozent (Weichselbaumer 2015). Die – über 
das Kopftuch vermittelte – islamische Religionszugehö-
rigkeit wirkt sich hier also auf die Chance eines Zugangs 

0%
1996 1997 1998 2006 200720032002200120001999 2009 2010 2011 2012200820052004 2013
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Abb. A.1 Diskriminierungswahrnehmungen von Zuwanderern in Deutschland 1996–2013 (nach Herkunfts-
              gruppen der Befragten und Generation) 

Anmerkung: Seit 2011 werden nur im Zweijahresrhythmus Daten erhoben, daher liegen für das Jahr 2012 keine Daten vor.

Quelle: SOEP; Berechnung und Darstellung: Elisabeth Liebau
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97	� In den Untersuchungen ULME I–III werden Hamburger Schüler zu Beginn, im Verlauf und zum Ende ihrer Ausbildung an Berufs(fach)schulen unter-
sucht. Von den teilnehmenden Schülern mit Migrationshintergrund sind fast 40 Prozent türkeistämmig.
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zum Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt noch deutlich stärker 
negativ aus als ein (über den Namen vermittelter) türki-
scher Migrationshintergrund allein. 

Zur Diskriminierung speziell von Muslimen in Deutsch-
land gibt es bislang kaum Studien mit einem solchen 
Testing-Design. Aufschlussreich für die Frage nach dem 
Ausmaß der Diskriminierung von Muslimen sind aber auch 
Testing-Studien, die die Diskriminierung von Personen 
einer bestimmten Herkunft (bzw. in deutscher Diktion: 
mit einem spezifischen Migrationshintergrund) untersu-
chen. Da türkeistämmige Personen vor allem als Muslime 
wahrgenommen werden, lässt sich das Merkmal der eth-
nischen Herkunft, das in entsprechenden Untersuchungen 
im Zentrum steht, auch als Proxy für die Religionszugehö-
rigkeit (in diesem Fall: den Islam) verwenden. Eine (eth-
nische) Diskriminierung türkeistämmiger Personen lässt 
demnach auch auf eine Diskriminierung von Muslimen 
schließen. Die Ergebnisse der Studie von Kaas und Man-
ger (2010) dürften also durchaus als Beleg für eine Dis-
kriminierung von Muslimen am Arbeitsmarkt gelten: Die 
Autoren stellen fest, dass Bewerber mit einem türkischen 
Namen, die sich auf einen Praktikumsplatz für Studieren-
de der Volks- und Betriebswirtschaftslehre bewerben, bei 
gleichen Qualifikationen deutlich seltener eine Einladung 
zum Bewerbungsgespräch erhalten als Bewerber mit ei-
nem deutschen Namen. Zu ähnlichen Ergebnissen kom-
men eine schon ältere Studie zur Arbeitsmarktdiskriminie-
rung (Goldberg/Mourinho/Kulke 1996) und eine aktuelle 
Studie des SVR-Forschungsbereichs zu Diskriminierung am 
Ausbildungsmarkt (SVR-Forschungsbereich 2014b). Ein 
eher geringes Ausmaß von Diskriminierung ermittelt die 
Studie von Hunkler (2014): In einer mehrstufigen Auswahl 
von Auszubildenden in einem südwestdeutschen Ausbil-
dungsverbund stellt der Autor zwar bei den Einladungen 
zum Eignungstest Unterschiede zwischen türkeistäm-
migen Bewerbern und Bewerbern ohne Migrationshin-
tergrund fest; diese lassen sich jedoch weitgehend auf 
Unterschiede im Qualifikationsprofil der Bewerber zu-
rückführen. Aus den genannten Studien wird zudem ein 
‚diskriminierungsreduzierender Größeneffekt‘ deutlich in 
der Form, dass ethnische (bzw. religiöse) Diskriminierung 
in mittelständischen und großen Unternehmen mit stan-
dardisierten Auswahlverfahren weitgehend verschwindet 
(Kaas/Manger 2010; SVR-Forschungsbereich 2014b).

Die Diskriminierung in Stellenbesetzungsverfahren, 
die solche Testing-Studien für Deutschland zutage för-
dern, findet sich auch in anderen Ländern (vgl. Adida/
Laitin/Valfort 2016: 8f. für einen Überblick). Für Frank-
reich zeigen u. a. Amadieu (2004) oder Cédiey und Foro-
ni (2007), dass Bewerber mit nordafrikanischen Namen 
gegenüber Bewerbern mit französischen Namen benach-
teiligt werden. Für Schweden konstatieren etwa Carlsson 
und Rooth (2006) eine Benachteiligung von Bewerbern 
mit arabischen gegenüber solchen mit schwedischen Na-
men. Ähnliche Ergebnisse liegen für Australien vor: Dort 

werden Bewerber mit Namen aus dem mittleren Osten 
gegenüber Bewerbern mit angelsächsischen Namen be-
nachteiligt (Booth/Leigh/Varganova 2010). 

Ein diskriminierungsspezifischer Effekt der Religions-
zugehörigkeit lässt sich in den genannten Studien zwar 
vermuten, aber nicht belegen oder gar quantifizieren 
(Adida/Laitin/Valfort 2016: 8f.). Dies gelingt jedoch ei-
ner aktuellen Studie zum Einstellungsverhalten franzö-
sischer Arbeitgeber im Buchhaltungssektor: Adida, Laitin 
und Valfort (2016) isolieren den ‚ethnischen Effekt‘ und 
vergleichen im Rahmen eines Korrespondenztests das 
Verhalten der Arbeitgeber: Sie verschicken jeweils zwei 
Bewerbungen von Frauen mit einem offensichtlich sene-
galesischen Nachnamen, davon eine mit einem eindeutig 
muslimischen und eine mit einem katholischen Vorna-
men, außerdem eine Bewerbung mit einem eindeutig 
französischen Namen. Zudem variieren sie die Lebens-
läufe in der Form, dass sie bei den muslimischen bzw. 
christlichen Bewerberinnen aus dem Senegal eine frühere 
Position sowie ehrenamtliches Engagement mit klarem 
muslimischen bzw. katholischen Bezug aufnehmen, bei 
der Bewerberin mit französischem Namen hingegen nur 
säkulare Berufserfahrung und Engagement. Hinsichtlich 
der im Lebenslauf dokumentierten Qualifikationen sind 
die versandten Bewerbungen vollkommen gleichwertig. 
Während sich das Antwortverhalten der Arbeitgeber bei 
den Bewerbungen der Christin senegalesischer Abstam-
mung und der Französin nicht unterscheidet, wird die 
muslimische Senegalesin eindeutig diskriminiert.

Diskriminierung von Personen mit einem türkischen 
Namen (und darüber vermittelt auch von Muslimen) 
zeigt sich nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch 
in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Gut 
dokumentiert sind etwa Benachteiligungen von Personen 
mit türkischem Namen auf dem deutschen Wohnungs-
markt; dieser Effekt verschwindet jedoch bei Personen 
mit einem hohen beruflichen Status (Auspurg/Hinz/
Schmid 2011). Für den schulischen Bereich wurde zudem 
gezeigt, dass Schüleraufsätze in deutschen Grundschulen 
signifikant schlechter bewertet werden, wenn der Ver-
fasser einen türkischen Namen trägt (Sprietsma 2009).

A.2.4 Fazit: ungleiche Begriffe und 
Konstrukte, gleiche Befunde

Zusammenfassend lassen sich vor allem zwei Ergebnisse 
identifizieren:
(1)	  Sowohl im Bereich des Antisemitismus als auch 

im Bereich abwertender Haltungen gegenüber 
Muslimen bezieht man sich zwar auf ein ähnliches 
Phänomen, spricht aber weder auf begrifflich-
theoretischer noch auf empirischer Ebene vom 
Gleichen.
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(2)	  Trotz der geschilderten Unterschiede hinsichtlich 
der verwendeten Begrifflichkeiten, Messkonstrukte 
und Erfassungsmethoden bleibt festzuhalten, dass 
bei einem nicht zu vernachlässigenden Teil der 
Gesellschaft abwertende Haltungen gegenüber 
bestimmten Menschen aufgrund ihrer (vermeintli-
chen) Religionszugehörigkeit vorherrschen. Unklar 
und schon länger umstritten ist jedoch, in welchem 
Ausmaß sich abwertende Haltungen gegenüber be-
stimmten (religiösen oder nichtreligiösen) Gruppen 
in diskriminierendes Handeln umsetzen. Darüber 
hinaus ist bislang ungeklärt, inwieweit abwertende 
Haltungen und diskriminierende Handlungen die In-
tegration von Individuen oder ganzen Gruppen be-
einträchtigen.

Abhilfe schaffen können nicht nur Antidiskriminie-
rungsgesetze und -stellen sowie entsprechende Maßnah-
men verschiedener Institutionen und Verbände, sondern 
auch (lokale) Projekte zur Bekämpfung von Menschen-
feindlichkeit und Diskriminierung, wie sie derzeit etwa 
durch das Bundesprojekt „Demokratie leben! Aktiv ge-
gen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlich-
keit“ (2015–2019) gefördert werden. Diskriminierung 
wirkungsvoll vorbeugen können vor allem Bildung und 
Kontakt.98 Interreligiöser Dialog auf Augenhöhe und 
Möglichkeiten der persönlichen Begegnung mit ‚anders 
Gläubigen‘, z. B. eine Kooperation verschiedener Glau-
bensgemeinschaften in gemeinsamen sozialen Projekten, 
können folglich helfen, zwischen den Religionsgemein-
schaften und ihren Angehörigen Brücken zu schlagen.

98	� Für eine positive Wirkung von Kontakten müssen jedoch bestimmte Rahmenbedingungen erfüllt sein. So sollten die beiden Gruppen bzw. die An-
gehörigen der beiden Gruppen einen gleichen Status haben, die Fremdgruppe muss dem Stereotyp widersprechen, es muss ein gemeinsames Ziel 
verfolgt werden, die Kontakte dürfen nicht nur oberflächlich sein und es muss ein günstiges soziales Klima herrschen bzw. der Kontakt muss von 
Autoritäten unterstützt oder gefördert werden (vgl. u. a. Amir 1976; Cook 1978).
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Nicht zuletzt durch die Barbareien der IS-Milizen, die im 
Nahen Osten wüten, und die in jüngerer Zeit in Europa ver-
übten terroristischen Anschläge ist eine besonders dunkle 
Seite von Religion (wieder) in den Fokus der Öffentlichkeit 
gerückt, nämlich ihr Potenzial, Fundamentalismus, Radi-
kalisierung, Extremismus und Terrorismus auszulösen bzw. 
zu begünstigen. Um diesen Aspekt von Religion geht es in 
diesem Kapitel. Bei den Phänomenen, die hier unter dem 
gemeinsamen Nenner ‚dunkle Seite‘ zusammengefasst 
sind, muss allerdings klar unterschieden werden zwischen 
Fundamentalismus auf der einen Seite und Radikalisie-
rung und Extremismus auf der anderen. 

A.3.1 Radikalisierung und Extremismus

Laut Verfassungsschutzbericht 2014 sind bis Anfang 2015 
mehr als 720 Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit in den Irak oder nach Syrien ausgereist, um für is-
lamistische Gruppen zu kämpfen (BMI 2015a: 79). Hier 
besteht ein Sicherheitsrisiko für Deutschland, das nicht 
unterschätzt werden darf. Denn es ist zumindest nicht 
auszuschließen, dass ‚Kämpfer‘, die in den Kriegen in Sy-
rien und im Irak weiter radikalisiert wurden, bei einer 
Rückkehr nach Deutschland auch hier Anschläge verüben. 
Dieses Risiko und die Gefahr, dass Radikale in Form eines 
‚individualisierten Jihad‘ terroristische Anschläge verüben, 
hält die Themen Radikalisierung, Extremismus und Terro-
rismus in Deutschland aktuell. Doch was genau ist Radi-
kalismus und Extremismus – und vor allem: Welche Rolle 
spielt dabei die Religion? 

In der Forschung haben sich bislang keine allgemein 
akzeptierten Definitionen von Radikalismus und Extremis-
mus durchgesetzt (Veldhuis/Staun 2009: 4). Studien zu 
Deutschland orientieren sich meist an der Definition des 
Verfassungsschutzes: Dieser unterscheidet die beiden Be-
griffe danach, ob Maßnahmen vorgesehen sind, die sich 
gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung rich-
ten (Frindte et al. 2011: 28). Als radikal eingestufte Perso-
nen stellen zwar die Prinzipien der Gesellschaftsordnung in 

Frage, gehen aber gegen diese nicht aktiv vor; Extremisten 
hingegen verbinden eine solche Einstellung mit aktivem 
Handeln gegen die gesellschaftliche Grundordnung. Ra-
dikalisierung kann entsprechend unterschiedliche Grade 
haben, und sie kann zu terroristischen Aktivitäten führen 
(auch wenn das nicht zwingend ist). Darum stehen Radi-
kalisierungsprozesse im Mittelpunkt der Forschung, ebenso 
wie die Entwicklung von Präventionsmaßnahmen. 

Mit den Ursachen von Radikalisierungsprozessen 
werden also immer auch die Ursprünge von Terrorismus 
erforscht. Die Forschungslage dazu ist mittlerweile recht 
unübersichtlich; zur Entstehung radikaler und/oder ex-
tremistischer Positionen werden verschiedene einander 
widersprechende Erklärungsmodelle diskutiert (Frindte 
et al. 2011: 35). Weitgehend einig ist man sich darüber, 
dass Radikalisierung als ein fortschreitender Prozess in-
dividueller Veränderung verstanden werden muss, der 
zwar durch gewisse Momente oder Ereignisse getriggert 
werden kann, sich aber immer über einen gewissen Zeit-
raum entfaltet. Ongering (2007: 3, Übers. d. SVR) etwa 
beschreibt Radikalisierung als „einen Prozess der persön-
lichen Entwicklung, in dem ein Individuum immer mehr 
extreme politische oder politisch-religiöse Ideen und Ziele 
annimmt und dabei davon überzeugt wird, dass die Er-
reichung dieser Ziele extreme Methoden rechtfertigt“. Als 
erwiesen kann zudem gelten, dass Radikalisierungspro-
zesse eng mit der sozioökonomischen und soziokulturel-
len Situation zusammenhängen, ebenso mit bestimmten 
psychologischen Dispositionen (z. B. Orientierung auf tra-
ditionelle Werte, Autoritarismus), Identifikation mit der 
Religion und einer Wahrnehmung von Marginalisierung 
(vgl. Herding 2013: 23; Brettfeld/Wetzels 2007). 

Prominent geworden sind – besonders in der Politik 
und der Öffentlichkeit – vor allem theoretische Modelle, 
die anhand bisheriger empirischer Erkenntnisse versuchen, 
den Weg des Individuums zur vollzogenen Radikalisierung 
in einzelne klar abgrenzbare Stadien zu unterteilen (Veld-
huis/Staun 2009: 11). Sie dienten staatlichen Stellen in der 
Vergangenheit auch als Grundlage für die Entwicklung von 
Vorbeugungsmaßnahmen.99 Eines dieser Phasenmodelle 
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99	� Darüber hinaus wurden Phasenmodelle in Gerichtsprozessen verwendet, um das Gefahrenpotenzial radikalisierter Verdächtiger einzuschätzen 
(Veldhuis/Staun 2009: 10).
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stammt vom Danish Security and Intelligence Service 
(PET); es unterteilt Radikalisierung in vier Stufen,100 die 
nacheinander durchschritten werden. Der Prozess setzt bei 
einem Individuum an, das für radikale Wertvorstellungen 
empfänglich ist und mit der betreffenden Weltanschau-
ung zunächst durch einen sog. gatekeeper in Berührung 
kommt (Phase I). Bereits an diesem Punkt spielt Religion 
eine entscheidende Rolle: Die religiöse Gemeinschaft und 
die Umwelt werden in Interpretationsangeboten dichotom 
als ‚wir‘ und ‚die‘ unterschieden. Dies eröffnet dem Indivi-
duum ein neues Koordinatensystem, das ihm psychische 
Stabilität verleiht. Die Übernahme dieses neuen Systems 
führt zu einer dauerhaften Verhaltensänderung, konkret: 
einer Fokussierung auf religiöse Rituale und Werthaltun-
gen (Phase II). Dadurch verengt sich in der Folge der Be-
kannten- und Familienkreis zunehmend auf Personen mit 
ähnlichen Einstellungen (Phase III). Das Durchlaufen dieser 
drei Phasen mündet in eine rigide dichotome Weltsicht 
mit strengen religiösen Ansichten und einer Befürwortung 
politisch-religiöser Gewalt (Phase IV). 

Bei solchen Phasenmodellen ist aber zu bedenken, 
dass sie eine Geradlinigkeit von Radikalisierungsprozes-
sen vermitteln, die in dieser Form in der Realität kaum 
vorzufinden ist; sie resultiert vielmehr aus einer Verein-
fachung komplexer Sachverhalte, auf der jedes theoreti-
sche Modell basiert. Nichtsdestoweniger ermöglicht das 
Modell eine ungefähre Verortung von Individuen bzw. 
Gruppen. So können z. B. die Salafisten, die in der Salafis-
musforschung als ‚kognitiv‘ oder wegen ihrer fehlenden 
politischen Ambitionen auch als ‚apolitisch‘ bezeichnet 
werden, den Phasen III und IV zugeordnet werden (Strunk 
2014: 70): Sie haben zwar bereits eine dichotome Welt-
sicht und sind fest überzeugt, den einzig wahren Glauben 
zu besitzen; ihre Haltung ist jedoch nicht extremistisch 
in dem Sinne, dass sie Gewalt befürworten, um religiös 
begründete Ziele zu erreichen. 

Auch in anderen theoretischen Modellen zur Erklärung 
von Radikalisierung ist Religion ein zentraler Erklärungs-
faktor. Murshed und Pavan (2009: 13) untersuchen aber 
mit Bezug auf die Theorie der sozialen Identität (Tajfel/
Turner 1979) neben der Religionszugehörigkeit auch die 
vielfältigen anderen Rollen, die eine Person übernimmt, 
und ihre jeweiligen Implikationen für Radikalisierungs-
prozesse. Diese Autoren legen also (wie auch andere) 
den Fokus stärker auf sozioökonomische Determinanten; 
trotzdem betonen auch sie besonders die Bedeutung von 
Glaubenssystemen als Identifikationsangebote und damit 
als mögliche Verstärker von Radikalisierungsprozessen. 

A.3.1.1 Islamischer Extremismus in Deutschland: 
Potenzial und Propaganda 

Der Verfassungsschutz stuft die Gefährdung durch isla-
mistischen Extremismus in Deutschland nach wie vor als 
hoch ein (BMI 2015a: 86). Insgesamt sind bisher über 
720 ‚deutsche Jihadisten‘ ausgereist und nach derzeitigen 
Erkenntnissen etwa 200 von ihnen wieder nach Deutsch-
land zurückgekommen. Ebendiese Gruppe bildet nach 
Einschätzung der Sicherheitsbehörden durch ihre Verro-
hung, die schon in der Ausbildungszeit begonnen hat, 
„ein erhebliches Sicherheitsrisiko“ (BMI 2015a: 89). Ihre 
wichtigsten Reiseziele sind mittlerweile Länder, in denen 
der IS aktiv ist. Dieser ließ schon in der Vergangenheit 
bei der Verbreitung seiner Botschaften eine „bemer-
kenswerte Professionalität“ erkennen, die in den letzten 
Jahren noch weiter gestiegen ist (BMI 2015a: 89). Haupt-
medium der Kommunikations- und Marketingstrategie 
des IS ist das Internet, in den letzten Jahren werden zu-
nehmend auch etablierte soziale Medien wie Facebook, 
YouTube oder WhatsApp genutzt. Dabei betreibt der IS 
eine zweigleisige Strategie: Durch gezielte Kampagnen 
über Internetforen und soziale Medien sollen einerseits 
Kämpfer aus dem Ausland rekrutiert werden. Anderer-
seits wird in Deutschland Propagandamaterial lanciert, 
das einfache Deutungen anbietet. Es wird von Sympathi-
santen dezentral verbreitet, d. h. es gibt keine logistisch 
aufwändige Hierarchie, die für die Sicherheitsbehörden 
leichter zu entdecken wäre. Am 23. März 2011 fand der 
erste islamistische Anschlag eines Extremisten statt, der 
ausschließlich über das Internet radikalisiert worden war: 
Ein 21-jähriger Kosovare tötete am Frankfurter Flugha-
fen zwei amerikanische Soldaten (vgl. Steinberg 2012: 
7). Dieses Ereignis lässt erahnen, wie wirksam solche 
islamistische Propaganda über das Internet ist, denn 
der Attentäter war zuvor nicht als Mitglied einschlägiger 
Netzwerke aufgefallen und hatte die einzelnen Phasen 
der Radikalisierung allein und virtuell durchlaufen. 

 Die Rolle der Moscheegemeinden als ‚Brutstät-
ten‘ für islamistischen Terrorismus wird dagegen ver-
mutlich eher überschätzt. Die Radikalisierung einzel-
ner Muslime findet meist abseits der großen Moscheen 
statt, die in Deutschland von verschiedenen Dachver-
bänden betrieben werden. Mit ihren „teils dogmatisch 
und an den Lebenswirklichkeiten vieler Muslime vorbei 
argumentierenden Imamen“ leisten die Moscheen einer 
Radikalisierung nur indirekt Vorschub: Indem sie die Be-
dürfnisse besonders der Jugendlichen nicht aufgreifen, die 

100	� Ähnliche Modelle finden sich bei Silber und Bhatt (2007) und leicht abgewandelt bei Veldhuis und Staun (2009) oder Moghaddam (2005). 
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in dritter Generation in Deutschland leben, lassen sie ra-
dikalisierte Prediger wie Pierre Vogel attraktiver erschei-
nen (Volk 2015: 11). Viele dieser Prediger, die abseits des 
Mainstreams deutscher Moscheegemeinschaften agieren, 
greifen die im Internet verbreiteten Botschaften der Ter-
rornetzwerke auf; das von ihnen ausgehende Radikalisie-
rungspotenzial lässt sich nur schwer einschätzen. Auffällig 
ist dabei, dass der IS und viele radikalisierte Prediger ihre 
Botschaften häufig auf Deutsch verbreiten und damit so-
wohl Konvertiten als auch in Deutschland geborene mus-
limische Jugendliche leichter erreichen; die meisten etab-
lierten Moscheeverbände hingegen halten ihre Predigten 
in den Herkunftssprachen der muslimischen Einwanderer 
(vgl. Volk 2015: 10).

A.3.1.2 Religion als Ursache für Radikalisierung/
Extremismus?

Was ergibt die empirische Forschung nun zu der Frage, 
welche Rolle intensiv gelebte (vor allem muslimische) 
Religiosität für die Entstehung oder Förderung von Ra-
dikalisierung und Extremismus spielt? Die internationa-
le Forschung ist sich in dieser Frage nicht einig (Borum 
2011: 46) (zur Schwierigkeit der Messung radikaler Ein-
stellungen s.  Info-Box 4). Ein kleiner Teil der Untersu-
chungen sieht Religion lediglich als einen Nebenaspekt. 
Sageman (2008) etwa analysiert die Biografien einiger 
hundert zumeist junger Radikalisierter aus verschiedenen 
Herkunftsräumen und stellt fest, dass die untersuchten 
Personen überwiegend aus säkularen Familien mit einem 
mittleren sozioökonomischen Status stammen und über 
ein mittleres Bildungsniveau verfügen.101 Als zentrale 
Auslöser für das Abgleiten in religiösen Radikalismus und 
Extremismus beschreibt er Diskriminierungserfahrungen, 
Antiamerikanismus, Antisemitismus, das Bedürfnis nach 
Zugehörigkeit und Abenteuerlust. Dabei ist zu beachten, 
dass Zusammenhänge auch in beide Richtungen kausal 
sein können, z. B. zwischen Diskriminierungserfahrun-
gen und Radikalisierung: Ein Jugendlicher, der besonders 
häufig Ausgrenzung oder Diskriminierung erfährt, kann 
stärker radikalisierungsgefährdet sein; umgekehrt kann 
Radikalisierung aber auch dazu führen, dass Diskriminie-
rung stärker wahrgenommen wird. Andere Studien mit 
retrospektiv erhobenen Daten sehen außer den genann-
ten Aspekten auch sozialisationsbedingte Faktoren und 
Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen als Auslöser für 
Radikalisierung, wobei sie ebenfalls diese Faktoren im 
Vordergrund sehen und religiöse Indoktrination oder an-

dere mit Religion verbundene Aspekte eher als nachran-
gig (Hegghammer 2006; Bakker 2006). Die genannten 
Untersuchungen basieren allerdings entweder gänzlich 
oder zu großen Teilen auf öffentlich zugänglichen In-
formationen über bekannte internationale Radikalisier-
te oder Terroristen. Ihre Aussagekraft ist also durch das 
Studiendesign gleich in mehrfacher Hinsicht begrenzt: 
Abgesehen davon, dass die Auswahl der Fälle hochse-
lektiv ist, sind wahrscheinlich nicht alle dafür relevanten 
Informationen zugänglich.

Es gibt nur wenige Studien, die Radikalisierung mit-
tels qualitativer Interviews von bereits radikalisierten oder 
teilweise radikalisierten Muslimen untersuchen. Dazu ge-
hört etwa die viel zitierte Studie von Slootman und Tillie 
(2006) zu muslimischen Einwohnern in Amsterdam und 
radikalisierten Jugendlichen. Die Autoren unterscheiden 
zur Erklärung von Radikalisierungsprozessen zwischen 
einer religiösen und einer politischen Dimension und ord-
nen die in den Phasenmodellen verwendeten Faktoren 
diesen beiden Strängen zu: Zur religiösen Dimension ge-
hören eine selektive Auslegung des Koran und im Zusam-
menhang damit eine strenge Befolgung religiöser Riten 
sowie die Ausgrenzung von Andersdenkenden (Sloot-
man/Tillie 2006: 4). Besonders häufig finden sich in die-
ser Dimension junge Muslime mit geringer Bildung und 
einer geringen politischen Allgemeinbildung. Die von den 
Autoren identifizierte politische Dimension beinhaltet ein 
Ungerechtigkeitsempfinden, das durch die Zugehörigkeit 
zur islamischen Glaubensgemeinschaft vermittelt wird:102 
Mit der Selbst- und/oder Fremdzuordnung zur islamischen 
Gemeinschaft geht ein Gefühl von Ungerechtigkeit einher, 
das einerseits aus erlebter Diskriminierung und Ausgren-
zung im Lebensumfeld resultiert, andererseits aus einer 
Identifikation mit der muslimischen Welt insgesamt, die 
vermeintlich ungerecht behandelt wird. In dieser Dimen-
sion finden sich vorwiegend höher Gebildete, die von er-
lebter Diskriminierung berichten und ein politisches Be-
wusstsein ausgebildet haben. Die einzige Gemeinsamkeit 
der beiden Dimensionen ist eine dichotome Weltsicht, die 
nur zwischen Gut und Böse unterscheidet. Radikalisierung 
entsteht entsprechend, wenn diese beiden voneinander 
unabhängigen Dimensionen zusammenwirken (vgl. Sloot-
man/Tillie 2006: 4). Damit spielt Religion nach Slootman 
und Tillie in zweifacher Hinsicht eine Rolle: Einerseits bie-
tet die Zugehörigkeit zum Islam eine Plattform für eine 
stärkere Identifikation mit der internationalen islamischen 
Gemeinschaft. Andererseits wird Radikalisierung durch ei-
nen reduktiven religiösen Dualismus begünstigt, wie er 

101	� Zu ähnlichen Ergebnissen gelangen auch Krueger (2008), Berman et al. (2011) sowie zuletzt Gambetta und Hertog (2016).
102	� Kühle und Lindekilde (2010) stellen in diesem Zusammenhang fest, dass die Muslime in Aarhus sich mit der Hamas, den Taliban und anderen 

islamistischen Organisationen solidarisieren.



Radikalisierung durch Religion

80 Jahresgutachten 2016

mit fundamentalistischen Orientierungen oft einhergeht 
(vgl. Almond/Appleby/Sivan 2003). 

Einen ähnlichen Weg wie Slootman und Tillie hat das 
Centre for Studies in Islamism and Radicalisation (CIR) 
in Dänemark beschritten (Kühle/Lindekilde 2010; Goli/
Rezaei 2010). In mehreren europäischen Städten103 wurde 
eine qualitative Studie unter jungen Muslimen durchge-
führt, die von einer quantitativen Befragung in Dänemark 
flankiert wurde. Der qualitative Teil für Aarhus konzent-
riert sich u. a. auf die Nachwirkungen des Karikaturen-
streits (s. dazu auch Kap. B.3.2) und die daraus entstan-
dene Reaktivierung der Religion bei Muslimen (ohne dass 
damit ein konkreter Zusammenhang mit Radikalisierung 
besteht); bei der quantitativen Befragung ging es dar-
um, den Anteil der radikalisierten Muslime einzuschätzen. 
Mithilfe mehrerer Fragenblöcke104 ermittelten die Auto-

ren, dass etwa 6 Prozent der muslimischen Bevölkerung 
deutliche Anzeichen radikalisierter Einstellungen zeigen; 
charakteristisch für Personen dieser Gruppe ist, dass ihre 
Ansichten stark islamistisch geprägt sind und sie religiös-
politisch motivierte Gewalt gutheißen (Goli/Rezaei 2010: 
48). Zudem sind sie überdurchschnittlich oft schon einmal 
von der Polizei in Gewahrsam genommen worden. Dar-
über hinaus berichten diese Menschen deutlich häufiger 
von Diskriminierungserfahrungen und halten religiöse 
Ge- und Verbote stärker ein (Goli/Rezaei 2010: 79, 92). 
Zwischen radikalen Einstellungen und der sozioökonomi-
schen Lage zeigte sich dagegen kein Zusammenhang. 

Die Studie des Centre for Studies in Islamism and 
Radicalisation verdeutlicht, dass Religion bzw. Religio-
sität mit zahlreichen weiteren Faktoren in Verbindung 
gebracht werden muss, um Radikalisierungsprozesse 

Info-Box 4	� Die Herausforderung, radikale Einstellungen zu messen

Der Erforschung von Radikalisierungsprozessen, der Identifikation von Faktoren, die Radikalisierung bedingen 
und fördern, und der Bestimmung ihrer Wirkstärke stehen eine Reihe feldspezifischer Probleme entgegen. So 
bilden Radikalisierte und erst recht Extremisten eine äußerst kleine Bevölkerungsgruppe. Qualitativen Metho-
den wie Interviews ist diese Gruppe tendenziell nicht zugänglich. Erkenntnisse zum Radikalisierungsprozess, 
die sich aus einer Rekonstruktion der Biografie von Radikalisierten oder Extremisten ergeben, lassen sich aber 
nur bedingt verallgemeinern; so bieten entsprechende Studien, die ‚typische Karrieren‘ von Radikalisierten 
nachzeichnen, in der Regel nur einen geringen analytischen Mehrwert. 
Für eine quantitativ ausgerichtete Radikalisierungsforschung sind die methodischen Probleme anders gelagert: 
Auch wenn große Bevölkerungsteile standardisiert befragt werden, ist es nicht möglich, tatsächliche extre-
mistische Personen(gruppen) exakt zu identifizieren (das ist auch nicht angestrebt) und darauf aufbauend zu 
analysieren. Entsprechend geht es in solchen Untersuchungen eher darum festzustellen, wie weit bestimmte 
Einstellungen verbreitet sind, die für Radikalisierungsprozesse eine Rolle spielen (z. B. Akzeptanz religiös 
motivierter Gewalt). So erheben Befragungen die Zustimmung zu bzw. Ablehnung von radikalen Ansichten; 
auf dieser Basis lassen sich dann Personengruppen mit einer erhöhten Neigung zu Radikalismus bzw. einer 
Anfälligkeit dafür identifizieren. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Akzeptanz oder Billigung von Gewalt 
nur mittelbar auf tatsächliche Gewaltausübung oder die Bereitschaft dazu schließen lässt. Studien zum Zusam-
menhang von Gewaltakzeptanz und Gewalt bei Jugendlichen belegen einen mittleren bis schwachen Zusam-
menhang zwischen den beiden Phänomenen (Uslucan/Fuhrer 2004: 185; Uslucan/Fuhrer/Rademacher 2003). 
Ein weiteres Problem quantitativer Sozialforschung in diesem Bereich ist das Phänomen der sozialen Erwünscht-
heit, d. h. der Tendenz der Befragten, vermeintlich sozial verträgliche Antworten zu geben (vgl. Schnell/Hill/
Esser 2008: 355). Das führt zu einer Verzerrung der Ergebnisse, die sich schwer quantifizieren lässt. Dahinter 
steht ein Bedürfnis der Probanden nach sozialer Anerkennung. Dieses kann sich auf unterschiedliche Arten 
äußern: Im Bereich der Radikalisierungsforschung ist beispielsweise vorstellbar, dass eine Zustimmung zu radi-
kalen Ansichten, die muslimische Jugendliche in Befragungen äußern, zum Teil eher auf Männlichkeitsnormen 
dieser Gruppe zurückgeht als auf eine tatsächliche radikalisierte Einstellung. Möglich ist allerdings auch der 
(klassische) umgekehrte Effekt, dass radikale Ansichten in einer Befragungssituation verschwiegen werden. 

103	� Es handelte sich vor allem um mittelgroße Städte: Lille (Frankreich), Leicester (UK), Parma und Verona (Italien) sowie Aarhus (Dänemark).
104	� Die Fragen bezogen zum Teil stark extremistische Positionen ein, z. B.: „Ich ziehe in Betracht, in ein besetztes muslimisches Land zu reisen, um 

für den Islam zu kämpfen“ (Goli/Rezaei 2010: 47, Übers. d. SVR).
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zu verstehen. Unbeantwortet bleibt allerdings in beiden 
hier dargestellten Querschnittsstudien die Frage der kau-
salen Zusammenhänge. Die festgestellten Korrelationen 
beschreiben (wie auch in vielen anderen empirischen 
Studien) zunächst einmal nur Muster, die sich bei radi-
kalisierten Muslimen finden. Religionszugehörigkeit und 
Religiosität können somit nicht eindeutig als Ursachen für 
Radikalisierung herangezogen werden. 

Offen bleibt in den meisten Arbeiten auch die politisch 
wichtige Frage, welche Faktoren einen begonnenen Radi-
kalisierungsprozess stoppen oder wieder rückgängig ma-
chen können. Auf dieses Defizit weist auch Borum (2011: 
38) hin: Um die Wechselwirkungen der verschiedenen 
Faktoren einzuschätzen, die Radikalisierung fördern bzw. 
ihr vorbeugen, müsse man nicht nur Radikalisierte un-
tersuchen, sondern auch ehemalige Radikalisierte. Nur 
dann sei es möglich, die Effektstärken einzelner Faktoren 
und ihr Zusammenwirken zu quantifizieren. Ein solcher 
Versuch wird aber selten unternommen. Ansatzweise 
findet er sich z. B. bei Horgan (2008): Dieser identifiziert 
in seiner qualitativen Analyse zu ehemaligen Terroristen 
Desillusionierung als Hauptfaktor dafür, sich von extre-
mistischen Aktivitäten zu distanzieren. Interessanter war 
allerdings, dass die Probanden an ihren radikal-religiö-
sen Einstellungen durchaus festhielten, sie lebten sie nur 
nicht länger in extremistischen Handlungen aus (bzw. 
wollten dies nicht mehr tun). 

Einen etwas anderen Schwerpunkt bei der Erklärung 
extremistischer Phänomene setzen Ginges und seine Kol-
legen (2011): Um extremistische Aktivitäten frühzeitig zu 
identifizieren, müsse man nicht nur individuelle psycho-
logische und soziodemografische Eigenschaften beob-
achten (vor allem den sozialen Status einer Person und 
ihre Religionszugehörigkeit oder Religiosität), sondern 
auch stärker auf Gruppendynamiken achten. Gerade weil 
sich die soziodemografischen Eigenschaften identifizier-
ter Terroristen oftmals stark unterschieden, müssten die 
Gründe für ein Abdriften in Extremismus eher in ebenje-
nen Wechselwirkungen zwischen den Mitgliedern einer 
Gruppe zu suchen sein: „Insgesamt unterscheiden sich 
Terroristen von den meisten anderen Menschen auf der 
Welt nicht so sehr durch individuelle Symptomatiken, die 
Persönlichkeit, die Bildung, das Einkommen oder irgend-
einen anderen demografischen Faktor, sondern durch  
Kleingruppendynamiken, deren relevantes Merkmal zu-
fällig der Dschihad ist“ (Ginges et al. 2011: 11, Übers. 
d. SVR). 

A.3.1.3 Radikalisierung: empirische Erkenntnisse 
für Deutschland

Auch für Deutschland gibt es zum Themenfeld Radika-
lisierung und Extremismus kaum empirisch belastba-
re Ergebnisse (vgl. Herding 2013: 21). Außerdem lässt 
sich beobachten, dass deutsche Studien einen anderen 

Schwerpunkt setzen als internationale Forschungsarbei-
ten: Während Letztere auf Terrorismus fokussieren, wird 
in Deutschland „die Thematik stärker unter dem Aspekt 
der gelingenden oder misslingenden Integration“ (Her-
ding 2013: 22) diskutiert. Damit rücken auch andere 
Fragestellungen zu Religion und Wertvorstellungen ins 
Blickfeld, die sich meist auf die Gruppe der Muslime 
konzentrieren, etwa Demokratiedistanz, Autoritarismus, 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Gewalt-
akzeptanz (Brettfeld/Wetzels 2007; Frindte et al. 2011;  
Koopmans 2015b; Baier et al. 2010; Uslucan/Liakova/Halm 
2011). Die relevanten Faktoren, die in internationalen em-
pirischen Studien zu Terrorismus bzw. Radikalisierung iden-
tifiziert und in Phasenmodellen aufgezeigt wurden, sind 
aber auch in Studien zu Deutschland eingegangen. 

Die umfassendsten Untersuchungen zu Radikalisie-
rung bezogen auf Deutschland sind die von Frindte et al. 
(2011) und von Brettfeld und Wetzels (2007). Letztere 
wollten vor allem systematisch die Stadien untersuchen, 
die einer Radikalisierung vorangehen, und über einge-
schränkt aussagekräftige qualitative Studien hinaus fun-
diertes Wissen über den „Resonanzboden [gewinnen], 
der die Entfaltung eines islamisch geprägten Extremis-
mus begünstigen […] kann“ (Brettfeld/Wetzels 2007: 9). 
Bei Frindte et al. (2011: 24) hingegen steht im Zentrum, 
Kriterien herauszuarbeiten, nach denen junge Muslime 
als radikalisiert gelten können. Im Gegensatz zu Brettfeld 
und Wetzels untersuchen sie auch eine kleine Stichprobe 
von deutschen Nichtmuslimen (206 Befragte) als Ver-
gleichsgruppe. 

Ein zentraler Indikator für Radikalisierung ist bei Brett
feld und Wetzels die Akzeptanz politisch-religiös motivier
ter Gewalt. Dazu verwenden sie insgesamt vier Fragen;  
weitere vier Fragen zur Legitimität terroristischer Anschlä-
ge dienen dazu, radikale Einstellungen zu ermitteln. Von 
den 970 Befragten stimmen z. B. 38 Prozent der Aussage 
zu, dass Muslime sich gegen die Bedrohung des Islam 
durch die westliche Welt gewaltsam verteidigen dürfen 
(Brettfeld/Wetzels 2007: 176). Darüber hinaus glauben 
44  Prozent, dass sie ins Paradies kommen, wenn sie 
im Kampf für den Islam sterben. Deutlich weniger sind 
bereit, selbst aktiv Gewalt anzuwenden: Der Aussage 
„Wenn es der islamischen Gemeinschaft dient, bin ich 
bereit, körperliche Gewalt gegen Ungläubige anzuwen-
den“ stimmen nur 8 Prozent eher oder völlig zu (Brett-
feld/Wetzels 2007: 176). Geringe Zustimmungswerte 
haben auch konkrete terroristische Gewaltakte: 91 Pro-
zent stimmen der Aussage zu, dass Selbstmordattentate 
feige sind und der Sache des Islam schaden (Brettfeld/
Wetzels 2007: 177). Über solche deskriptiven Befunde hi-
naus differenzieren die Autoren umfassend die religiösen 
Orientierungen der Befragten und typisieren sie anhand 
der erhobenen Aussagen zur Einschätzung der eigenen 
Religiosität, zum Alltagsbezug der Religion und zur indi-
viduellen Bewertung der Einhaltung religiöser Vorgaben,  
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aber z. B. auch danach, wie rigide religiöse Ge- und Ver-
bote zu den erhobenen religionsbezogenen Indikatoren 
ausgelegt werden (Brettfeld/Wetzels 2007: 195). Sie 
ordnen die Befragten nach dem Grad ihrer Religiosität, 
der Bedeutung, die Religion für sie hat, und den weiteren 
Angaben jeweils einem bestimmten Cluster zu. 40 Prozent 
werden als fundamental orientiert eingestuft.105 Charakte-
ristisch für diese Gruppe bzw. dieses Cluster ist „eine hohe 
Bedeutung der ursprünglichen Quellen sowie der Ge- und 
Verbote des Koran bei gleichzeitig hohem Stellenwert der 
Religion im Alltag […] verbunden mit einer pauschalen 
Aufwertung des Islam und einer Abwertung anderer Ge-
sellschaftsformen und Religionen unter dem Aspekt ei-
ner geringeren Moralität“ (Brettfeld/Wetzels 2007: 195). 
Diese Binnendifferenzierung der Muslime dient den Au-
toren als Analyseschema für alle weiteren untersuchten 
Merkmale. Danach gibt es (wenig überraschend) in der 
fundamental orientierten Personengruppe deutlich höhere 
Zustimmungswerte bei radikalen Einstellungen.106 Darüber 
hinaus wird innerhalb der fundamental Orientierten eine 
Untergruppe identifiziert, die „extreme Formen der Auf-
wertung der Eigen- und Abwertung von Fremdgruppen 
gepaart mit extremen Ausprägungen religiös-fundamen-
taler Elemente“ aufweist (Brettfeld/Wetzels 2007: 195); 
hier sind die Zustimmungsraten bei religiös-politisch mo-
tivierter Gewalt noch höher. Die Autoren bezeichnen diese 
Untergruppe als fundamentalistisch, sie macht 6 Prozent 
der Gesamtstichprobe aus. Nach dem sog. Konfidenzin-
tervall, das hier anzulegen ist, schätzen sie den Anteil der 
fundamentalistisch Orientierten an der Gesamtpopulation 
der Muslime auf 5 bis 8 Prozent.107

Bedauerlicherweise lassen sich die Ergebnisse der 
beiden Studien zu diesem Themenfeld, die für Deutsch-
land zentral sind (Brettfeld/Wetzels 2007; Frindte et al. 
2011), nur bedingt miteinander vergleichen, da Letztere 
durchweg nur Mittelwerte ausweist.108 Bei Frindte et al. 
(2011) lautet eine der Kernaussagen, die aus allen In-
dikatoren abgeleitet sind, dass von den insgesamt 200 
befragten deutschen Muslimen 15 Prozent als „streng 
Religiöse mit starken Abneigungen gegenüber dem Wes-
ten, tendenzieller Gewaltakzeptanz und ohne Integrati-
onstendenz“ einzuordnen sind; bei den nichtdeutschen 
Muslimen (insgesamt 517 Befragte) beläuft sich der Wert 
auf rund 24 Prozent (Frindte et al. 2011: 614f.).109 Da sich 
die Befragung auf 16- bis 32-Jährige beschränkt, können 
die Ergebnisse nicht für die muslimische Bevölkerung in 
Deutschland insgesamt verallgemeinert werden. Die Au-
toren stellen weiterhin fest, dass eine hohe traditionel-
le Religiosität110 sich bei deutschen wie nichtdeutschen 
Muslimen auf die Aspekte auswirkt, die Radikalisierung 
anzeigen. Der zentrale Befund aus dem Vergleich mit der 
nichtmuslimischen deutschen Vergleichsgruppe lautet: 
„Insgesamt bleibt zu konstatieren, dass die deutschen 
Nichtmuslime bei einem Großteil der Indikatoren weniger 
vorurteilsbehaftet und weniger negativ eingestellt sind 
als die sich häufig nicht voneinander unterscheidenden 
beiden Muslimgruppen“ (Frindte et al. 2011: 271). Reli-
gion spielt für Radikalisierung laut den Autoren zwar eine 
wichtige, aber nicht die entscheidende Rolle. Es komme 
nicht auf den Grad der Religiosität an, sondern auf ihren 
Stellenwert im kulturellen Kontext: „Somit kann hohe Re-
ligiosität zwar zu Radikalisierung führen, tut es aber nicht 

105	� Die Zuordnung der Befragten zu den verschiedenen Kategorien religiöser Orientierung basiert auf einem statistischen Verfahren (Clusteranalyse), 
das Gruppen identifiziert, die sich in bestimmten Merkmalen ähneln – in diesem Fall den zu Religion erhobenen Merkmalen. Meist erlauben die 
Ergebnisse der Clusteranalyse unterschiedliche Einteilungen der Gruppe; letztlich müssen die Autoren entscheiden, welche ihnen die schlüssigste 
erscheint (die der Realität am ehesten entspricht). Die übrigen Kategorien in der betreffenden Studie waren traditionell-konservativ (20 %) (Mus-
lime mit eher geringer individueller Religiosität, die gleichzeitig die islamischen Regeln relativ streng befolgen); orthodox-religiös (20 %) (sehr 
religiöse Muslime, die die religiösen Regeln streng befolgen) und gering religiös (19 %) (Menschen mit schwach ausgeprägter Religiosität, die 
sich dem Islam nur wenig verbunden fühlen) (Brettfeld/Wetzels 2007: 138).

106	� Zu beachten ist, dass hier wie auch überall sonst bei Brettfeld und Wetzels eine Ursachenanalyse nicht möglich ist, da es sich um eine Querschnitts-
studie handelt. Bei den beschriebenen Zusammenhängen handelt es sich demnach stets um Korrelationen.

107	� Diese Schätzung bezieht sich nicht auf die Gesamtpopulation der Muslime in Deutschland, sondern nur auf die Städte, in denen die Befragung 
durchgeführt wurde (Berlin, Hamburg, Köln und Augsburg).

108	� Frindte et al. (2011) erfassen radikale Einstellungen durch Fragen zu folgenden Bereichen: Vorurteile gegen den Westen und gegen Juden, Aus-
prägung von religiösem Fundamentalismus, negative Emotionen in Bezug auf den Umgang des Westens mit dem Islam, Demokratiedistanz und 
Akzeptanz religiös-politisch motivierter Gewalt (Frindte et al. 2011: 120).

109	� Die prozentualen Anteile beziehen sich jeweils auf die Stichproben der befragten deutschen (200) und nichtdeutschen (517) Muslime.
110	� Traditionelle Religiosität wurde durch insgesamt fünf Fragen operationalisiert: Religiosität von Familie und Freunden, Bedeutung von Religion 

im Alltagsleben, Bethäufigkeit am Vortag und Häufigkeit des Moscheebesuchs. Kritisch ist hier anzumerken, dass diese Operationalisierung weit 
hinter den Dimensionen zurückbleibt, die sich in der empirischen Religionsforschung etabliert haben. So unterscheidet etwa Glock bereits in den 
1960er Jahren die Aspekte „religiöse Erfahrung“, „rituelle Praxis“, „ideologische Dimension“, „intellektuelle Dimension des Wissens über die Re-
ligion“ und „ethische Dimension“. Dagegen erscheint die von Frindte et al. vorgenommene Operationalisierung deutlich unterkomplex. Ferner ist 
es problematisch, muslimische und christliche Religiosität gleichzusetzen, indem man dieselben Items verwendet; die (alltägliche) muslimische 
Religiosität verlangt dem Individuum eine deutlich höhere psychische Anstrengung ab als die christliche (z. B. durch das fünfmalige Gebet vom 
frühen Morgen bis in die Nacht, Fasten während des Ramadan etc.). Zudem erfordert es in einer Minderheitensituation und in einem eher säku-
laren Umfeld höhere Anstrengungen, (dennoch) religiös zu sein. Solche Aspekte müssten durch ein (stärker) religionssensibles Instrumentarium 
berücksichtigt werden.
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zwangsläufig. Die kulturelle Einbettung der Religiosität 
scheint ein entscheidender Faktor dafür zu sein, ob tradi-
tionelle Religiosität zu Radikalisierung führen kann oder 
nicht“ (Frindte et al. 2011: 362). 

Um die Ergebnisse richtig einordnen zu können, ist 
weiterhin auf die Grenzen ihrer Aussagekraft hinzuwei-
sen, die sich aus dem Studiendesign ergeben. So geht 
es in beiden Studien darum, mittels verschiedener Indi-
katoren das Potenzial einzuschätzen, das „islamistisch 
geprägten Extremismus begünstigen kann“ (Brettfeld/
Wetzels 2007: 9). In diesem Zusammenhang weist Borum 
(2011: 38) darauf hin, dass das durch Extremismus ent-
stehende Gefahrenpotenzial durch eine Erfassung radika-
lisierter Einstellungen nur ungefähr eingeschätzt werden 
kann, weil es dadurch nur indirekt gemessen wird. Zwar 
gehen extremistischen Handlungen oftmals Radikalisie-
rungsprozesse voraus, das ist aber letztlich nicht zwin-
gend (Borum 2011: 38). 

A.3.2 Fundamentalismus unter Mus
limen 

Radikalismus und Extremismus auf der einen und Funda-
mentalismus auf der anderen Seite werden zumindest im 
öffentlichen Diskurs oftmals synonym verwendet. Ana-
lytisch muss zwischen diesen Begriffen allerdings klar 
unterschieden werden, denn eine fundamental-religiöse 
Orientierung bedeutet zunächst einmal nur eine hohe 
Religiosität unter Rückbesinnung auf die ‚wahren Werte‘ 
der Religion. Problematisch wird Fundamentalismus erst, 
wenn die darin enthaltene Überzeugung, im Besitz der 
einzigen Wahrheit zu sein, zu Ausgrenzung und Abwer-
tung von Andersgläubigen führt (vgl. Altemeyer/Huns-
berger 1992). Fundamentalismus als Gegenstand der 
Forschung ist an sich nicht neu, bis zur Jahrtausendwen-
de wurden aber hauptsächlich christlich-fundamentale 
Einstellungen erforscht (Pratt 2006: 2). Breit angelegte 
Projekte – wie etwa die in den Vereinigten Staaten, die 
in den 1990er Jahren von der American Academy of 
Arts and Sciences gefördert wurden – haben Grundprin-
zipien und zentrale Mechanismen fundamentalistischer 
Weltanschauungen offengelegt, die heute weithin an-
erkannt sind (vgl. Marty/Appleby 1991). Hierzu gehört 
u. a. das Festhalten an der Vorstellung und den Werten 
einer vermeintlich goldenen Ära, die auf originär religi-
ösen Wertvorstellungen aufbaut (vgl. Marty 1989). Die-
se Rückbesinnung hat nach Marty (1989: 7) zur Folge, 
dass die Umwelt dichotom in Elemente eingeteilt wird, 
die entweder mit den Grundwerten vereinbar oder abzu-
lehnen sind; damit werden gesellschaftliche Strömungen 
und Ansichten vermieden, die die betreffende Weltan-
schauung gefährden (wie z. B. Pluralismus). 

Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 wird 
Fundamentalismus international vor allem als eine ‚mus-

limische Angelegenheit‘ behandelt und in Zusammen-
hang mit bzw. als Vorstufe zu Terrorismus gesehen (vgl. 
Pratt 2006). Auch in Deutschland markiert der 11. Sep-
tember 2001 eine Zäsur: Vormals bezogen sich Studien 
vor allem auf Wechselwirkungen von Religiosität und In-
tegration; seither sind sie stärker sicherheitspolitisch aus-
gerichtet und beschäftigten sich mit dem Zusammenhang 
von Fundamentalismus und Terrorismus (s. Kap. A.3.3). 
Der Löwenanteil dieser Studien ist qualitativ angelegt 
und befasst sich damit, fundamentalistische Positionen 
im Islam und dessen Verhältnis zum Westen historisch 
aufzuarbeiten (Lewis 2002; vgl. u. a. Köktas 2005; Tibi 
2005); nur wenige untersuchen, wie weit fundamentale 
Einstellungen in der muslimischen Gemeinschaft verbrei-
tet sind. Für Deutschland kann als empirische Pionierar-
beit in diesem Zusammenhang die Studie von Heitmeyer, 
Müller und Schröder (1997) gelten. Als klassisches ‚Kind 
ihrer Zeit‘ diskutiert sie, inwieweit Fundamentalismus 
Desintegration fördert und ob er als Antwort der muslimi-
schen Minderheit auf Ausgrenzung und Diskriminierung 
durch die Mehrheitsgesellschaft zu sehen ist. Von den 
türkisch-muslimischen Jugendlichen, die für die Studie 
befragt wurden, stimmen u. a. 56 Prozent der Aussage 
zu, alle Religionen außer der muslimischen seien falsch 
und der Islam sei die einzige rechtgläubige Religion. 
49 Prozent lehnen eine Modernisierung des Glaubens 
ab und meinen, man müsse stattdessen für die göttliche 
Ordnung eintreten (Heitmeyer/Müller/Schröder 1997: 
123). Als Ursachen für die Reaktivierung des Religiösen 
bei den Jugendlichen, die zum Teil schon in der dritten 
Generation in Deutschland leben, nennen die Autoren 
u. a. die bereits angesprochene Ausgrenzung durch die 
Mehrheitsgesellschaft und Diskriminierungserfahrungen. 
Angesichts des Umfangs fundamentaler Orientierungen 
innerhalb der Stichprobe schlussfolgern sie: „Insgesamt 
wäre es eine gefährliche Entwicklung für die Integration 
der Gesamtgesellschaft, wenn eine weitgehend enttra-
ditionalisierte, säkularisierte und funktional differenzierte 
Mehrheitsgesellschaft in Konfrontation mit retraditionali-
sierten, religiös-politisch ausgerichteten Teilgruppen einer 
sich entwickelnden Parallelgesellschaft von Minderheiten 
geriete“ (Heitmeyer/Müller/Schröder 1997: 192, Herv. 
im Original). Um dies zu verhindern, sei es notwendig, 
allgemeingültige demokratische Werte deutlich zu beto-
nen und auf diese Weise alle Teilgruppen zu integrieren 
(Heitmeyer/Müller/Schröder 1997: 191).

Darüber hinaus sind fundamentale Orientierungen 
grundsätzlich nicht nur relevant (und gefährlich), weil 
sie individuelle Radikalisierungsprozesse fördern. Es ist 
auch erwiesen, dass sie eng mit Autoritarismus und der 
Abwertung von Fremdgruppen zusammenhängen (vgl. 
u. a. Altemeyer/Hunsberger 1992; Laythe et al. 2002). 
Als einschlägig zur Frage des muslimischen Fundamenta-
lismus kann die schon angesprochene – aktuelle – Studie 
von Koopmans (2015b) gelten. Sie baut auf Erkenntnissen 
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von Brettfeld und Wetzels (2007) auf und analysiert den  
Zusammenhang zwischen Fundamentalismus und der Ab-
wertung von Fremdgruppen erstmals für die Gruppe der 
nach Europa zugewanderten Muslime und die der Christen 
im Vergleich. Dafür wurde im Jahr 2008 in sechs westeu-
ropäischen Ländern jeweils eine Stichprobe von türkischen 
und marokkanischen Muslimen und eine Vergleichsgruppe 
von Christen ohne Migrationshintergrund befragt. Funda-
mentalismus wurde durch drei Fragen operationalisiert.111 
In der Erhebung stimmen 60 Prozent der muslimischen 
Befragten der Aussage zu, dass die Muslime zu den Wur-
zeln des Islam zurückkehren sollten. 75 Prozent bejahen 
die Aussage, es gebe nur eine Auslegung des Koran, an 
die sich alle Muslime halten sollten, und 65 Prozent geben 
an, dass der Koran ihnen wichtiger sei als die Gesetze des 
jeweiligen Landes (Koopmans 2015b: 43).

Christen ohne Migrationshintergrund wurden die  
gleichen Fragen bezogen auf das Christentum und die 
Bibel gestellt; die Zustimmungsraten lagen bei 13 bis 
21 Prozent. Als „fundamental orientiert“ werden in der 
Studie nur Personen eingestuft, die alle drei Aussagen 
bejahen. Der so ermittelte Anteil der Fundamentalisten in 
den beiden Gruppen unterscheidet sich erheblich: Bei den 
Christen beträgt er 4 Prozent; in der Gruppe der Marokko- 
und Türkeistämmigen, die die Studie als Annäherung an 
die Gruppe der Muslime heranzieht, liegt er bei 44 Pro-
zent. Dieser Unterschied bleibt auch signifikant, wenn 
man soziodemografische Faktoren wie Alter, Bildung und 
Erwerbsstatus kontrolliert. Insgesamt liegen die Werte 
für fundamentale Einstellungen, die multivariate Modelle 
für Deutschland berechnen, aber vergleichsweise niedrig 
(und unter den Ländern, die in den Vergleich einbezogen 
wurden, gemeinsam mit Schweden am niedrigsten). Dar-
über hinaus stellt Koopmans zusammenfassend fest, dass 
alle sozioökonomischen Variablen signifikant sind und be-
stätigen, dass Fundamentalismus mit sozioökonomischer 
Marginalisierung zusammenhängt; so weisen diejenigen 
ein signifikant höheres Maß an Fundamentalismus auf, 
die arbeitslos sind, einen niedrigeren beruflichen Status 
haben, geringer gebildet sind und zur Miete wohnen  
(Koopmans 2015b: 45). Diese Zusammenhänge, die zuvor 
schon bei muslimischen Jugendlichen festgestellt wurden 
(Heitmeyer/Müller/Schröder 1997), gelten für Christen 

wie Muslime gleichermaßen. Allerdings sind die Effekte 
zum Teil unterschiedlich stark; so nehmen fundamentale 
Einstellungen bei Muslimen mit steigendem sozioökono-
mischen Status stärker ab als bei Christen. 

Jenseits der Analyse der Faktoren, die fundamentale 
Orientierungen erklären, ist Fundamentalismus als innere 
Haltung ein wichtiger Prädiktor für Fremdgruppenfeind-
lichkeit. Koopmans (2015b) zeigt in seiner Studie, dass 
selbst bei Kontrolle von sozioökonomischen Faktoren und 
z. B. Religiosität Fundamentalismus stark mit Fremdgrup-
penfeindlichkeit112 korreliert, wobei der Zusammenhang 
bei den Muslimen deutlicher ausgeprägt ist: Beispiels-
weise lehnen von den fundamental orientierten und sehr 
religiösen Christen über 30 Prozent homosexuelle Freun-
de ab; in der entsprechenden muslimischen Teilgruppe 
liegt der Wert bei über 70 Prozent (Koopmans 2015b: 
50). Betrachtet man die Vergleichsgruppen insgesamt, 
lehnen 11 Prozent der Christen homosexuelle Freunde 
ab und 57 Prozent der Muslime (Koopmans 2015b: 47).113 
Unter 2 Prozent der Christen und 26 Prozent der Muslime 
stimmen allen drei Aussagen zu, mit denen Fremdgrup-
penfeindlichkeit erfasst wird.

A.3.3 Strategien der Bekämpfung von 
Radikalisierung und Extremismus

Mittlerweile gibt es ein umfangreiches Portfolio von Maß-
nahmen, um Radikalisierung und Fundamentalismus zu 
bekämpfen. Diese werden von staatlichen Einrichtungen 
wie auch von der Zivilgesellschaft getragen; neben prä-
ventiven Programmen gehören dazu auch strafrechtliche 
Maßnahmen. 

Hauptakteur im Bereich der Präventivprogramme 
ist das Bundesfamilienministerium. Zwischen 2010 und 
2013 förderte es 40 Modellprojekte gegen Extremismus, 
die sich überwiegend auf Jugendliche bezogen. 22 davon 
beschäftigten sich ausdrücklich mit islamistischem Extre-
mismus, die meisten zielten gleichzeitig auf verschiedene 
Radikalisierungsformen. Das Programm „Initiative Demo-
kratie stärken“ etwa widmete sich den Themenfeldern is-
lamistischer Extremismus und Linksextremismus (BMFSFJ 
2014: 4). Es sollte einerseits extremistische Haltungen bei 

111	� Die Befragung wurde in Österreich, Belgien, Frankreich, Deutschland, den Niederlanden und Schweden durchgeführt. In allen Ländern wurden 
Türkeistämmige interviewt, in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und Belgien zusätzlich Personen marokkanischer Herkunft. Koopmans’ 
(2015b) Operationalisierung fundamentaler Orientierungen unterscheidet sich allerdings erheblich von der, die Brettfeld und Wetzels (2007) 
vornehmen.

112	� Operationalisiert wurde Fremdgruppenfeindlichkeit über die Items „Ich möchte keine Homosexuellen als Freunde haben“, „Juden kann man nicht 
trauen“ und „Die Muslime wollen die westliche Kultur zerstören“ (für Einheimische) bzw. „Die westlichen Länder wollen den Islam zerstören“ (für 
Zugewanderte).

113	� Die Ergebnisse von Koopmans (2015b) sind allerdings nicht unumstritten. Kritisch hinterfragt wird z. B. der extrem hohe Anteil der Christen: In 
der Studie werden 70 Prozent der einheimischen Befragten als solche identifiziert; dies sei selbst bei einer großzügigen Auslegung des Begriffs 
Religionszugehörigkeit deutlich mehr, als frühere Untersuchungen ermittelt hätten (Washington Post 2015).
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Jugendlichen abbauen bzw. ihnen vorbeugen, anderer-
seits bestehende pädagogische Konzepte für Jugendliche 
weiterentwickeln, bei denen „bestimmte Gefährdungs-
konstellationen“ vorliegen oder eine Radikalisierung be-
reits eingesetzt hat (BMFSFJ 2014: 4). Die hier verwen-
deten Werkzeuge ähneln denen aus den Projekten gegen 
Rechtsradikalismus. Träger der lokalen wie bundesweiten 
Projekte aus dieser Initiative sind etwa die Föderation 
der Alevitischen Gemeinden in Deutschland (AABF e. V.), 
die Aktion Gemeinwesen und Beratung e. V. („Ibrahim 
trifft Abraham in Düsseldorf“) oder auch christliche Or-
ganisationen wie die Arbeitsgemeinschaft der Evangeli-
schen Jugend in Deutschland e. V. Daran schloss sich 2015 
die Initiative „Demokratie leben“ an. Sie baut auf den 
Erkenntnissen dieser Projekte auf und fördert weiterhin 
Modellprojekte, die Radikalisierung vorbeugen, z. B. das 
vom Zentrum für Demokratische Kultur (ZDK) getragene 
Diagnostisch-Therapeutische Netzwerk Extremismus. Al-
lerdings bildet Radikalisierung in der aktuellen Initiative 
nur einen von mehreren Schwerpunkten. Neben der Ini-
tiative des Bundesfamilienministeriums (BMFSFJ) gibt es 
noch Maßnahmen, die Radikalisierung vorbeugen sollen: 
Das Projekt „Wegweiser“ etwa soll zunächst in Bochum, 
Bonn und Düsseldorf gewaltbereiten Salafismus bekämp-
fen, und das Projekt „180°-Wende“ soll in Kooperation mit  
Polizei und Moscheen der Radikalisierung von Jugendli-
chen entgegenwirken. Insgesamt zeigen bisherige Pro-
jekte, dass es für wirksame Präventionsarbeit wichtig ist, 
muslimische Vereinigungen einzubinden. Dabei stellen 
die Behörden bei einem Teil der muslimischen Gemein-
den eine „grundlegende Skepsis“ in Bezug auf solche 
Präventionsprojekte fest; diese muss zunächst abgebaut 
werden, um gemeinsam effektiver gegen Radikalisierung 
vorgehen zu können (BMFSFJ 2014: 13). 

Neben dem präventiven Zugang gibt es auch eher 
repressiv angelegte Optionen. Dazu gehören etwa Ver-
einsverbote. Diese fördern zwar nicht direkt die Ent- bzw. 
Deradikalisierung der Vereinsmitglieder, aber sie stören 
die Kommunikationsstrukturen der Vereine und halten 
radikalisierte Mitglieder so ggf. davon ab, Straftaten zu 
begehen (vgl. BMI 2014: 202). In den Bereich repressiver 
Gegenmaßnahmen gehört auch das Instrument der Rei-
sebeschränkung. Hier gibt es ein breites Spektrum: Der 
betreffenden Person kann die Ausreise untersagt werden, 
der Reisepass entzogen bzw. die Gültigkeit des Personal-
ausweises auf Deutschland beschränkt werden, schließ-
lich kann sie auch in einschlägigen Dateien zur Fahndung 
ausgeschrieben werden. Nach dem 11. September 2001 
wurde zudem der § 129b StGB neu geschaffen; danach 
können die Behörden nun Personen strafrechtlich ver-
folgen, die ausländische terroristische Organisationen 
unterstützen. Damit geraten auch international tätige 
Terrororganisationen bzw. ihre in Deutschland tätigen 
Unterstützer in den Fokus der Behörden. Allerdings er-
fordert diese Art der Strafverfolgung eine entsprechende 
Ermächtigung durch das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz (BMJV). Mittlerweile wurden bereits 
erste Personen wegen Unterstützung des IS verurteilt, ei-
ner ausländischen Vereinigung, die in Deutschland bislang 
keine bekannten Strukturen hat (vgl. BMI 2015a: 100). 
Vorher waren bereits Unterstützer weniger bekannter Ver-
einigungen verurteilt worden, z. B. Mitglieder der terroris-
tischen Organisation „Deutsche Taliban Mujahideen“ (BMI 
2014: 203). Mit der Ausweitung des strafrechtlichen Fokus 
auf Mitglieder ausländischer Vereinigungen reagiert der 
Gesetzgeber direkt und unmittelbar darauf, dass u. a. die 
IS-Propaganda international ausgerichtet ist und radikali-
sierungsfördernde Interpretationen anbietet, die zum Teil 
konkret auf einzelne Länder zugeschnitten sind. 



B. �Zum staatlichen Umgang mit  
Religion und religiöser Vielfalt im  
Einwanderungsland Deutschland
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Die prominente Vorstellung, dass das Religiöse generell 
an Bedeutung verliert (Säkularisierungsthese), hat sich 
als unzutreffend erwiesen. Religion spielt im gesellschaft-
lichen Leben weiterhin eine wichtige Rolle, nur hat sich 
diese in den letzten Jahrzehnten stark verändert. Aus den 
gesellschaftlichen Megatrends der Säkularisierung und 
der Pluralisierung (die auch, aber nicht nur mit Einwan-
derung zusammenhängt) ergibt sich die Notwendigkeit, 
das Verhältnis von Religion und individuell gelebter Reli-
giosität auf der einen Seite und Politik und Recht auf der 
anderen Seite neu zu definieren.

Kap.  B.1 beschreibt zunächst empirisch die Ver-
änderungen im Stellenwert des religiösen Lebens in 
Deutschland, die mit den Schlagworten Säkularisierung 
und Pluralisierung umrissen werden. Anschließend dis-

kutieren Kap. B.2 und Kap. B.3 zwei unterschiedlich gela-
gerte Herausforderungen im staatlichen Umgang mit der 
neuen Präsenz von Religion(en) und Religiosität. Diese 
Unterscheidung zwischen Religion(en) und Religiosität 
basiert darauf, dass Religion sowohl eine individuelle 
Komponente hat als auch eine kollektive Praxis darstellt. 
Entsprechend geht es in Kap. B.2 zunächst um Fragen der 
institutionellen Gleichstellung von Religionsgemeinschaf-
ten, die sich in Deutschland neu etablieren (vor allem des 
Islam), während Kap. B.3 sich der Frage widmet, wie der 
Staat mit Kollisionen zwischen der Ausübung individueller 
Freiheitsrechte (Religionsfreiheit) und anderen Rechtsgü-
tern umgeht, die bei der fortschreitenden Pluralisierung 
des religiösen Lebens in Deutschland unweigerlich auf-
treten. 
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Deutschland gehört seit vielen Jahren zu den wichtigsten 
Einwanderungsländern der Welt; wie die OECD jüngst er-
rechnet hat, verzeichneten 2014 nur die USA eine höhere 
Nettozuwanderung.114 Zuwanderung nach Deutschland ist 
aber keine neue Entwicklung. Sie ist in der Geschichte des 
Landes seit Jahrzehnten eine Konstante und zweifellos ein 
wichtiger Mechanismus, um den Wandel in Bevölkerungs- 
und Sozialstruktur zu erklären.  Durch Einwanderung, 
aber auch durch interne Modernisierungsprozesse ist das 
soziale Leben in den letzten Jahrzehnten in fast allen Be-
reichen vielfältiger geworden, auch in Bezug auf Lebens-
stile und Geschlechterorientierungen (SVR 2014: 128). 

Der religiöse Bereich ist ein Teilaspekt dieses sozio-
demografischen und -strukturellen Wandels. Er ist durch 
zwei gegenläufige Entwicklungen gekennzeichnet: Auf 
der einen Seite nehmen religiöse Bindungen an die zwei 
ehemals dominierenden christlichen Konfessionen immer 
mehr ab, und damit verlieren Religion und Religiosität im 
öffentlichen Leben der Moderne zunehmend an Bedeu-
tung. Auf der anderen Seite nehmen religiöse Angebote 
zu und differenzieren sich aus; diese Pluralisierung kann 
auch als eine Revitalisierung des Religiösen gedeutet 
werden. Sie wurde möglicherweise durch Zuwanderung 
ausgelöst, wird durch diese aber in jedem Fall verstärkt. 

B.1.1 Verliert Religion in der Gesell-
schaft tatsächlich an Bedeutung? 

Wie lässt sich das Verhältnis zwischen Religion und Politik 
bzw. Religion und Gesellschaft heute beschreiben? In der 
Religionssoziologie haben sich drei bis heute debattier-
te Modelle etabliert, um die religiösen Entwicklungen in 
modernen Gesellschaften zu erklären (vgl. Pickel 2013: 
67–70): Säkularisierungstheorie, Individualisierungstheo-
rie des Religiösen und Marktmodell des Religiösen.

Die in den 1960er Jahren aufgekommene Säkularisie-
rungstheorie basiert auf der Annahme, dass Prozesse der 

Moderne und Religion grundsätzlich in einem Spannungs-
verhältnis stehen. Entsprechend prognostiziert sie, dass  
das Religiöse in modernen Gesellschaften zwangsläufig 
immer mehr an Bedeutung verlieren wird, es zu einer 
„Entzauberung der Welt“ (Weber 1917 [2002]: 488) und  
einer ‚Vernunftorientierung‘ der Gesellschaft (Durkheim 
1912 [2007]) kommt. Im Kern lautet die Formel also: „je 
mehr Modernität, desto weniger Religion“ (Berger 2013: 
40). Diese Theorie fungierte lange als wissenschaftliches 
Paradigma; in den vergangenen Jahrzehnten wurde sie 
jedoch zunehmend kritisiert und zum Teil neu formuliert. 
Einige ihrer ehemaligen Verfechter wie beispielsweise 
Peter L. Berger weisen ihre Kernthese inzwischen als euro-
zentrisch und empirisch widerlegt zurück. Denn weltweit 
betrachtet lässt sich kein Rückgang des Religiösen feststel-
len, im Gegenteil: In Lateinamerika, Afrika und Asien oder 
in den USA erleben Pfingstbewegungen, der evangelikale 
Protestantismus und andere Religionsgemeinschaften ei-
nen Aufschwung (Berger 2013: 1–2).115 Allgemein scheint 
man sich in der Religionssoziologie inzwischen einig zu 
sein, dass die heutige Zeit sowohl von Religiosität als auch 
von Säkularität gekennzeichnet ist (Pollack/Rosta 2015; 
Weir 2015). Dabei ist aber zu beachten, dass es „in ho-
hem Maße deutungsoffen und wissenschaftlich ebenso 
wie gesellschaftlich strittig“ ist, „was Religion ist, was die 
Moderne ist, was Säkularität ist“ (Reuter 2013: 29). 

Relativiert wird die Säkularisierungstheorie seit Ende 
der 1980er Jahre u. a. durch die Individualisierungsthe-
orie (Luckmann 1991). Diese geht nicht von einem Ver-
schwinden, sondern vielmehr von einer Transformation 
des Religiösen aus: Während die Bindungen an institu-
tionelle Religionsgemeinschaften zurückgehen, bleibt 
subjektive oder individuelle Religiosität unvermindert 
wichtig. Grace Davie (1990) beschreibt dies als „believing 
without belonging“, also als Glauben ohne Zugehörigkeit. 
Obwohl sich ihre Prognosen zur Bedeutung von Religion 
und Religiosität im privaten und öffentlichen Leben un-
terscheiden, steht nach der Individualisierungsthese wie 

Historische Entwicklung: religiöse Pluralisierung auch 
durch Einwanderung

KapitelB.1

114	� Von Nettozuwanderung spricht man, wenn in einem Jahr mehr Menschen in ein Land zu- als ausgewandert sind.
115	� Der Theologe und Historiker Friedrich Wilhelm Graf (2004) konstatiert in seinem Buch „Wiederkehr der Götter“ keinen Bedeutungsverlust, sondern 

vielmehr eine Transformation des Religiösen.
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auch nach der Säkularisierungstheorie eine „funktiona- 
le [ ] Differenzierung von Staat und Kirche – und damit 
ein[ ] Verschwinden der Religion aus dem öffentlichen 
Bereich“ (Pickel 2013: 71) außer Frage.116 

Die Vertreter des Marktmodells des Religiösen (z. B. 
Stark/Bainbridge 1985; Iannaccone 1991) bestreiten 
ebenfalls, dass das Religiöse in modernen Gesellschaften 
an Bedeutung verliert, wie es die Säkularisierungsthese 
allgemein und die Individualisierungsthese auf die insti
tutionelle Religiosität bezogen diagnostiziert. Sie gehen 
davon aus, dass jeder Mensch ein inneres Bedürfnis nach 
Religiösem hat und deshalb „Religion nachfragt“ (Chiswick 
2014: 380). Wie sich die religiöse Landschaft entwickelt, 
hängt nach dieser Auffassung von der ‚Angebotspalette‘ 
ab – je ‚freier‘ der religiöse Markt in einer Gesellschaft, 
desto vitaler ist die Religion. 

Unbestritten ist, dass die Bindekraft der christlichen 
Großkirchen in Deutschland in den letzten Jahrzehnten 
deutlich abgenommen hat, wie Säkularisierungs- und 
Individualisierungsthese übereinstimmend aussagen. 
Abb. B.1 illustriert dies: 1970 haben sich in Westdeutsch-
land noch 93,6 Prozent der Bevölkerung entweder der 
evangelischen oder der katholischen Kirche zugeordnet. 
2011117 tun dies laut dem Zensus in Gesamtdeutschland 
nur noch knapp zwei Drittel und in den neuen Bundes-
ländern (ohne Berlin) gerade einmal 24,1 Prozent der 
Bevölkerung. In Ostdeutschland ist der Bedeutungsver-
lust der Religion also bedeutend weiter fortgeschritten 
als in Westdeutschland. Dies geht vor allem auf die Ge-
schichte des Staatssozialismus zurück, denn das DDR-
Regime hatte Kirchen und Gläubige aus ideologischen 
und machtpolitischen Gründen unterdrückt (Pollack/
Müller 2013). Dadurch sank der Anteil der Ostdeutschen, 
die Mitglied in einer der beiden christlichen Großkirchen 
waren, zwischen 1953 und 1990 von 90 auf 27 Prozent; 
nach der Wiedervereinigung setzte sich diese Erosion in 
Ostdeutschland fort (Pickel 2013). Auch in Westdeutsch-
land verlieren die großen christlichen Konfessionen seit 
den 1960er Jahren Mitglieder, allerdings finden gemessen 
an Ostdeutschland „diese Erosionsprozesse immer noch 
auf einem vergleichsweise hohen Niveau statt“ (Pickel 
2013: 81). In den alten Bundesländern und Berlin sind 

heute noch fast 70 Prozent der Bevölkerung kirchensteu-
erzahlendes Mitglied einer der christlichen Großkirchen 
(Abb. B.1). 

Im gesamtdeutschen Raum stehen heute einem 
Kircheneintritt im Durchschnitt fünf Kirchenaustritte ge-
genüber (Pickel 2013: 80). Die Individualisierungsthese 
scheint sich also empirisch zu bestätigen – auch insofern, 
als die nicht Ausgetretenen immer seltener den Gottes-
dienst besuchen. Die Abkehr von der Kirche vollzieht sich 
durch einen schrittweisen Rückzug (vgl. Pickel 2013: 82). 
Gleichzeitig nimmt der Anteil der Älteren in beiden Groß-
kirchen stark zu, denn die Abkehr von der Kirche verläuft 
entlang der Generationen: Die jeweils jüngere Altersko-
horte bricht mit der Weitergabe religiöser Traditionen 
bzw. führt diese nicht fort. Jüngere Menschen geben sel-
tener als ältere an, dass sie religiös erzogen wurden. Das 
führt offensichtlich dazu, dass heute „vielen Menschen 
ein Leben ohne Religion als ganz selbstverständlich er-
scheint“ (Pollack/Müller 2013: 15–16).

Kann also tatsächlich von einem allgemeinen Trend 
der Säkularisierung gesprochen werden? Empirisch beob-
achtbar ist ohne Zweifel eine gesellschaftliche Säkulari-
sierung: Die zunehmende Trennung von Staat und Reli-
gion ist ein zentraler Teil der Modernisierung, der sich in 
westlichen Gesellschaften seit Jahrhunderten entwickelt, 
und als solcher ist sie in Deutschland – wie auch in ande-
ren Ländern – weit fortgeschritten. In der Bevölkerung ist 
auch die Vorstellung fest verankert, dass Religion keine 
staatliche, sondern eine private Angelegenheit ist (Pickel 
2013: 87). Für eine individuelle Säkularisierung, also 
eine sinkende Bedeutung subjektiver Religiosität, gibt es 
ebenfalls empirische Hinweise: Beispielsweise glauben 
immer weniger Deutsche an einen persönlichen Gott.118 

Eine Verdrängung religiöser Themen aus dem öffentli-
chen Diskurs ist aber nicht zu konstatieren – im Gegenteil 
sind „[i]n gewisser Hinsicht […] religiöse Diskurse (und 
Konflikte) in die Politik zurückgekehrt“ (Pickel 2013: 
98–99).  Die These der Säkularisierung erweist sich 
somit als nur zum Teil zutreffend. Vielmehr hat sich die 
Bedeutung von Religion in der modernen Gesellschaft 
gewandelt; das spiegelt sich auch darin wider, dass Re-
ligion eben nicht mehr als selbstverständlich betrachtet 

116	� Kritik an der Säkularisierungsthese übt neben den Vertretern der Individualisierungsthese u. a. Casanova (2011): Ihm zufolge befinden wir uns in 
einem Zeitalter des ‚Postsäkularen‘, in dem Religion auch im öffentlichen Diskurs wieder an Bedeutung gewinnt.

117	� In der Haushaltsbefragung des Zensus 2011 wurden Religionszugehörigkeit und Glaubensbekenntnis mit zwei Fragen erfasst: Zum einen wurde 
nach der Mitgliedschaft in einer öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft gefragt (hier war die Auskunft verpflichtend); zum anderen konnten 
Befragte, die diese erste Frage verneinten (32 %), ihre Religion, ihr Glaubensbekenntnis oder ihre Weltanschauung konkretisieren (diese Angabe 
war freiwillig). Die zweite Frage wurde in die Haushaltsbefragung aufgenommen, um erstmals Aufschluss darüber zu gewinnen, wie viele Men-
schen in Deutschland anderen (nicht öffentlich-rechtlich organisierten) Weltreligionen angehören. Allerdings haben darauf nur 48 Prozent der 
betreffenden Personen geantwortet, darum liegt für ca. 17 Prozent der Bevölkerung keine Angabe zur Religion oder Weltanschauung vor. Deshalb 
können die Ergebnisse zu dieser Frage nach Auskunft des Statistischen Bundesamts nicht veröffentlicht werden.

118	� Nur noch rund jeder zweite Westdeutsche und jeder vierte Ostdeutsche glaubt nach eigenen Angaben an die Existenz eines Gottes (bzw. mehrerer 
Gottheiten) oder an etwas Göttliches (Pollack/Müller 2013: 12).
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wird und zunehmend eine „Frage der individuellen Ent-
scheidung“ (Berger 2013: 8) ist. Religion wird vielfälti-
ger. Dazu trägt nicht zuletzt die religiöse Pluralisierung 
durch Einwanderung bei (vgl. Casanova 2011).119

B.1.2 Religiöse Pluralisierung 

Neben der eben beschriebenen gesellschaftlichen und 
individuellen Säkularisierung zeichnet sich als ein zwei-
ter Megatrend „seit den siebziger Jahren ein Schub der 
religiösen Pluralisierung [ab], der hauptsächlich aus der 
Immigration muslimischer und christlich-orthodoxer Zu-
wanderer entstanden ist“ (Pickel 2013: 83). 

Dabei ist religiöse Vielfalt als solche nicht neu: Eine 
religiöse Pluralisierung ist in Deutschland spätestens seit 
Entstehung der ersten christlichen Freikirchen im 19. Jahr-
hundert zu verzeichnen (Geldbach 2005). Statistisch ‚was-
serdicht‘ belegbar ist sie zwar nicht (Götze/Jaeckel/Pickel 
2013),120 es ist aber klar, dass religiöses Leben in Deutsch-
land (wie in westlichen Einwanderungsgesellschaften all-
gemein) heute stärker ausdifferenziert ist als noch vor 
wenigen Jahrzehnten.121 Diese Zunahme religiöser Diver-
sität zeigt sich in Abb. B.1 vor allem darin, dass der Anteil 
der Gruppe „sonstige“ zunimmt; darin sind alle Perso-
nen zusammengefasst, die nicht den beiden christlichen 
Großkirchen angehören. Muslime stellen einen Anteil 
von etwa 5 Prozent an der Gesamtbevölkerung (Haug/
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Abb. B.1 Religiöse Zugehörigkeiten in Deutschland 1970, 1987 und 2011

evangelisch römisch-katholisch konfessionsfrei/sonstige/keine Angaben

Anmerkung: Die Darstellung basiert auf den Ergebnissen der Volkszählungen von 1970, 1987 und 2011.

Quelle: Statistisches Bundesamt 1974; 1990; 2014; eigene Darstellung
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119	� Der indische Politikwissenschaftler Bhargava (2014, Übers. d. SVR) spricht gar davon, dass die heutige religiöse Vielfalt, die es so noch nie gegeben 
habe, den „europäischen Säkularismus“ als politisches Konzept in eine Krise gestürzt habe, da dieser immer noch christliche Kirchen gegenüber 
anderen Religionsgemeinschaften privilegiere.

120	� Eine Übersicht über die religiöse Vielfalt gibt es bislang lediglich für Nordrhein-Westfalen: Das „Bochumer Pluralismus-Projekt“ unter der Leitung 
von Volkhard Krech ermittelte in diesem Bundesland 228 religiöse Gemeinschaften und Strömungen (Hero/Krech/Zander 2008).

121	� Religiöse Pluralisierung bedeutet jedoch nicht, dass es jemals eine religiös bzw. weltanschaulich vollständig homogene Gesellschaft gegeben hätte: 
„Religiöse Vielfalt war mehr oder weniger seit Anbeginn ihrer Existenz immer Teil westlicher Gesellschaften“ (Deneen 2007: 18, Übers. d. SVR). Die 
verbreitete – und wohl auch zutreffende – Wahrnehmung, dass religiöse Vielfalt zunimmt, kann daher vielleicht zum Teil auch auf die allgemeine 
Erwartung zurückgeführt werden, dass mit dem Fortschreiten der Moderne Religion als Phänomen rückläufig sein sollte (vgl. Deneen 2007).
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Müssig/Stichs 2009).122 Dann folgen mit großem Abstand 
Orthodoxe (1,3 %), Angehörige evangelischer Freikirchen 
(0,9 %) und Personen jüdischen Glaubens (0,1 %); ein 
kleiner Teil (2,7 %) gehört sonstigen öffentlich-rechtli-
chen Religionsgemeinschaften an (s. dazu Kap. B.2.1). 
Fast ein Drittel (33,0 %) der Bevölkerung gehört keiner 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten Re-
ligionsgesellschaft an (25,4 % in den alten Bundeslän-
dern und Berlin, 74,0 % in den neuen Bundesländern) 
(Statistisches Bundesamt 2014). 

Die Einstellung der Bevölkerung zur wachsenden re-
ligiösen Vielfalt ist ambivalent. Wie die Religionssoziolo-
gen Detlef Pollack und Olaf Müller im Religionsmonitor 
der Bertelsmann Stiftung zeigen, steht die Mehrheit der 
Bevölkerung der zunehmenden religiösen Vielfalt zwar 
aufgeschlossen gegenüber und versteht sie als kulturelle 
Bereicherung (Westdeutschland: 61 %; Ostdeutschland: 
57 %), sieht sie jedoch gleichzeitig als Ursache für Kon-
flikte (Westdeutschland: 65 %; Ostdeutschland: 59 %). 
Es erscheint plausibel, dass der Trend zur religiösen 
Pluralisierung gerade wegen der Selbstwahrnehmung 
als säkulare Gesellschaft auch auf Ablehnung oder Un-
behagen stößt. So wird ‚der Islam‘ nicht in erster Linie 
als nichtchristliche oder nichteuropäische Religion ver-
standen, sondern wegen seiner Religiosität an sich in 
Abgrenzung zur europäischen Säkularität abgelehnt (vgl. 
Casanova 2004). Anders gesprochen: Der Islam als neue, 
glaubensstarke und wachsende Religion irritiert das sä-
kulare Europa. 

 Die hier skizzierte zunehmende Vielfalt religiöser 
Zugehörigkeiten ist ein Grund dafür, dass in Deutschland, 
wo zumindest formale Religionsbindungen gesellschaft-
lich an Bedeutung verlieren, Religion in Diskussionen 
über Integration eine ganz neue Prominenz gewonnen 
hat.123 Recht und Gesellschaft sind mit neuen Ansprü-
chen in Bezug auf religiöse Entfaltung konfrontiert; diese 
lassen sich aus dem Gebot der strukturellen Gleichheit 
auf dem Feld der Wahrnehmung religiöser Freiheiten ab-
leiten (s. dazu vor allem Kap. B.2). Zum Teil führen diese 
Ansprüche auch zu Normenkollisionen (s. Kap. B.3).

B.1.3 ‚Eingewanderte‘ Religionen in 
Deutschland

Ein zentraler Faktor für die Pluralisierung des religiösen 
Lebens in Deutschland ist Zuwanderung. Dadurch werden 

nicht nur neue, vorher kaum oder gar nicht bekannte reli-
giöse Vorstellungen nach Deutschland importiert: Wie das 
Beispiel der jüdischen Zuwanderung zeigt, kommen da-
rüber auch Religionen nach Deutschland zurück, die hier 
ehemals etabliert waren und dann verschwunden sind 
(im entsprechenden Fall: nahezu ausgerottet wurden). 

B.1.3.1 Judentum in Deutschland nach 1945 

Ein Kennzeichen der jüdischen Gemeinschaft in Deutsch-
land ist ihre große Heterogenität: Ihr gehören eben-
so Nachfahren osteuropäischer Juden an, die sich nach 
Kriegsende als Displaced Persons (DP) auf deutschem 
Boden befanden, wie Nachfahren deutscher Juden, die 
den Holocaust im Exil, in einem Versteck oder im Konzen-
trationslager überlebt haben. Dazu kommen jüdische Zu-
wanderer aus Ungarn, der Tschechoslowakei, Israel, dem 
Iran, den USA und seit 1990 vor allem der ehemaligen 
Sowjetunion (Brenner 2007). 

Man geht davon aus, dass in Deutschland vor 1933 
etwa 570.000 Juden lebten (Spiegel 2006). Ein Jahr nach 
Kriegsende waren in sog. DP-Camps (Displaced Persons-
Camps) ca. 40.000 jüdische Displaced Persons registriert, 
nach erneuten Pogromen in Osteuropa stieg ihre Zahl 
im Folgejahr auf ca. 182.000. Einige hatten die Schoah 
im Untergrund überlebt, meist mit der Unterstützung 
nichtjüdischer Familienmitglieder; vereinzelt kehrten in 
der Nachkriegszeit auch jüdische Emigranten aus dem 
Exil zurück. In der unmittelbaren Nachkriegszeit war die 
Stimmung in Deutschland allerdings nicht etwa „juden-
freundlich“ (Herzig 2007: 263; vgl. auch Sinn 2014); so 
wurden beispielsweise weiterhin jüdische Friedhöfe ge-
schändet.124 Auf der anderen Seite forderten internatio-
nale jüdische Organisationen (wie etwa der World Jewish 
Congress im Juli 1948), Juden sollten sich „nie wieder auf 
deutschem blutgetränkten Boden“ (Sinn 2014: 31) ansie-
deln. Die Rahmenbedingungen für eine Revitalisierung 
des jüdischen Lebens in Deutschland waren also nach 
dem Zweiten Weltkrieg eher schlecht. Trotzdem „began-
nen jüdische Gruppen in Deutschland schon bald nach der 
Befreiung mit ihrer Selbstorganisation“ (Sinn 2014: 31): 
Quasi direkt nach Kriegsende entstanden in den befreiten 
Konzentrationslagern jüdische DP-Komitees, so im April 
1945 in Bergen-Belsen. Im September 1945 gründete 
sich das – zionistisch ausgerichtete – Zentralkomitee der 
befreiten Juden in der britischen Zone (ZKBZ), Pendants in 
der französischen und amerikanischen Zone folgten. Das 

122	� Weniger als 2 Prozent der Muslime leben in Ostdeutschland (Haug/Müssig/Stichs 2009: 107).
123	 �Zuwanderer werden immer häufiger nach ihrer religiösen Zugehörigkeit anstatt nach ihrer Herkunft eingeordnet (Diehl/Tucci 2010). Zum Teil 

werden auch Zuwanderer aus bestimmten Herkunftsländern pauschal mit einer bestimmten Religionszugehörigkeit gleichgesetzt, dabei sind sehr 
viele Zuwanderer aus muslimisch geprägten Herkunftsländern keine Muslime (Haug/Müssig/Stichs 2009: 12).

124	� Erst „das Wirtschaftswunder der 50er Jahre, die allmähliche Westintegration, aber wohl auch die offiziell propagierte antikommunistische Ideologie 
[führten] zu einem allmählichen Rückgang antijüdischer Einstellungen“; in den 1960er Jahren erfolgte dann eine „stärkere Sensibilisierung der 
politischen Öffentlichkeit und des kulturellen Lebens gegen judenfeindliche Äußerungen“ (Herzig 2007: 265–266).
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jüdische Pressewesen entwickelte sich ebenfalls schnell; 
in den Lagern entstanden zahlreiche Zeitschriften, die 
u. a. Namenslisten von Überlebenden und Suchanzeigen 
veröffentlichten (Sinn 2014: 35–36). Auch außerhalb der 
DP-Camps entstanden ab 1945 wieder jüdische Gemein-
den, vor allem in größeren Städten.125 Die Neugründun-
gen basierten allerdings nicht auf einer bewussten Ent-
scheidung, jüdisches Leben in Deutschland fortzusetzen 
(vgl. Herzig 2007); vielmehr betrachteten diese Gemein-
den sich selbst als „Liquidationsgemeinden“ (Sinn 2014: 
41), also als ‚Gemeinden in Abwicklung‘. 

Tatsächlich wanderten nach der Gründung des Staa-
tes Israel 1948 viele der Überlebenden dorthin aus; zwi-
schen Mai 1948 und Juni 1949 „verließen etwa 70.000 
[jüdische] DPs den Wartesaal Deutschland“ (Sinn 2014: 
49). 1952 lebten in den verbliebenen DP-Camps nur noch 
12.000 jüdische Personen; das letzte dieser Lager wurde 
1957 geschlossen (Herzig 2007). Viele Familien verscho-
ben jedoch die anfangs fest geplante Emigration aus ver-
schiedensten Gründen; etliche blieben, wenngleich sie 
ihre Auswanderungsabsicht teilweise aufrechterhielten. 
Entsprechend bewegte sich die Zahl der in Deutschland 
lebenden Juden in den vier Jahrzehnten von 1950 bis 
1990 zwischen 20.000 und 30.000. 

Die institutionelle Selbstorganisation, die kurz nach 
Kriegsende mit der Gründung von DP-Komitees und 
Gemeinden begonnen hatte, setzte sich im Nachkriegs-
deutschland jedenfalls fort: Zunächst schlossen sich 
Gemeinden überregional zusammen, und im Juli 1950 
wurde schließlich der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land als Körperschaft des öffentlichen Rechts (s. zu die-
sem Begriff Kap. B.2.1) gegründet. Letzteres ging zum 
einen darauf zurück, dass die erste Regierung der jungen 
Bundesrepublik Deutschland „ein Gegenüber [suchte], 
das die Interessen der Juden in Deutschland artikulieren 
und besonders im Zusammenhang mit den Wiedergut-
machungsverhandlungen als verlässlicher Verhandlungs-
partner bereitstehen würde“ (Sinn 2014: 54). Ein anderer 
Grund war, dass die deutschen Juden international isoliert 
wurden: Die internationalen jüdischen Organisationen, 
darunter der World Jewish Congress, lehnten eine Wieder-
ansiedlung von Juden ‚im Land der Täter‘ entschieden ab 
und sahen deshalb keine Notwendigkeit, auf deutschem 
Boden jüdische Interessen zu vertreten, abgesehen von 
Verhandlungen über Entschädigungszahlungen. Diese 

Position forderte die Vertreter der jüdischen Gemeinden 
im Nachkriegsdeutschland zu einer Reaktion heraus (vgl. 
Sinn 2014: 277–290). 

Bis 1990 vertrat der Zentralrat etwa 90 jüdische Ge-
meinden mit ca. 30.000 Mitgliedern.126 In den 1950er 
und 1960er Jahren wanderten vereinzelt Juden aus den 
Ostblockstaaten zu, vor allem aus Polen, Ungarn und der 
Tschechoslowakei (Brenner 2007). Dann gab es in den 
1970er Jahren eine erste Welle von Einwanderern aus der 
damaligen Sowjetunion (Zentralrat der Juden in Deutsch-
land 2015a), die als Asylsuchende im Rahmen des Grund-
rechts auf Asyl (Art. 16 GG a. F., heute Art. 16a Abs. 1 GG) 
nach Deutschland kamen. Nach dem Zerfall der Sowjet-
union stieg die Zahl der jüdischen Gemeindemitglieder in 
Deutschland in knapp zehn Jahren auf mehr als das Drei-
fache. Die Mitgliederstatistik der Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland (ZWST) – einem der sechs Spit-
zenverbände der freien Wohlfahrtspflege in Deutschland 
– zeigt eindrucksvoll, wie die jüdischen Gemeinden seit 
1990 durch Zuwanderung gewachsen sind (Abb. B.2).127 

Von 1991 bis Ende 2004 wurde die Aufnahme jüdi-
scher Zuwanderer über das sog. Kontingentflüchtlings-
gesetz geregelt, das auch das Ziel hatte, die jüdischen 
Gemeinden in Deutschland zu erhalten (BMI/Sachver-
ständigenrat für Zuwanderung und Integration 2004). 
Entgegen der streng religiösen Auffassung wurde für 
die Anerkennung als jüdischer Kontingentflüchtling nicht 
zwingend die Abstammung von einer jüdischen Mutter 
vorausgesetzt, sondern auch die Abstammung von einem 
jüdischen Vater als hinreichend akzeptiert. Als Beleg dien-
te die Eintragung ‚jüdische Nationalität‘ in den sowjeti-
schen bzw. russischen Passdokumenten (Haug 2005). Tat-
sächlich hat die Zuwanderung von ca. 220.000 Personen 
aus der ehemaligen Sowjetunion, von denen etwa die 
Hälfte nichtjüdische Familienmitglieder waren, „die jüdi-
schen Gemeinden in ganz Deutschland vor dem Ausster-
ben bewahrt; gleichzeitig hat diese Einwanderungswel-
le die Gemeinden aber komplett auf den Kopf gestellt“ 
(Kessler 2008: 131, Übers. d. SVR). Manche der jüdischen 
Gemeinden bestehen heute fast zu 100 Prozent aus Men-
schen, die aus dem Osten zugewandert sind. Dabei wa-
ren die Gründe für die Einwanderung nach Deutschland 
meist eher pragmatische128 und weniger ideologisch-
religiöse: „[D]er typische jüdisch-sowjetische Zuwande-
rer der 1990er Jahre ist apolitisch, säkular und westlich 

125	� Bis 1948 hatten sich in der britischen Zone 50 jüdische Gemeinden gegründet, in der amerikanischen 23 und in der französischen 15. „Erschwert 
wurde der Wiederaufbau jüdischer Gemeinden im Nachkriegsdeutschland […] durch das Fehlen von Rabbinern, Kantoren und Religionslehrern“ 
(Sinn 2014: 43).

126	� In der DDR lebten 1989 nur noch rund 400 Juden in fünf Gemeinden, die meisten von ihnen in Ostberlin (Zentralrat der Juden in Deutschland 
2015b).

127	� Die Zahlen der Mitgliederstatistik weichen von denen aus dem Zensus ab: Letzterem zufolge lebten in Deutschland 2011 83.430 Angehörige 
jüdischer Gemeinden (Statistisches Bundesamt 2014).

128	� Die USA hatten ihre Einwanderungsquote beschränkt, und Israel wurde als zu gefährlich und zu fremd betrachtet; so erschien Deutschland als eine 
realistischere Option. Ein Übriges taten geografische Nähe, klimatische und kulturelle Ähnlichkeiten (vgl. Kessler 2008).
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orientiert“ (Kessler 2008: 133, Übers. d. SVR). Denn von 
jüdischen Traditionen, kulturellem und religiösem Wissen 
waren sowjetische Juden in den sieben Jahrzehnten unter 
dem Sowjetregime quasi abgeschnitten gewesen. 

Mittlerweile blüht das kulturelle und religiöse jüdi-
sche Leben in Deutschland wieder, in den letzten Jahren 
wurden zahlreiche Synagogen und jüdische Schulen ge-
gründet und an Hochschulen Rabbiner-Seminare eröffnet 
(Brenner 2007; Herzig 2007; Schoeps/Glöckner 2008). 
Allerdings besteht innerhalb der jüdischen Community 
immer noch eine Kluft zwischen den ‚alteingesessenen‘ 
deutschen Juden und den neu Dazugekommenen, und es 
gibt weiterhin Debatten über Defizite bei der Integration 
russischer Juden (Schoeps/Glöckner 2008). 

B.1.3.2 Muslimische Zuwanderer und der Islam in 
Deutschland 

Jüdisches Leben ist in Deutschland seit Jahrhunderten ver-
wurzelt; durch die Schoah brach es jäh weg und hat sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem durch Zuwande-
rung langsam wieder entwickelt und etabliert. Der Islam 
dagegen ist in Deutschland praktisch eine vollkommen 
neue Religion. Zwar gibt es Muslime hier nicht erst seit 
der ‚Gastarbeiter‘-Ära, und erste muslimische Vereine 
wurden bereits Ende des 19. Jahrhunderts gegründet (Ro-
senow/Kortmann 2010). Dabei handelte es sich aber zu-
nächst höchstens um einige Tausend Menschen, vor allem 
Akademiker, Künstler und Studenten aus dem Osmani-
schen Reich (vgl. Beinhauer-Köhler 2009). In großer Zahl 

kamen Zuwanderer aus muslimisch geprägten Ländern 
erst ins Land, nachdem die Bundesrepublik Deutschland 
1961 ein Anwerbeabkommen mit der Türkei (und wenige 
Jahre später auch mit Marokko und Tunesien) geschlossen 
hatte. 

Heute leben in Deutschland rund 4 Millionen Musli-
me. Die meisten von ihnen sind als ‚Gastarbeiter‘ oder 
deren Angehörige ins Land gekommen bzw. als deren 
Nachfahren hier geboren; einige kamen als Fluchtmi
granten z. B. aus Afghanistan oder dem Irak. An diesen 
rund 4 Millionen Muslimen hat die Glaubensgruppe der 
Sunniten einen geschätzten Anteil von 74 Prozent, die 
der Aleviten 13 Prozent und die der Schiiten 7 Prozent; 
die übrigen gehören kleineren Gruppen wie der Ahma-
diyya (unter 2 %) oder anderen muslimischen Glaubens-
gemeinschaften an (Haug/Müssig/Stichs 2009). Die 
(überwiegend) aus der Türkei zugewanderten Aleviten 
nehmen unter den Muslimen insofern eine Sonderstel-
lung ein, als sich ihre Glaubensauffassung deutlich vom 
orthodoxen Islam unterscheidet. Darum ist selbst unter 
Aleviten umstritten, ob das Alevitentum überhaupt zum 
Islam gehört; die überwiegende Mehrheit betrachtet sich 
jedoch als muslimisch (Haug/Müssig/Stichs 2009: 314).

Zu Beginn der ‚Gastarbeiter‘-Ära spielten Fragen der 
Religionsausübung keine prominente Rolle. Da auch die 
Arbeitnehmer selbst zunächst nur für begrenzte Zeit in 
Deutschland bleiben wollten, war die Organisation in 
Gewerkschaften anfangs wichtiger als die in Moscheege-
meinden. Zudem stellten Arbeitgeber den ‚Gastarbeitern‘ 
„in vielen Fabriken für die täglichen Pflichtgebete Räume 
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zur Verfügung“ (Beinhauer-Köhler 2009: 25). Erste Ge-
meinden wurden meist auf Initiative engagierter Laien 
gegründet. Im Laufe der Zeit entstanden so zahlreiche 
Moscheen in Industriegebieten oder diversen innerstädti-
schen Räumlichkeiten, die nach außen kaum als solche zu 
erkennen waren – die viel zitierten ‚Hinterhofmoscheen‘. 
So blieben „Moscheen als soziale und religiöse Zentren 
der Gemeinden […] in der Vergangenheit für die deut-
sche Gesellschaft weitgehend ‚unsichtbar‘“ (Suder 2012: 
70). Dies ist sicher ein Grund dafür, dass der Islam als 
‚eingewanderte‘ Religion zunächst kaum wahrgenom-
men wurde, obwohl bereits in den 1950er Jahren ver-
einzelt Moscheen errichtet wurden, u. a. in Hamburg und 
Aachen (Beinhauer-Köhler 2009). Die meisten der heute 
ca. 2.600 Moscheen in Deutschland sind „seit den siebzi-
ger Jahren ziemlich geräuschlos entstanden“ (Leggewie 
2009: 117). 

Seit Anfang der 1990er Jahre bauen Moscheevereine 
nun auch größere und teilweise sehr repräsentative Mo-
scheen, die nach außen als solche erkennbar sind und 
somit in der Öffentlichkeit stärker wahrgenommen wer-
den. Diese Entwicklung wird damit erklärt, dass die zwei-
te Zuwanderergeneration über mehr Ressourcen, bessere 
Sprachkenntnisse und das erforderliche Know-how (z. B. 
Behördenwissen) und auch über ein stärkeres Selbstbe-
wusstsein verfügt (Suder 2012: 70). Mit der Wahrnehm-
barkeit der Moscheebauten sind auch die öffentlichen 
Auseinandersetzungen darum gestiegen. Claus Leggewie 
(2009: 122) sieht diese als ‚Moscheekonflikte‘ bekannt 
gewordenen Dispute als „jenseits der Streitigkeiten um 
Lärm und Parkplätze und jenseits der konkreten Funktion 
von Sakralbauten hochbrisante symbolische Anerken-
nungskonflikte“. 

Noch heute sind Muslime in Deutschland vor allem in 
privatrechtlichen gemeinnützigen Moscheevereinen orga-
nisiert. Parallel zum Bau von mehr und stärker sichtbaren 
Moscheen wurden jedoch auch muslimische Dachver-
bände gegründet: 1975 zunächst die Islamische Gemein-
schaft Milli Görüş (IGMG) bzw. ihre Vorläuferorganisation, 
dann folgten der Dachverband Türkisch-Islamische Union 
der Anstalt für Religion e. V. (DITIB), der Verband der Isla-
mischen Kulturzentren (VIKZ), die Alevitische Gemeinde 
Deutschland (AABF), der Islamrat (IR) und 1994 schließ-
lich der Zentralrat der Muslime in Deutschland (ZMD) e. V. 
Ein islamisches Pendant zur Deutschen Bischofskonferenz, 
der Evangelischen Kirche in Deutschland oder dem Zen-
tralrat der Juden in Deutschland gibt es allerdings nicht 
(s. Kap. B.2.1). 2007 wurde der Koordinationsrat der Mus-

lime (KRM) gegründet, kurz nachdem die DIK erstmals 
einberufen worden war, doch als ein solcher legitimierter 
zentraler Ansprechpartner konnte er sich bisher nicht eta-
blieren (vgl. Blätte 2010). 

Auch an Schulen und Hochschulen ist der Islam in 
Deutschland mittlerweile vertreten. In mehreren Bun-
desländern wurde an öffentlichen Schulen probeweise 
islamischer Religionsunterricht eingeführt (s. dazu aus-
führlich Kap. B.2.2). Seit 2011 gibt es Zentren für Isla-
mische Theologie an deutschen Hochschulen, die vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
für fünf Jahre gefördert werden, und an der Akademie 
der Weltreligionen der Universität Hamburg wurde im Ja-
nuar 2015 die erste Juniorprofessur für das Alevitentum 
in Deutschland besetzt (s. dazu ausführlich Kap. B.2.3). 

Die Institutionalisierung des Islam ist generell jünge-
ren Datums. Lange Zeit wurden die Zuwanderer aus mehr-
heitlich muslimischen Ländern kollektiv als ‚Gastarbeiter‘ 
und ‚Ausländer‘ und ohne weitere religiöse Konnotation 
bezeichnet. Erst mit Beginn der 1980er Jahre wurden 
‚Türken‘ in der öffentlichen Wahrnehmung pauschal zu 
‚Moslems‘ – ungeachtet dessen, ob sie tatsächlich mus-
limischen Glaubens oder überhaupt in irgendeiner Wei-
se gläubig waren.129 Zu Beginn des neuen Jahrtausends 
und besonders nach dem 11. September 2001 verschob 
sich die Bewertung nochmals und Muslime wurden in 
Deutschland – wie auch in anderen säkularen westlichen 
Ländern – zunehmend zum Sinnbild des problematischen 
Migranten (Spielhaus 2013).

B.1.3.3 Diversifizierung des Christentums durch 
Zuwanderung

Auch das Christentum hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten in einem neuen Maß ausdifferenziert. Das geht zwar 
nicht nur, aber auch darauf zurück, dass Menschen christ-
lichen Glaubens aus verschiedensten Herkunftsländern 
zugewandert sind. Neben den beiden Großkirchen, die 
ehemals ‚Duopolisten‘ waren, und auch in Abgrenzung zu 
diesen haben sich weitere Konfessionen und Freikirchen 
unterschiedlichster Ausrichtungen entwickelt, viele da-
von ‚mit Migrationshintergrund‘. Vereinfacht können drei 
Typen von ‚Migrantenkirchen‘ oder ‚-gemeinden‘ unter-
schieden werden (vgl. Plessentin 2008): Erstens gibt es 
heute vor allem in Großstädten im Rahmen der etablier-
ten Konfessionen immer mehr fremdsprachige Gemein-
den, die etwa Gottesdienste und Seelsorge z. B. auf Pol-
nisch, Finnisch, Schwedisch oder Niederländisch anbieten. 

129	� So sagte beispielsweise der damalige Innenminister Zimmermann, der für die ‚Ausländerpolitik‘ zuständig war, in einem Interview mit der Zeit-
schrift Der Spiegel im Jahr 1983: „Die [Türken] kommen aus einem anderen Kulturkreis und in einer anderen Größenordnung. Es ist ein riesiger 
Unterschied, ob ich hier 1,7 Millionen Moslems vor mir habe, die in Wirklichkeit ja nicht auf Dauer bleiben wollen, sich nicht integrieren wollen, 
auch nicht deutsche Staatsbürger werden wollen, sondern mit dem erkennbaren Willen einreisen, hier Geld zu verdienen und dann wieder zu-
rückzugehen“ (zitiert nach Herbert 2003: 253).
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Zweitens haben sich Migrantengemeinden etabliert, die  
zur orthodoxen oder anglikanischen Kirche gehören und 
damit zu Kirchen bzw. Konfessionen, die in Deutschland 
vormals nicht beheimatet waren. Drittens haben Mi
granten neue Freikirchen gegründet, die oft stark auf das 
Herkunftsland bezogen sind. 

Heute gehören ca. 1,5  Millionen Gläubige den or-
thodoxen Gemeinden an; damit ist die Orthodoxie die 
drittstärkste christliche Konfession in Deutschland. Acht 
Bistümer haben mittlerweile ihren Sitz in Deutschland 
bzw. sind hier mit Gemeinden vertreten; das ist das „Er-
gebnis eines mehrhundertjährigen dynamischen Prozes-
ses der Zuwanderung und Ansiedlung von Orthodoxen in 
Deutschland“ (Thon 2000). Nach dem Ersten Weltkrieg 
kamen viele Anhänger der russisch-orthodoxen Kirche 
als Flüchtlinge nach Deutschland und gründeten neue 
Gemeinden; viele wanderten allerdings später in andere 
Länder weiter. In der Zeit unmittelbar nach dem Zwei-
ten Weltkrieg stieg die Zahl der orthodoxen Christen in 
den Besatzungszonen durch Zwangsverschleppte sowie 
befreite Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene aus der 
Ukraine, Weißrussland und Russland stark an. Serbische 
Displaced Persons gründeten serbisch-orthodoxe Ge-
meinden, die Ende der 1960er und in den 1970er Jahren 
infolge der Zuwanderung von ‚Gastarbeitern‘ aus Jugos-
lawien viele Mitglieder gewannen. In den 1960er Jahren 
entstanden außerdem zahlreiche griechisch-orthodoxe 
Gemeinden, die von griechischen ‚Gastarbeitern‘ gegrün-
det wurden. Die Griechisch-Orthodoxe Metropolie von 
Deutschland, die zugleich das Exarchat von Zentraleuropa 
ist, wurde 1974 zunächst in Nordrhein-Westfalen, dann 
in allen (westdeutschen) Bundesländern als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts anerkannt. Weiterhin kamen gut 
10.000 arabischsprachige orthodoxe Christen entweder 
als Gastarbeiter oder als Asylbewerber aus der Türkei und 
dem Libanon (Thon 2000). 

Auch unter den Spät-/Aussiedlern, die überwiegend 
evangelisch oder katholisch sind, gibt es eine russisch-
orthodoxe Minderheit (Elwert 2013). So kam es dazu, 
dass in Deutschland 1993 die Rumänische Metropolie für 
Deutschland und Zentraleuropa gegründet und 1994 der 
Sitz der Bulgarischen Diözese von West- und Mitteleuropa 
hierhin verlegt wurde (Thon 2000). Seit 1994 gibt es in 
Deutschland auch einen Dachverband der orthodoxen Kir-
chen, die Kommission der Orthodoxen Kirche in Deutsch-
land (Verband der Diözesen). 2010 wurde die Orthodoxe 
Bischofskonferenz in Deutschland (OBKD) gegründet. 
Mehrere Bundesländer haben an staatlichen Schulen 
orthodoxen Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach 
eingerichtet; an der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster und der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-

chen gibt es seit 1979 bzw. 1984 Lehrstühle für orthodoxe 
Theologie (Thon 2000). 

Weitere ca. 1,5 Millionen Menschen in Deutschland 
gehören freikirchlichen Glaubensgemeinschaften an. Ne-
ben den klassischen evangelischen Freikirchen (wie den 
Mennoniten oder den Baptisten) entwickeln sich in einer 
zweiten Pluralisierungsphase seit einigen Jahrzehnten 
weitere Formen christlicher Glaubensgemeinschaften, 
die sich zum Teil explizit als konfessionsunabhängig ver-
stehen (Hempelmann 2013), darunter mehrere hundert 
pfingstlich-charismatische Gemeinden, die ab den 1980er 
Jahren entstanden sind. Die Bildung solcher zielgruppen
orientierter Gemeinden könnte auch mit der allgemeinen 
‚Entkirchlichungstendenz‘ in der säkularen Gesellschaft 
zusammenhängen (vgl. Hempelmann 2013). Unter den 
Freikirchen befinden sich zudem seit den 1980er Jahren 
viele ‚Migrantenkirchen‘, z. B. koreanische, indonesische 
oder afrikanische Gemeinden. Zur Zahl dieser Gemeinden 
und ihrer Mitglieder gibt es allerdings keine verlässlichen 
Angaben (Hempelmann 2013).130 Auch russlanddeutsche 
Christen haben zahlreiche ‚Aussiedlergemeinden‘ ge-
gründet; Schätzungen zufolge gehören etwa 15 Prozent 
der Spät-/Aussiedler Freikirchen an (u. a. Mennoniten, 
Baptisten, Pfingstlern oder Adventisten) (Elwert 2013). 
Diese Gemeinden gelten ebenfalls als „stark durch ihre 
Herkunftsländer geprägt“ (Geldbach 2005: 342). 

B.1.3.4 Weitere ‚eingewanderte‘ Religionsgemein-
schaften

Neben den oben beschriebenen Religionsgemeinschaften 
gibt es noch weitere religiöse Gruppen, die stark durch 
Zuwanderung geprägt oder dadurch überhaupt erst nach 
Deutschland gekommen sind; in der allgemeinen Wahr-
nehmung sind sie aber wenig präsent. Zu erwähnen sind 
hier etwa die buddhistischen Gemeinschaften. Sie zählten 
2012 ca. 270.000 Mitglieder, von denen etwa die Hälfte 
aus dem Ausland stammt, vor allem aus Vietnam und 
Thailand (Religionswissenschaftlicher Medien- und In-
formationsdienst e. V. 2012). Im Dachverband Deutsche 
Buddhistische Union (DBU) sind nach eigenen Angaben 
derzeit 67 buddhistische Gemeinschaften verschiedener 
Schulen bzw. Ausrichtungen organisiert. 

Rund 100.000 Menschen in Deutschland gehörten 
2012 hinduistischen Glaubensgemeinschaften an. Etwa 
40.000 von ihnen sind Indischstämmige, die zunächst 
als Arbeitsmigranten nach Deutschland gekommen sind. 
Weitere 42.000–45.000 sind Tamilen aus Sri Lanka, die vor 
allem wegen des Bürgerkriegs in den 1980er Jahren mi-
griert sind. Jeweils einige Tausend Hindus stammen aus 
Afghanistan oder sind deutsche Konvertiten (Religions-

130	� Wissenschaftliche Studien, die sich mit solchen Religionsgemeinschaften befassen, sind meist ethnografisch angelegt; vgl. z. B. Döring (2012) zu 
lateinamerikanisch-brasilianischen Pfingstlern in Deutschland, Weiß (2012) zu koreanisch-christlichen Gemeinden in Nordrhein-Westfalen.
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wissenschaftlicher Medien- und Informationsdienst e. V. 
2015). Einen großen Dachverband der Hindus in Deutsch-
land gibt es nicht. Allerdings vertritt der Zentralrat der 
afghanischen Hindus und Sikhs in Deutschland e. V. ca. 
6.000 Personen, von denen nach eigenen Angaben ein 
Drittel von Abschiebung nach Afghanistan bedroht ist. 

Schließlich leben in Deutschland etwa 100.000 Yezi-
den. Viele von ihnen sind in den 1960er Jahren als ‚Gast-
arbeiter‘ aus der Türkei gekommen oder später, in den 

1980er Jahren, vor der zunehmenden Unterdrückung von 
dort geflohen; andere stammen aus Syrien und dem Irak. 
Viele Yeziden in Deutschland haben sich in städtischen 
Ballungsgebieten im südlichen Niedersachsen und nördli-
chen Nordrhein-Westfalen angesiedelt (REMID e. V. 2005). 
2007 hat sich der Zentralrat der Yeziden in Deutschland 
gegründet, u. a. um die „gemeinsamen politischen Inter-
essen der yezidischen Gemeinden“ zu vertreten (Zentral-
rat der Yeziden in Deutschland 2015).
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Hinsichtlich des staatlichen Umgangs mit Religion(en) und 
religiöser Vielfalt ist zwischen zwei unterschiedlich gela-
gerten Dimensionen und Mechanismen zu unterscheiden. 
In Kap. B.2 geht es zunächst um den korporativen bzw. 
institutionellen Integrationspfad; dieser ist vor allem für 
diejenigen Einwanderungsländer in Europa bedeutsam, in 
denen Staat und Kirche in vielen Bereichen kooperieren.131 
Einen Gegenpol dazu bilden die USA, wo jegliche staatli-
che Kooperation mit Religionsgemeinschaften der Estab-
lishment Clause des First Amendment der amerikanischen 
Verfassung widersprechen würde (Joppke 2013: 417). 

Konkret stellt sich die Frage, wie der Staat mit den 
Forderungen der neu etablierten Religionsgemeinschaf-
ten nach institutioneller Gleichstellung mit den etablier-
ten christlichen Kirchen umgehen soll. Dabei geht es zwar 
vor allem um die Frage der Institutionalisierung des Is-
lam; dennoch berühren Säkularisierung und Pluralisierung 
in sehr prinzipieller Weise das Verhältnis von Staat und 
Religion, das in seiner bisherigen Form auf die beiden 
christlichen Großkirchen zugeschnitten ist. Zu den Klas-
sikern solcher Gleichstellungsfragen gehören in Deutsch-
land die Anforderungen an die Organisation als Religions-
gemeinschaft und die daran anknüpfende Anerkennung 
neuer Religionsgemeinschaften als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts (s. Kap. B.2.1), die Etablierung eines 
bekenntnisgebundenen islamischen Religionsunterrichts 
(s. Kap. B.2.2) und der Auf- und Ausbau islamischer Theo-
logie an deutschen Hochschulen (s. Kap. B.2.3). Zudem 
fallen in diesen Bereich Aspekte der Gleichstellung etwa 
im Bereich der Wohlfahrtspflege, der Militär-, Gefängnis- 
und Krankenhausseelsorge sowie der Rundfunkräte; die-
se werden in Kap. B.2.4 zusammenfassend behandelt. 
Abschließend wird die grundsätzliche Frage erörtert, in-

wieweit Religionsgemeinschaften sich als Arbeitgeber auf 
das kirchliche Selbstbestimmungsrecht berufen können, 
das kirchliche Arbeitsrecht also gegenüber den Freiheits-
rechten der Arbeitnehmer Vorrang hat (s. Kap. B.2.5).

B.2.1 Religionsgemeinschaft und 
Körperschaft des öffentlichen Rechts: 
der Fall des Islam

Das Grundgesetz sieht für religiöse Vereinigungen insti-
tutionell ein abgestuftes System vor. Der grundlegende 
Status einer Personenmehrheit von Gläubigen ist die Re-
ligionsgemeinschaft. Dieser Begriff wird in Art. 7 Abs. 3 
S. 2 GG im Zusammenhang mit der Erteilung von Reli-
gionsunterricht als ordentliches Lehrfach an öffentlichen 
(d. h. staatlichen) Schulen (Art. 7 Abs. 3 S. 1 GG) genannt 
(s. Kap. B.2.2). Er ist gleichbedeutend mit dem der „Religi-
onsgesellschaft“ (vgl. Heinig 2010: 101; Waldhoff 2010a: 
D 76f.), der in Art. 137 der Weimarer Reichsverfassung 
(WRV) i. V. m. Art. 140 GG132 verwendet wird. Art. 137 
WRV beinhaltet verschiedene rechtliche Garantien: die 
Freiheit religiöser Vereinigung (Abs. 2), das Selbstbestim-
mungsrecht der Gemeinschaften (Abs. 3) und das Recht, 
den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft wei-
terzuführen (sofern er bereits bestanden hatte, als die 
WRV am 14. August 1919 in Kraft trat und mit Art. 137 
Abs. 1 WRV die Staatskirche abgeschafft wurde)133 oder 
ihn unter bestimmten Voraussetzungen neu zu erwerben 
(Abs. 5). Mit dem Körperschaftsstatus hängt vor allem 
das in Abs. 6 aufgeführte Besteuerungsrecht zusammen, 
das nach dem Wortlaut nur den „Religionsgesellschaften, 

Institutioneller Umgang mit religiöser Vielfalt unter beson-
derer Berücksichtigung der Gleichstellung des Islam

KapitelB.2

131	� Historischer Hintergrund dazu ist auch der jahrhundertelange Kampf zwischen Staat und Kirche um „Funktionen, die vormals von der Kirche be-
ansprucht wurden; von der Ausübung politischer Macht […] bis zu Erziehung und Wohlfahrt, aber auch Sinnstiftung und Identität“ (Joppke 2013: 
417).

132	� Die sog. Weimarer Kirchenartikel (Art. 136, 137, 138, 139 und 141 WRV) wurden mit Art. 140 GG in das Grundgesetz überführt, d. h. sie sind auch 
heute noch vollwertige Verfassungsbestimmungen. Die Inkorporationsvorschrift des Art. 140 GG wird im Folgenden nicht zitiert.

133	� In den einzelnen deutschen Staaten war das Staatskirchentum allerdings zu diesem Zeitpunkt schon im Wesentlichen abgeschafft, mit der WRV 
wurden also vor allem noch die landesherrlichen Kirchenregimenter in den evangelischen Gebieten aufgehoben (vgl. Unruh 2015: 96, 26). Freilich 
wird damit auch die (Wieder-)Einführung einer Staatskirche verboten (vgl. Unruh 2015: 39).
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welche Körperschaften des öffentlichen Rechts sind“, 
zusteht. ‚Einfache‘ Religionsgemeinschaften dagegen 
können ihre Rechtsfähigkeit gemäß Art. 137 Abs. 4 WRV 
ausschließlich nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts erwerben, d. h. sie können sich etwa als Vereine 
nach §§ 21ff. BGB organisieren.134 Somit erhält nicht jede 
Religionsgemeinschaft den Status einer öffentlich-rechtli-
chen Körperschaft; eine Voraussetzung für die Verleihung 
dieses Status ist aber nach Art. 137 Abs. 5 WRV, dass 
eine Religionsgemeinschaft (= „Religionsgesellschaft“) 
besteht. 

Bestehende Religionsgemeinschaften haben als sol-
che bereits verschiedene grundlegende Rechte. So ga-
rantiert ihnen etwa Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG, dass sie als 
„Ansprechpartner“ des Staates fungieren können (Wald-
hoff 2010a: D 91), um den Religionsunterricht als kon-
fessionell gebundenen Unterricht an öffentlichen Schulen 
inhaltlich zu gestalten (vgl. Germann 2015a: Art. 7 Abs. 3 
Rn. 47 u. 54).135 Weiterhin stehen Religionsgemeinschaf-
ten all jene Rechte zu, die sich aus dem Grundrecht auf 
Glaubensfreiheit nach Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG ergeben, so-
weit sie ihrem Wesen nach auch auf Personenmehrheiten 
anwendbar sind. Das betrifft insbesondere die Ausübung 
der Glaubensfreiheit im „forum externum“, also nach 
außen gerichtete Glaubensäußerungen (z. B. kultische 
Handlungen) (vgl. Germann 2015a: Art. 4 Rn. 29; Unruh 
2015: 56). Insoweit sind Religionsgemeinschaften Trä-
ger der korporativen Religionsfreiheit und genießen als 
solche die spezifischen korporativen Rechte aus Art. 137 
Abs. 2–4 WRV, die die Glaubensfreiheit ergänzen (Ger-
mann 2015b: Art. 140 Rn. 31) bzw. spezifizieren (Unruh 
2015: 105). 

Mit dem Status einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft nach Art. 137 Abs. 5 WRV werden weitere Rech-
te erworben, die über die einer schlichten Religionsge-
meinschaft hinausgehen, wie das o. g. Besteuerungsrecht 

(Abs. 6) oder andere Rechte, die typischerweise mit dem 
Status öffentlich-rechtlich136 und damit mit dem Staat ver-
bunden sind. Dazu zählen die Dienstherrenfähigkeit, das 
Parochialrecht,137 das Widmungsrecht138 und das sog. Pri-
vilegienbündel,139 das z. B. Einzelvergünstigungen steu-
erlicher oder bauplanungsrechtlicher Art beinhaltet, aber 
auch die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
(vgl. BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97). Er-
fahrungsgemäß haben nicht alle Religionsgemeinschaf-
ten ein Interesse daran, diese spezifischen Befugnisse zu 
erlangen, aber einige eben schon. 

B.2.1.1 Voraussetzungen für das Vorliegen einer 
Religionsgemeinschaft

Nach dem Staatsrechtslehrer Gerhard Anschütz ist eine 
Religionsgemeinschaft zu verstehen als „ein Verband, 
der die Angehörigen eines Glaubensbekenntnisses oder 
mehrerer verwandter Glaubensbekenntnisse zu allseiti-
ger Erfüllung der durch das Bekenntnis gestellten Auf-
gaben zusammenfasst” (zitiert nach Gutknecht 2014: 
7). In modernerer Diktion spricht man von einem „auf 
einem religiösen Konsens beruhenden Zusammenschluss 
zur umfassenden, gemeinschaftlichen Bezeugung (Ver-
wirklichung) des religiösen Konsenses“ (Waldhoff 2010a: 
D 77). Religionsgemeinschaften müssen also in einem 
umfassenden Sinne die Aufgaben erfüllen, die aus dem 
jeweiligen Glauben resultieren. Darin unterscheiden sie 
sich von religiösen Vereinen, die nur einige dieser Aufga-
ben wahrnehmen (z. B. karitative Tätigkeiten) (vgl. Unruh 
2015: 162f.). 

Für eine Religionsgemeinschaft gelten „gewisse ob-
jektivierbare Mindestanforderungen“ (Waldhoff 2010a: 
D 77f.) in Bezug auf ihre Organisation: Sie muss entspre-
chend ihrem jeweiligen Selbstverständnis einen hinrei-
chend organisierten Zusammenschluss bilden (s.  BVerfG, 

134	� Für Religionsgemeinschaften gelten dabei allerdings etwas andere Regeln; insbesondere kann bei einer Einbindung in übergeordnete hierarchische 
Strukturen die Vereinsautonomie weitgehend eingeschränkt werden (vgl. Unruh 2015: 171f.; Waldhoff 2010a: D 84f.).

135	� Um seine Verfassungspflicht aus Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG zu erfüllen, benötigt der Staat für den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen zwingend 
einen solchen Partner, weil nur der „verbindlich über die Grundsätze der betreffenden Religionsgemeinschaft Auskunft geben kann“ (Waldhoff 
2010a: D 91). Er selbst ist dafür aufgrund seiner religiös-weltanschaulichen Neutralität nicht kompetent (Waldhoff 2010a: D 90; Germann 2015a: 
Art. 7 Abs. 3 Rn. 54).

136	� Auch das Privatrecht kennt den Körperschaftsbegriff. So haben z. B. Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder rechtsfä-
hige Vereine eine körperschaftliche Struktur, d. h. sie sind juristische Personen, die in ihrem Bestand von den einzelnen Mitgliedern unabhängig 
und insoweit rechtlich selbständig sind. Entscheidend am Status als öffentlich-rechtliche Körperschaft ist, dass er mit der „partiellen Verleihung 
öffentlicher Gewalt“ (Deutscher Juristentag 2010: O 89) einhergeht, d. h. mit Befugnissen, die ansonsten staatlichen Hoheitsträgern vorbehalten 
sind; am augenfälligsten ist dies beim Besteuerungs- und Dienstrecht. Gleichwohl werden die Religionsgemeinschaften durch den Erwerb dieser 
Befugnisse nicht selbst Bestandteil des Staates (Waldhoff 2010a: D 79) und sind auch nicht in dessen Organisation eingebunden (hierzu zuletzt 
BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, Az. 2 BvR 1282/11, Rn. 91).

137	� Damit ist das Recht gemeint, die Mitgliedschaft der Gläubigen in einer Ortsgemeinde nach dem Wohnsitz festzulegen (vgl. Unruh 2015: 195).
138	� Die Befugnis zur Widmung von sog. öffentlichen Sachen ist deshalb hervorzuheben, weil Religionsgemeinschaften damit auf Dritte einwirken 

können, die nicht Mitglied dieser Gemeinschaft sind (s. BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, Az. 2 BvR 1282/11, Rn. 91). Die Abwehr von Störungen 
(etwa von liturgischem Glockengeläut wegen Lärmüberschreitung) hat dann den Rang einer öffentlich-rechtlichen Streitigkeit und wird als solche 
den Verwaltungsgerichten zugewiesen (§ 40 Abs. 1 S. 1 VwGO).

139	 �Heinig (2010: 97) sieht den Begriff Privilegienbündel als „zumindest missverständlich, weil [er] suggeriert, dass bestimmten Religionsgesellschaf-
ten gleiche Rechte vorenthalten werden“.
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Beschl. v. 05.02.1991, Az. 2 BvR 263/86, Leitsatz 1). Ob 
die Voraussetzungen tatsächlich vorliegen, müssen in 
Deutschland Verwaltung und Gerichte jeweils im Ein-
zelfall entscheiden (vgl. Heinig 2010: 101). Zentrales 
Kriterium dafür ist, dass natürliche Personen das sog. 
personale Substrat der Organisation bilden. Das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) hat allerdings 2005 in einer 
Grundsatzentscheidung zum islamischen Religionsunter-
richt betont, dass auch Dachverbände prinzipiell Religi-
onsgemeinschaften sein können, sofern die Gläubigen 
sich vor Ort jeweils in Vereinen organisiert haben und 
der Dachverband als Zusammenschluss dieser Vereine 
„für die Identität [der] Religionsgemeinschaft wesentli-
che Aufgaben“ wahrnimmt. Hierbei muss die Tätigkeit 
auf Dachverbandsebene auch organisatorisch zurückge-
bunden sein an die Gläubigen in den Mitgliedsvereinen, 
deren Tätigkeit der umfassenden Religionspflege dient 
(BVerwG, Urt. v. 23.02.2005, Az. 6 C 2.04, Ziff. II.2.e.ee, 
II.4.a). Für die islamischen Gemeinschaften, die regelmä-
ßig als Dachverbände organisiert sind, ist das eine ganz 
wesentliche Erleichterung. Ob damit auch die schon be-
stehenden Dachverbände als Religionsgemeinschaften 
betrachtet werden können, ist allerdings noch nicht ab-
schließend geklärt140 (vgl. SVR 2014: 133).

Weiterhin wird vorausgesetzt, dass die Vereinigung 
ein Minimum an organisatorischer Struktur besitzt und 
auf eine gewisse Dauer angelegt ist und dass ihre Mit-
glieder eine gemeinsame Glaubensüberzeugung teilen 
(Unruh 2015: 162). Für islamische Gemeinschaften variie-
ren die verfassungsrechtlichen Hürden also danach, wel-
chen institutionellen Status sie anstreben: Anerkennung 
als Religionsgemeinschaft oder Zuerkennung des Status 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Zumindest in 
organisatorischer Hinsicht dürften die praktischen und 
rechtlichen Hürden in den beiden Fällen gleich hoch sein 
(BVerwG, Urt. v. 23.02.2005, Az. 6 C 2.04, Ziff. II.5.b). Das 
gilt jedenfalls im Hinblick auf die Kooperation, die für den 
Religionsunterricht an staatlichen Schulen notwendig ist, 
auch wenn hierfür nach überwiegender Auffassung der 
formale Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
nicht erforderlich ist. Denn es ist sicherzustellen, dass 
der Religionsunterricht mit den jeweiligen Grundsätzen 
der betreffenden Religionsgemeinschaft übereinstimmt 
(Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG). Der Staat kann diese Grundsätze 
nicht selbst festlegen. Das Land Hessen kooperiert im Hin-
blick auf die Erteilung bekenntnisorientierten islamischen 
Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen – neben der 

Ahmadiyya Muslim Jamaat – bereits mit der DITIB.141 Hier 
ergibt sich aber ein spezifisches Problem aus der beson-
deren Nähe der DITIB zum türkischen Staat (vgl. de Wall 
2011: 40–42), diese ist an zahlreichen institutionellen und 
personellen Verschränkungen mit der staatlichen türki-
schen Religionsbehörde (kurz: Diyanet) abzulesen, die 
auf der satzungsmäßigen Organisation der DITIB basieren. 
Diese Nähe ist insofern problematisch, als es dem Grund-
satz der Trennung von Staat und Religionsgemeinschaften 
(und somit dem Verbot einer Staatskirche gemäß Art. 137 
Abs. 1 WRV) widerspräche, „wenn ausländischen Staaten 
das Recht vermittelt würde, die Grundsätze der Religi-
onsgemeinschaften im Sinne des Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG 
zu definieren“ (de Wall 2011: 40f.). In der Literatur wird 
bezweifelt, dass die DITIB letztlich vom türkischen Staat 
hinreichend unbeeinflusst ist, und empfohlen, eine unab-
hängige Kommission zu verankern, die die Grundsätze für 
den Religionsunterricht festlegt (vgl. de Wall 2011: 40f.). 

B.2.1.2 Bedeutung des Status einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft 

Der verfassungsrechtliche Grundstatus einer religiösen 
Gemeinschaft ist nach alldem der der Religionsgemein-
schaft. Dieser Status wird nicht vom Staat verliehen, er 
ist nach Maßgabe der vorgenannten Kriterien entweder 
gegeben oder nicht. In der öffentlichen Wahrnehmung ist 
indes der Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
i. S. v. Art. 137 Abs. 5 WRV entscheidend, den der Staat 
Religionsgemeinschaften unter bestimmten Vorausset-
zungen zuerkennt. Dieser Status ist einst als Kompromiss-
lösung in die WRV eingegangen: Einerseits sollte die his-
torisch gewachsene „besondere Staatsnähe“ der beiden 
christlichen Großkirchen (s. Kap. B.1.2) bewahrt werden, 
andererseits sollte „aus Gründen der religiösen und welt-
anschaulichen Neutralität die Möglichkeit, diesen Status 
zu erlangen, allen Religionsgemeinschaften [eröffnet 
werden], die den verfassungsrechtlichen Anforderungen 
entsprechen“ (Unruh 2015: 176, 178). In Art. 137 Abs. 5 
S. 1 u. 2 WRV heißt es dazu: „Die Religionsgesellschaften 
bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit 
sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaf-
ten sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, 
wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mit-
glieder die Gewähr der Dauer bieten.“ Der Status der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft enthält somit mate-
riell ein „Gleichheitsversprechen” (Heinig 2010): ‚Neue’ 

140	� Das Bundesverwaltungsgericht als Revisionsinstanz ließ dies offen, weil die von der Vorinstanz getroffenen Feststellungen nicht ausreichten, 
um es zu beurteilen. Problempunkte können nach den Ausführungen des Gerichts darin liegen, dass die Dachverbände auf rein koordinierende 
Tätigkeiten beschränkt sind und dass ihnen auch Vereine angehören, die nur eine „partielle Pflege des religiösen Lebens“ betreiben (wie z. B. 
karitative Tätigkeiten) (s. BVerwG, Urt. v. 23.02.2005, Az. 6 C 2.04, Ziff. II.2.e.ee. und ff.), die also ihrerseits nur religiöse Vereine darstellen.

141	� Auch die Länder Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen bieten islamischen Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach i. S. v. Art. 7 Abs. 3 S. 1 
GG an, aber nur Hessen hat zu diesem Zweck islamische Gemeinschaften als Religionsgemeinschaften anerkannt (s. Kap. B.2.2).

http://II.2.e.ee
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Religionsgemeinschaften142 müssen nach Art. 137 Abs. 5 
S. 2 WRV auf Antrag den altkorporierten großen christli-
chen Kirchen rechtlich gleichgestellt werden, sofern sie 
die Voraussetzungen dafür erfüllen. 

Der Körperschaftsstatus bildet eine eigene Organi-
sationsform (Heinig 2010: 95; Unruh 2015: 176). Der 
Terminus fungiert als „Mantelbegriff” (BVerfG, Beschl. v. 
05.02.1991, Az. 2 BvR 263/86, Rn. 60), mit dem „die 
besondere Rechtsstellung der betreffenden Religions-
gemeinschaften beschrieben werden“ soll (Unruh 2015: 
176). Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
dient dieser Status dazu, die religionsspezifischen Grund-
rechte zu stärken.143 Seine Gewährung ist danach ein 
„Mittel zur Entfaltung der Religionsfreiheit“ und „soll die 
Eigenständigkeit und Unabhängigkeit der Religionsge-
meinschaft unterstützen“ (BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, 
Az. 2 BvR 1282/11, Rn. 91). Eine ganze Reihe von Religi-
ons- und Weltanschauungsgemeinschaften hat den Kör-
perschaftsstatus bislang erworben; dazu zählen vor allem 
christliche Freikirchen,144 aber auch die Bahá’í-Gemeinde 
sowie die Ahmadiyya Muslim Jamaat Deutschland, die im 
Frühjahr 2013 als erste muslimische Gemeinschaft diesen 
Status erhielt (vgl. DIK 2013; Jonker/Herzog 2013). Bei 
Letzterer ist allerdings umstritten, inwiefern sie über-
haupt als ‚islamisch‘ gelten kann – der KRM bezeichnet 
sie als „eigenständige Religionsgemeinschaft mit mus-
limischen Elementen“, die „eine Reihe fundamentaler 
Unterschiede zum Islam“ aufweise (KRM 2013a). Zahlrei-
che weitere islamische Organisationen streben den Kör-
perschaftsstatus nach Art. 137 Abs. 5 WRV an, allein in 
Nordrhein-Westfalen waren bei der zuständigen Behörde 
2010 laut Heinig (2010: 98) über zehn entsprechende 
Anträge in Bearbeitung. 

B.2.1.3 Verleihung des Status einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft

Sofern die Voraussetzungen nach Art. 137 Abs. 5 S. 2 WRV 
vorliegen, hat eine Religionsgemeinschaft Anspruch auf 

Verleihung des Körperschaftsstatus. Die Verleihung ist 
konstitutiv: Die an den Körperschaftsstatus gebundenen 
Befugnisse bestehen nicht schon kraft Verfassung, son-
dern die Verfassungsnorm muss erst von einer staatlichen 
Behörde angewendet werden. Zuständig dafür sind die 
Länder, die nach landesrechtlichen Bestimmungen (vgl. 
Art. 137 Abs. 8 WRV) über die Verleihung entscheiden. Wie 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in seiner zweiten 
Zeugen-Jehovas-Entscheidung im Jahr 2015 feststellte, 
geht es dabei also „funktional um Verwaltungshandeln“, 
um vorgeschriebenen „Normenvollzug“ nach Maßgabe 
von Art. 137 Abs. 5 WRV (BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, 
Az.  2 BvR 1282/11, Rn.  140 u. 127). Es handelt sich 
dabei „insoweit um eine gebundene Entscheidung, die 
den Ländern bei Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen keinen Gestaltungs- oder Ermessensspielraum 
lässt“ (BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, Az. 2 BvR 1282/11, 
Rn. 110). Gleichwohl prüft jedes Land eigenständig, ob 
die Voraussetzungen nach Art. 137 Abs. 5 WRV vorliegen. 
Die Wirkung der Verleihung ist auf das jeweilige Landes-
gebiet begrenzt, d. h. auch wenn der Status in einem 
Land erstmals verliehen wurde, können Hoheitsbefugnis-
se in anderen Ländern erst ausgeübt werden, wenn dort 
ein sog. Zweitverleihungsverfahren erfolgreich durchge-
führt wurde (BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, Az. 2 BvR 
1282/11, Rn. 110ff.).145 

B.2.1.4 Voraussetzungen für die Verleihung des 
Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft

Für den hier verhandelten Bereich institutioneller Gleich-
stellung gibt es zwei grundlegende religionspolitische Op-
tionen, die über Diskriminierungsvorwürfe erhaben sind: 
Entweder man folgt den deutschen staatskirchenrechtli-
chen Traditionen und öffnet die Arrangements, die einst 
für die christlichen Kirchen geschaffen wurden, auch für 
neu hinzugekommene Gemeinschaften. Oder – sozusagen 
das laizistische Gegenprogramm – man schafft spezifische 
Organisationsformen, die an das institutionelle ‚Design‘ 

142	� Im Gegensatz zu den altkorporierten Gemeinschaften kann man hier – wenn der Status zuerkannt wird – von neukorporierten Körperschaften 
sprechen bzw. von erst „gekorenen“ gegenüber den „geborenen“ (Waldhoff 2010a: D 79).

143	� Bereits in der ersten Zeugen-Jehovas-Entscheidung (BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97) führte das BVerfG aus: „Im Kontext des 
Grundgesetzes ist der den Religionsgemeinschaften in Art. 137 Abs. 5 S. 2 WRV angebotene Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts ein 
Mittel zur Entfaltung der Religionsfreiheit.“ Diese Argumentationslinie hält das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung allerdings nicht 
konsequent durch (so Heinig 2010: 111). 

144	� Dazu gehören z. B. die Alt-Katholische Kirche, der Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (Baptisten), der Bund Freikirchlicher Pfingstgemein-
den, der Bund Freireligiöser Gemeinden, der Bund für Geistesfreiheit Bayern, die Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten, die Heilsarmee 
in Deutschland, die Kirche Jesu Christi der Heiligen der Letzten Tage (Mormonen), die Neuapostolische Kirche, die Vereinigung der Deutschen 
Mennonitengemeinden, die Dänische Seemannskirche in Hamburg und viele mehr. Das Bundesministerium des Innern (BMI) listet die Religions-
gemeinschaften mit Körperschaftsstatus nach Bundesländern hier auf: http://www.personenstandsrecht.de/PERS/DE/Themen/Informationen/
Religionsgemeinschaften/religionsgemeinschaften_node.html;jsessionid=6A050B7BC5DD54A550CE7DF554786FD8.1_cid287, 07.03.2016. 

145	� Das Bundesverfassungsgericht erklärte in seiner Entscheidung die bremische Rechtsgrundlage für die Verleihung der Körperschaftsrechte für nichtig, 
weil diese eine Entscheidung durch ein Parlamentsgesetz vorsah und der Bürgerschaft dabei explizit einen Ermessensspielraum zubilligte. Dies 
verstieß gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung und beschränkte in unzulässiger Weise die Rechtsschutzmöglichkeiten der Betroffenen, weil 
gegen Gesetze grundsätzlich kein fachgerichtlicher Rechtsschutz möglich ist (s. BVerfG, Beschl. v. 30.06.2015, Az. 2 BvR 1282/11, Rn. 133ff.).

http://www.personenstandsrecht.de/PERS/DE/Themen/Informationen/Religionsgemeinschaften/religionsgemeinschaften_node.html;jsessionid=6A050B7BC5DD54A550CE7DF554786FD8.1_cid287
http://www.personenstandsrecht.de/PERS/DE/Themen/Informationen/Religionsgemeinschaften/religionsgemeinschaften_node.html;jsessionid=6A050B7BC5DD54A550CE7DF554786FD8.1_cid287
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der christlichen Kirchen angelehnt sind, ab (wie etwa die 
Einrichtung der Körperschaft des öffentlichen Rechts) und 
verweist Religionsgemeinschaften etwa auf die privat-
rechtliche Organisationsform als Verein. Die zweite Positi-
on wird zumindest derzeit politisch wie rechtlich nur ver-
einzelt vertreten.146 Die Diskussion um die institutionelle 
Gleichstellung des Islam konzentriert sich somit vor allem 
auf die Frage, inwieweit die im deutschen Religionsver-
fassungsrecht etablierten Bedingungen für die Zuerken-
nung des Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
für den Islam angemessen sind. 

Nach Art. 137 Abs. 5 S. 2 WRV müssen dafür ‚be-
nannte‘ und ‚unbenannte‘ Voraussetzungen erfüllt sein. 
Die ‚benannten‘ sind jene, die die Norm ausdrücklich 
formuliert. Dazu gehört neben dem Antragserfordernis, 
dass die antragstellende Vereinigung überhaupt eine Re-
ligions- oder Weltanschauungsgemeinschaft im o. g. Sin-
ne sein muss. Eine dritte explizite Voraussetzung ist die 
„Gewähr der Dauer“; als Indikatoren dafür nennt Art. 137 
Abs. 5 S. 2 WRV die „Verfassung“ der Religionsgemein-
schaft und die „Zahl der Mitglieder“. Unter „Verfassung“ 
ist der „tatsächliche Gesamtzustand“ (Unruh 2015: 182) 
der Religionsgemeinschaft zu verstehen. Für dessen Be-
wertung können verschiedene Indizien herangezogen 
werden; üblicherweise sind dies die Vereinssatzung, die 
Finanzausstattung, die Dauer ihres bisherigen Bestehens 
und die Intensität des praktizierten religiösen Lebens. Die 
Gemeinschaft muss „umfassende Religionspflege“ betrei-
ben; das wurde für die DITIB Hamburg, den Rat der islami-
schen Gemeinschaft in Hamburg (SCHURA Hamburg) und 
den VIKZ Köln in einem Rechtsgutachten 2011 – jedenfalls 
in der Tendenz – bejaht (de Wall 2011: 29). Die Auslegung 
des Indikators der Mitgliederzahl hat sich im Laufe der 
Zeit gewandelt: Bislang gingen die Bundesländer in der 
Verleihungspraxis meist von einem Tausendstel ihrer Be-
völkerung aus (vgl. Unruh 2015: 183), doch 2012 hat das 
Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass Hessen die 
Bahá’í-Gemeinde als öffentlich-rechtliche Körperschaft 
anerkennen muss, obgleich ihre Mitgliederzahl darunter 
liegt.147 Für das Verständnis des Kriteriums der Dauer ist 

zentral, dass „[t]heologische Erwägungen […] bei der 
Prognoseentscheidung keinen Raum [haben]. So können 
auch solche Gemeinschaften, die einen absehbaren Welt-
untergang vorhersagen, dauerhaft sein“ (Heinig 2010: 
107). Dies trifft etwa auf die Zeugen Jehovas zu (vgl. 
BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97, Rn. 67). 

Als ungeschriebene Voraussetzungen werden Rechts
treue und Loyalität gegenüber dem Staat diskutiert. Kon-
sens besteht darüber, dass eine Religionsgemeinschaft, 
die den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
anstrebt, rechtstreu sein muss. Die Anforderungen an 
die Rechtstreue wurden vom Bundesverfassungsgericht 
im (ersten) Zeugen-Jehovas-Urteil von 2000 (BVerfG, Urt. 
v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97, Rn. 83) weitgehend 
abgesteckt: Danach muss die Glaubensgemeinschaft „die 
Gewähr dafür bieten, dass ihr künftiges Verhalten die […] 
fundamentalen Verfassungsprinzipien, die dem staatli-
chen Schutz anvertrauten Grundrechte sowie die Grund-
prinzipien des freiheitlichen Religions- und Staatskirchen-
rechts des Grundgesetzes nicht gefährdet“.148 Hingegen 
ist das weitergehende „Kriterium der ‚Staatsloyalität‘ in 
Rechtsprechung und Literatur umstritten“ (Unruh 2015: 
184). So wird etwa vorgebracht, dass „‚primäre Loyalität‘ 
[…] auch vom politischen Liberalismus nicht gefordert 
[wird]. Für das Verständnis der integrationspolitischen 
Bedeutung des Rechts ist relevant, dass diese Forderung 
auch rechtlich anachronistisch ist“ (Joppke 2013: 425). 
Das Bundesverfassungsgericht hat der Forderung nach 
‚Staatsloyalität‘ in der genannten Entscheidung dann auch 
eine Absage erteilt. Somit konnten „[d]ie Zeugen Jehovas, 
die den Staat des Grundgesetzes als ‚Werk des Satans‘ 
bezeichnen und ihren Mitgliedern unter Androhung des 
Ausschlusses aus der Gemeinschaft die Teilnahme an 
allgemeinen demokratischen Wahlen verbieten, […] auf 
der Grundlage dieser Rechtsprechung Körperschaft des 
öffentlichen Rechts werden“ (Langenfeld 2009: 179f.). 
Dem Bundesverfassungsgericht genügte es, dass die 
staatliche Ordnung als „von Gott geduldete Übergangs-
ordnung“ (BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97, 
Rn. 98) akzeptiert wird und durch den Aufruf zur Wahl-

146	� Eine Abschaffung des Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts fordert etwa Sacksofsky (2009: 28). Damit würde automatisch auch das 
Besteuerungsrecht wegfallen. Um den daraus entstehenden Verlust der Finanzierungssicherheit zu kompensieren, sollte aus ihrer Sicht eine Sozi-
alsteuer nach italienischem oder spanischem Vorbild eingeführt werden. 

147	� Das Bundesverwaltungsgericht (Urt. v. 28.11.2012, Az. 6 C 8.12) führte aus: „Zwar ist der gegenwärtige Mitgliederbestand der Religionsgemein-
schaft Grundlage der Prognose, ob die Religionsgemeinschaft dauerhaft bestehen wird. Jedoch kann regelmäßig allein aus der Zahl der Mitglieder 
nicht unmittelbar auf den künftigen Fortbestand der Religionsgemeinschaft geschlossen werden. Wie jede statistische Zahl bedarf die Zahl der 
Mitglieder einer Bewertung, wenn aus ihr eine Aussage für die zukünftige Entwicklung abgeleitet werden soll. Dieselbe Zahl an Mitgliedern kann 
im Lichte notwendiger weiterer Bewertungsfaktoren die Prognose dauerhaften Bestandes stützen oder zu Fall bringen.“ Infolge dieser Recht-
sprechung urteilte das Verwaltungsgericht Arnsberg 2013 (Urt. v. 07.06.2013, Az. 12 K 2195/12), dass Nordrhein-Westfalen einer hinduistischen 
Tempelgemeinschaft den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft verleihen muss, obwohl deren Mitglieder nur 0,01 Promille der nordrhein-
westfälischen Bevölkerung stellen (vgl. Gutknecht 2014).

148	� Maßgeblich dafür soll das tatsächliche Verhalten der Religionsgemeinschaft sein, nicht ihr Glauben. Freilich schließt das nicht aus, dass im Einzelfall 
von Glauben und Lehre der Gemeinschaft Rückschlüsse auf das künftige Verhalten gezogen werden können (BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 
1500/97, Rn. 89). Diese Anforderung geht über die Abwehr militant verfassungsfeindlicher Bestrebungen im Gewand einer Körperschaft und damit 
über Art. 9 Abs. 2 (Vereinigungen) und Art. 21 (Parteien) hinaus.
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abstinenz nicht „erhebliche Teile der wahlberechtigten 
Bevölkerung von einer Teilnahme an staatlichen Wahlen“ 
(Rn. 103) abgehalten werden. 

Im Ergebnis liegt somit auch die Anforderung der 
Rechtstreue ausgesprochen niedrig. Dies wird in der 
Literatur denn auch kritisch bewertet: „Keine Religions-
gemeinschaft ist gezwungen, sich als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zu organisieren. Wenn sie es dennoch 
tut, sich damit in eine gewisse Nähe zum Staat begibt 
und mit ihm in vielfältiger Weise zusammenarbeitet, 
kann der Staat von ihr mehr verlangen als vom einzelnen 
Bürger“ (Langenfeld 2009: 180).149 

Soweit nicht eine über die reine Rechtstreue hin-
ausgehende spezifische Verfassungstreue zu fordern ist 
– die in der öffentlichen Debatte für islamische Vereini-
gungen verschiedentlich in Frage gestellt wird –, scheint 
die einzige verbleibende Hürde für die Verleihung der 
Körperschaftsrechte an muslimische Gemeinschaften 
also die Frage zu sein, ob sie überhaupt als Religionsge-
meinschaften gelten, die Gewähr der Dauer bieten und 
eine mitgliedschaftliche Struktur aufweisen (vgl. Jopp-
ke 2013: 426). Dies ist bei den muslimischen Vereinen 
und Verbänden insofern schwierig, als die größtenteils 
informelle Mitgliedschaft sowie das niedrige Vertretungs- 
und Legitimationsniveau der übergeordneten Verbände 
die erforderliche Gewähr der Dauer in Frage stellen: Der 
Islam unterscheidet sich vom Christentum strukturell da-
durch, dass er grundsätzlich weitaus weniger organisiert 
ist (Oebbecke 2010). Zum einen besteht bei Moscheege-
meinden (zu deren Entstehung s. Kap. B.1.3.2) eine „Kluft 
zwischen formaler Mitgliedschaft in einer religiösen Ge-
meinschaft und der tatsächlichen Frequentierung“ (Chbib 
2011: 104).150 Zum anderen ist der Islam in Deutschland 
organisatorisch fragmentiert und „kennt keine zentra-
le Organisation” (Chbib 2011: 94). Auch zwischen dem 
Vertretungsanspruch der islamischen Dachverbände 
und ihrer tatsächlichen Vertretungsleistung liegen Wel-
ten, wie die Auswertung der Befragungsergebnisse der 
Studie „Muslimisches Leben in Deutschland“ von Stichs, 
Haug und Müssig (2009) eindrücklich zeigt.151 Das geringe 
Vertretungs- und Legitimationsniveau der Verbände hat 
zur Folge, dass schon das ‚personale Substrat‘ fraglich er-

scheint, das für die Kategorisierung als Religionsgemein-
schaft vorausgesetzt wird. 

B.2.1.5 Hol- oder Bringschuld? Lösungswege und 
Alternativen zur Religionsgemeinschaft 

Angesichts der beschriebenen Hürden, die sich aus der 
Organisationsstruktur des Islam ergeben, ist festzuhalten, 
dass „es Religionen wie dem Islam wegen ihres religi-
ösen Selbstverständnisses Schwierigkeiten bereitet, die 
institutionellen Vorbedingungen für eine Kooperation mit 
dem Staat zu erfüllen“ (Langenfeld 2011: 92).  Damit 
stellt sich die Frage, wie es trotzdem gelingen kann, 
den Islam korporativ in das religionsverfassungsrecht-
liche System Deutschlands zu integrieren. Hierzu gibt 
es verschiedene Positionen, die sich in erster Linie da-
rin unterscheiden, ob sie eher von einer ‚Bringschuld‘ 
der Muslime ausgehen oder von einer ‚Holschuld‘ des 
Staates. Anders gefragt: Müssen sich die islamischen Ver-
eine den Anforderungen des Religionsverfassungsrechts 
anpassen oder umgekehrt? 

Die Vertreter des ersten Lösungsansatzes betonen den 
Angebotscharakter des Staatskirchenrechts, entsprechend 
sehen sie – zumal die Anforderungen an die Selbstorgani-
sation als Religionsgemeinschaft bereits durch die Recht-
sprechung gesenkt wurden – den Veränderungsdruck nun 
primär aufseiten der muslimischen Vereine und Verbände 
(vgl. Gutknecht 2014: 27f.). So könnten „die institutio-
nellen staatskirchenrechtlichen Bestimmungen […] nicht 
ohne weiteres von ihrer historischen Folie abgelöst und 
beliebig auf die Bedürfnisse und Anforderungen neu hin-
zugekommener Religionen zugeschnitten werden“ (Lan-
genfeld 2011: 92). Wer dieses staatliche Angebot wahr-
nehmen wolle, müsse seine Organisation entsprechend 
den Voraussetzungen anpassen. Muslimische Antragstel-
ler sollten demnach die mitgliedschaftlichen Strukturen 
ihrer Gemeinschaft verstärken, indem sie beispielsweise 
Registerbücher für Moscheegemeinden einführen.152 

Vertreter anderer Lösungsansätze finden es entwe-
der nicht zumutbar, von den islamischen Gemeinschaf-
ten solche organisatorischen Veränderungen zu fordern, 
oder sie halten diese schlichtweg für in absehbarer Zeit 

149	� In diesem Argument zeigt sich eine Parallele zu der Kritik an der jüngsten Kopftuchentscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die die positive 
Religionsfreiheit von Lehrkräften massiv bestärkt und gegenläufige Grundrechte der Eltern und Schüler weitgehend marginalisiert. Auch dort wurde 
eingewandt, dass mit der Ausübung des staatlichen Lehramts freiwillig eine Nähe zum Staat gesucht wird (s. dazu ausführlicher Kap. B.3.5).

150	� „Muslimische Gemeinden verzeichnen […] im Durchschnitt schätzungsweise über fünf Mal so viele Besucher als sie formale Mitglieder haben” 
(Chbib 2011: 104).

151	� Dort heißt es: „Die Ergebnisse der repräsentativen Befragung zeigen, dass weniger als ein Viertel der befragten Muslime mindestens einen Verband 
vollständig als Repräsentanten anerkennt, weitere 19 Prozent fühlen sich durch keinen Verband vollständig, aber durch mindestens einen Verband 
teilweise vertreten. Hauptursache für den geringen Vertretungsgrad ist, dass die Verbände den meisten Muslimen unbekannt sind” (Haug/Müssig/
Stichs 2009: 127).

152	� Auf der Ebene der Dachverbände sind laut Gutknecht (2014: 24) bereits „Bestrebungen zu erkennen, das Problem der mitgliedschaftlichen Zuord-
nung zu lösen: So wurden in den zur DITIB gehörenden Moscheevereinen Registerbücher eingerichtet, in die sich die Gläubigen eintragen lassen 
können.“
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unrealistisch. Stattdessen sollten die konstitutionellen 
Voraussetzungen angepasst werden. Nach dieser Positi-
on hat also der religionsneutrale Staat eine Holschuld. Er 
solle z. B. seine Anerkennungspraxis großzügiger gestal-
ten, d. h. „bei den Kriterien der Mitgliederzahl und der 
Gewähr der Dauer eine gewisse Großzügigkeit walten 
lassen“ (Brenner 2000: 287).153 Ob dies rechtlich prakti-
kabel ist, erscheint allerdings fraglich. Ähnlich verhält es 
sich mit dem Vorschlag, einzelne Rechte zu verleihen, die 
mit dem Körperschaftsstatus verbunden sind, auch wenn 
die Voraussetzungen für dessen Zuerkennung insgesamt 
nicht vorliegen (so etwa Heinig 2010). So könne bei-
spielsweise einer muslimischen Religionsgemeinschaft 
der Körperschaftsstatus auch dann verliehen werden, 
wenn ihre mitgliedschaftliche Verfasstheit dem eigentlich 
im Wege stehe, dabei aber auf das Besteuerungs- und 
Parochialrecht verzichtet werden. Für einen solchen Weg 
müsste aber das Recht geändert werden (vgl. Gutknecht 
2014: 31). 

Ein anderer Vorschlag geht dahin, als Alternative zum 
Körperschaftsstatus im bisherigen Sinne eine islamspezi-
fische Organisationsform (auf einer niedrigeren Hierar-
chieebene) zu schaffen. Diese Überlegung bezieht sich 
darauf, dass Religionsgemeinschaften, die den Status 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft nicht erlangen 
können oder wollen, sich bislang mit den hergebrachten 
privatrechtlichen Organisationsformen (vor allem dem 
Vereinsrecht) zufriedengeben müssen: Für Religionsge-
meinschaften sei es jedoch „wenig befriedigend, mit 
Kegelclubs, Schützenvereinen und dem ADAC in einen 
Topf geworfen zu werden“ (Waldhoff 2010a: D 89). Kri-
tisiert wird auch, dass das Vereinsrecht für die kategorial 
anders gearteten religiösen Vereinigungen nicht passe. 
So müsse z. B. „die für das private Vereinsrecht zentrale 
Vereinsautonomie regelmäßig durch eine verfassungs-
konforme Auslegung über Art. 4 GG ausgeschaltet wer-
den“ (Waldhoff 2010b: 13), was zu Rechtsunsicherhei-
ten führe. Gefordert wird daher eine einfachgesetzliche 
neue Rechtsform unterhalb des Körperschaftsstatus für 
Religionsgemeinschaften, analog zur Rechtspersönlich-

keit religiöser Bekenntnisgemeinschaften im österreichi-
schen Bundesgesetz über die Rechtspersönlichkeit von 
religiösen Bekenntnisgemeinschaften (BekGG). Ein ent-
sprechender Vorschlag (vgl. Waldhoff 2010a: D 89) wurde 
vom 68. Deutschen Juristentag 2010 jedoch abgelehnt. 
Tatsächlich erscheint eine islamspezifische ‚Körperschaft 
light‘ fragwürdig, denn durch eine solche „neue […] Zwi-
schenstufe unterhalb des Körperschaftsstatus würde eine 
graduelle Abstufung von muslimischen und anderen Reli-
gionsgemeinschaften zementiert“ (Gutknecht 2014: 30). 
Dies wäre nicht nur rechts-, sondern auch integrationspo-
litisch problematisch. Zudem ist zu berücksichtigen, dass 
das österreichische BekGG 1998 eingeführt wurde,154 weil 
Religionsgemeinschaften in Österreich vorher lediglich die 
öffentlich-rechtliche Rechtspersönlichkeit offenstand,155 

zum Vereinsrecht hatten sie keinen Zugang (vgl. Wald-
hoff 2010a: D 88). In Deutschland hingegen wird schon 
„durch das faktische Bestehen einer Religionsgemein-
schaft […] ein Kanon an Rechten eröffnet“ (Gutknecht 
2014: 31). Nach der bisherigen Rechtslage sind Religi-
onsgemeinschaften, die nicht den Status einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft haben, privatrechtlich als Verei-
ne organisiert und genießen nach dem Verfassungsrecht 
spezifische Rechte (Art. 4 GG, Art. 137 Abs. 2–4 WRV). 
Durch die Einführung einer besonderen privatrechtlichen 
Bekenntnisgemeinschaft würde sich in der Sache kaum 
etwas ändern. „Insofern hätten eine solche Rechtsform 
und ein solches Gesetz vorwiegend symbolischen Cha-
rakter“ (Waldhoff 2010a: D 89). 

B.2.1.6 Abgestufte Anforderungen im bestehen-
den Recht

Allen genannten Diskussionsvorschlägen ist gemein, 
dass sie darauf abzielen, entweder die organisatorischen 
Strukturen der islamischen Gemeinschaften zu ändern 
oder aber die rechtlichen Anforderungen bzw. Rechts-
formen. Dabei gibt es bereits niedrigschwelligere Ko-
operationsformen, die an die institutionelle Verfasstheit 
der beteiligten Gemeinschaften sehr unterschiedliche 

153	� Brenner (2000: 287) sieht allerdings zusätzlich zu dieser staatlichen Holschuld auch eine Bringschuld der Muslime: „Wir werden dabei sicherlich 
nicht umhin kommen, in Maßen eine Verkirchlichung des Islams zu verlangen.“

154	� Das am 10.01.1998 in Kraft getretene BekGG bezieht sich nach § 1 auf nicht gesetzlich anerkannte Vereinigungen von Anhängern einer Religi-
on. Die gesetzliche Anerkennung, die nach Art. 15 der österreichischen Verfassung (Staatsgrundgesetz) i. V. m. dem Anerkennungsgesetz vom 
20.05.1874 vorzunehmen ist, setzt „ein Mindestmaß an organisatorischer Struktur voraus“ (Potz/Schinkele 2003: 45). Das BekGG eröffnet nun die 
Möglichkeit „für den Erwerb der Rechtspersönlichkeit für Religionsgemeinschaften […], ohne dass damit gleichzeitig die Stellung einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts verbunden ist“ (Potz/Schinkele 2003: 49f.). Bislang haben zwei Religionsgemeinschaften nach diesem Gesetz die Rechts-
persönlichkeit erworben: die Alt-Alevitische Glaubensgemeinschaft in Österreich (AAGÖ) und die Islamische-Schiitische Glaubensgemeinschaft in 
Österreich (Schia). Eine Auflistung des österreichischen Bundeskanzleramts findet sich unter: https://www.bka.gv.at/site/3405/default.aspx, 
14.01.2016.

155	� Das Islamgesetz vom 15.07.1912 betraf die „Anhänger des Islams nach hanefitischem Ritus als Religionsgesellschaft“ und bezog sich auf die 
Muslime, die infolge der Annexion Bosnien-Herzegowinas (1908) Untertanen der k. u. k. Monarchie waren. Nach dem neuen Islamgesetz, das am 
31.03.2015 in Kraft getreten ist, wurden die Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich und die Islamische Alevitische Glaubensgemeinschaft 
in Österreich (ALEVI) gesetzlich anerkannt. Unter https://www.bka.gv.at/site/4735/default.aspx (14.01.2016) listet das österreichische Bundes-
kanzleramt alle Kirchen und Religionsgemeinschaften auf, die in Österreich gesetzlich anerkannt sind.

https://www.bka.gv.at/site/3405/default.aspx
https://www.bka.gv.at/site/4735/default.aspx
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Anforderungen stellen. So wird in Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen zur Einrichtung und Durchführung 
islamischen Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach 
das sog. Beirats-Modell praktiziert (s. Kap. B.2.2). Daraus 
ergeben sich zwar verfassungsrechtliche Probleme, vor 
allem im Hinblick auf die Trennung von Staat und Reli-
gion (vgl. Unruh 2015: 279f.), denn die Beiräte werden 
nach landesgesetzlichen Vorgaben besetzt, unter Mitwir-
kung des Fachministeriums, bei dem sie auch angesiedelt 
sind.156 Dennoch zeigt dieses Modell den politischen Wil-
len, islamischen Religionsunterricht als ordentliches Lehr-
fach nach Art. 7 Abs. 3 GG anzubieten, obwohl es noch 
keine islamischen Religionsgemeinschaften gibt. Auch 
Modellversuche in anderen Ländern, die vorerst kein or-
dentliches Unterrichtsfach anbieten und Ansprechpartner 
unterhalb der Schwelle der Religionsgemeinschaft ge-
funden haben, tragen dem Umstand Rechnung, dass es 
sich bei den islamischen Gemeinschaften in Deutschland 
zumeist um werdende Gemeinschaften handelt, die noch 
darauf hinarbeiten, die institutionellen Vorgaben vollstän-
dig zu erfüllen. Entsprechend zielen die Modellversuche 
auch eher darauf, den Übergang zum Regelunterricht in 
der Zukunft zu ermöglichen (s. Kap. B.2.2). Da die Merk-
male eines ordentlichen Unterrichtsfachs (Benotung, 
Versetzungsrelevanz) hier noch nicht gegeben sind, ist 
es auch vertretbar, wenn der Staat an die institutionelle 
Stabilität seiner Kooperationspartner geringere Anforde-
rungen stellt. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
Rechtsordnung an Religionsgemeinschaften als staatli-
che Kooperationspartner unterschiedliche Anforderun-
gen hinsichtlich ihrer institutionellen Verfasstheit stellt, 
je nachdem, wie wichtig die Aufgaben sind, die koopera-
tiv wahrgenommen werden sollen. Ein weiteres Beispiel 
hierfür liefert § 4a Abs. 2 Nr. 2 TierSchG: Danach sind die 
religiösen Vorschriften der jeweiligen Religionsgemein-
schaft maßgeblich für die Frage, ob die Tierschutzbehör-
de aus religiösen Gründen eine Ausnahmegenehmigung 
dafür erteilen darf, warmblütige Tiere durch Blutentzug 
zu schlachten, ohne sie vorher zu betäuben (Schächten). 
Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu im Jahr 2002 
festgestellt, dass der Begriff der Religionsgemeinschaft 
im tierschutzrechtlichen Sinne nicht die Anforderungen 
umfasst, die damit normalerweise verbunden sind. Es 
muss sich also nicht um eine Gemeinschaft handeln, „die 
im Sinne des Art. 137 Abs. 5 WRV die Voraussetzungen 

für die Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft 
erfüllt oder gemäß Art. 7 Abs. 3 GG berechtigt ist, an 
der Erteilung von Religionsunterricht mitzuwirken. Für die 
Bewilligung einer Ausnahme nach § 4a Abs. 2 Nr. 2 Tier-
SchG [ist] vielmehr ausreichend, dass der Antragsteller 
einer Gruppe von Menschen angehört, die eine gemein-
same Glaubensüberzeugung verbindet“ (BVerfG, Urt. v. 
15.01.2002, Az. 1 BvR 1783/99, Rn. 55). Nicht erforder-
lich sind eine „bestimmte Verfasstheit und eine sichtbare 
Organisation“, wie das Bundesverwaltungsgericht einige 
Jahre später ausführte (BVerwG, Urt. v. 23.11.2006, Az. 3 
C 30.05, Rn. 8).

Höhere Anforderungen dürften indes für §  1631d 
Abs. 2 BGB gelten, wonach Knabenbeschneidungen in 
den ersten sechs Lebensmonaten unter bestimmten Vo-
raussetzungen auch von Personen vorgenommen wer-
den dürfen, die nicht Ärzte sind, sofern sie „von einer 
Religionsgesellschaft dafür vorgesehen[ ]“ sind (s. dazu 
ausführlicher Kap. B.3.3). Diese Ausnahme vom Arztvor-
behalt, der in Abs. 1 dieser Regelung festgelegt ist, dient 
der Gesetzesbegründung zufolge der Verwirklichung der 
individuellen Glaubensfreiheit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) und 
des Selbstverwaltungsrechts der Religionsgemeinschaf-
ten (Art.  137 Abs.  3 WRV) (s. BT-Drs. 17/11295). Die 
Tragweite dieser Glaubenspraxis spricht dagegen, die in-
stitutionellen Anforderungen abzusenken, denn der Staat 
muss sich im Einzelfall unzweifelhaft versichern können, 
dass dies religiös geboten ist. In der Gesetzesbegründung 
heißt es weiter: „Von dem Begriff ‚Religionsgesellschaft’ 
sind die unter dem Schutz von Artikel 4 Abs. 1, 2 GG 
sowie Artikel 140 GG in Verbindung mit Art. 137 WRV ste-
henden Gemeinschaften unabhängig von ihrer Verfassung 
(etwa Körperschaft des öffentlichen Rechts) erfasst.“ Dies 
ist offenbar so zu verstehen, dass in jedem Fall eine be-
stehende Religionsgemeinschaft vorauszusetzen ist. Al-
lerdings hat diese Frage keine praktische Bedeutung, da 
Abs. 2 auf die jüdische Beschneidung abzielt (vgl. BT-Drs. 
17/11295) und der Zentralrat der Juden in Deutschland 
eine anerkannte Religionsgemeinschaft mit dem Status 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft ist.

Als weitere Form der Kooperation zwischen dem Staat 
und islamischen Gemeinschaften sind inzwischen auch 
sog. Staatsverträge hinzugetreten, die einzelne Länder 
mit Verbänden geschlossen haben.157 Der Begriff „Staats-
vertrag“ ist hier allerdings irreführend, denn er setzt „in 
seiner üblichen Verwendung […] eine eigene öffentliche 

156	� Vgl. § 132a Abs. 4 u. 5 SchulG NRW.
157	� Geschlossen wurden solche Verträge zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, dem DITIB-Landesverband Hamburg, SCHURA Hamburg und 

dem VIKZ sowie zwischen der Freien Hansestadt Bremen und den Islamischen Religionsgemeinschaften im Lande Bremen. Niedersachsen ver-
handelt seit 2013 mit drei muslimischen Verbänden, ein Vertragsabschluss steht unmittelbar bevor.
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Gewalt beider Vertragsparteien“ (Walter 2006: 600f.) vor-
aus.158 Jedenfalls haben diese Übereinkünfte als politisch-
symbolische Verabredungen eine erhebliche praktische 
Relevanz.159 Hier lässt sich beobachten, dass der Staat 
die rechtlich-institutionellen Vorgaben eher pragmatisch 
handhabt.

B.2.1.7 Do ut des: Vorleistungen des Staates und 
Bringschuld der Muslime 

Für eine institutionelle Integration ‚des Islam‘ in Deutsch-
land ist der Körperschaftsstatus nicht unbedingt erfor-
derlich.  Auch Religionsgemeinschaften, die nicht 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können 
z. B. mit dem Staat in Bezug auf den Religionsunter-
richt kooperieren (Waldhoff 2010b, s. Kap. B.2.2), und 
andere Aspekte religiösen Lebens und institutioneller 
religiöser Gleichstellung hängen ebenfalls nicht vom 
Körperschaftsstatus ab. Allerdings bietet dieser Status 
Religionsgemeinschaften gegenüber Nichtkörperschaf-
ten durchaus ein attraktives Bündel zusätzlicher Rechte, 
weshalb viele von ihnen danach streben. 

 Die Bedingungen, die dafür zu erfüllen sind, 
wurden in den letzten Jahren sukzessive abgebaut. 
Das deutsche Recht hat sich (auch) in diesem Bereich 
stark geöffnet. Zwar trifft es zu, dass sich „das instituti-
onelle Design [der Körperschaft des öffentlichen Rechts] 
an der tradierten Stellung der christlichen Großkirchen 
orientiert“ (Sacksofsky 2009: 27), doch die übrigen 
Grundprinzipien, die an seine Erteilung gekoppelt sind, 
verlangen von muslimischen Religionsgemeinschaften – 
der mit weitem Abstand größten neu etablierten Gruppe 
– „nichts, was mit dem islamischen Bekenntnis unver-
einbar wäre“.160 Zudem mussten auch christliche und jü-
dische Gemeinschaften einst die institutionellen Hürden 

überwinden, vor der muslimische Gemeinschaften aktuell 
stehen (Heinig 2010: 105).  Angesichts umfassender 
staatlicher Vorleistungen im Sinne einer Öffnung und 
der Absenkung von Hürden sind nun also vor allem die 
muslimischen Akteure gefordert, zur (weiteren) Institu-
tionalisierung des Islam in Deutschland organisatorisch 
ihren Teil zu leisten (do ut des). 

B.2.2 Islamischer Religionsunterricht 
(IRU) als ordentliches Lehrfach

Bekenntnisgebundener Religionsunterricht ist unmittelbar 
an einen bestimmten Glauben gebunden und vermittelt 
die Glaubenssätze der jeweiligen Religionsgemeinschaft 
als Glaubenswahrheit. In Deutschland hat er einen beson-
deren Stellenwert: Er ist ein Pflichtfach, die Leistungen 
der Schüler in diesem Unterricht werden in der Regel be-
notet und sind versetzungsrelevant (von Campenhausen 
2005: 3).161 Die institutionelle Prominenz dieses Unter-
richtsfachs zeigt sich schon daran, dass es als einziges 
explizit im Grundgesetz genannt ist. Gemäß Art. 7 Abs. 3 
GG ist Religionsunterricht „in den öffentlichen Schulen 
mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen und der Pri-
vatschulen ordentliches Lehrfach“. Der Staat ist aufgrund 
seiner weltanschaulichen Neutralität (Art. 4 GG) ‚religiös 
inkompetent‘, er kann die Inhalte eines bekenntnisge-
bundenen Religionsunterrichts nicht selbst festlegen und 
ist auch nicht befugt, Lehrkräfte dafür zu ernennen. Um 
solchen Unterricht bereitzustellen, ist er also darauf an-
gewiesen, mit den Religionsgemeinschaften zu koope-
rieren.162 Entsprechend ist der Religionsunterricht eine 
gemeinsame Angelegenheit (res mixta) von Staat und 
Religionsgemeinschaften (s. Kap. B.2.1): Letztere sind für 
seine inhaltliche Ausgestaltung verantwortlich, denn laut 

158	� In der Literatur wird es zum Teil sogar ganz allgemein abgelehnt, diesen Begriff für Verträge zwischen dem Staat und Religionsgemeinschaften zu 
verwenden (vgl. Walter 2006: 601). Das bezieht sich auch auf Verträge mit Gemeinschaften, die als Körperschaften des öffentlichen Rechts aner-
kannt sind, denn auch diese üben ja nur partiell Hoheitsgewalt aus. Stattdessen wird vorgeschlagen, entsprechende Vereinbarungen ausdrücklich 
als „religionsverfassungsrechtliche[n] Vertrag“ zu benennen (Walter 2006: 601). Auch in dem Fall müssten aber gewisse Organisationsstrukturen 
gegeben sein, was bei islamischen Verbänden u. U. zweifelhaft ist (vgl. Unruh 2015: 218).

159	� So gewährleistet etwa in Hamburg eine entsprechende Vereinbarung in Art. 6 Abs. 1 des Vertrags, dass die muslimischen und alevitischen Verbände 
an dem religionsübergreifenden „dialogischen Religionsunterricht für alle“ (s. Kap. B.2.2) mitwirken.

160	� In diese Richtung argumentiert auch Gutknecht (2014: 32): „Ausgehend vom Angebotscharakter des Staatskirchenrechts an Religionsgemein-
schaften erscheint es zumutbar, dass sich Religionsgemeinschaften, die den Körperschaftstatus anstreben, die tatsächlichen Voraussetzungen 
schaffen, um das staatliche Angebot, das durch den Körperschaftsstatus gemacht wird, anzunehmen […]. Insofern befinden sich muslimische 
Gemeinschaften in einer zumutbaren Bringschuld der Selbstorganisation.”

161	� Die Teilnahme am Religionsunterricht kann aus Gewissensgründen abgelehnt werden; dabei ist die Schule nicht befugt, diese Gewissensgründe zu 
überprüfen (Art. 140 GG i. V. m. Art. 136 Abs. 4 WRV). Über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht bestimmen nach Art. 7 Abs. 2 GG die 
Eltern; nach dem Gesetz über die religiöse Kindererziehung bedarf ihre Entscheidung ab dem 12. Lebensjahr des Kindes dessen Zustimmung. Wenn 
das Kind sein 14. Lebensjahr vollendet und somit die volle Religionsmündigkeit erlangt hat, darf es selbst entscheiden, ob es am Religionsunterricht 
teilnimmt, soweit das Landesrecht keine andere Regelung vorsieht (KMK 2013: 21). Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, weil 
sie z. B. keiner Religion angehören oder einer Religion, für die kein Unterricht angeboten wird, ist in der Regel Ethik als ordentliches Unterrichtsfach 
eingerichtet (für eine Diskussion verschiedener Modelle s. Unruh 2015: 263–265).

162	� Aus Art. 7 Abs. 3 GG ergibt sich also, dass Religionsgemeinschaften einen Rechtsanspruch auf Einrichtung eines Religionsunterrichts an öffentlichen 
Schulen haben, wenn sie die Bedingungen erfüllen, die in Art. 7. Abs. 3 GG genannt sind und in der Rechtsprechung präzisiert wurden (Tillmanns 
2012: 167).
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Art. 7 Abs. 3 GG muss er „in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt“ wer-
den. Der grundgesetzlich garantierte Religionsunterricht 
ist daher konfessionell ausgerichtet und hat Bekenntnis
charakter.163 Zugleich sind die Religionsgemeinschaften 
dabei an die in der Verfassung festgeschriebenen Grund-
werte gebunden, die sich auch in den schulgesetzlich 
festgeschriebenen grundlegenden Erziehungszielen nie-
derschlagen; bloße Rechtstreue reicht hier nicht aus (Lan-
genfeld 2005: 33; Tillmanns 2012: 182–184). 

Staat und Religionsgemeinschaften kooperieren 
auch bei der Auswahl und Ausbildung des Lehrpersonals: 
Ausgebildet werden Religionslehrer an staatlichen Uni-
versitäten und nach wissenschaftlichen Standards; eine 
Lehrerlaubnis für bekenntnisgebundenen Religionsunter-
richt können ihnen aber nur die Religionsgemeinschaf-
ten erteilen (s. dazu Kap. B.2.3). Diese haben zudem ein 
Mitentscheidungsrecht bei der Gestaltung der Lehrpläne 
und der Auswahl der Lehrmaterialien (die aber vom Staat 
genehmigt werden müssen) (Unruh 2015: 266).164

Im deutschen Föderalismus ist Bildungspolitik ge-
nerell Ländersache; entsprechend obliegt es auch den 
Ländern, verschiedene Formen bekenntnisgebundenen 
Religionsunterrichts einzurichten. Hinsichtlich der kon-
kreten Ausgestaltung haben sie dabei einigen Spielraum. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Regelungen des 
Grundgesetzes zu Religionsunterricht als ordentlichem 
Lehrfach in Berlin, Bremen und Brandenburg nicht an-
gewendet werden (Art. 141 GG; sog. Bremer Klausel). 
In Bremen und Berlin gab es vor Verabschiedung des 
Grundgesetzes bereits landesrechtliche Regelungen, die 
keinen bekenntnisorientierten Religionsunterricht vorsa-
hen; entsprechend wird dort kein Religionsunterricht im 

Sinne von Art. 7 Abs. 3 GG erteilt. Brandenburg hat sich 
nach der Wiedervereinigung ebenfalls auf die Bremer 
Klausel berufen. 

B.2.2.1 Die Herausforderung einer institutionel-
len Gleichstellung nichtchristlicher Religionen im 
Bereich des Religionsunterrichts

Im Bereich des Religionsunterrichts stehen der Politik (zu-
mindest wenn man Ansätze ausklammert, die bestimmte 
Religionen privilegieren) zwei Alternativen zur Verfügung. 
Die eine ist der deutsche Weg eines bekenntnisgebunde-
nen Religionsunterrichts, den die Verfassung der meisten 
Länder vorgibt. Da sich der Islam in Deutschland mittler-
weile als Großreligion etabliert hat,165 schließt diese Op-
tion ein, islamischen Religionsunterricht (IRU) auf- und 
auszubauen.166 Die andere Möglichkeit ist ein religionspo-
litischer Systemwechsel: Anstelle eines jeweils exklusiven 
bekenntnisgebundenen Unterrichts für die einzelnen Re-
ligionen bzw. Konfessionen wird ein kognitiver religions- 
bzw. konfessionsübergreifender Unterricht angeboten, der 
eben nicht die Glaubenssätze der Religionsgemeinschaften 
als unumstößliche Wahrheit vermittelt, sondern vielmehr 
in Form einer „relativierende[n] und historisierende[n] 
Religionskunde“ (BVerfG, Beschl. v. 25.02.1987, Az. 1 BvR 
47/84) überkonfessionell verschiedene Lehren und Welt-
anschauungen vorstellt. Diese zweite Option erscheint 
vielen auch deshalb perspektivisch überzeugender, weil 
die voranschreitende religiöse Pluralisierung und Ausdif-
ferenzierung, die sich ggf. noch beschleunigen wird, den 
Staat an die Grenzen seiner religionspolitischen Bereitstel-
lungskapazität bringen könnte.167 

163	� Hierzu hat sich das Bundesverfassungsgericht im Jahr 1987 unmissverständlich geäußert: Der Religionsunterricht „ist keine überkonfessionelle 
vergleichende Betrachtung religiöser Lehren, nicht bloße Morallehre, Sittenunterricht, historisierende und relativierende Religionskunde, Religions- 
und Bibelgeschichte. Sein Gegenstand ist vielmehr der Bekenntnisinhalt, nämlich die Glaubenssätze der jeweiligen Religionsgemeinschaft. Diese 
als bestehende Wahrheit zu vermitteln, ist seine Aufgabe“ (BVerfG, Beschl. v. 25.02.1987, Az. 1 BvR 47/84).

164	� Dies ist im internationalen Vergleich durchaus ein Alleinstellungsmerkmal. Letztlich beruhen alle diese Festlegungen zur Kooperation von Staat 
und Religionsgemeinschaften auf einem weitgehend monolithischen Religionsverständnis.

165	� Religiöse Unterweisung muslimischer Schüler in verschiedenen Formen gibt es an deutschen Schulen schon seit mehreren Jahrzehnten, denn durch 
die Einwanderung von ‚Gastarbeitern‘ und anderen Menschen muslimischen Glaubens ist ein Bedarf an entsprechender religiöser Unterweisung 
von Kindern und Jugendlichen entstanden. In Nordrhein-Westfalen etwa erhalten muslimische Schüler bereits seit 1986 im Rahmen des herkunfts-
sprachlichen Unterrichts „Islamische Unterweisung“ (Ucar 2007). Auch in Bayern erteilen seit 1986 vom Kultusministerium besoldete Beamte des 
türkischen Staates „Islamische Unterweisung“ (Müller 2008). In anderen Ländern wurden im Rahmen des muttersprachlichen Unterrichts ebenfalls 
religionskundliche Aspekte des Islam vermittelt. Dabei handelt es sich jedoch nicht um regulären Religionsunterricht im Sinne von Art. 7 Abs. 3 
GG.

166	� Weder das Grundgesetz noch die Landesverfassungen legen den Kreis der berechtigten Kirchen oder Religionsgemeinschaften fest. Die verfassungs-
rechtlichen Regelungen zum Religionsunterricht gelten daher grundsätzlich nicht nur für die beiden großen christlichen Konfessionen, sondern für 
alle Religionsgemeinschaften gleichermaßen, auch für neu hinzugekommene (Unruh 2015: 273).

167	� In einigen Bundesländern laufen jetzt schon zahlreiche Religionsunterrichte parallel; in Nordrhein-Westfalen etwa sind das evangelischer, katholi-
scher, syrisch-orthodoxer, orthodoxer, jüdischer, islamischer und alevitischer Unterricht. Diese Vielfalt könnte sich in Zukunft noch steigern. Zudem 
ist bei der Bereitstellung entsprechender Strukturen für IRU auch die Heterogenität innerhalb des Islam zu berücksichtigen, d. h. es müsste nicht 
ein IRU ermöglicht werden, sondern mehrere, die den verschiedenen ‚Konfessionen‘ im Islam (Sunniten, Schiiten etc.) angemessen Rechnung 
tragen.
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Für einen solchen Systemwechsel gibt es aber außer-
ordentlich hohe verfassungsrechtliche Hürden.168 Zudem 
ist sich die Politik weitgehend darüber einig, den Sta-
tus quo beizubehalten: Man will die Frage institutionel-
ler Gleichberechtigung, die sich aus der Etablierung des 
Islam als Großreligion ergibt, nicht dadurch lösen, dass 
man die bestehenden bekenntnisgebundenen Unter-
richtsangebote zurückbaut bzw. zu einer Religionskunde 
verschmilzt, sondern indem man den IRU entsprechend 
den Strukturen für den Unterricht der christlichen Kirchen 
auf- und ausbaut. 

Schon seit den 1970er Jahren wird darüber diskutiert, 
ob an öffentlichen Schulen in Deutschland ein bekennt-
nisgebundener IRU in deutscher Sprache als ordentliches 
Unterrichtsfach eingeführt werden soll – es gibt „kein 
schulpolitisches Projekt, das länger und kontroverser dis-
kutiert wurde“ (Kiefer 2011: 60f.). Muslimische Organi-
sationen beantragten einen solchen Unterricht erstmals 
Mitte der 1970er Jahre und fanden in der Politik relativ 
früh ein positives Echo: Bereits 1984 sprach sich die Kul-
tusministerkonferenz (KMK) für die Einführung von IRU 
aus.169 Zu dem Zeitpunkt war diese Forderung noch um-
stritten (Tillmanns 2012: 161). Das grundsätzliche Ziel, 
den IRU einzuführen, setzte sich aber im Laufe der Zeit 
immer stärker durch und wurde u. a. durch einen Be-
schluss der Regierungschefs von Bund und Ländern vom 
20. Dezember 2001 noch einmal bekräftigt. Trotz aller 
Absichtserklärungen auf höchster politischer Ebene mach-
te jedoch die konkrete Umsetzung eines IRU lange Zeit 
kaum Fortschritte. Als Kernproblem erwiesen sich dabei 

organisatorisch-strukturelle Unterschiede in der Verfasst-
heit des Islam, der gemessen an den alteingesessenen 
christlichen Kirchen bzw. der jüdischen Gemeinde170 nur 
lose und dezentral organisiert ist (Oebbecke 2010) (s. 
dazu auch Kap. B.2.1). Hinzu kommt, dass er im Vergleich 
zu den christlichen Kirchen und der jüdischen Gemein-
de in sich stark untergliedert ist: Es gibt unterschiedliche 
Konfessionen (Sunniten, Schiiten, Aleviten, Ahmadiyya), 
Herkunftsländer und Herkunftssprachen. Deshalb gibt es 
aufseiten des Islam auch keinen zentralen Ansprechpart-
ner wie etwa die Deutsche Bischofskonferenz, die Evan-
gelische Kirche in Deutschland (EKD) oder den Zentralrat 
der Juden in Deutschland, wie ihn der Staat z. B. benötigt, 
um die Unterrichtsinhalte festzulegen und Lehrer zu er-
nennen.171 Entsprechend scheiterte die Einführung eines 
IRU lange Jahre an den formalen Voraussetzungen, die 
erfüllt sein müssen, um muslimische Organisationen als 
Religionsgemeinschaften anzuerkennen (s. dazu ausführ-
lich Kap. B.2.1).172 

In den letzten Jahren haben die Bundesländer aber 
zunehmend verschiedene Versuche unternommen, die 
geschilderten organisatorischen Probleme der IRU-Ein-
führung zu umschiffen, etwa durch Beiratsmodelle (Un-
ruh 2015: 279f.). Dabei haben sich unterschiedliche Wege 
und Strategien herausgebildet, um einen staatlich vermit-
telten bekenntnisgebundenen IRU einzuführen.173 Für ei-
nen solchen besteht nach einer Analyse des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ein Potenzial von 
650.000 Schülern bundesweit. Insofern trägt seine Ein-
führung dazu bei, dass der Islam in Deutschland zukünftig 

168	� Eine beachtliche Strömung in der Rechtswissenschaft vertritt die Auffassung, dass Art. 7 Abs. 3 GG die Schutzpflichtdimension zugunsten der Reli-
gionsfreiheit nach Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG verwirklicht. Der Staat hat mit Art. 7 Abs. 1 die schulische Erziehung in seine Verantwortung übernommen. 
Daraus entsteht der Anspruch, dass er die Verwirklichung der Grundrechte und damit eben auch der Religionsfreiheit fördert (vgl. auch Unruh 2015: 
Rn. 415). Es würde wohl zu weit gehen, daraus zu schließen, dass bekenntnisgebundener Religionsunterricht selbst dann (weiterhin) zwingend 
angeboten werden müsste, wenn Art. 7 Abs. 3 GG abgeschafft würde. Allerdings verstärkt dieser Aspekt die verfassungsrechtlichen Bedenken 
gegen eine Änderung von Art. 7 Abs. 3 GG, ebenso wie die Tatsache, dass Religionsunterricht auch über zahlreiche Landesverfassungen und 
Staatskirchenverträge institutionalisiert ist.

169	� Siehe dazu den Beschluss der KMK „Möglichkeiten religiöser Erziehung muslimischer Schüler in der Bundesrepublik Deutschland“ vom 20.03.1984; 
ausführlich dazu Langenfeld (2011: 181f.).

170	� Ein jüdischer Religionsunterricht an öffentlichen Schulen ist in Deutschland schon seit Langem etabliert.
171	� Andere europäische Staaten stehen ebenfalls vor dem Problem, dass der Islam strukturell heterogen und wenig organisiert ist. Sie haben früher 

als die Bundesrepublik pragmatische Lösungen für eine institutionelle Einbindung des Islam insgesamt und somit auch für den Religionsunterricht 
gefunden. In Österreich etwa ist der Islam bereits seit 1912 eine gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaft, Belgien hat seit 1978 eine gesetz-
liche Grundlage für die Erteilung von IRU (Langenfeld 2005: 20).

172	� Religionsgemeinschaften müssen aus natürlichen Personen bestehen (für Dachverbände gibt es besondere Regelungen), sie müssen ein Minimum 
an innerer organisatorischer Struktur aufweisen und sie müssen mit dem Ziel gegründet worden sein, die Religion auszuüben. Andere Zwecke 
wie etwa Kultur- oder Brauchtumspflege dürfen bei einer Religionsgemeinschaft nur Nebenzwecke sein (DIK 2008; Unruh 2015: 277–279). Für die 
Erteilung eines IRU reicht formale Rechtstreue nicht aus. Der Staat ist vielmehr „verpflichtet zu verlangen, dass die grundlegenden Erziehungsziele 
auch im Religionsunterricht beachtet werden. Hieraus ergibt sich, dass über die Verpflichtung zum Respekt der geltenden Rechts- und Verfassungs-
ordnung hinaus die positive Akzeptanz der elementaren Grundsätze des freiheitlichen und säkularen Verfassungsstaates zu fordern ist“ (Langenfeld 
2013: 2). Der Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts ist für den Anspruch, Religionsunterricht durchführen zu können, nicht zwingend 
erforderlich; dieser kann auch auf der Grundlage des privatrechtlichen Rechtsstatus erfolgen (vgl. BVerfG, Urt. v. 19.12.2000, Az. 2 BvR 1500/97 
und BVerwG, Urt. v. 23.02.2005, Az. 6 C 2.04; s. zu dieser Frage ausführlich Kap. B.2.1).

173	� Entsprechend blendet die folgende Darstellung der verschiedenen Bereitstellungen in den Bundesländern außerstaatlich angebotenen Unterricht 
(etwa in Koranschulen) vollständig bzw. weitgehend aus, ebenso verschiedene Formen eines nicht bekenntnisgebundenen, konfessionsübergrei-
fenden Unterrichts (Islamkunde etc.).
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nicht mehr als eine ‚fremde‘ Religion wahrgenommen, 
sondern als ein Teil der pädagogischen Alltagsrealität an-
erkannt wird.

B.2.2.2 IRU in der Praxis: von Modellversuchen 
zum regulären Schulfach

Angesichts der Kulturhoheit der Länder und ihres damit 
verbundenen Vorrechts in der Schulpolitik überrascht es 
nicht, dass sich die Einführung von IRU strukturell stark 
unterscheidet. In drei Bundesländern (Nordrhein-Westfa-
len, Niedersachsen und Hessen) ist IRU inzwischen or-
dentliches Schulfach, in anderen laufen unterschiedlich 
gelagerte Modellversuche. Wieder andere Länder bieten 
überhaupt keinen IRU an. Das ist zum Teil darin begrün-
det, dass es dort kaum entsprechenden Bedarf gibt; ei-
nige Länder beschreiten aber auch Sonderwege, wie die 
Stadtstaaten und Brandenburg. 

IRU als ordentliches Unterrichtsfach 
Nordrhein-Westfalen hat als erstes Bundesland zum 
Schuljahr 2012/13 IRU als ordentliches Schulfach einge-
führt, nachdem es über mehr als zehn Jahre in einem 
Modellversuch Islamkunde erprobt hatte. Die rechtliche 
Grundlage dafür ist das Gesetz zur Einführung von isla-
mischem Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach 
(7. Schulrechtsänderungsgesetz), das am 21. Dezember 
2011 verabschiedet wurde. Das Problem des fehlenden 
Ansprechpartners wurde über einen Beirat gelöst. Die-
ser setzt sich aus acht theologisch, religionspädagogisch 
oder islamwissenschaftlich qualifizierten Vertretern zu-
sammen, von denen jeweils vier von den islamischen 
Organisationen in Nordrhein-Westfalen bestimmt werden 
und vier vom Ministerium im Einvernehmen mit dem 
KRM. Konkret beteiligt sich der Beirat daran, Lehrpläne 
zu erstellen, Lernmittel zuzulassen und Lehrer für den 
IRU zu bevollmächtigen. Es handelt sich um ein Über-
gangsmodell, das zunächst bis zum 31. Juli 2019 befris-
tet wurde. Der bekenntnisorientierte Unterricht wurde 
im ersten Schritt nur an Grundschulen eingeführt und ab 
dem Schuljahr 2013/14 dann auf weiterführende Schulen 
ausgedehnt. 

Niedersachsen hat IRU zum Schuljahr 2013/14 als 
Regelfach eingeführt, ebenfalls nach einem umfangrei-
chen Modellversuch, der über fast zehn Jahre lief und 
wissenschaftlich begleitet wurde. Islampolitisch beschrei-
tet das Land dabei einen ähnlichen Weg wie Nordrhein-
Westfalen: Der staatliche Ansprechpartner wird auch hier 

über einen Beirat gebildet. Dieser hat vier Mitglieder, 
jeweils zwei Vertreter des Landesverbands der Muslime 
in Niedersachsen e. V. (SCHURA Niedersachsen) und des 
Landesverbands Niedersachsen und Bremen der Türkisch-
Islamischen Union der Anstalt für Religion (DITIB). Er ist 
zunächst für fünf Jahre vorgesehen und wird um weitere 
fünf Jahre verlängert, wenn DITIB und SCHURA nicht wi-
dersprechen.

Hessen hat sich für einen anderen Weg zum IRU 
entschieden. Die Kooperation mit einer Religionsge-
meinschaft, die für IRU erforderlich ist, organisiert die 
hessische Landesregierung über DITIB Hessen und die 
Ahmadiyya-Gemeinde.174 Beide erfüllen nach Auffassung 
des hessischen Kultusministeriums vollständig die Voraus-
setzungen nach Art. 7 Abs. 3 GG: Sie sind als Religionsge-
meinschaften anerkannt und haben damit Anspruch auf 
Einrichtung eines Religionsunterrichts für ihr jeweiliges 
Bekenntnis. Der Unterricht wurde zunächst an 27 Schu-
len in der ersten Klasse eingeführt und wird schrittweise 
ausgebaut.175 

In Bundesländern, die IRU als reguläres Unterrichts-
fach im Sinne von Art. 7 Abs. 3 GG eingeführt haben, 
muss der IRU grundsätzlich flächendeckend angeboten 
werden. Dies können die Länder allerdings davon abhän-
gig machen, dass die Gruppe der entsprechend religiös 
gebundenen Schüler eine bestimmte Mindestgröße hat. 
Diese variiert zwischen fünf und zwölf Schülern; dabei 
können auch Schüler mehrerer Jahrgänge oder benach-
barter Schulen zu einer Klasse zusammengefasst werden. 
In der Praxis wird aber auch in diesen Ländern bislang nur 
in einigen ausgewählten Regionen IRU erteilt. Dies liegt 
vor allem daran, dass entsprechend qualifiziertes Lehrper-
sonal fehlt. In den letzten Jahren wurden aber entspre-
chende akademische Ausbildungsstätten in Deutschland 
ausgebaut (s. dazu ausführlich Kap. B.2.3); insofern dürfte 
dieser Mangel in absehbarer Zeit zurückgehen. 

IRU-Modellversuche
Manche Länder haben bekenntnisgebundenen IRU noch 
nicht als reguläres Unterrichtsfach eingeführt, weil es 
noch keine anerkannten Religionsgemeinschaften gibt, 
und sind derzeit dabei, ihn in Modellversuchen zu tes-
ten bzw. vorzubereiten. Damit sind sie anders als die 
‚IRU-Vorreiter‘ Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Hessen nicht an die strikten Vorgaben von Art. 7 Abs. 3 
GG gebunden. So können sie beispielsweise Umfang und 
Verbreitung des Angebots selbst bestimmen. Muslimische 
Verbände und Organisationen, die (noch) nicht den Status 

174	� Die Ahmadiyya-Gemeinde ist in Hessen zudem als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt. Sie versteht sich als eine Reformgemeinde 
innerhalb des Islam, wird aber von vielen sunnitischen und schiitischen Muslimen nicht als islamisch anerkannt. In einigen muslimischen Ländern 
werden ihre Anhänger politisch verfolgt.

175	� In der rechtswissenschaftlichen Literatur ist allerdings umstritten, ob der in diesen drei Ländern eingeführte IRU tatsächlich ein Religionsunterricht 
im Sinne von Art. 7 Abs. 3 GG ist. Zweifel gründen sich vor allem darauf, dass das Problem des Ansprechpartners weiterhin nicht gelöst sei.
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einer anerkannten Religionsgemeinschaft haben, stellen 
sich gemeinsam mit den Landesregierungen der Aufga-
be, ‚Religionsunterricht‘ bereitzustellen. Sie haben dabei 
kein formales Mitbestimmungsrecht, nehmen aber im 
Rahmen runder Tische an Diskussionen teil und bringen 
so ihre Sicht ein, etwa bei der Erstellung der Lehrpläne. 
Die Modellversuche beziehen sich sowohl auf Islamkun-
de als auch auf bekenntnisgebundenen Unterricht.176 Sie 
zielen darauf ab, zu einem späteren Zeitpunkt IRU als 
regulären bekenntnisgebundenen Religionsunterricht 
flächendeckend einzuführen. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die betreffenden islamischen Organisationen in die-
sen Ländern als Religionsgemeinschaft anerkannt sind. 
Entsprechende Modellversuche laufen derzeit in Baden-
Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol-
stein und im Saarland.
–– Das baden-württembergische Modellprojekt wurde 

zum Schuljahr 2006/07 eingeführt und läuft noch bis 
2017/18. Der Unterricht hat Bekenntnischarakter; bei 
der Erarbeitung des Lehrplans wurden vier sunnitische 
Organisationen beteiligt. Das Land knüpft die Einfüh-
rung von IRU als Regelunterricht daran, dass eine aner-
kannte Religionsgemeinschaft besteht. Bis dahin sollen 
lokale und regionale Elternverbände und Moscheege-
meinden als Ansprechpartner für das Land fungieren. 

–– In Bayern wurde 2003/04 an einer Erlanger Grund-
schule ein IRU-Modell entwickelt, das mittlerweile in 
die Fläche getragen wird. Da IRU einen muslimischen 
Kooperationspartner erfordert, wurde eigens zu die-
sem Zweck 1999 die Islamische Religionsgemeinschaft 
Erlangen (IRE) gegründet. Auch in Bayern hat der 
Unterricht Bekenntnischarakter. Langfristig plant das 
Land, landesweit einen ordentlichen IRU einzuführen, 
knüpft dies aber ebenfalls an das Bestehen einer an-
erkannten Religionsgemeinschaft.

–– In Rheinland-Pfalz wird IRU in deutscher Sprache seit 
dem Schuljahr 2003/04 modellhaft erprobt. Der Un-
terricht hat Bekenntnischarakter und basiert auf einem 
Lehrplan, den das Ministerium in Kooperation mit lo-
kalen muslimischen Organisationen erarbeitet hat. Die 
Einführung eines regulären IRU knüpft das Bundesland 
daran, dass es einen Ansprechpartner im Sinne des 
Grundgesetzes gibt. Bis dahin sollen die Modellver-
suche in Kooperation mit lokalen muslimischen An-
sprechpartnern fortgeführt werden.

–– In Schleswig-Holstein wird seit dem Schuljahr 2007/08 
islamkundlicher Unterricht erteilt. Er hat keinen Be-
kenntnischarakter, sondern vermittelt Wissen über 
den Islam. Wesentliche Aspekte des Unterrichts hat 
das zuständige Ministerium für Bildung und Frauen in 
Gesprächen mit verschiedenen islamischen Organisa-
tionen festgelegt. 

–– Das Saarland orientiert sich hinsichtlich des Lehrplans 
an den Vorgaben, die in Nordrhein-Westfalen erarbei-
tet wurden. Es bietet einen Unterricht an, der für Schü-
ler der schiitischen wie auch der sunnitischen Glau-
bensrichtung geeignet ist. Der Unterricht ist zunächst 
auf den Grundschulbereich beschränkt. 

Länder ohne staatlich angebotenen bekenntnis
gebundenen Islam-Unterricht
Die übrigen Länder bieten keinen staatlich erteilten be-
kenntnisgebundenen IRU an. Innerhalb dieser Gruppe ist 
wiederum zu differenzieren: Einige Länder haben sich 
bewusst entschieden, ihr Schulsystem laizistisch(er) zu 
gestalten und überhaupt keinen bekenntnisgebundenen 
Religionsunterricht zu erteilen (und somit auch keinen 
IRU); diese Untergruppe unterscheidet sich wiederum 
hinsichtlich der jeweiligen rechtlichen Grundlagen. In der 
anderen Gruppe der ‚IRU-freien‘ Bundesländer gibt es 
zwar grundsätzlich staatlich erteilten bekenntnisgebun-
denen Religionsunterricht, sie bieten aber keinen IRU an, 
weil es dafür (noch) zu wenig muslimische Schüler gibt. 
Zur ersten Gruppe – also den Ländern, die bekenntnis-
gebundenen Religionsunterricht aus politischen Gründen 
generell ablehnen – gehören neben den ‚Klausel-Ländern‘ 
Bremen und Berlin auch Brandenburg und Hamburg. 
Brandenburg hat nach der Wiedervereinigung mit Bezug 
auf die Bremer Klausel statt eines bekenntnisorientierten 
Religionsunterrichts das Unterrichtsfach Lebensgestaltung 
– Ethik – Religion (LER) eingeführt (für Schüler, die keinen 
Religionsunterricht besuchen; dieser wird in Brandenburg 
außerhalb der Schule angeboten).177

Hamburg schließlich fällt nicht unter die Bremer Klau-
sel (und bezieht sich auch nicht auf diese). Es beschreitet 
mit dem Konzept eines ‚Religionsunterrichts für alle‘ ei-
nen eigenen Weg, der dem Brandenburger Modell ähnelt: 
In Absprache mit den Religionsgemeinschaften werden 
Schüler unterschiedlicher Glaubensvorstellungen im Klas-
senverband gemeinsam in Religionskunde unterrichtet. 

176	� Die rechtliche Unterscheidung zwischen Islamkunde und bekenntnisgebundenem IRU ist in der Praxis allerdings nicht trennscharf, vielmehr haben 
beide einen „hybriden Charakter“ von Wissensvermittlung und Bekenntnis (Kiefer 2011: 63f.). In der Unterrichtspraxis gibt es große Ähnlichkeiten, 
auch werden beide ausschließlich von Muslimen unterrichtet.

177	� Das Bundesverfassungsgericht hat das Unterrichtsfach LER nach langjährigem Streit gebilligt, ohne jedoch inhaltlich die Frage zu beantworten, 
ob Art. 141 GG in den neuen Bundesländern anwendbar ist (Langenfeld 2005: 21). Die Klage gegen das Land Brandenburg führte nicht zu einem 
Urteil, sondern am 11.12.2011 zu einem Kompromissvorschlag, der es Religionsgemeinschaften ermöglicht, in den Räumen der Schule einen 
konfessionellen Religionsunterricht anzubieten.
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Da im Jahr 2012 drei muslimische Verbände und die ale-
vitische Gemeinde in sog. Staatsverträgen als Religions-
gemeinschaften anerkannt wurden, sind nun evangeli-
sche, muslimische, alevitische und jüdische Pädagogen 
gleichermaßen berechtigt, das Fach zu unterrichten.178 
Allerdings bestehen erhebliche Zweifel, ob das Hambur-
ger Modell verfassungskonform ist (Unruh 2015: 268; von 
Campenhausen/de Wall 2006: 215f.). 
Für Bremen und Berlin ist die Rechtslage hingegen ein-
deutig: Beide Länder können sich auf die Bremer Klau-
sel berufen, die Vorgaben des Grundgesetzes in diesem 
Bereich sind für sie nicht relevant. In Berlin gibt es aber 
einen ‚quasi staatsfreien‘ bekenntnisgebundenen IRU, 
den die Islamische Föderation Berlin (IFB) in alleiniger 
Verantwortung erteilt. Grundlage dafür ist ein Urteil des 
Berliner Verwaltungsgerichts aus dem Jahr 1998, das der 
IFB das Recht einräumt, islamischen Bekenntnisunterricht 
an Berlins öffentlichen Schulen anzubieten. Eine ähnliche 
Regelung gibt es in Berlin für die anderen Religionsge-
meinschaften. Der Unterricht wird hier nicht wie in an-
deren Bundesländern im Sinne von Art. 7 Abs. 1 GG vom 
Land organisiert und beaufsichtigt; die Kultusbehörde 
überwacht lediglich die Rahmenlehrpläne, stellt Räum-
lichkeiten zur Verfügung und subventioniert die Lehrer-
gehälter. Die Schulleitung kann den Unterricht zweimal 
im Jahr unangemeldet überprüfen. Diese eingeschränkten 
Beteiligungsrechte des Landes werden vor allem deswe-
gen als problematisch gesehen, weil die IFB der Milli 
Görüş-Bewegung nahesteht (Joppke 2013: 427).
Von den Stadtstaaten und Brandenburg, die sich politisch 
generell gegen bekenntnisgebundenen Religionsunter-
richt (und damit auch gegen IRU) entschieden haben, 
sind die Länder zu unterscheiden, die nicht grundsätzlich, 
sondern aus pragmatischen Gründen (noch) keinen IRU 
anbieten. Das betrifft die neuen Bundesländer (mit Aus-
nahme Brandenburgs), in denen es (bislang) nur wenige 
muslimische Schüler gibt und damit ein entsprechendes 
Angebot bisher nicht erforderlich schien. Durch den der-
zeitigen hohen Zuzug von Asylbewerbern, von denen 
ein maßgeblicher Teil muslimischen Glaubens und im 
schulpflichtigen Alter ist (SVR-Forschungsbereich 2015a), 
könnte die Nachfrage nach IRU aber auch in diesen Län-
dern deutlich steigen; damit würde die Frage eines ent-
sprechenden Angebots auch hier relevant. 

B.2.2.3 Funktionen des IRU: Förderung von 
Religionsmündigkeit, Integration und Salafismus-
prävention

Die Einführung des IRU berührt einen klassischen Fall der 
Einforderung institutioneller Gleichberechtigung (parity 
claim) im Bereich der Religionsfreiheit, denn bekennt-
nisgebundener Religionsunterricht für christliche und jüdi-
sche Schüler ist fast bundesweit etabliert. Darüber hinaus 
werden einem (modernen) bekenntnisgebundenen Reli-
gionsunterricht aber auch verschiedene Wirkungen zuge-
schrieben: Zum einen gilt eine Beheimatung in der eige-
nen Religion179 als Voraussetzung für einen interreligiösen 
Dialog und die Fähigkeit, sich kritisch mit dem Absolut-
heitsanspruch auseinanderzusetzen, der in allen Religio-
nen enthalten ist. Konkret mit dem IRU verbindet sich in 
dieser Hinsicht die Hoffnung und Erwartung, dass musli-
mische Schüler, die ihr Recht auf einen bekenntnisgebun-
denen Unterricht wahrnehmen können, in interreligiösen 
Diskussionen die eigene Religion in deutscher Sprache 
selbstbewusst und offen vortragen können. Gegner des 
bekenntnisgebundenen Religionsunterrichts teilen zwar 
ausdrücklich dieses Ziel, sehen einen bekenntnisgebun-
denen Unterricht, der religions- bzw. konfessionsexklusiv 
operiert, aber eben nicht als geeignetes Instrument da-
für. Stattdessen bevorzugen sie eine Religionskunde, die 
stärker auf Wissensvermittlung angelegt ist und über die 
Grundlagen der verschiedenen Glaubensrichtungen und 
Weltanschauungen informiert. Darüber hinaus zeigen sich 
Gegner eines bekenntnisgebundenen IRU besorgt, der 
Unterricht könnte zu Separationstendenzen in der Schu-
le führen bzw. schon vorhandene noch verstärken, weil 
damit eine neue ‚In-Group‘ innerhalb der Schülerschaft 
gebildet werde (vgl. Uslucan 2011).

Mit dem Ziel, religiöse Mündigkeit zu fördern, ver-
knüpft sich bezogen auf den IRU die integrationspo-
litische Erwartung, dass er junge Muslime zu einer 
„intellektuelle[n] Auseinandersetzung mit der eigenen 
Tradition“ (Uslucan 2007: 61) befähigt und somit auch 
dazu, die Spannungen auszuhalten, die zwischen einem 
traditionsgebundenen Verständnis des Islam und dem 
Grundgesetz entstehen können (Langenfeld 2013). Zu-
dem wird gehofft, dass die Einführung eines IRU Segre-
gation entgegenwirkt: Wenn innerhalb des staatlichen 

178	� Bekenntnisgebundener Religionsunterricht wird in Hamburg nur von der katholischen Kirche angeboten, die sich an der Erarbeitung der Inhalte 
des konfessionsübergreifenden Unterrichts entsprechend nicht beteiligt.

179	� Eine solche beinhaltet kognitives Wissen; sie geht darüber aber auch in der Weise hinaus, dass z. B. Inhalte religiöser Lebensführung kennen gelernt 
und ausgeübt werden können (für den Islam etwa das Erlernen von Gebetssuren, die Kenntnis von Reinheitsgeboten etc.).
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Schulsystems bekenntnisorientierter Religionsunterricht 
angeboten wird, so die Annahme, haben Eltern weniger 
Anreize, ihre Kinder aus religiösen Gründen auf eine kon-
fessionelle Privatschule zu schicken, und das könnte die 
Entstehung eines konfessionell gespaltenen Schulsystems 
bremsen (von Campenhausen 2005: 2f.).180

Darüber hinaus wird vereinzelt auch die Hoffnung ge-
äußert, dass IRU Extremismus vorbeugen kann, zumin-
dest bei dafür anfälligen Kindern und Jugendlichen (Kiefer 
2013: 13; Nds.-Lt.-Drs. 17/3195; BaWü-Lt.-Drs. 15/6343): 
Sachlich vermitteltes Wissen und Reflexionsfähigkeit in 
Bezug auf die eigene Religion könnten helfen, die Ent-
stehung extremistischer Positionen zu verhindern. Es wird 
davon ausgegangen, dass ein IRU, in dem der Staat in Ko-
operation mit den Religionsgemeinschaften agiert, resis-
tenter gegen muslimischen Extremismus und Fundamen-
talismus ist als ‚staatsfreie‘ IRU-Angebote, wie sie etwa in 
Koranschulen bestehen oder auch mit dem Unterricht an 
Berliner Schulen, den die IFB anbietet. Belastbare empiri-
sche Befunde zu den Wirkungen von IRU liegen allerdings 
(noch) nicht vor. Da sich einige Länder derzeit intensiv 
um einen Ausbau des IRU bemühen, sollte aber dennoch 
möglichst bald empirisch untersucht werden, inwieweit 
sich die in den IRU gesetzten Hoffnungen erfüllen oder 
auch nicht. In Nordrhein-Westfalen etwa wird der dort 
angebotene IRU derzeit vom Zentrum für Türkeistudien 
und Integrationsforschung (ZfTI) evaluiert.

 Angesichts der verfassungsrechtlichen Vorgaben 
und des gegenwärtig bestehenden politischen Konsen-
ses ist die Frage eines religionspolitischen Systemwech-
sels wohl eher eine akademische. Tatsächlich könnte 
ein Paradigmenwechsel zum jetzigen Zeitpunkt gerade 
bei den islamischen Gemeinschaften, die sich seit vielen 
Jahren mit Nachdruck um die Einführung von IRU bemü-
hen, Befremden auslösen und als Zurückweisung des An-
spruchs auf religiöse Gleichstellung verstanden werden.

B.2.3 Islamische Theologie an deut-
schen Hochschulen 

In den letzten Jahren wurden an mittlerweile zehn deut-
schen Hochschulen islamisch-theologische oder -reli-
gionspädagogische Zentren aufgebaut. Das geht nicht 
zuletzt auf eine Empfehlung zurück, die der Wissen-
schaftsrat 2010 ausgesprochen hat. Das Fach Islamische 
Theologie an deutschen Hochschulen hat eine doppel-

te Aufgabe: Es soll zum einen die Glaubensformen von 
Deutschlands größter religiöser Minderheit akademisch 
reflektieren, zum anderen religiöses Personal für Schu-
len und Gemeinden ausbilden. In diesem Sinne ist seine 
Etablierung ein Instrument der deutschen Islampolitik 
und reiht sich als solches neben die DIK, den islamischen 
Religionsunterricht und die Anerkennung islamischer Or-
ganisationen ein.

B.2.3.1 Strukturelle und rechtliche Rahmenbedin-
gungen für (Islamische) Theologie in Deutschland 

Der staatliche Umgang mit religiöser Pluralität in Deutsch-
land zielt auf Sicherung religiöser Freiheit und Gleichbe-
handlung. Damit gilt für die Theologie an Universitäten 
das gleiche Prinzip wie beim Religionsunterricht an Schu-
len: Entweder haben alle Religionsgemeinschaften (s. zu 
diesem Begriff Kap. B.2.1) das gleiche Recht darauf oder 
eben keine. Die in Art. 149 Abs. 3 WRV normierte insti-
tutionelle Garantie der theologischen Fakultäten ist zwar 
nicht ins Grundgesetz übernommen worden, doch setzt 
das GG ihre Existenz voraus.181 Bei den theologischen 
Fakultäten an den staatlichen Hochschulen handelt es 
sich um eine gemeinsame Angelegenheit von Staat und 
Kirchen. Es ist eine Angelegenheit der Kirchen im Sinne 
des religiösen Selbstbestimmungsrechts; entsprechend 
besitzen die Religionsgemeinschaften Mitspracherechte 
in der jeweiligen Theologie, die im Einzelnen im Reichs-
konkordat und sonstigen Kirchenverträgen geregelt sind. 
Dass es in der christlichen Theologie eine konfessionelle 
Differenzierung zwischen einem katholischen und einem 
evangelischen (und einem orthodoxen) Zweig gibt, liegt 
also nicht nur an unterschiedlichen Formen christlichen 
Glaubens, sondern auch daran, dass das Verfassungs-
recht auf die zugehörigen Religionsgemeinschaften als 
wissenschaftsexterne Auftraggeber und Adressaten 
ausgerichtet ist. Das Mitspracherecht der Kirchen an der 
staatlichen Universität bezieht sich etwa auf die Auswahl 
des theologischen Personals: Kraft eines vorbeugenden 
und nachträglichen Beanstandungsrechts können sie 
Theologen die Zugehörigkeit zu einer theologischen Fa-
kultät verweigern bzw. entziehen, wenn diese ihre Lehre 
nicht hinreichend vertreten oder keinen „vorbildlichen 
Lebenswandel“ führen. Abgesehen vom wissenschaft-
lichen Personal benötigen je nach Konfession auch die 
Lehrinhalte und wissenschaftliche Publikationen ihre 
Zustimmung („nihil obstat“ („es steht nichts entgegen“) 

180	� Dies hält die Eltern jedoch nicht davon ab, neben der schulischen religiösen Unterweisung auch Angebote außerschulischer Anbieter aufzusuchen, 
etwa Moscheen oder Koranschulen. Eine Evaluation des niedersächsischen Modellversuchs ergab, dass rund die Hälfte der befragten Eltern ihren 
Kindern auch eine außerschulische religiöse Sozialisation zukommen lässt (Uslucan 2008).

181	� Art. 123 Abs. 2 GG regelt die Fortgeltung des Reichskonkordats, das eine Garantie für die katholisch-theologischen Fakultäten normiert. Das Recht 
auf Theologie als Studienfach leitet sich auch aus dem Recht auf Erteilung eines bekenntnisgebundenen Religionsunterrichts in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen einer Religionsgemeinschaft ab, wie es Art. 7 Abs. 3 GG gewährt: Ein solcher Unterricht setzt eine ebenfalls bekenntnisge-
bundene Theologie voraus, die die Religionslehrer wissenschaftlich ausbildet.
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bzw. Begutachtungsverfahren) (Heckel 1986). Die Kirchen 
greifen also als heteronome Akteure in die universitä-
ren Theologien ein und bestimmen wesentliche Aspekte 
dieser wissenschaftlichen Disziplinen mit. Damit wird die 
Autonomie der Wissenschaft im Fall der Theologien ent-
scheidend eingeschränkt. Diese institutionelle Dimension 
der Glaubensgebundenheit soll eine tragfähige Koopera-
tion von Staat und Religionsgemeinschaft an der Univer-
sität ermöglichen. Entsprechend sind solche Mitsprache-
rechte auch für die Islamische Theologie zu begründen 
(zur bisherigen Ausgestaltung der Mitsprache islamischer 
Religionsgemeinschaften s. unten). Darüber hinaus lässt 
sich die Bekenntnisgebundenheit theologischer Wissens
produktion auch wissenschaftstheoretisch begründen: 
Das Fach hat u. a. die Aufgabe, das religiöse Sinnsystem 
und die damit zusammenhängenden normativen Über-
zeugungen der Religionsgemeinschaft zu ordnen und 
zu reflektieren. In jedem Fall ist die Gebundenheit der 
Theologie an ein konfessionelles Bekenntnis nicht nur im 
deutschen Wissenschaftssystem etwas Besonderes, die-
se Beziehung zwischen Staat, Religion und Wissenschaft 
kommt auch in anderen Ländern selten vor.

Die Frage nach dem Ort islamischer Wissensproduk-
tion in Deutschland hat das Prinzip der wohlwollenden 
Neutralität des Staates gegenüber den Religionsgemein-
schaften erneut auf die Probe gestellt. Denn es fragt sich, 
ob und inwieweit der Islam überhaupt in das Wechsel-
spiel von Universität, Religion und Staat integriert wer-
den kann, ohne zentrale Elemente seiner spezifischen 
Organisationsstruktur, seiner Glaubenssysteme und theo-
logischen Traditionen zu verbiegen. Die Konzeption und 
der Status quo der Islamischen Theologie lassen darauf 
noch keine Antwort zu. Kritiker bemängelten allerdings 
schon bei der Einführung des Fachs, dass die Etablierung 
islamischer Wissensproduktion als Theologie den Islam 
in ein Zwangskorsett schnüre, das seiner Tradition fremd 
sei (Lohlker 2012: 117). Klar ist: Islamische Theologie 
bedeutet insofern eine religiöse Pluralisierung des Wis-
senschaftssystems, als sie dieses um eine religiöse Spiel-
art erweitert, seine Spielregeln aber nicht verändert. In 
diesem Sinne bestätigt sie zunächst das in Deutschland 
etablierte Zusammenspiel von Religionsgemeinschaft, 
Staat und Universität. 

Die Integration von Theologie in das moderne Hoch-
schulsystem beruht neben den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben auf einem normativen Verständnis von Univer-
sität: Danach ist die Universität eine gesellschaftliche In-
stitution, die weltanschauliche Diskurse aufnimmt, nach 
akademischen Prinzipien reflektiert und dann wieder in 
gesellschaftliche Teilsysteme einspeist (Schulze 2012: 
184f.). Darüber hinaus hat der Staat ein Interesse daran, 
die Produktion religiösen Wissens innerhalb staatlicher 
Institutionen zu beheimaten, denn dadurch lässt sie sich 
besser kontrollieren. Gerade die Vorstellung von einer zur 
universitären Theologie alternativen Produktion religiö-
sen Wissens, die sich von anerkannten hermeneutischen 
Verfahren und diskursethischen Prinzipien abkoppelt und 
abweichende Wahrheitsauffassungen nicht zur Kenntnis 
nimmt, war ein Argument dafür, Islamische Theologie 
einzuführen.182 Zwar gewährt der Staat den theologischen 
Wissenschaftsdisziplinen – in Kooperation mit der jeweili-
gen Religionsgemeinschaft – die Freiheit, Inhalte und Ver-
fahren der eigenen Religion selbst zu definieren und zu 
lehren. Er setzt aber darauf, dass die Produktion religiösen 
Wissens von nichtreligiösen Bezugsdisziplinen kritisch be-
gleitet wird und dass auch in der Theologie die akademi-
schen Diskursregeln eingehalten werden. Zudem verbindet 
der Staat mit der Theologie das Interesse, „religiöse Ori-
entierungen seiner Bürger und Bürgerinnen für die Stabi-
lität und Weiterentwicklung des Gemeinwesens fruchtbar 
zu machen“ (Wissenschaftsrat 2010: 56). Eine Islamische 
Theologie, die die islamischen Religionslehrer ausbildet, 
die deutsche Imam-Ausbildung institutionalisiert und die 
Diskurshoheit zu islamischen Fragen und Problematiken 
beansprucht, bietet dem Staat somit potenziell Zugriff auf 
die islamisch-theologische Wissensordnung und die religi-
ösen Orientierungen der deutschen Muslime.183 In diesem 
Sinne kann die Einführung einer Islamischen Theologie an 
der staatlichen Universität (auch) als ein Instrument ge-
sehen werden, um bestimmte Spielregeln durchzusetzen, 
die Glaubenssysteme und institutionellen Strukturen des 
religiösen Feldes neu zu ordnen und Mechanismen einer 
Bindung an das Gemeinwesen zu installieren. 

Daraus ergibt sich aber eine immanente Spannung: 
Die (legitime) Funktionalisierung von Theologie als Instru-
ment für Integration und Vorbeugung gegen Fundamen-

182	� Vgl. dazu auch den Bericht des Wissenschaftsrats zu bekenntnisgebundenen Einrichtungen (Wissenschaftsrat 2014). Thomas Rachel, Staatssekretär 
des BMBF, positionierte die Islamische Theologie in einem Wettbewerb mit außeruniversitären Orten der „Islamvermittlung“ und argumentierte, 
eine akademische Produktion islamischen Wissens könne die Vielfältigkeit der Religion in Forschung und Lehre besser reflektieren (vgl. Rachel 
2013: 119–121).

183	� Schepelern Johansen (2008: 450) verweist darauf, dass die Etablierung der Islamischen Theologie und die Einführung eines IRU in ganz Europa auf 
dieses Motiv der Integration und ‚Zähmung‘ zurückgingen; sie begründet dies damit, dass beide Prozesse nach dem Prinzip von Kontrolle durch 
Teilhabe gestaltet seien. Vgl. auch den Evaluationsbericht zur Islamischen Theologie in den Niederlanden (Regioplan 2012).
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talismus184 (die aber auch zu einer enormen Verkürzung 
führt) birgt die Gefahr, dass sie (illegitimerweise) für die 
Zwangsaufklärung einer Religionsgemeinschaft instru-
mentalisiert wird. Diese Spannung gilt für alle Theolo-
gien, doch bei der Islamischen Theologie ist die Gefahr 
besonders groß. Denn der Islam verfügt in Deutschland 
(noch) nicht über eine Organisationstiefe, die einem 
staatlichen Ordnungsinteresse in dem Maße Einhalt ge-
bieten könnte, wie es den Kirchen möglich ist. Zum ei-
nen ist er dezentral organisiert, während die christlichen 
Kirchen und die jüdische Gemeinschaft vergleichsweise 
zentral-hierarchisch strukturiert sind. Zum anderen geht 
es im öffentlichen Diskurs über den Islam in Deutschland 
nicht nur darum, sich über Möglichkeiten und Grenzen 
einer Verortung des Islam in der deutschen Gesellschaft 
zu verständigen; dazu gehört auch das Motiv der Zwangs-
aufklärung dieser Religion und ihrer Gläubigen. Während 
das Personal der Islamischen Theologie im öffentlichen 
Diskurs als „Aufklärer“, „Reformer“ oder „liberale Musli-
me“ bezeichnet wird, erscheinen die islamischen Verbän-
de als „konservativ“, „integrationshinderlich“ und latent 
als „verfassungsfeindlich“. Diese dichotome Berichterstat-
tung illustriert, dass die Islamische Theologie als ein ge-
eignetes Instrument gesehen wird, um den Islam in den 
bestehenden Wertekonsens einzupassen.185

B.2.3.2 Zum Stand Islamischer Theologie an deut-
schen Hochschulen

Derzeit gibt es im Bereich der islamisch-theologischen 
und -religionspädagogischen Studien ca. 30 bekenntnis-
gebundene Professuren an 10 deutschen Hochschulen. 
Etwa 90 wissenschaftliche Mitarbeiter sind im akademi-
schen Mittelbau beschäftigt, viele von ihnen verfassen 
Dissertationen oder Habilitationen. Insgesamt bildet das 
Fach derzeit über 1.800 Studierende aus, die meisten von 
ihnen absolvieren ein Lehramtsstudium für islamische Re-
ligionslehre.186 Diese Zahlen sind im Wesentlichen das Re-
sultat einer Förderinitiative des BMBF, die 2010 durch die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Weiterentwick-

lung der Theologien in Deutschland angestoßen wurde. In 
einer ersten Auswahlrunde hatte das BMBF 2010 die Uni-
versitäten Münster (mit der Professur für islamische Religi-
onspädagogik am Centrum für religionsbezogene Studien) 
und Osnabrück (Zentrum für Interkulturelle Islamstudien) 
gemeinsam sowie die Eberhard Karls Universität Tübingen 
zu Zentren islamischer Studien ernannt. In einer zweiten 
Runde im Februar 2011 wählte es die Friedrich-Alexander-
Universität Erlangen-Nürnberg (Interdisziplinäres Zentrum 
für Islamische Religionslehre) und die Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt am Main (Institut für Studi-
en der Kultur und Religion des Islam) zusammen mit der 
Justus-Liebig-Universität Gießen aus. Insgesamt fördert das 
BMBF diese Standorte von 2011 bis 2016 mit 20 Millionen 
Euro; eine zweite Förderperiode wird sich anschließen.

Infolge ihrer Ernennung zu Standorten islamischer 
Studien gründeten sich einige der bestehenden Institu-
te noch einmal um oder erweiterten die Anbindungen 
innerhalb ihrer Universitäten.187 Eine Ausnahme bildet 
in diesem Prozess die Universität Tübingen und das dort 
2011 neu geschaffene Zentrum für Islamische Theologie: 
Es ist der einzige Standort, an dem es keinerlei Vorerfah-
rungen gab und keine Institution für islamisch-theologi-
sche Studien bestand. Neben diesen vom BMBF geförder-
ten Standorten gibt es einzelne Professuren für Islamische 
Theologie oder Religionspädagogik an den Hochschulen 
in Hamburg, Karlsruhe, Ludwigsburg und Paderborn. Die 
Einrichtung eines Instituts in Berlin ist geplant. 

Das gegenwärtige institutionelle und inhaltliche For-
mat der islamisch-theologischen Wissenschaftsdisziplin ist 
noch weitgehend von der Konzeption des Wissenschafts-
rats geprägt. Dieser analysiert in seinen Empfehlungen 
die Rolle und Struktur von Theologien und religionsbe-
zogenen Fächern im deutschen Wissenschaftssystem, 
skizziert die Maßnahmen, die für eine Neustrukturierung 
dieser Disziplinen erforderlich sind, und spricht sich dafür 
aus, „institutionell starke[ ] Einheiten für Islamische Studi-
en“ zu etablieren. Diese sollten zunächst nicht als theolo-
gische Fakultäten gegründet, sondern als Zentren an den 
(bekenntnisungebundenen) philosophischen Fakultäten 

184	� Die damalige Wissenschaftsministerin Annette Schavan etwa bewertete Islamische Theologie als Teil einer „modernen Integrationspolitik“, die 
der religiösen Pluralität in Deutschland Rechnung trage (Schavan 2010). Auch Thomas Rachel, Staatssekretär des BMBF, stellte darauf ab, dass 
die Theologie „Tendenzen zur Vereinseitigung und Fundamentalisierung“ von Religionen vorbeuge (Rachel 2013: 119–121). Das CDU-geführte 
Wissenschaftsministerium in Baden-Württemberg begründete im Landtag die Einrichtung des Tübinger Zentrums ebenfalls mit dem Aspekt der 
Integration (vgl. BaWü-Lt.-Drs. 14/7439).

185	� Vgl. dazu u. a. European Online 2015; Focus 2015; Welt 2014; Deutschlandfunk 2013.
186	� Siehe https://www.bmbf.de/de/islamische-theologie-367.html, 14.01.2016. Diese Zahlen berücksichtigen auch die Hochschulen Hamburg, Karls-

ruhe, Ludwigsburg und Paderborn, sie beinhalten also auch Professuren, Mitarbeiter und Studierende außerhalb der BMBF-finanzierten Standorte.
187	� An der Universität Erlangen-Nürnberg wurde 2011 das Department Islamisch-Religiöse Studien (DIRS) gegründet, an der Universität Frankfurt am 

Main das Zentrum für Islamische Studien (ZIS). An der Universität Osnabrück wurde das Zentrum für Interkulturelle Islamstudien 2012 in Institut 
für Islamische Theologie umbenannt; die Universität Münster gründete im gleichen Jahr das Zentrum für Islamische Theologie (ZIT).

https://www.bmbf.de/de/islamische-theologie-367.html
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der Universitäten eingerichtet werden (Wissenschaftsrat 
2010: 7, 76, 78).188

Im Hinblick auf den inhaltlichen Aufbau des Fachs 
orientiert sich der Wissenschaftsrat zunächst weitgehend 
am klassischen Kanon islamischer Theologie,189 den er um 
zwei Bereiche ergänzt, nämlich die islamische Ökumene 
und islamische Religionspädagogik. Diese Bereiche – die 
Auseinandersetzung mit der islamischen Pluralität und 
den christlichen Religionsgemeinschaften und die Erar-
beitung einer islamischen Pädagogik für den Religionsun-
terricht an staatlichen Schulen – zeigen, dass bei der Kon-
zeptionierung der islamischen Selbstreflexion versucht 
wurde, den Anforderungen des deutschen Kontextes 
Rechnung zu tragen. Alle Zentren bemühen sich, diesem 
Anspruch in Forschung und Lehre zu entsprechen. So ha-
ben fast alle Standorte den traditionellen Wissenskanon 
– Koran und Hadith, islamisches Recht, Arabisch, Philo-
sophie, Geschichte – um islamische Religionspädagogik 
ergänzt; diese bildet mit acht rein religionspädagogisch 
ausgerichteten Professuren auf der Ebene der Lehrstühle 
sogar den stärksten Zweig der Islamischen Theologie. Zu-
dem sind an allen Standorten auch Stellen mit nichtmusli-
mischen Angehörigen anderer Fächer besetzt. So werden 
vor allem Nachwuchsforschergruppen interdisziplinär und 
bekenntnisungebunden zusammengestellt. Dies geht auf 
eine Vorgabe des BMBF zurück, das damit die interdiszi-
plinäre Offenheit des Fachs sicherstellen will (vgl. BaWü-
Lt.-Drs. 14/7439). Derzeit zeigt sich das Fach gegenüber 
seinen Nachbardisziplinen sehr offen. Dies wird dadurch 
unterstrichen, dass an wissenschaftlichen Veranstaltun-
gen in hohem Maß fachexterne Wissenschaftler beteiligt 
sind: 47 Prozent der Beiträge stammen von Wissenschaft-
lern außerhalb der Disziplin.190 Das entspringt u. a. dem 
Bedürfnis nach einem kritischen Dialog bzw. dem Wunsch, 
die theologischen Wissenschaftsdisziplinen durch ihre sä-
kularen Bezugswissenschaften zu befruchten. 

Die starke Einbindung nichttheologischer Wissens-
bestände ist nur einer von mehreren Aspekten, die die 
Islamische Theologie in Deutschland von der Produktion 

islamischen Wissens in muslimischen Ländern unterschei-
den. Die Professoren des Fachs verweisen beispielswei-
se darauf, dass die Islamische Theologie in Deutschland 
keine theologische Tradition habe, an die sie nahtlos 
anknüpfen könne.191 Da es in Deutschland bisher keine 
systematisch betriebene Islamische Theologie gab, ist es 
nicht möglich, vorhandenes Wissen zu tradieren; stattdes-
sen müssen zunächst grundlegende islamische Wissens-
bestände übertragen, kritisch gesichtet, ggf. transformiert 
und neu genutzt werden. Dies beinhaltet etwa, an die 
Quellentexte mit neuen Methoden heranzugehen sowie 
die bestehenden islamisch-theologischen Subdisziplinen 
zu überprüfen und ggf. neue zu entwickeln. Hinzu kommt 
die praktische Aufgabe, an den jeweiligen Universitäten 
ein neues Fach aufzubauen, um die Voraussetzungen für 
diese Neuordnung zu schaffen.

Die deutlichste Angleichung an die in Deutschland 
bestehenden theologischen Wissenschaftsdisziplinen 
liegt darin, dass bei der akademischen Produktion isla-
mischen Wissens die islamische Glaubensgemeinschaft 
ein Mitspracherecht erhält. Um Islamische Studien und 
die dazu erforderliche Kooperation von muslimischer 
Religionsgemeinschaft und Hochschulen erfolgreich eta-
blieren zu können, hat der Wissenschaftsrat empfohlen, 
„theologisch kompetente[ ] Beiräte[ ] für Islamische Stu-
dien“ einzurichten, die bei der Besetzung von Professuren 
und der Ausgestaltung der Studieninhalte und Abschlüsse 
mitwirken sollen. Bei der Besetzung von Professuren soll-
ten sie die Kandidaten allerdings nicht fachlich, sondern 
lediglich religiös beurteilen. Gleichzeitig sollte das islami-
sche Feld durch die Übertragung bestehender religions- 
und wissenschaftsrechtlicher Strukturen nicht verkirchlicht 
werden. Der Wissenschaftsrat empfahl daher, die Beirä-
te mit Vertretern islamischer Verbände – wenn möglich 
des KRM – und muslimischen Einzelpersonen zu beset-
zen, um „dem Selbstverständnis der Muslime, der Viel-
falt ihrer Organisationsformen in Deutschland sowie den 
Anforderungen an theologische Kompetenz Rechnung 
[zu] tragen“ (Wissenschaftsrat 2010: 80). Diese Konzep-

188	� In seinen Empfehlungen sprach der Wissenschaftsrat von „Islamischen Studien“, um „die Unterschiede zu den christlichen Theologien nicht zu 
verdecken und dem Selbstverständnis islamischer Gelehrsamkeit Rechnung zu tragen“ (Wissenschaftsrat 2010: 56). Peter Strohschneider, dama-
liger Vorsitzender des Wissenschaftsrats, begründete dies mit dem Neutralitätsgebot des Staates: „[D]er bekenntnisneutrale Staat [kann] wohl an 
der weiteren Verwissenschaftlichung der Selbstreflexion des Islam, nicht aber an dessen Verchristlichung interessiert sein” (Strohschneider 2010: 
3). Der Wissenschaftsrat umgeht zwar den Begriff Theologie; diese Begriffssensibilität verhindert aber nicht, dass er den islamischen Studien 
eine Signatur verleiht, die stark vom deutschen theologischen Kontext geprägt ist. Der Begriff hat sich denn auch nicht durchgesetzt; nur an der 
Universität Frankfurt wurde er für das dortige Zentrum gewählt.

189	� Dazu zählt er die Fächer Exegese mit einem Schwerpunkt auf Koran und Sunna, systematische Theologie, historische Theologie, islamisches Recht 
und praktische Theologie.

190	� Auf wissenschaftlichen Veranstaltungen von Mitte 2010 bis Anfang 2015 stammten 20 Prozent der Beiträge von Angehörigen der Islamwissen-
schaften, weitere 11 Prozent von christlichen Theologen. Dann folgen Beiträge aus anderen Fächern wie Religionswissenschaften, Philosophie, 
Pädagogik und Soziologie. Untersucht wurden 33 Workshops, Tagungen und Konferenzen, die in diesem Zeitraum von den Standorten für Islamische 
Theologie durchgeführt wurden und auf denen insgesamt 578 inhaltliche Beiträge präsentiert wurden.

191	� Das geht aus einer Studie hervor, die Fachkonzeptionen und -verständnisse der Professoren der Islamischen Theologie untersucht (Engelhardt 
2015).
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tion der Mitsprache zielte also darauf ab, die deutschen 
Muslime in ihrer pluralen Gesamtheit zu berücksichtigen, 
anstatt das Fach auf einzelne muslimische Konfessionen 
auszurichten, die jeweils von organisierten Religionsge-
meinschaften repräsentiert werden. Dies entspricht dem 
Umstand, dass eine Islamische Theologie eingerichtet 
wird und nicht eine sunnitisch-schiitische oder nach den 
anderen muslimischen Rechtsschulen differenzierte Theo-
logie. Anders als das Christentum, das an der Universität 
nach seinen Konfessionen ausdifferenziert ist, wurde die 
Islamische Theologie also überkonfessionell etabliert.

Der Wissenschaftsrat begründet die Einrichtung is-
lamischer Beiräte damit, dass „der bekenntnisneutrale 
Staat nicht die alleinige Verantwortung für die Inhalte 
des Theologiestudiums oder der Religionslehrerausbil-
dung übernehmen [kann]. Dazu bedarf es der Koopera-
tion mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft.“ Er sieht 
die Beiräte also als Verbindungsglied zur Religionsge-
meinschaft und argumentiert, dass durch die Parallele zu 
den christlichen Theologien das Staatskirchenrecht wirk-
sam werde (Wissenschaftsrat 2010: 78–80). Rechtlich ist 
dies vergleichsweise unproblematisch: Die bestehenden 
Regelungen werden auf einen neuen Anwendungsfall 
übertragen. Religionssoziologisch betrachtet setzt diese 
Gleichsetzung allerdings auch voraus, dass die religiöse 
Organisation von Islam und Christentum hinreichend ähn-
lich ist, um bei deren akademischer Selbstauslegung die 
Religionsgemeinschaft in der gleichen Weise einzubezie-
hen. Dabei haben die islamischen Verbände grundsätzlich 
die Möglichkeit, ungeachtet ihrer nationalen, kulturellen 
oder politischen Differenzierung im Zusammenspiel von 
Staat, Religion und Wissenschaft kirchenähnliche Funk-
tionen zu übernehmen. Die Institutionalisierung von 
Mitspracherechten in der Islamischen Theologie beför-
dert also in gewisser Weise ebendie Verkirchlichung der 
Strukturen des Islam, gegen die der Wissenschaftsrat sich 
eigentlich ausgesprochen hatte.

Die einzelnen BMBF-geförderten Zentren haben das 
vorgeschlagene Beiratsmodell unterschiedlich umge-
setzt: Die Universität Erlangen-Nürnberg hat einen Beirat 
etabliert, ohne islamische Verbände einzubeziehen; der 
dortige Beirat besteht nur aus muslimischen Einzelperso-
nen aus dem In- und Ausland. Die Universität Frankfurt 
hat keinen Beirat eingerichtet, sondern die Ahmadiyya-
Gemeinschaft, die in Hessen als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts anerkannt ist, und die Landesorganisation 
DITIB Hessen zu Ansprechpartnern ernannt. In Münster 
war zunächst ein Beiratsmodell geplant, in dem Mitglie-
der des KRM und muslimische Einzelpersonen paritätisch 
vertreten sein sollten. Dieser Plan wurde nach längerem 
öffentlichen Streit aufgegeben, anstelle eines Beirats ist 
nun der KRM alleiniger Ansprechpartner. Am Standort Os-
nabrück sind alle Beiratsposten mit Verbandsvertretern 
besetzt. Lediglich an der Universität Tübingen besteht der 
Beirat aus Verbandsvertretern und muslimischen Einzel-

personen. Außerhalb der vom BMBF geförderten Standor-
te gibt es keine oder nur lose Beiratsmodelle.

B.2.3.3 Strukturelle und inhaltliche Herausforde-
rungen für die Islamische Theologie in Deutsch-
land 

Sechs Jahre nach den Empfehlungen des Wissenschafts-
rats ist die Islamische Theologie noch dabei, in Forschung 
und Lehre die entscheidenden Weichen für ihre inhaltli-
che Ausrichtung zu stellen. Der Aufbau islamisch-theo-
logischer Wissensbestände, Methoden und Didaktiken 
steht noch am Anfang, ebenso wie eine Verständigung 
der Fachvertreter darüber, welche Inhalte und Kompeten-
zen das Studium an allen Standorten vermitteln soll. Hier 
sind gemeinsame Diskurse notwendig, die dem Fach bun-
desweit und international eine erkennbare Kontur geben. 
Dabei muss das Fach intern wie auch im Dialog mit der 
muslimischen Glaubensgemeinschaft und der Politik klä-
ren, inwieweit die bestehenden universitären Strukturen 
theologischer Wissensproduktion auf den Islam übertra-
gen werden können und wo sich die Islamische Theologie 
inhaltlich wie strukturell eigene Formate erarbeiten muss. 

Problemfall islamische Beiräte
Darüber hinaus stehen die Islamische Theologie und isla-
mische Verbände vor der Herausforderung zu definieren, 
wie theologische Wissenschaftsdisziplin und muslimische 
Glaubensgemeinschaft zusammenwirken sollen und kön-
nen. Hier sehen die Fachvertreter in Bezug auf die islami-
schen Verbände vor allem zwei Konfliktpunkte: Zum einen 
empfinden sie die institutionelle Gestaltungsmacht, die 
den Verbänden eingeräumt wurde, mehrheitlich als illegi-
tim; zum anderen meinen sie, dass die Verbände Ausrich-
tung, Aufgaben und Betrieb der Islamischen Theologie an 
der Universität anders sehen. Der Konflikt entzündet sich 
also vor allem daran, dass die wissenschaftliche Autono-
mie, die Islamische Theologie als Wissenschaftsdisziplin 
unabhängig zu gestalten, eingeschränkt ist. 

Die Professoren des Fachs sind sich weitgehend einig, 
dass der Adressat der Islamischen Theologie außerhalb 
der Universität die muslimische Glaubensgemeinschaft 
als Ganze ist. Damit bestätigen die Fachvertreter den 
paradigmatischen Bezug von Theologie zur Glaubens-
gemeinschaft. Die meisten von ihnen sehen dabei alle 
Muslime als Angehörige der Glaubensgemeinschaft, die 
ihre Bezugsgruppe bildet; Glaubensgemeinschaft wird 
also eher inklusiv verstanden. Die Annahme, dass isla-
mische Beiräte eine Verbindung zur muslimischen Glau-
bensgemeinschaft herstellen könnten, die anderweitig 
nicht gegeben sei, halten die meisten für falsch. Auch 
die Zusammenarbeit mit den islamischen Verbänden, 
die über die Beiratsmodelle geregelt wird, beurteilen die 
Professoren überwiegend negativ: Sie kritisieren den Ein-
bezug der islamischen Verbände als massiven Eingriff in 
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die wissenschaftliche Autonomie. Umgekehrt wird auch 
die Einpassung der Islamischen Theologie in das Bezie-
hungsgeflecht von Religion, Staat und Wissenschaft mit 
Blick auf die Einrichtung islamischer Beiräte als unverein-
bar mit den epistemischen und sozialen Traditionen der 
Produktion islamischen Wissens wahrgenommen (Engel-
hardt 2015).

Der Fall Mouhanad Khorchide
Besonders aufschlussreich für die strukturelle Problematik 
im Verhältnis zwischen Theologie und Glaubensgemein-
schaft ist die Diskussion um Mouhanad Khorchide, den 
Leiter des Zentrums für Islamische Theologie an der Uni-
versität Münster.192 Khorchide veröffentlichte 2012 eine 
Monografie mit dem programmatischen Titel „Islam ist 
Barmherzigkeit“, in der er die These vertritt, dass der 
Islam als Religion der Barmherzigkeit zu verstehen sei 
(Khorchide 2012). Sein Buch sowie verschiedene öffent-
liche Äußerungen zur stockenden Konstituierung des 
islamischen Beirats für das ZIT Münster setzten eine Dis-
kussion über ihn und seine Thesen in Gang. Im Januar 
2013 forderten ihn die Vorsitzenden der SCHURA Hamburg 
zur „Reue“ auf, und im Dezember 2013 veröffentlichte 
der KRM eine umfangreiche Stellungnahme193 zu seiner 
Publikation. Zeitgleich gab die DITIB eine Pressemittei-
lung heraus, in der sie die Zusammenarbeit mit Khorchide 
aufkündigte. 

Die Diskussion um Khorchide illustriert die inhaltli-
chen Erwartungen der islamischen Verbände an die Is-
lamische Theologie.194 Sie zeigt erstens eine Spannung 
zwischen verschiedenen Konzeptionen von Theologie, die 
einerseits als tradierungsorientierte Religionsgelehrsam-
keit gefasst wird und andererseits als kritische Reflexion 
von Religion. Zweitens verdeutlicht sie die ungeklärte 
Frage, ob die Glaubensgebundenheit der Islamischen 
Theologie sich auf den Islam insgesamt bezieht oder die 
konfessionellen Grenzen islamischer Glaubenstraditionen 
beachten muss. 

Darüber hinaus zeigt der Fall Khorchide, wie die isla-
mischen Verbände die Islamische Theologie als Plattform 
nutzen können, um über ihre institutionalisierten Mitspra-
cherechte faktisch als Religionsgemeinschaft anerkannt 
zu werden. Diese Anerkennung hängt vor allem davon 
ab, inwieweit sich die Verbände als repräsentative Zu-
stimmungsgemeinschaften der deutschen Muslime eta-
blieren können. Die islamischen Verbände beanspruchen 
Mitspracherechte in Bezug auf die Islamische Theologie 
also mit der Begründung, dass sie die muslimische Glau-
bensgemeinschaft insgesamt institutionell und inhaltlich 
vertreten. 

Dieser Anspruch wird insbesondere in der Stellung-
nahme des KRM zu Mouhanad Khorchide deutlich, die zu-
nächst darauf abhebt, dass Khorchide durch seine Thesen 
und öffentlichen Äußerungen das Vertrauen der Muslime 
verloren habe. Weiterhin wird konstatiert, er habe das 
Vertrauensverhältnis zwischen Islamischer Theologie und 
den Verbänden und Gläubigen gestört. Daher sehe sich 
die DITIB gezwungen, Khorchide für „nicht tragbar“ zu 
erklären, und fordere die Verantwortlichen der Univer-
sität Münster auf, „entsprechende Schritte einzuleiten“. 
Der damalige Sprecher des KRM, Bekir Alboğa (DITIB), 
kommt im Vorwort zu dem Schluss, Khorchide habe sei-
ne „Verpflichtung der Bekenntnisgebundenheit, zu der 
er sich als verfassungsrechtlichem Auftrag bekannt hat, 
verletzt […] und seine diesbezügliche unterschriftliche 
Zusicherung gegenüber dem KRM gebrochen“. Dies habe 
das Vertrauen der muslimischen Community in ihn nach-
haltig erschüttert (KRM 2013b: 6). 

Die Stellungnahme selbst bestätigt allerdings im 
Gegenteil Khorchides Bekenntnisgebundenheit. So kon-
statiert die Koautorin Seyda Can (DITIB): „Die Existenz 
Gottes steht bei Khorchide außer Frage“ und „Diesbezüg-
lich [gemeint sind die Eigenschaften Gottes] sieht er den 
Koran als die einzige Möglichkeit, etwas über Gott und 
seine Eigenschaften aussagen zu können“ (KRM 2013b: 
14). Zusammenfassend stellt sie fest: „Bezogen auf seine 

192	� Khorchide ist seit 2010 Nachfolger des zuvor abgesetzten Muhammad Sven Kalisch. Dieser war 2004 berufen worden, hatte aber im Jahr 2008 
Zweifel an der historischen Existenz Mohammeds erklärt und war daraufhin nach Protesten der Studenten und der islamischen Verbände auf eine 
bekenntnisungebundene Professur an der Universität Münster versetzt worden. Dies war das erste Mal, dass islamische Verbände und nichtorga-
nisierte Muslime von ihrem Recht auf Widerspruch gegen einen berufenen Professor Gebrauch machten. Allerdings hatte sich Kalisch mit seinen 
Thesen klar außerhalb des muslimischen Glaubensverständnisses positioniert, insofern wurde der Fall in der muslimischen Gemeinschaft kaum 
diskutiert.

193	� Der KRM selbst spricht von einem „Gutachten“. Aus Gründen der begrifflichen Genauigkeit wird das Papier aber im Folgenden als Stellungnahme 
bezeichnet, da es bestimmte Merkmale eines Gutachtens nicht erfüllt: Die Autoren eines Gutachtens sind in der Regel Experten, die über Wissen 
und Erfahrung in dem betreffenden Gebiet verfügen (Sachverständige); sie sind in den zu begutachtenden Sachverhalt nicht involviert (Unpar-
teilichkeit); ein Gutachten stellt zunächst den Sachverhalt unparteiisch dar, bevor es zu einer Bewertung kommt (Objektivität). Alle drei Aspekte 
erfüllt das Papier des KRM nicht. Als sachverständig ist lediglich die Mitautorin Seyda Can ausgewiesen, die ausgebildete Theologin ist. Mindestens 
drei der vier Autoren sind – zum Teil hochrangige – Akteure der islamischen Verbände, die im KRM zusammengefasst sind, und können somit nicht 
als unparteilich gelten. Auch eine objektive Darstellung des Sachverhalts fehlt in weiten Teilen des Papiers: Anstatt die Leser über den Inhalt von 
Khorchides Publikation zu informieren, werden bereits auf den ersten Seiten der Schrift die Kritikpunkte in den Vordergrund gestellt.

194	� Ein Kritikpunkt, der in Diskussionen um Khorchide immer wieder vorgetragen wird, ist, dass dieser durch eine positive Selektion den Islam „ver-
wässere“, indem er ihn an theologische Topoi christlicher Religiosität anlehne. Eine andere Kritik richtet sich eher auf Khorchides (mangelnde) 
wissenschaftlich-theologische Qualifikation: Seine Publikationen seien sehr stark populärwissenschaftlich orientiert und richteten sich selten 
originär an die theologische Fachcommunity.
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religiösen Einstellungen ist laut seiner eigenen Aussagen 
zu entnehmen, dass er trotz seiner undifferenzierten und 
teilweise auch unsachlichen Einlassungen ohne Zweifel 
sich im Rahmen der islamischen Lehre bewegt. Seine 
Ausführungen über die Glaubensgrundsätze lassen kei-
nen Zweifel, dass er an Gott glaubt und den Propheten 
ehrt“ (KRM 2013b: 30). Die Stellungnahme spricht Khor-
chide also nicht das Bekenntnis zum Islam ab. Vielmehr 
verweist sie darauf, dass die Islamische Theologie in dem 
Sinne konfessionsgebunden sei, dass die Theologen an 
Rechtsschulen bzw. Denktraditionen des Islam gebunden 
seien. Aufschlussreich ist in dieser Hinsicht Cans Resü-
mee, dass wesentliche Positionen Khorchides „mit der 
sunnitischen Lehre nicht vereinbar seien“. Darum findet 
sie es bemerkenswert, dass Khorchide „Leiter und Lehr-
stuhlinhaber eines konfessionsgebundenen islamischen 
Zentrums“ sein könne (KRM 2013b: 30, Herv. d. SVR). 
Allerdings gibt es zwischen der Universität Münster und 
dem KRM keine Vereinbarung darüber, dass die Lehrstuhl-
inhaber am Zentrum für Islamische Theologie in einer be-
stimmten Weise konfessionell gebunden sein müssten. 
Auch die Empfehlungen des Wissenschaftsrats beinhalten 
keinerlei Einschränkungen dieser Art. In allen Papieren ist 
lediglich von Bekenntnisgebundenheit die Rede, und die-
se bezieht sich auf die Religion des Islam, nicht auf eine 
bestimmte Konfession innerhalb des Islam.195 

Der KRM verbindet hier inhaltliche Argumente mit 
einem institutionell-religionsgemeinschaftlichen Ansatz. 
Denn neben den konfessionell-theologischen Aspekten 
verweisen die Verbände wiederholt darauf, dass Khor-
chides Lehrtätigkeit an der Universität Münster die Ak-
zeptanz der dortigen Studenten in den Gemeinden und 
ihre Übernahme in den Schuldienst gefährden könnte.196 

Damit greifen sie die Argumentation auf, die das Bun-
desverfassungsgericht mit Blick auf die christlichen Theo-
logien geltend gemacht hat: dass die Akzeptanz durch 
die Religionsgemeinschaften für die Tragfähigkeit von 
theologischem Lehrpersonal entscheidend sein kann.197 

Analog zu den Kirchen verweisen somit auch die isla-
mischen Verbände darauf, dass der Lehrstuhlinhaber von 
den Gläubigen nicht mehr akzeptiert werde. Zu fragen ist 
allerdings, für welche Gläubigen die Verbände in diesem 
Fall sprechen können. Die Mehrheit der deutschen Mus-
lime ist nach wie vor nicht in einem Verband organisiert. 
Das ist zwar keine Voraussetzung für die Anerkennung als 
Religionsgemeinschaft, worauf die Verbände zu Recht ver-
weisen. Wenn sich die Islamische Theologie aber nur nach 
den (zukünftig) als Religionsgemeinschaften anerkannten 
Verbänden richtete – die nicht konfessionell organisiert 
sind –, schlösse sie einen Großteil der muslimischen Glau-
bensgemeinschaft aus. Die nicht organisierten Muslime 
sind jedoch ebenso Adressaten der Islamischen Theologie 
wie der organisierte Teil der muslimischen Community, 
den die Verbände repräsentieren. Weder der Wissen-
schaftsrat noch die islamischen Verbände unterscheiden 
in ihren Wortmeldungen zur Islamischen Theologie zwi-
schen organisierten und nicht organisierten Muslimen. 
Wenn die Verbände ihre Gestaltungsmöglichkeiten in der 
Islamischen Theologie nutzen, wirkt sich das aber auf die 
muslimische Glaubensgemeinschaft insgesamt aus.198 

Den islamischen Verbänden bieten sich also zwei 
Argumentationslinien, um ihre Deutungsmacht in An-
schlag zu bringen und von ihrem (nachträglichen) Be-
anstandungsrecht in Bezug auf berufene Professoren 
Gebrauch zu machen: Erstens können sie vorbringen, 
der Lehrstuhlinhaber habe die Bekenntnisgebundenheit 

195	� Auch Behr stellt fest, dass diese Argumentation auf eine konfessionelle Gebundenheit zielt, die für ihn über ein legitimes religiöses Differenzkri-
terium hinausgeht. Er kritisiert das Ziehen konfessioneller Grenzen als „Gesinnungsargument“ und fordert, die Relevanz konfessioneller Aspekte 
bezogen auf muslimische Theologen zu klären (Behr 2013: 16).

196	� Diese Vorbehalte scheinen sich aber zum Frühjahr 2014 aufgelöst zu haben, nachdem sich ein runder Tisch unter Beteiligung des Wissenschafts-
ministeriums Nordrhein-Westfalen, der Universität Münster und des KRM darauf geeinigt hatte, das angestrebte Beiratsmodell in Münster zu 
modifizieren: Anstelle der ursprünglich vorgesehenen paritätischen Beteiligung muslimischer Einzelpersonen wurde nun dem KRM vorläufig das 
alleinige Mitspracherecht gewährt (vgl. IslamIQ 2014).

197	� In den christlichen Theologien ist es schon verschiedentlich vorgekommen, dass Professoren abgesetzt wurden. Wie der Religionswissenschaftler 
und Theologe Bernhard Uhde (2013: 5) in einer Stellungnahme zum KRM-Papier erläutert, entziehen christliche Kirchen die Lehrerlaubnis im 
Allgemeinen dann, „wenn unverzichtbare Grundüberzeugungen der jeweiligen Konfession oder Religion nicht nur nicht geteilt, sondern als irrig 
erklärt werden“. Katholische Theologen, die wegen Zurückweisung bestimmter Dogmen der katholischen bzw. christlichen Lehre ihres Lehrstuhls 
enthoben wurden, sind Hans Küng (1979), Uta Ranke-Heinemann (1987) und Eugen Drewermann (1991). Zuletzt verhandelte das Bundesverfas-
sungsgericht 2008 den Fall des evangelischen Theologieprofessors Gerd Lüdemann an der Universität Göttingen, der u. a. die Lehre Jesu und den 
Glauben an dessen Auferstehung als „Irrtum“ bezeichnet und sich vom Christentum losgesagt hatte. Die Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen forderte daraufhin, ihn abzusetzen bzw. in einen bekenntnisungebundenen Forschungsbereich der Universität zu versetzen. Die 
Universität kam der Forderung nach und verpflichtete Lüdemann, anstelle des Fachs „Neues Testament“ fortan das Fach „Geschichte und Literatur 
des frühen Christentums“ zu vertreten. Das angerufene Verfassungsgericht entschied dazu, „dass der Ausschluss eines nicht mehr bekennenden 
Theologieprofessors aus der bekenntnisgebundenen Theologieausbildung durch die Zuweisung eines anderen Fachs mit der Wissenschaftsfreiheit 
vereinbar“ und gerechtfertigt sei. Es sei einer theologischen Fakultät nicht zuzumuten, wenn zum einen ihre Lehrenden „öffentlich nicht mehr 
an den Glaubensüberzeugungen der Kirche festhalten“ und zum anderen die Kirchen die Lehre an der Fakultät „nicht mehr als bekenntnisgemäß 
ansehen und in der Konsequenz ihre Absolventen nicht als Geistliche aufnehmen und an ihr ausgebildete Religionslehrer nicht zum bekenntnis-
gebundenen Religionsunterricht zulassen würden“ (Bundesverfassungsgericht 2009).

198	� So wirkt sich etwa die Abberufung eines Professors auf alle seine Studenten und Mitarbeiter aus, nicht nur auf diejenigen, die in einem der isla-
mischen Verbände organisiert sind oder sich einem solchen zugehörig fühlen.
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verletzt. Für die Bindung an eine islamische Konfession 
bieten die Rahmenbedingungen des Fachs keine ausrei-
chende Tragfähigkeit im öffentlichen und akademischen 
Diskurs. Ein solches Argument muss also letztlich dem 
Lehrstuhlinhaber eine Abkehr von grundlegenden musli-
mischen Glaubenssätzen nachweisen, so dass nicht mehr 
von einem Bekenntnis zum Islam generell gesprochen 
werden kann.199 Zweitens können die Verbände analog zu 
den Kirchen darauf verweisen, dass der Lehrstuhlinhaber 
von den Gläubigen nicht (mehr) hinreichend akzeptiert 
werde. Hier sind Islamische Theologie und islamische 
Verbände gefordert zu klären, inwieweit sich das isla-
misch-theologische Personal im Rahmen der Glaubens
traditionen und -auffassungen der Verbandsorganisati-
onen bewegen muss und in welchem Maße es davon 
unabhängig forschen und lehren kann. Diese Diskussion 
wurde bisher nicht (ausreichend) geführt. Gerade in der 
Anfangsphase der Etablierung einer neuen akademischen 
Disziplin müssen alle Beteiligten diesbezüglich Geduld 
haben; dennoch sollten sie diese unbedingt erforderliche 
Diskussion zeitnah nachholen. 

Unterschiedliche Vorstellungen von der universitären 
Produktion muslimischen Wissens 
Die Diskussion, inwieweit das Personal und die Inhalte 
der Islamischen Theologie an der ‚Basis‘ akzeptiert sind, 
entzündet sich auch an unterschiedlichen Vorstellungen 
davon, wie an der Universität religiöses Wissen produziert 
wird. In den Wortmeldungen islamischer Verbände zum 
Fach dominieren Auffassungen von Islamischer Theologie, 
die sich auf Tradierung und Stärkung der Identität orien-
tieren. Zwar wird es für eine Beheimatung von Muslimen 
in Deutschland als notwendig angesehen, die islamische 
Wissensordnung zu verändern; ein zentrales Motiv von is-
lamischer Theologie scheint aber zu sein, in der Diaspora 
die Tradition zu bewahren. So vermittelte Mustafa Yoldaş, 
Vorstand des SCHURA Hamburg, bereits 2002 in seinen 
Vorstellungen zu Inhalten und Aufgaben einer möglichen 
Professur für Islamische Theologie in Hamburg deutlich 
die Erwartung, dass diese die muslimische Identitätsbil-
dung stärken und den islamischen Glauben auf qualitativ 
hohem Niveau vermitteln solle. Nach diesem Verständnis 
hat Theologie weniger die Funktion, die eigene Religion 
kritisch zu reflektieren, sondern dient vor allem dazu, die 
religiöse Identität zu stärken. Entsprechend werden Stu-
dium und Lehre für die Vermittlung des Glaubens funkti-
onalisiert (Yoldaş 2002: 146–149). 

Auch der damalige KRM-Sprecher Bekir Alboğa (DI-
TIB) weist darauf hin, dass für das Betreiben Islamischer 
Theologie an deutschen Universitäten „nicht alles neu 
erfunden oder entdeckt werden [muss]. Man kann auf 
die 14 Jahrhunderte hindurch in anderen Teilen des Glo-
bus geleistete Arbeit von Islamgelehrten, die zahlreichen 
Quellen und Ressourcen zurückgreifen, um eine Grund-
versorgung der Islamischen Theologie in Deutschland 
gewährleisten zu können. Dies kann etwa durch Über-
setzungstätigkeit der Lehre ins Deutsche und ihre Aufar-
beitung für unsere heutige Zeit sowie durch Kooperation 
mit anderen Lehrstühlen für Islamische Theologie, unter 
anderem auch im Ausland, stattfinden“ (KRM 2013b: 4). 
Im Vordergrund steht hier also, die muslimische Identität 
einer Gruppe zu bekräftigen, die immer noch häufig als 
Diaspora in einer nichtmuslimischen Gesellschaft wahrge-
nommen wird. Theologie soll die Identität stärken, nicht 
irritieren, sie soll der ‚Basis‘ den Glauben spiegeln, ohne 
die islamische Tradition und Lebenspraxis zu kritisieren 
(DITIB 2013).200 

Die Professoren des Fachs betrachten eine Beschäfti-
gung mit den Quellen und Urtexten als selbstverständli-
chen Teil ihrer wissenschaftlichen Arbeit. Darüber hinaus 
sehen sie aber auch die kritische Auseinandersetzung 
mit kanonisierten Gelehrtenautoritäten, paradigmati-
schen Lehrmeinungen sowie überlieferten Wissensbe-
ständen und Alltagspraktiken als konstitutives Merkmal 
von Wissenschaft. Anstatt Traditionen einfach unhinter-
fragt zu übernehmen, stellen sie die kritische Betrach-
tung als zentrales Merkmal moderner Wissenschaften 
in den Fokus. Entsprechend sehen sich die Professoren 
von den islamischen Beiräten und Verbänden mitunter 
– wohl durchaus zu Recht – in ihrer wissenschaftlichen 
Autonomie eingeschränkt oder zumindest angegriffen. 
Darüber hinaus betrachten viele von ihnen die Verbän-
de als politische Interessengruppen mit eingeschränkter 
theologischer Kompetenz und schätzen ihren möglichen 
konstruktiven Beitrag zum Aufbau der Islamischen Theo-
logie als eher gering ein.  Der SVR teilt die von der 
Hochschullehrerschaft vorgebrachte Kritik und fordert 
die Verbände auf, die akademische Freiheit stärker als 
bislang zu respektieren. 

Gefahr einer ‚bestellten‘ Theologie
Außer durch islamische Verbände ist eine unabhängige 
Islamische Theologie auch durch Politik und Öffentlich-
keit gefährdet. Der Wunsch nach einer ‚teleologischen 

199	� Im Fall Kalisch rechtfertigten dies z. B. seine öffentlich geäußerten Zweifel an der Existenz des Propheten Mohammed. Das zeigt, wie hoch die 
Hürden für die Erfüllung dieses Arguments liegen.

200	� Die Vorstellungen, die die islamischen Verbände zum Auftrag der Islamischen Theologie äußern – dass sie die Religion des Islam lehren solle –, 
decken sich zum Teil mit ihren Erwartungen an IRU.
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Theologie‘, d. h. die Erwartung an das Fach, den Islam 
zu ‚domestizieren‘ und in ein bestehendes Wertegefü-
ge einzupassen, setzt Mechanismen in Gang, die keiner 
wissenschaftlichen Logik folgen. Je höher diese Erwartung 
ist, desto stärker bringt sie die Islamische Theologie in 
Versuchung, theologische Thesen vorzubringen, die von 
der medialen und politischen Öffentlichkeit positiv rezi-
piert werden. Eine solche ‚bestellte Theologie‘ sagt nach 
Ansicht vieler Professoren nur das, was Politik und Mehr-
heitsgesellschaft hören möchten – fokussiert etwa auf die 
Barmherzigkeit Gottes, die Freiheit des Menschen, die 
ethischen Prinzipien des Islam –, und negiert unpopuläre 
Konzepte wie Gottes Gerechtigkeit, die Determiniertheit 
menschlichen Handelns, die Hölle und allem voran die 
Šarīʿa (Scharia). Die soziale Akzeptanz von Wahrheitsan-
sprüchen, die Interessen der Auftraggeber wissenschaft-
licher Forschung oder die Berücksichtigung politischer 
und sozialer Erwartungen in Forschung und Lehre bergen 
somit das Risiko, dass sie das Erkenntnispotenzial der Is-
lamischen Theologie mindern. 

B.2.3.4 Zwischen staatlicher Instrumentalisierung 
und verbandlicher Orthodoxie: die Islamische 
Theologie unter ‚doppeltem Druck‘

Die Etablierung islamischer Theologie an deutschen 
Hochschulen, die in den letzten Jahren vorangetrieben 
wurde, gehört zu den elementaren Pfeilern und Erfolgen 
im Bereich der institutionellen Gleichstellung des Islam 
in Deutschland.  Diese noch junge Wissenschaft wird 
derzeit allerdings von zwei Seiten mit Erwartungen kon-
frontiert, die sie als Disziplin, die anderen an deutschen 
Hochschulen etablierten Theologien nachempfunden 
ist, grundsätzlich gefährden könnte: Politik und Öffent-
lichkeit erwarten, dass sie den Islam, der zum Teil als 
rückständig empfunden wird (s. dazu auch Kap. A.2), 
‚modernisiert‘; die Verbände ihrerseits sehen in isla-
mischer Theologie vor allem einen ‚Frömmigkeitsver-
stärker‘ und weniger eine akademische Disziplin, die 
an akademische Diskursregeln und interdisziplinären 
Austausch rückgebunden ist. Beide Erwartungen sollten 
zurückgeschraubt werden, um diesen Aspekt institutio-
neller Gleichstellung nicht zu gefährden, der – ungeach-
tet der beschriebenen Herausforderungen und Konflik-
te – bisher durchaus als Erfolgsgeschichte gelten kann. 
Nicht zuletzt ist eine von den Religionsgemeinschaften 
akzeptierte, wissenschaftlich fundierte und akademisch 
anschlussfähige Islamische Theologie gleichzeitig die 
Vorbedingung für ein anderes Großprojekt im Bereich 
der institutionellen Gleichstellung des Islam, nämlich 
islamischen Religionsunterricht an öffentlichen Schulen 
(s. Kap. B.2.2).

B.2.4 Weitere ausgewählte Bereiche 
institutioneller Gleichstellung von Reli-
gionsgemeinschaften

Andere parity claims, also Gleichheitsansprüche, stehen 
weniger im Zentrum des politischen und öffentlichen 
Interesses als Islamischer Religionsunterricht und Islami-
sche Theologie; einige davon wurden in den verschie-
denen Gesprächsrunden der DIK bereits thematisiert. Im 
Folgenden werden ausgewählte parity claims diskutiert: 
die Wohlfahrtspflege (s. Kap. B.2.4.1), die Militär-, Ge-
fängnis- und Krankenhausseelsorge (s. Kap. B.2.4.2) und 
schließlich die Repräsentation von Religionsvertretern in 
den Rundfunkräten (s. Kap. B.2.4.3). 

B.2.4.1 Wohlfahrtsverbände

Die Dynamiken im Bereich des religiösen Lebens (nicht 
nur) in Deutschland, die in Kap. B.1 unter den Stichworten 
Säkularisierung und Pluralisierung ausführlicher beschrie-
ben wurden, setzen auch den Bereich der Wohlfahrtspfle-
ge zunehmend „unter Veränderungsdruck“ (Gabriel 2007: 
12). Wohlfahrtsverbände sind gemeinnützige Organisati-
onen, die nach religiösen, humanitären oder politischen 
Überzeugungen handeln. Sie betreiben etwa drei Viertel 
aller sozialen Dienstleistungen in Deutschland und ge-
hören mit knapp einer Million Voll- und Teilzeitbeschäf-
tigten zu den wichtigsten Arbeitgebern in Deutschland 
(Schmid 2003: 713; s. auch Kap. B.2.5). ‚Marktführer‘ in 
diesem Bereich sind vor allem die sechs Verbände, die 
sich in der Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG oder auch 
‚Liga‘) der Freien Wohlfahrtspflege zusammengeschlos-
sen haben: Caritas, Diakonie, Zentralwohlfahrtsstelle der 
Juden, Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiterwohlfahrt und Der 
Paritätische. In diesem Bereich sind also seit Jahrzehn-
ten auch religiöse Akteure vertreten (Caritas, Diakonie, 
Zentralwohlfahrtsstelle). Da sich der Islam in Deutsch-
land inzwischen als dritte Großreligion etabliert hat, ist 
es schon im Hinblick auf institutionelle Gleichstellung nur 
folgerichtig zu überlegen (wie es etwa im Rahmen der 
DIK geschieht), ob „die Gründung eines entsprechenden 
islamischen Wohlfahrtsverbands sinnvoll und praktikabel 
ist“ (DIK 2014: 2). 

Darüber hinaus gibt es auch funktionale Gründe da-
für, einen muslimischen Sozialdienstleister zu etablieren, 
denn es gilt, die religiös plurale Einwandererbevölkerung 
medizinisch und vor allem gerontologisch zu versorgen 
(vgl. auch Schimany/Rühl/Kohls 2012: 247–262). Da-
rauf weist u.  a. die Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration hin, die das 
Themenjahr 2015 schwerpunktmäßig der „Pflege und 
Gesundheit in der Einwanderungsgesellschaft“ gewidmet 
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hat.201 Empirische Studien zeigen ferner, dass eine religi-
onssensible Pflege und Therapie für Patienten nach wie 
vor wichtig ist und sich dies in naher Zukunft auch nicht 
ändern wird (vgl. exemplarisch hierzu Giese et al. 2015). 

 Vereinfacht gesagt stellt sich hier die Aufgabe, vor 
allem den ‚Gastarbeiterfamilien‘, die in Deutschland 
geblieben und hier alt geworden sind bzw. in näherer 
Zukunft hier alt werden, im Bereich der (gerontologi-
schen) Gesundheitsversorgung und Pflege eine Infra-
struktur bereitzustellen, die ihren zum Teil spezifischen 
Bedürfnissen angemessen Rechnung trägt. Der Bedarf 
nach Pflege- und Gesundheitsdienstleistungen wird in 
Zukunft definitiv steigen – und damit auch die Zahl der 
Personen, die sich religiös und kulturell vom ‚deutschen 
Standard-Pflegefall‘ unterscheiden. Dass die Pflegebe-
dürfnisse zum Teil nach Herkunftsgruppen, besonders 
aber nach Religionszugehörigkeit variieren, zeigt auch 
eine Auswertung des aktuellen SVR-Integrationsbarome-
ters: Befragte verschiedener Herkunftsgruppen äußern 
bezüglich des kulturellen und religiösen Hintergrunds und 
des Geschlechts der Pflegekraft unterschiedliche Präfe-
renzen (SVR-Forschungsbereich 2015b). Offen ist derzeit, 
ob dieser Bedarf von den bislang etablierten Anbietern 
im Sinne eines Diversity-Mainstreaming-Ansatzes gedeckt  
werden kann oder dafür ein neuer Wohlfahrtsverband  
gegründet werden muss – in dem Fall ein muslimischer, 
da Türkeistämmige die größte Gruppe der älter werden-
den Zuwanderer bilden.202  Ob ein neuer religiös (in 
diesem Fall: muslimisch) ausgerichteter Wohlfahrtsver-
band notwendig ist, hängt auch davon ab, inwieweit 
die etablierten Verbände bereit sind, sich interkulturell 
zu öffnen in dem Sinne, dass sie spezielle Bedürfnis-
se berücksichtigen. Das würde zumindest bei den in 
diesem Bereich tätigen kirchlichen Verbänden Caritas 
und Diakonie auch eine entsprechende Personalpolitik 
erfordern (s. dazu ausführlich Kap. B.2.5), um der sich 
abzeichnenden religiösen Pluralisierung der Kunden und 
Klienten mit einer ausgewogenen Zusammensetzung der 
Belegschaft zu begegnen. Im Juni 2014 haben jedenfalls 
elf Migrantenselbstorganisationen den Verband für inter-
kulturelle Wohlfahrtspflege, Empowerment und Diversity 
(VIW) gegründet, der sich als interkulturelle Ergänzung 
zur Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege versteht. Dies wurde u. a. damit begründet, dass 
sich „[d]ie Pluralität der heutigen Gesellschaft […] in den 

bestehenden Strukturen der Wohlfahrtspflege […] nicht 
ausreichend“ abbilde (VIW 2014: 1). Inwieweit der VIW 
unter den etablierten Verbänden seinen Platz finden wird, 
lässt sich noch nicht sagen.

B.2.4.2 Militär-, Gefängnis- und Krankenhaus
seelsorge

Ein weiterer Bereich, der derzeit auf der Agenda der DIK 
steht, ist die  Seelsorge beim Militär, in Gefängnis-
sen und Krankenhäusern. Hier erscheint es im Hinblick 
auf institutionelle Gleichbehandlung ebenfalls (und 
womöglich noch stärker als im Bereich der Wohlfahrt) 
geboten, die zwischen Staat und christlichen Kirchen 
institutionalisierten Kooperationen auch auf Religions-
gemeinschaften zu übertragen, die sich im Land neu 
etabliert haben. Darüber hinaus dürfte das auch funk-
tional sinnvoll sein. Soziologisch lassen sich Militär und 
Gefängnis als „totale Institutionen“ im Sinne Goffmans 
beschreiben (1961; vgl. dazu auch Michalowski 2015a: 
53f.; Apelt 2006): Soldaten und Gefangene verbringen 
nicht nur einen Teil ihrer Lebenszeit, sondern oft ihre ge-
samte Zeit (Arbeit, Freizeit, Schlafen) in der jeweiligen 
Institution und haben mit der Außenwelt nur begrenzt 
sozialen Umgang. Sie sind einer einzigen Autorität un-
terstellt und die Institution verfolgt ein bestimmtes, klar 
definiertes Ziel – im Fall von Militär und Gefängnis ist das 
Verteidigung bzw. Resozialisierung. Eine Folge dieses „to-
talen“ Charakters ist, dass Angehörige des Militärs (Sol-
daten) wie auch Gefängnisinsassen nicht wie in anderen 
Bereichen (des Arbeitslebens) darauf verwiesen werden 
können, religiöse Empfindungen im Privatbereich aus-
zuleben.203 Ähnliches gilt, wenn Menschen sich wegen 
einer schweren Krankheit längere Zeit im Krankenhaus 
aufhalten müssen. Soldaten erleben „während [i]hres 
Einsatzes Verwundung und Tod nicht allein auf Seiten der 
Zivilbevölkerung, sondern auch als mehr oder weniger 
permanente Bedrohung des eigenen Lebens wie des Le-
bens der Kameraden“ (Katholisches Militärbischofsamt 
2007: 2). Auch in der Haft oder im Fall einer schweren 
Krankheit stellen sich existenzielle Fragen bis hin zu Fra-
gen der Sterbebegleitung. 

Im Gefängnis stehen etwas andere Aspekte im Vor-
dergrund; schließlich ist ein Ziel der Haft, das bisheri-
ge Leben bzw. Handeln zu hinterfragen. Insofern kann 

201	� Der Anteil der Muslime bzw. der Personen aus muslimischen Ländern, die 65 Jahre und älter sind, lag in Deutschland im Jahr 2007 bei 4,2 bzw. 
3,5 Prozent (Haug/Müssig/Stichs 2009: 105) und somit knapp unter dem Anteil der Muslime an der Gesamtbevölkerung (s. Kap. B.1.1). Somit 
bilden ältere Muslime zwar bisher nur einen kleinen Teil aller Älteren bzw. aller älteren Migranten, ihr „Anteil dürfte aber aufgrund der anhaltenden 
Zuwanderung aus muslimischen Ländern weiter zunehmen“ (Schimany/Rühl/Kohls 2012: 53).

202	� Um einen Überblick über bisherige soziale Dienstleistungsangebote für die muslimische Bevölkerung in Deutschland zu gewinnen, hat das BAMF 
im Auftrag der DIK das Zentrum für Türkeistudien und Integrationsforschung (ZfTI) mit einer Bestandsaufnahme beauftragt. Erfasst werden sowohl 
Angebote der bestehenden Wohlfahrtsverbände als auch solche in Trägerschaft der islamischen Gemeinden, die in der DIK vertreten sind.

203	� Im laizistischen Frankreich ist es staatskonstitutiv, das Religiöse in den Privatbereich zurückzuweisen; aber selbst hier gibt es im Bereich des Mili-
tärs eine ausgebaute, staatlich finanzierte Seelsorge, die alle im Militär vertretenen Religionen abdeckt. Laut Michalowski (2015b: 21) kann das 
französische Militär sogar „europaweit als das ‚religionsfreundlichste‘“ gelten.
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Gefängnisseelsorge eine Hilfe zur „Lebens(neu-)orien-
tierung“ sein (Lürßen/Walkenhorst 2014: 8) und „Haft-
schäden […] mindern und […] so auch einen Beitrag zur 
Resozialisierung der Gefangenen leisten“ (Deutschländer 
2014: 12), den Psychologen und/oder Sozialarbeiter nicht 
oder nur eingeschränkt erbringen können. Wenn der Staat 
den Bereich der Gefängnisseelsorge nicht abdeckt, ist zu-
dem zu befürchten, dass das unweigerlich entstehende 
spirituelle Vakuum informell durch Mitgefangene gefüllt 
wird, die sich als Laienprediger etablieren und nicht sel-
ten besonders radikal auftreten; das wäre dem Resoziali-
sierungsprozess abträglich.204

Rechtlich basiert Seelsorge in Militär, Gefängnis und 
Krankenhaus auf dem Grundrecht auf ungestörte Re-
ligionsausübung (Art. 4 Abs. 2 GG). Diese muss sowohl 
inhaftierten Menschen ermöglicht werden als auch den 
‚Staatsbürgern in Uniform‘205; dasselbe gilt für Personen, 
die sich aufgrund schwerer Krankheit in (öffentlichen) 
Krankenhäusern aufhalten. So schreibt Art. 140 GG i. V. m. 
Art. 141 WRV fest, dass auch in diesen Bereichen „die Re-
ligionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen 
zuzulassen“ sind, „[s]oweit das Bedürfnis nach Gottes-
dienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Straf-
anstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht“. 
Entsprechend hat laut § 36 Soldatengesetz (SG) jeder Sol-
dat „Anspruch auf Seelsorge und ungestörte Religionsaus-
übung“,206 und die Justizvollzugsanstalten sind nach § 157 
Strafvollzugsgesetz (StVollzG) (und den entsprechenden 
Landesgesetzen) verpflichtet, „im Einvernehmen mit der 
jeweiligen Religionsgemeinschaft“ Seelsorger zu bestellen 
oder vertraglich zu verpflichten. Die Förderung von religiö-
ser Betreuung in (halb-)öffentlichen oder privaten Kliniken 
ist auf kommunaler Ebene geregelt.

 Da die religiöse Pluralisierung der Gesellschaft 
auch vor den Institutionen Militär und Gefängnis nicht 
haltmacht, erscheint es also auch in einer funktionalen 
Perspektive erforderlich, eine entsprechende seelsor-
gerische Infrastruktur auf- und auszubauen. Der Islam 
als dritte Großreligion ist besonders prominent, deshalb 

wird aktuell vor allem über eine islamische Gefängnis- 
und Militärseelsorge diskutiert. Erstere existiert bislang 
nur eingeschränkt, Letztere noch gar nicht: Die derzeit in 
der Bundeswehr tätigen 165 Seelsorger sind katholisch 
(75) oder protestantisch (90) (Michalowski 2015b). Für 
nichtchristliche Soldaten gibt es lediglich am „Zentrum 
Innere Führung“ in Koblenz eine „Zentrale Ansprechstelle 
für Soldatinnen und Soldaten anderer Glaubensrichtun-
gen“, die aber keine echten seelsorgerischen Dienstleis-
tungen anbietet. Vor allem für die Gruppe der Muslime 
(die zahlenmäßig deutlich stärker ist als etwa die der Ju-
den) bemüht sich aber die DIK, „sichtbare Fortschritte in 
der religiösen Betreuung muslimischer Soldatinnen und 
Soldaten in der Bundeswehr [zu] erzielen“ (DIK 2014). Ein 
spezifischer Bedarf könnte in dieser Hinsicht etwa inso-
fern bestehen, als muslimische Soldaten der Bundeswehr 
in einen inneren Konflikt geraten, wenn sie bei Auslands
einsätzen (z. B. in Afghanistan) gegen andere Muslime 
kämpfen müssen. 

Die Zahl von 1.500 Soldaten, die für die Einrichtung 
eines Seelsorgers notwendig ist (Zentrum Innere Führung 
2011: 30), scheint für die Gruppe der Muslime jedenfalls 
mittlerweile erreicht zu sein: Das Institut für Sozialwissen-
schaften der Bundeswehr schätzte die Bundeswehrmit-
glieder muslimischen Glaubens im Jahr 2011 auf 1.000 
bis 2.000 Personen (Menke/Langer/Tomforde 2011: 14). 
Laut verschiedenen Presseberichten vom Herbst 2015 
prüft die Bundeswehr bereits, wie groß der Bedarf an 
muslimischen Seelsorgern ist und wie ihr Einsatz gege-
benenfalls organisiert werden kann bzw. welche Alterna-
tiven es gibt.207

Der Bereich des Justizvollzugs (und damit auch die 
Bereitstellung von Gefängnisseelsorgern) fällt in die 
Zuständigkeit der Länder. Zu den Rechtsgrundlagen für 
Gefängnisseelsorge gehören neben dem Grundgesetz, 
dem Strafvollzugsgesetz und den Strafvollzugsgesetzen 
der Länder auch Verwaltungsvorschriften, Konkordate und 
Kirchenverträge (Deutschländer 2014: 10). Folglich ist Ge-
fängnisseelsorge in den Ländern unterschiedlich geregelt. 

204	� Gerade muslimische Gemeinden und praktizierende Seelsorger sehen insbesondere bei jungen Gefangenen zunehmend einen Bedarf an seelsor-
gerischen Angeboten, weil sie das Feld z. B. nicht inhaftierten Salafisten überlassen wollen, die zunehmend „den Religionsunterricht im Gefängnis 
übernehmen“ und darüber andere Inhaftierte beeinflussen bzw. radikalisieren, „wenn keine gut ausgebildeten Imame mit einem ordentlichen 
Zeitkontingent in die Gefängnisse geschickt werden“ (Meyer 2014: 22; vgl. auch Deutschländer 2014). Aus der Sicht der muslimischen Gemeinden 
und praktizierende Seelsorger ist es auch deshalb notwendig, religiösen Unterricht zu erteilen und Strategien der Konfliktlösung zu vermitteln, 
weil viele Gefangene ein eher diffuses Bild von den religiösen Vorschriften haben und weil im Rahmen der Erziehung erlernte Mittel der Konflikt-
bewältigung mit dem kollidieren, was gesellschaftlich bzw. gesetzlich erlaubt ist.

205	� Diesen Begriff hat der wehrpolitische Berater Friedrich Beermann 1952 geprägt; er ist inzwischen in das innere Leitbild der Bundeswehr 
eingegangen.

206	� Die Zentrale Dienstvorschrift der Bundeswehr (ZDv, A-2600/1, 671) präzisiert die Aufgabe der Militärseelsorge als „vom Staat gewünschte[n] und 
unterstützte[n] und von den Kirchen geleistete[n] Beitrag zur Sicherung der freien religiösen Betätigung und der seelsorgerlichen Begleitung der 
Soldatinnen und Soldaten. Als Teil der kirchlichen Arbeit wird sie im Auftrag und unter Aufsicht der Kirchen geleistet. […] Sie ist ein eigenständiger 
Organisationsbereich der Bundeswehr.”

207	� Vgl. u. a. http://www.islamiq.de/2015/11/08/von-der-leyen-prueft-bedarf-an-militaer-imamen/; http://www.sueddeutsche.de/news/politik/
verteidigung-militaer-imame-zentralrat-der-muslime-begruesst-das-sehr-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-151109-99-05217; http://www.
welt.de/politik/ausland/article148573395/Von-der-Leyen-offen-fuer-Imame-bei-der-Bundeswehr.html, 14.01.2016.

http://www.islamiq.de/2015/11/08/von-der-leyen-prueft-bedarf-an-militaer-imamen/
http://www.sueddeutsche.de/news/politik/verteidigung-militaer-imame-zentralrat-der-muslime-begruesst-das-sehr-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-151109-99-05217
http://www.sueddeutsche.de/news/politik/verteidigung-militaer-imame-zentralrat-der-muslime-begruesst-das-sehr-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-151109-99-05217
http://www.welt.de/politik/ausland/article148573395/Von-der-Leyen-offen-fuer-Imame-bei-der-Bundeswehr.html
http://www.welt.de/politik/ausland/article148573395/Von-der-Leyen-offen-fuer-Imame-bei-der-Bundeswehr.html
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Für ein landesübergreifendes Angebot ist „ein Vertrag 
zwischen dem jeweiligen Bundesland und der Religions-
gemeinschaft“ notwendig, der die jeweiligen Rechte und 
Pflichten sowie finanzielle und personelle Aspekte regelt 
(Jahn 2014: 22). Entsprechende Verträge bestehen schon 
seit Längerem mit den beiden christlichen Kirchen, die als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannt sind.208 
Der Zentralrat der Juden ist zwar ebenfalls Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, hat aber „keine entsprechende 
Vereinbarung auf föderaler Ebene bezüglich der Gefäng-
nisseelsorge“ geschlossen (Deutschländer 2014: 12). Bei 
der muslimischen Gefängnisseelsorge hingegen sind 
derzeit in einzelnen Bundesländern erste entsprechen-
de Entwicklungen zu beobachten. Dabei zeigt sich, „dass 
nach neuerer Rechtspraxis das Recht auf Seelsorge im 
Justizvollzug nicht mehr nur öffentlich-rechtlich anerkann-
ten Religionsgemeinschaften zugesprochen wird“ (Jahn 
2014: 23): Das Niedersächsische Justizministerium etwa 
hat bereits im Dezember 2012 mit der SCHURA Nieder-
sachsen und dem DITIB – Landesverband der Islamischen 
Religionsgemeinschaften Niedersachsen und Bremen 
e. V. eine Vereinbarung zur Seelsorge im Justizvollzug in 
Niedersachsen geschlossen.209 Diese regelt vor allem die 
Zusammenarbeit zwischen dem Justizministerium und 
den muslimischen Verbänden; darüber hinaus enthält 
sie Empfehlungen zur Ausgestaltung der Zusammenar-
beit vor Ort sowie Regelungen, die es den Gefangenen 
erleichtern sollen, Kontakt zu muslimischen Seelsorgern 
aufzunehmen. Für die Auswahl, Qualifikation und Fort-
bildung der Seelsorger sind die jeweiligen Verbände zu-
ständig (§ 4 der Vereinbarung); sie sollen auch sicherstel-
len, dass die eingesetzten Seelsorger über ausreichende 
Deutschkenntnisse verfügen (§ 2 der Vereinbarung). Die 
Seelsorger werden einer bestimmten Justizvollzugsanstalt 
zugeordnet, erhalten für ihre Tätigkeit eine Pauschale und 
werden beispielsweise für Verdienstausfälle entschädigt 
(§ 5 der Vereinbarung). Bei Bedarf müssen ihnen Räum-
lichkeiten in der Justizvollzugsanstalt zur Verfügung ge-
stellt werden. Darüber hinaus sollen sie dabei unterstützt 
werden, sich mit den Besonderheiten des Vollzugs ver-
traut zu machen. Eine ständige Arbeitsgruppe aus Ver-
bänden, Justizministerium und Justizvollzugsanstalten soll 
die Zusammenarbeit evaluieren und weiterentwickeln.210 

Die Stadtstaaten Hamburg und Bremen haben mit 
islamischen Organisationen ähnliche Verträge geschlos-
sen. Hamburg gewährt den islamischen Religionsge-
meinschaften darin u. a. das Recht, Häftlinge in den Ins-
titutionen des Strafvollzugs religiös zu betreuen (§ 7 des 
Vertrags zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem DITIB-Landesverband Hamburg, SCHURA – Rat der 
Islamischen Gemeinschaften in Hamburg und dem VIKZ); 
Bremen hingegen „unterstützt“ die islamischen Religi-
onsgemeinschaften lediglich dabei, in Justizvollzugsan-
stalten seelsorgerisch tätig zu werden (§ 7 des Vertrags 
zwischen der Freien Hansestadt Bremen und den Islami-
schen Religionsgemeinschaften im Lande Bremen). 

Neben diesen Strukturen auf Landesebene, die sich 
in der jüngeren Vergangenheit langsam etabliert haben, 
jedoch noch nicht institutionalisiert sind, gibt es auch 
„vereinzelte örtliche Initiativen“ (Jahn 2014: 22): Das Pro-
jekt „MUSE – Muslimische Seelsorge in Wiesbaden“211 der 
Stadt Wiesbaden etwa soll auf kommunaler Ebene musli-
mische Seelsorge u. a. im Jugendstrafvollzug gewährleis-
ten. Der im Februar 2015 gegründete „Berliner Beirat für 
die religiöse Betreuung muslimischer Gefangener“212 soll 
die Justizvollzugsanstalten beraten und unterstützen; ihm 
gehören Vertreter der muslimischen Verbände und Ge-
meinden in Berlin, der Wissenschaft, des Runden Tischs 
für ausländische Inhaftierte, des Berliner Islamforums, der 
Berliner Justizvollzugsanstalten und des Senats an.

Die Förderung religiöser Betreuung in (halb-)öffent-
lichen oder privaten Kliniken ist auf kommunaler Ebene 
geregelt. Anders als im christlichen Verständnis ist es in 
der islamischen Tradition nicht üblich, dass Kranke durch 
einen Geistlichen begleitet werden, das übernehmen in 
der Regel die Familienangehörigen. Der Imam hat viel-
mehr die Aufgabe, „vorzubeten, zu predigen und zur 
Einhaltung der Gebote zu ermahnen“ (Reiss 2009: 182). 
Dennoch haben sich mittlerweile lokal muslimische Initi-
ativen mit einem seelsorgerischen Fokus gebildet, in de-
nen sich oft ‚Laien‘ seelsorgerisch betätigen. Insbesonde-
re bei Gewissensfragen werden aber immer wieder auch 
Imame hinzugezogen, etwa wenn im Fall einer schweren 
Krankheit die „Einhaltung von bestimmten Geboten (z. B. 
Waschungen, Gebet oder Fasten)“ nicht möglich ist (Reiss 
2009: 182). Die Erfahrungen in diesem Bereich werden 
derzeit auch im Rahmen der DIK erörtert.

208	� Bundesweit gibt es ca. 270 haupt- oder nebenamtliche evangelische und 235 katholische Gefängnisseelsorger, die Inhaftierte in rund 220 Justiz-
vollzugsanstalten seelsorgerisch begleiten (Schönrock/Wolters 2014: 16).

209	� Vgl. http://www.mj.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=3745&article_id=111512&_psmand=13, 14.01.2016.
210	� Vgl. die Vereinbarung zwischen dem Landesverband der Muslime in Niedersachsen e. V., SCHURA Niedersachsen, dem DITIB – Landesverband der Is-

lamischen Religionsgemeinschaften Niedersachsen und Bremen e. V. und dem Niedersächsischen Justizministerium, http://www.mj.niedersachsen.
de/download/73665/zum_Download.pdf, 14.01.2016.

211	� Vgl. http://muse-wiesbaden.de/, 14.01.2016.
212	� Vgl. https://www.berlin.de/sen/justiz/presse/archiv/20150212.1335.401131.html, 09.07.2015.

http://www.mj.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=3745&article_id=111512&_psmand=13,
http://www.mj.niedersachsen.de/download/73665/zum_Download.pdf
http://www.mj.niedersachsen.de/download/73665/zum_Download.pdf
http://muse-wiesbaden.de
https://www.berlin.de/sen/justiz/presse/archiv/20150212.1335.401131.html
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B.2.4.3 Vertretung in den Räten der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten

Rundfunkräte vertreten die Interessen der Gesellschaft 
und sind für die Programmkontrolle der öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten zuständig. Sie sollen die Ein-
haltung des gesetzlichen Programmauftrags überwachen 
und garantieren, dass die verschiedenen gesellschaftlich 
relevanten Gruppen Zugang zum Programm haben (vgl. 
u. a. BVerfG, Urt. v. 05.02.1991, Az. 1 BvF 1/85 u. 1 BvR 
1/88 bzw. BVerfG, Urt. v. 25.03.2014, Az. 1 BvF 1/11 u. 
1 BvF 4/11).213 Als Teil der sog. internen Aufsicht ver-
körpern sie die Staatsferne des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks. Zudem wählen sie den Intendanten und ei-
nen Teil der Mitglieder des Verwaltungsrats, wirken bei 
der Personalpolitik mit und genehmigen den Haushalt 
sowie den Jahresbericht (vgl. Wolfgang Schulz 2004: 6f.). 
In ihrer Kontroll- und Aufsichtsfunktion sollen die Räte 
verhindern, dass der Staat direkten Zugriff auf die Aus-
richtung der Sender hat. Darüber hinaus sollen sie den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk an die Zivilgesellschaft 
rückbinden. Ihre Zusammensetzung variiert in den einzel-
nen Bundesländern; grundsätzlich folgt sie dem Prinzip, 
die gesellschaftlich relevanten Gruppen möglichst um-
fassend zu berücksichtigen.214 Entsprechend finden sich 
in solchen Räten meist auch Vertreter der Arbeitgeber, 
Vertreter von Gewerkschaften, Frauen-, Sport-, Umwelt- 
und Wohlfahrtsverbänden, Vertreter aus den Bereichen 
Erziehungs- und Bildungswesen, Wissenschaft, Kunst, 
Kultur, Filmwirtschaft, Familienarbeit, Kinderschutz, Ju-
gendarbeit, Verbraucher- und Tierschutz, Vertreter der 
freien Berufe, der Kirchen oder auch von Ausländerbeirä-
ten oder Integrationsräten.215 Dass die Gruppe der Mus-

lime hier nun institutionelle Gleichberechtigung fordert, 
folgt daraus, dass in allen Rundfunkräten nicht nur die 
beiden christlichen Großkirchen vertreten sind, sondern 
auch die jüdische Gemeinschaft, die in Deutschland 
quantitativ deutlich weniger relevant ist als die Muslime 
(s. Kap. B.1.1).216  Mit Blick auf institutionelle Gleich-
behandlung ist es folgerichtig, dass man sich derzeit 
länder- und damit rundfunkanstaltenübergreifend be-
müht, der religiösen Pluralisierung der Bevölkerung 
und damit auch der Konsumenten öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk- und Fernsehformate mit einer entsprechen-
den Zusammensetzung der Räte Rechnung zu tragen. 
Vorreiter waren hier Radio Bremen, wo seit 2014 ein 
muslimischer Vertreter im Beirat vorgesehen ist, den die 
muslimischen Verbände SCHURA, DITIB und VIKZ benen-
nen, und der Südwestrundfunk (SWR), wo seit Mitte 2015 
ein Vertreter der Union der Türkisch-Islamischen Kultur-
vereine in Europa im Beirat sitzt.217 

Medienberichten zufolge wollen andere Landesre-
gierungen (z. B. Nordrhein-Westfalen) diesem Beispiel 
folgen. Im ZDF-Fernsehrat sitzt seit Inkrafttreten des 
17. Rundfunkänderungsstaatsvertrags am 1. Januar 2016 
ebenfalls ein Vertreter der Muslime; in diesem wurden 16 
„Bereiche“ definiert, die jeweils einem Staatsvertragsland 
zugeordnet werden, das einen Vertreter in den Fernsehrat 
entsendet. Der Vertreter der Muslime stammt aus Nie-
dersachsen und wird von den muslimischen Verbänden 
DITIB, SCHURA und der Alevitischen Gemeinde Deutsch-
land gemeinsam in den ZDF-Fernsehrat entsandt (Art. 2 
Gesetz zum Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag und zur Teilhabe muslimischer Organisationen am 
Fernsehrat des ZDF).

213	� Insgesamt gibt es neun Rundfunkräte in den einzelnen Landesrundfunkanstalten (Bayerischer Rundfunk, Hessischer Rundfunk, Mitteldeutscher 
Rundfunk, Norddeutscher Rundfunk, Radio Bremen, Rundfunk Berlin-Brandenburg, Saarländischer Rundfunk, Südwestrundfunk, Westdeutscher 
Rundfunk), außerdem den sog. Fernsehrat des ZDF, den sog. Hörfunkrat des Deutschlandradios und den Rundfunkrat der Deutschen Welle, die aber 
dieselben Funktionen haben wie die Rundfunkräte.

214	� Im ZDF-Fernsehrat (§ 20 ZDF-Staatsvertrag) sitzen beispielsweise u. a. Vertreter der Kirchen, des Zentralrats der Juden, der Gewerkschaften, der 
Arbeitgeber, der Landwirtschaft, der Zeitungen und Journalisten, der Wohlfahrtsverbände, der Vertriebenen, des Deutschen Olympischen Sportbunds 
und des Bereichs Natur- und Tierschutz. Daneben finden sich im ZDF-Fernsehrat bzw. in den Rundfunkräten je nach Ausgestaltung auch Vertreter 
der Politik (Exekutive, Parlament, Parteien), deren Zahl ist aber auf höchstens ein Drittel aller Ratsmitglieder begrenzt (BVerfG, Urt. v. 25.03.2014, 
Az. 1 BvF 1/11 u. 1 BvF 4/11).

215	� Beim Hessischen Rundfunk sitzt z. B. ein Vertreter der „Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen“ im Rundfunkrat, bei Radio Bremen 
eine Vertreterin des Bremer Rats für Integration, beim Rundfunk Berlin-Brandenburg ein Vertreter der „Ausländischen Bevölkerung von Berlin 
und Brandenburg“ (in der Person eines Integrationsbeauftragten), beim Südwestrundfunk je ein Vertreter der „Ausländischen Mitbürger“ Baden-
Württembergs und der „Migrantenvertretungen Baden-Württemberg“, beim Westdeutschen Rundfunk ein „Vertreter aus dem Kreis der Menschen 
mit Migrationshintergrund“ und beim Norddeutschen Rundfunk bzw. im Landesrundfunkrat Niedersachsen eine Vertreterin des Integrationsrats 
(Vertretungsorgan der zugewanderten Bevölkerung Niedersachsens auf der Landesebene).

216	� Bei Radio Bremen ist der Sitz der jüdischen Gemeinde derzeit vakant. In Berlin und Brandenburg haben die jüdischen Gemeinden für die Periode 
2015–2019 kein Mitglied in den Rundfunkrat des Rundfunks Berlin-Brandenburg entsandt. Dies ist auch schon früher vorgekommen, wenn sich 
die „entsendeberechtigten Institutionen [Jüdische Gemeinde zu Berlin, Israelitische Synagogen-Gemeinde (Adass Jisroel) zu Berlin und Jüdische 
Gemeinde Land Brandenburg, Anm. d. SVR] nicht auf einen gemeinsamen Vertreter einigen“ konnten (Drucksache des Abgeordnetenhauses Berlin 
16/0619).

217	� Im Rundfunkrat des Südwestrundfunks (SWR) war zuvor ein Vertreter der Freikirchen Baden-Württemberg vertreten. Nach dem 2014 in Kraft 
getretenen neuen SWR-Staatsvertrag gehören ihm nun erstmals auch Vertreter der Muslime sowie der Sinti und Roma an.
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Die strukturelle Anlage und Funktion der Rundfunk
räte für öffentlich-rechtliche Sender ist verfassungs-
rechtlich vorgegeben, ebenso, dass die Aufsicht über 
ein korporatistisch besetztes Gremium funktioniert; eine 
reine Staatsaufsicht kommt somit nicht in Betracht.  In 
ihrer jetzigen Struktur stehen die Räte jedoch ange-
sichts der gesellschaftlichen Pluralisierung – die über 
den religiösen Bereich weit hinausgeht – vor einer enor-
men Herausforderung. Es stellt sich nämlich die Frage, 
ob diese Räte, die vor Jahrzehnten – und damit unter 
völlig anderen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
– eingerichtet und mit dem Anspruch auf umfassende 
gesellschaftliche Repräsentanz angelegt wurden, in 
ihrer derzeitigen Zusammensetzung die Bevölkerung 
der immer vielfältiger werdenden Gesellschaft ange-
messen repräsentieren können. Mit der gesellschaftli-
chen Pluralisierung differenzieren sich gesellschaftliche 
Identitäten immer weiter aus; das stellt Repräsentations-
gremien, die auf Proporz basieren, vor immer größere 
Legitimationsprobleme. Die Besetzung der Räte spiegelt 
die gesellschaftliche Vielfalt in den entsprechenden Sen-
degebieten (zumindest derzeit) nur eingeschränkt wider. 
Das betrifft nicht nur die Muslime, die etwa im Rundfunk-
beirat des WDR nicht vertreten sind, obwohl dieser die 
größte Sendeanstalt innerhalb der ARD ist und in seinem 
Einzugsgebiet Nordrhein-Westfalen zudem im Länderver-
gleich die meisten Muslime wohnen (vgl. Haug/Müssig/
Stichs 2009: 322). Auch Vertreter anderer gesellschaft-
licher Gruppen sucht man in den Räten teilweise ver-
gebens, z. B. Konfessionslose/Atheisten, Homosexuelle 
etc.218  Die Länder als zuständige Akteure in diesem 
Bereich sind damit aufgerufen, die Struktur der Räte 
eingehend daraufhin zu prüfen, ob sie die sich stetig 
wandelnde Gesellschaft in ihrer derzeitigen Pluralität 
noch adäquat abbildet.

B.2.5 Religionsfreiheit vs. Pflichten als 
Arbeitnehmer
Die Wohlfahrtsverbände der Kirchen gehören zu den 
größten Arbeitgebern in Deutschland. Für die Caritas ar-
beiten laut Selbstauskunft knapp 600.000 Personen; ihr 
protestantisches Pendant, das Diakonische Werk, ist mit 
knapp 550.000 beschäftigten Personen als Arbeitgeber 
kaum weniger bedeutend.219 Während die Volkskirche 
schrumpft (s. Kap. B.1), sind diese beiden Einrichtungen 
in den vergangenen Jahrzehnten deutlich gewachsen 
und haben damit auch als Arbeitgeber erheblich an Be-
deutung gewonnen. Für die Caritas als Teil der römisch-
katholischen Kirche und die Diakonie als Teilwerk des 
Evangelischen Werks für Diakonie und Entwicklung gelten 
im Rahmen des Selbstbestimmungsrechts der Kirchen be-
sondere arbeitsrechtliche Regelungen. Dieses kirchliche 
Arbeitsrecht (s. Kap. B.2.5.1) unterscheidet sich vom rein 
weltlichen Arbeitsrecht (s. Kap. B.2.5.2) in zahlreichen 
Punkten. 

B.2.5.1 Konflikte im ‚kirchlichen Arbeitsverhältnis‘: 
Verletzung von Loyalitätspflichten

Die Sonderstellung der Kirche als Arbeitgeber geht auf 
das verfassungsrechtlich garantierte kirchliche Selbst-
bestimmungsrecht zurück, die sog. Kirchenfreiheit.220 
Dieses Recht garantiert das deutsche Grundgesetz allen 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften im Rah-
men der korporativen Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 
GG) und des Prinzips der Trennung von Staat und Kirche 
(Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 1 WRV), das aus der 
Weimarer Reichsverfassung (WRV) übernommen wurde221 
und im Rahmen des Grundgesetzes zusätzlich durch den 
Grundsatz der religiös-weltanschaulichen Neutralität des 

218	� Seit Inkrafttreten des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrags sitzt jedoch z. B. im ZDF-Fernsehrat ein Vertreter aus dem Bereich „LSBTTIQ (Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender, Intersexuelle und Queere Menschen)“, der aus dem Freistaat Thüringen entsandt wird.

219	� Die Angaben sind den Internetseiten der Organisationen entnommen: http://www.caritas.de/fuerprofis/arbeitenbeidercaritas/arbeitgebercaritas/
caritasalsarbeitgeber.aspx und http://www.diakonie.de/zahlen-und-fakten-9056.html, 14.01.2016. Vgl. auch Evangelische Kirche in Deutschland 
2014; Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 2014.

220	� Das Selbstbestimmungsrecht von Kirchen oder Religionsgemeinschaften basiert auf der Selbstordnung und Selbstverwaltung, die das Grundgesetz 
ihnen zusichert. In Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV heißt es dazu: „Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen 
Gemeinde.“

221	� Nach Art. 140 GG sind die Bestimmungen in den Artikeln 136, 137, 138, 139 und 141 der Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919 Bestand-
teil des Grundgesetzes. Sie bestimmen abgesehen davon, dass es keine Staatskirche gibt (Art. 137 Abs. 1 WRV), u. a. auch, dass die bürgerlichen 
und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten weder durch die Ausübung der Religionsfreiheit bedingt sind noch dadurch beschränkt werden, der 
Zugang zu öffentlichen Ämtern nicht von der Religion abhängt und niemand gezwungen werden darf, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren 
(Art. 136 WRV), dass Menschen sich zu Religionsgesellschaften zusammenschließen können, jede Religionsgesellschaft im Rahmen der geltenden 
Gesetze ihre Angelegenheiten selbständig ordnen und verwalten kann (Art. 137 Abs. 2 u. 3 WRV), Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften 
durch die Landesgesetzgebung geregelt werden (Art. 138 WRV), der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage gesetzlich geschützt sind 
(Art. 139 WRV) und die Religionsgesellschaften zur Seelsorge zugelassen werden (Art. 141 WRV).

http://www.caritas.de/fuerprofis/arbeitenbeidercaritas/arbeitgebercaritas/caritasalsarbeitgeber.aspx
http://www.caritas.de/fuerprofis/arbeitenbeidercaritas/arbeitgebercaritas/caritasalsarbeitgeber.aspx
http://www.diakonie.de/zahlen-und-fakten-9056.html
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Staates222 abgesichert ist. Da Kirchen (oder andere Religi-
onsgesellschaften) auf der Grundlage von Art. 137 Abs. 5 
WRV als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannt 
sind (s. dazu Kap. B.2.1), können sie ein eigenes (kirch-
liches) Dienstrecht festlegen und öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse nach Art der Beamtenverhältnisse un-
terhalten. Im Übrigen handelt es sich um privatrechtliche 
Arbeitsverhältnisse, die unter das staatliche Arbeitsrecht 
fallen (BVerfG, Urt. v. 04.06.1985, Az. 2 BvR 1703/83, 2 
BvR 1718/83 u. 2 BvR 856/84). Das kirchliche Arbeits-
recht betrifft insgesamt ca. 1,2 bis 1,3 Millionen Arbeit-
nehmer (vgl. Evangelische Kirche in Deutschland 2014; 
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 2014). Bei 
der Gestaltung von Arbeitsverträgen haben kirchliche 
Arbeitgeber wegen des kirchlichen Selbstbestimmungs-
rechts insgesamt einen erheblich größeren Freiraum als 
weltliche Arbeitgeber; entsprechend hat der Staat hier 
weniger Spielraum für gesetzliche Vorgaben als beim 
weltlichen Arbeitsrecht.

Einstellung und Kündigung: Ausnahmen vom Diskrimi-
nierungsverbot 
Der arbeitsrechtliche Sonderstatus kirchlicher Arbeitgeber 
lässt sich exemplarisch daran verdeutlichen, dass der ob-
jektive Anwendungsbereich, der im Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) festgelegt ist (§§ 2, 6 AGG), für 
sie nur eingeschränkt gilt. So ist es nach § 7 AGG verboten, 
Menschen wegen ihrer Religion oder Weltanschauung zu 
benachteiligen (vgl. § 1 AGG); Religionsgemeinschaften 
dürfen davon jedoch bei der Einstellung von Arbeitneh-
mern abweichen, „wenn eine bestimmte Religion oder 
Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnis-
ses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereini-
gung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder 
nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche 
Anforderung darstellt“ (§ 9 AGG). Die Religionsgemein-
schaften bzw. von ihnen abhängige Organisationen kön-
nen also beispielsweise die Religionszugehörigkeit zur 
Einstellungsvoraussetzung erheben.

Kennzeichnend für eine Tätigkeit im Rahmen einer 
Religionsgemeinschaft ist auch die sog. Loyalitätsanfor-
derung. Damit können die Religionsgemeinschaften im 
Rahmen ihres Dienstrechts selbst bestimmen, welches 

Verhalten gegen die Loyalitätspflicht verstößt.223 Nach 
den Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes müssen 
beispielsweise alle Angestellten der katholischen Kirche 
dazu beitragen, dass die Kirche ihren sog. Sendungsauf-
trag erfüllen kann, und alle Angestellten der evangeli-
schen Kirche das Evangelium in Wort und Tat bezeugen. 
Religionsgemeinschaften bzw. kirchliche Arbeitgeber 
(z. B. konfessionelle Kindergärten) dienen einer konfes-
sionellen Bestimmung. Rechtlich werden sie deshalb ähn-
lich behandelt wie sog. Tendenzbetriebe (§ 118 Abs. 1 
Betriebsverfassungsgesetz, BetrVG)224; sie sind jedoch 
keine Tendenzbetriebe im engeren Sinne, da sie aufgrund 
ihrer rechtlichen Sonderstellung spezifische Rechte haben 
(§ 118 Abs. 2 BetrVG). Daraus ergeben sich auch Beson-
derheiten beim Kündigungsschutz: Entgegen dem sonst 
grundsätzlich zu beachtenden Diskriminierungsverbot 
kann hier eine Kündigung gerechtfertigt sein, wenn der 
Arbeitnehmer gegen die ‚Tendenz‘ verstößt, in diesem 
Fall: die Religion oder Weltanschauung. 

Somit haben kirchliche Arbeitgeber nicht nur die 
Möglichkeit, ausschließlich Personen einzustellen, die ge-
genüber dem jeweiligen Glauben loyal sind. Sie können 
auch einem Arbeitnehmer kündigen, wenn dessen (be-
rufliches) Verhalten der Lehre der Religionsgemeinschaft 
widerspricht. Entsprechend hat das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) 2014 im Fall einer muslimischen Krankenschwes-
ter in einem evangelischen Krankenhaus geurteilt, dass  
„[d]as Tragen eines Kopftuchs als Symbol der Zugehörigkeit 
zum islamischen Glauben und damit als Kundgabe einer 
anderen Religionszugehörigkeit“ nicht mit dem Arbeitsver-
trag in Einklang zu bringen ist, der die Krankenschwester 
„zu einem zumindest neutralen Verhalten“ in Bezug auf 
die Kirche verpflichtet, und hat den Fall an das zustän-
dige Landesarbeitsgericht zurückverwiesen (BAG, Urt. v. 
24.09.2014, Az. 5 AZR 611/12). Dieses hat dem Kranken-
hausbetreiber schließlich recht gegeben (LAG Hamm, Urt. 
v. 08.05.2015, Az. 18 Sa 1727/14) und (mit Verweis auf 
§ 4 Abs. 1, 4 RL-EKD)225 argumentiert, neutrales Verhalten 
gegenüber der Kirche sei eine „Mindestanforderung an die 
Aufgabenerfüllung im kirchlichen Dienst“. 

 Angesichts einer zunehmenden religiösen 
und gesellschaftlichen Pluralisierung ist zu fragen, 
ob ein Beharren auf kirchlichen Sonderrechten noch 

222	� Art. 4 Abs. 1 i. V. m. Art. 3 Abs. 3 S. 1 i. V. m. Art. 33 Abs. 3 GG und i. V. m. Art. 136 Abs. 1 u. 4 sowie Art. 137 Abs. 1 WRV; zuletzt BVerfG, Beschl. 
v. 27.01.2015, Az. 1 BvR 471/10 u. 1 BvR 1181/10, Rn. 109.

223	� Vgl. für die katholische Kirche die „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ vom 22. September 1993, 
für die evangelische Kirche die „Richtlinie des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Art. 9b Grundordnung über die Anforderungen 
der privatrechtlichen beruflichen Mitarbeit in der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Diakonischen Werkes der EKD“ vom 1. Juli 2005.

224	� Tendenzbetriebe (§ 118 Abs. 1 BetrVG) sind u. a. Unternehmen und Betriebe, die „unmittelbar und überwiegend“ politischen, koalitionspolitischen, 
konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Bestimmungen dienen.

225	� In § 4 RL-EKD heißt es: „Je nach Aufgabenbereich übernehmen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Verantwortung für die glaubwürdige Erfüllung 
kirchlicher und diakonischer Aufgaben. Sie haben sich daher loyal gegenüber der evangelischen Kirche zu verhalten“ (Abs. 1) bzw. „Nichtchristliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben den kirchlichen Auftrag zu beachten und die ihnen übertragenen Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen“ 
(Abs. 4).
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angemessen ist. Zugleich ist aber auch zu betonen, 
dass sich Rechtswirklichkeit und Rechtsnormen zum Teil 
deutlich unterscheiden: Es ist in der evangelischen Kir-
che durchaus nicht gängige Praxis, Arbeitnehmerinnen 
zu entlassen, weil sie ein Kopftuch tragen; das hängt 
nicht zuletzt vom einzelnen Arbeitgeber ab.226 Die Dia-
konie betont zwar in verschiedenen Pressemeldungen, 
dass die verfassungsrechtliche Position der Kirchen zu be-
rücksichtigen sei, verweist aber auch darauf, dass in der 
evangelischen Kirche kein grundsätzliches Kopftuchverbot 
bestehe und im Einzelfall mit Augenmaß abgewogen und 
entschieden werden müsse.227

Glaubensloyalität: außerdienstliches Verhalten als  
Kündigungsgrund
Neben solchen Loyalitätspflichten, die sich direkt auf 
das Arbeitsverhältnis mit der Religionsgemeinschaft als 
Arbeitgeber beziehen, können die Kirchen auch sog. Lo-
yalitätsobliegenheiten festlegen. Damit wird auch au-
ßerdienstliches Verhalten am Maßstab der Glaubenslo-
yalität gemessen, den die Religionsgemeinschaften als 
Arbeitgeber selbst festlegen. Das Verhalten außerhalb 
der Arbeitszeit kann also ebenfalls ein Kündigungsgrund 
sein, wenn es der Lehre der Religionsgemeinschaft wi-
derspricht. Zu den wichtigsten Kündigungsgründen die-
ser Art gehören der Kirchenaustritt, Verstöße gegen das 
kirchliche Eherecht (einschließlich Wiederheirat bei Ka-
tholiken) und öffentliches Eintreten für Belange, die ge-
gen Grundsätze der Kirche verstoßen (z. B. Befürwortung 
von Abtreibung). So darf beispielsweise eine Erzieherin 
in einem kirchlichen Kindergarten auch in ihrer Freizeit 
nicht für eine andere Glaubensgemeinschaft werben 
oder eine Lehre verbreiten, die von der der betreffenden 
Kirche abweicht (vgl. BAG, Urt. v. 21.02.2011, Az. 2 AZR 
139/00 sowie EGMR, Urt. v. 03.02.2011, Siebenhaar ge-
gen Deutschland).

Ähnlich ist die Rechtslage, wenn ein Mitarbeiter aus 
der Kirche austritt. Zumindest wenn er im verkündungs-
nahen Bereich tätig ist, rechtfertigt das nach Auffassung 
des BAG eine außerordentliche Kündigung, weil er damit 
gegen seine arbeitsvertraglichen Loyalitätsobliegenheiten 
verstößt. Die Kirche als Arbeitgeber könne eine „Überein-

stimmung mit ihren Glaubensüberzeugungen“ verlangen, 
und ein Kirchenaustritt stelle eine Abkehr von der Glau-
bensgemeinschaft dar (vgl. BAG, Urt. v. 25.04.2013, Az. 2 
AZR 579/12). Damit wird die Glaubens- und Gewissens-
freiheit des Individuums dem Selbstbestimmungsrecht 
der Kirchen in der Weise untergeordnet, dass in solchen 
Fällen das Arbeitsverhältnis nicht fortgesetzt wird. Die 
Unterscheidung des Gerichts zwischen verkündungsna-
hen Tätigkeiten, bei denen es vor allem darum geht, die 
Botschaft der christlichen Kirche zu verkünden, und ver-
kündungsfernen Tätigkeiten, die damit keine Berührung 
haben, ist jedoch mit Blick auf das Selbstbestimmungs-
recht der Kirchen durchaus umstritten.

Ausnahmen vom Diskriminierungsverbot: Konflikt  
zwischen Verfassungs- und Europarecht? Teil I
Wenn ein kirchlicher Arbeitgeber eine Einstellung von 
der Religionszugehörigkeit abhängig macht, kann dies 
insbesondere bei rein administrativen Tätigkeiten ohne 
Verkündungsauftrag ein unverhältnismäßiger Eingriff in 
die negative Religionsfreiheit sein; schließlich muss die 
Zugehörigkeit zur Religionsgemeinschaft als berufliche 
Anforderung nach § 9 AGG durch die Art der Tätigkeit 
gerechtfertigt sein. Dieser Paragraf wurde infolge ver-
schiedener Richtlinien der EU eingeführt, vor allem der 
sog. Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie (RL 2000/78/
EG), die sich auf Diskriminierungen in Beschäftigung und 
Beruf u. a. wegen der Religion oder der Weltanschau-
ung bezieht. Allerdings erlaubt der Wortlaut der Norm 
auch, eine entsprechende Bedingung mit dem kirchlichen 
Selbstbestimmungsrecht zu rechtfertigen.228 

Die traditionelle arbeitsrechtliche Sonderstellung 
der Religionsgemeinschaften wird von Gerichten immer 
wieder hinterfragt, z. B. eben dadurch, dass diese bei 
der Auslegung von § 9 AGG zwischen verkündungsna-
hen und -fernen Bereichen unterscheiden. So verweist 
ein Urteil des Arbeitsgerichts Hamburg von 2007 darauf, 
dass hier ein „Konflikt zwischen Verfassungs- und Eu-
roparecht“ vorliege (Lelley 2008: 1348). Im konkreten 
Fall hatte sich eine Muslimin beim Diakonischen Werk 
als Integrationslotsin beworben, die Stelle jedoch nicht 
erhalten. Das Arbeitsgericht verurteilte das Diakonische 

226	� In den Frankfurter Diakoniekliniken arbeitet beispielsweise eine muslimische Ärztin mit Kopftuch, was den Geschäftsführer der Klinik nicht stört, 
wie die Evangelische Sonntagszeitung berichtet (http://www.ekhn.de/aktuell/detailmagazin/news/muslimische-aerztin-kopftuch-ist-kein-the 
ma.html, 14.01.2016). Die EKD hat erst spät davon erfahren, dass der muslimischen Krankenschwester gekündigt wurde, weil sie ein Kopftuch 
getragen hat. Zudem wird es in der evangelischen Kirche nicht durchgängig positiv gesehen, dass der Klinikbetreiber auf einem Kopftuchverbot 
in seiner Klinik beharrt. Das verdeutlicht u. a. ein Beitrag auf der Webseite des Gemeinschaftswerks der Evangelischen Publizistik (GEP), der „die 
religionsübergreifende Gesinnung des Helfenwollens“ hervorhebt und dafür plädiert, ein „Signal der Toleranz“ zu geben, anstatt auf Sonderrechten 
zu beharren (https://www.evangelisch.de/inhalte/109823/24-09-2014/pro-und-contra-das-kopftuchurteil-von-bochum, 14.01.2016).

227	� Vgl. http://www.ag-mav.de/cweb/home/index,selid,12922.html, https://www.evangelisch.de/inhalte/109834/25-09-2014/diakonie-kein-
kopftuchverbot-der-evangelischen-kirche; 14.01.2016.

228	� Wörtlich heißt es in Art. 9 Abs. 1 AGG, dass „eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung bei der Beschäftigung 
durch Religionsgemeinschaften […] zulässig [ist], wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses 
der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerecht-
fertigte berufliche Anforderung darstellt“.

http://www.ekhn.de/aktuell/detailmagazin/news/muslimische-aerztin-kopftuch-ist-kein-thema.html
http://www.ekhn.de/aktuell/detailmagazin/news/muslimische-aerztin-kopftuch-ist-kein-thema.html
https://www.evangelisch.de/inhalte/109823/24-09-2014/pro
http://www.ag-mav.de/cweb/home/index,selid,12922.html
https://www.evangelisch.de/inhalte/109834/25-09-2014/diakonie-kein-kopftuchverbot-der-evangelischen-kirche
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Werk zunächst dazu, der jungen Frau eine Entschädigung 
wegen Diskriminierung zu zahlen (ArbG Hamburg, Urt. v. 
04.12.2007, Az. 20 Ca 105/07). In der Revision nahm das 
Landesarbeitsgericht Hamburg dieses Urteil zwar zurück 
(LAG Hamburg, Urt. v. 29.10.2008, Az. 3 Sa 15/08), da 
es die Bewerberin aufgrund fehlender Qualifikationen 
als für die Stelle „objektiv ungeeignet“ einstufte.229 Die 
„restriktive Auslegung“ von § 9 AGG durch das Arbeits-
gericht Hamburg in der ersten Instanz ist aber insofern 
bemerkenswert, als sie „als schwere[r] Eingriff in die tra-
ditionelle arbeitsrechtliche Stellung der Religionsgemein-
schaften“ aufgefasst werden kann (Lelley 2008: 1348). 
Sie widerspricht der einschlägigen Entscheidung zum 
Selbstbestimmungsrecht der Kirchen im Arbeitsrecht, die 
das Bundesverfassungsgericht im Jahr 1985 getroffen hat-
te (BVerfG, Urt. v. 04.06.1985, Az. 2 BvR 1703/83, 2 BvR 
1718/83 u. 2 BvR 856/84). Dieses hatte seinerzeit die 
sog. Abstufungslehre, die das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
1980 entwickelt hatte (vgl. BAG, Urt. v. 14.10.1980, Az. 1 
AZR 1274/79), für verfassungswidrig erklärt und damit 
im Ergebnis festgestellt, dass es „staatlichen Gerichten 
von Verfassungs wegen verwehrt [ist], nach eigener An-
schauung zu bestimmen, welche kirchlichen Aufgaben 
verkündigungsnah sind“ (Heinig 2012a: 8). Entgegen die-
ser Leitentscheidung hat das Arbeitsgericht Hamburg nun 
argumentiert, die Ausnahmevorschrift des § 9 Abs. 1 u. 2 
AGG könne keine Ungleichbehandlung der Klägerin recht-
fertigen, denn nach der Richtlinie 2000/78/EG des Rates 
vom 27.11.2000 könne sie nur so ausgelegt werden, dass 
das Selbstverständnis der Kirche auf den verkündungsna-
hen Bereich begrenzt sei. Im verkündungsfernen Bereich 
bestehe hingegen kein schützenswertes Interesse, das 
die Kirchen berechtige, aufgrund ihres Selbstverständ-
nisses Bewerber nach ihrer Religion unterschiedlich zu 
behandeln. Allerdings muss diese rechtliche Regelung im 
Sinne des Europarechts nicht notwendigerweise restriktiv 
ausgelegt werden. Zwar verweist Art. 4 Abs. 2 der Richt-
linie zur Rechtfertigung einer Diskriminierung wegen der 
Religion auf die „Art dieser Tätigkeiten oder Umstände“, 
was eine objektive Betrachtung nahelegen könnte. Wel-
che Anforderungen für die Tätigkeit relevant sind, soll sich 
jedoch nach dem subjektiven Ethos der Kirchen bestim-
men230 und fällt somit unter das Selbstbestimmungsrecht, 
das ihnen die Verfassung garantiert (Art. 140 GG i. V. m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV; vgl. Mohr/von Fürstenberg 2008; 
Joussen 2008). Dennoch ist mit Blick auf das Gleichbe-
handlungsgebot und „angesichts einer schwindenden 

kirchlich gebundenen Religiosität [zu vermuten], dass in 
Zukunft Entscheidungen kirchlicher Arbeitgeber stärker 
als bisher einer Missbrauchs- und Willkürkontrolle unter-
zogen werden“ (Mohr/von Fürstenberg 2008: 2126). 

EMRK: Konflikt zwischen Verfassungs- und Europarecht? 
Teil II
Um Spannungen zwischen europarechtlichen Vorgaben 
und dem kirchlichen Arbeitsrecht mit seinen weitreichen-
den Bestimmungsbefugnissen von Kirchen und Religions-
gemeinschaften geht es auch in zwei Fällen, über die der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) im 
Jahr 2010 unterschiedlich entschied, obwohl sie struktu-
rell ähnlich gelagert sind. In beiden Fällen ging es darum, 
dass die betreffenden Personen wegen eines außerehe-
lichen Verhältnisses entlassen worden waren. Der EGMR 
musste also jeweils entscheiden über einen Konflikt zwi-
schen dem Recht auf Achtung des Privat- und Familien-
lebens (Art. 8 EMRK) und der Eigenständigkeit der Religi-
onsgemeinschaften aufgrund der Religionsfreiheit (Art. 9 
EMRK) in Verbindung mit der Vereinigungsfreiheit (Art. 11 
EMRK). Bis dahin hatten sich die Arbeitsgerichte in Fällen, 
in denen Arbeitnehmern wegen eines Verstoßes gegen 
das kirchliche Eherecht gekündigt wurde, auf das bereits 
angesprochene Grundsatzurteil des Bundesverfassungs-
gerichts von 1985 berufen (BVerfG, Urt. v. 04.06.1985, 
Az. 2 BvR 1703/83, 2 BvR 1718/83 u. 2 BvR 856/84) 
und mit Verweis auf das Selbstverwaltungsrecht geurteilt, 
dass es zulässig sei, wenn die Kirchen für die Aufrechter-
haltung des Arbeitsverhältnisses beispielsweise forder-
ten, die eheliche Treue einzuhalten. 

In dem einen Fall war einem Gebietsdirektor gekün-
digt worden, der für die Öffentlichkeitsarbeit der Kirche 
der Mormonen in Europa zuständig war. Hier urteilte der 
EGMR, dass die Kündigung notwendig sei, um die Glaub-
würdigkeit der Kirche und ihrer Lehre zu wahren, weil 
der Betreffende eine hervorgehobene Position bekleidete 
(EGMR, Urt. v. 23.09.2010, Obst gegen Deutschland). Der 
andere Fall betraf einen katholischen Organisten und Chor-
leiter. Hier stellte der EGMR fest, dass die Unterzeichnung 
des kirchlichen Arbeitsvertrags zwar eine Loyalitätsoblie-
genheit begründe, die das Recht auf Achtung des Privat-
lebens einschränke, jedoch kein eindeutiges Versprechen 
sei, keine außerehelichen Beziehungen einzugehen 
(EGMR, Urt. v. 23.09.2010, Schüth gegen Deutschland). 
Er monierte vor allem, die staatlichen Gerichte hätten all-
zu pauschal die kirchlichen Einschätzungen übernommen, 

229	� So hatte die Klägerin kein Diplom als Sozialpädagogin, das als Einstellungsvoraussetzung verlangt worden war. Die Klägerin beantragte eine 
Revision vor dem Bundesarbeitsgericht (BAG, Urt. v. 19.08.2010, Az. 8 AZR 466/09) und legte Verfassungsbeschwerde ein (BVerfG, Beschl. v. 
23.12.2013, Az. 1 BvR 512/11); beides wurde abgelehnt.

230	� Nach Art. 4 Abs. 2 S. 1 RL 2000/78/EG ist eine Diskriminierung gerechtfertigt, „wenn die Religion oder Weltanschauung dieser [der diskriminier-
ten; Anm. d. SVR] Person nach der Art dieser Tätigkeiten oder der Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige und gerechtfertigte 
berufliche Anforderung angesichts des Ethos der Organisation darstellt“.
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dass der Loyalitätsverstoß gewichtig sei und die Rechte 
des gekündigten Arbeitnehmers übertreffe (Rn. 65ff.). In-
soweit der EGMR damit anmahnt, die Individualrechte des 
Arbeitnehmers sorgfältiger zu berücksichtigen, ist seine 
Sichtweise mit der des Bundesverfassungsgerichts (s. u.) 
vollständig zu vereinbaren. Eine Diskrepanz besteht aber 
in Bezug darauf, die Verkündungsnähe der jeweiligen Be-
schäftigung zu beurteilen: Hier positioniert sich der EGMR 
explizit dagegen, den Arbeitsgerichten nur eine „einge-
schränkte Kontrolle“ zuzugestehen (Rn. 69). 

Die beiden Urteile sind deshalb bemerkenswert, weil 
sie zeigen, dass der EGMR es nicht als ausreichend ansieht, 
wenn Gerichte zur Begründung ihres Urteils nur auf das 
Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichts und das – 
von den Kirchen selbst festgelegte – Dienstrecht verweisen 
und es nicht für notwendig halten, die Interessen des Ar-
beitnehmers gegen das Selbstbestimmungsrecht der Re-
ligionsgemeinschaften abzuwägen. Dies heißt allerdings 
nicht, dass eine Verletzung der Loyalitätsobliegenheiten 
als Kündigungsgrund vollständig ausscheidet (vgl. auch de 
Wall 2015). Vielmehr müssen die Gerichte nun in jedem 
Einzelfall eine Interessenabwägung vornehmen. 

Es bedeutet auch keine Rückkehr zu der Abstufungs-
lehre, die das Bundesverfassungsgericht für verfassungs-
widrig erklärt hat. Dies zeigt ein Urteil der höchsten Instanz 
von 2011, das medial wie auch politisch große Beachtung 
fand: Dem katholischen Chefarzt einer katholischen Klinik 
war gekündigt worden, weil er wieder geheiratet hatte. 
Das Bundesarbeitsgericht entschied zwar nach einer Ein-
zelfallabwägung, dass er damit aufgrund seiner Position 
nicht gegen seine Loyalitätspflichten verstoßen habe und 
eine Kündigung daher nicht gerechtfertigt sei (BAG, Urt. 
v. 08.09.2011, Az. 2 AZR 543/10); damit nahm es eine 
Abstufung im Hinblick auf die konkrete Anstellung vor. 
Nachdem der Krankenhausträger dagegen Verfassungs-
beschwerde eingelegt hatte, wurde das Urteil jedoch vom 
Bundesverfassungsgericht aufgehoben und das Verfahren 
an das BAG zurückverwiesen mit der Begründung, dieses 
habe das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen nicht hin-
reichend beachtet (BVerfG, Beschl. v. 22.10.2014, Az. 2 
BvR 661/12). Letzteres mahnte das Bundesverfassungs-
gericht insbesondere bei der Beurteilung der Frage an, 
inwiefern die enttäuschten Loyalitätserwartungen die 
Weiterbeschäftigung beeinträchtigen (Rn. 7ff., 81ff.). Die 
Schwere des Loyalitätsverstoßes könne von staatlichen 
Gerichten nicht beurteilt werden, darum solle hier nur 
eine „Plausibilitätskontrolle“ stattfinden (Leitsatz 3). 
Das gilt nach Auffassung des Senats insbesondere für 
die „Entscheidung darüber, ob und wie innerhalb der im 
kirchlichen Dienst tätigen Mitarbeiter eine ‚Abstufung‘ 

der Loyalitätsobliegenheiten eingreifen soll“ (Rn. 115). 
Damit schließt das Bundesverfassungsgericht explizit an 
seine Entscheidung aus dem Jahr 1985 an, in der es eine 
staatliche Befugnis zur Abstufung verwirft. Das BAG muss 
nun nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
(neu) abwägen zwischen dem kirchlichen Selbstbestim-
mungsrecht und damit der korporativen Religionsfreiheit 
nach Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG, in die der Staat eingreift, wenn 
er dem Arbeitgeber eine Kündigung untersagt, und den 
Grundrechten des Arztes (und seiner zweiten Ehefrau), 
die bei Ausnahmen vom Gleichbehandlungsgebot nach 
§ 9 AGG mit zu berücksichtigen sind (insbesondere Schutz 
von Ehe und Familie nach Art. 6 Abs. 1 GG). 

Im Ergebnis hat das Bundesverfassungsgericht seine 
Rechtsprechung von 1985 in vollem Umfang bestätigt 
und die seinerzeit aufgestellten Grundsätze konkretisiert. 
Danach richtet sich die Frage, welche kirchlichen Grund-
verpflichtungen für ein Arbeitsverhältnis bedeutsam sein 
können, allein nach den Maßstäben, die die verfasste Kir-
che selbst anerkennt. Die staatlichen Gerichte dürfen sich 
nicht über das kirchliche Selbstverständnis hinwegsetzen, 
solange dieses nicht grundlegenden Verfassungsrechten 
widerspricht. Erst auf einer zweiten Prüfungsstufe sind 
die Grundrechte der betroffenen Arbeitnehmer und deren 
durch das allgemeine Arbeitsrecht geschützte Interessen 
gegen die kirchlichen Belange abzuwägen. Das Gericht hat 
damit bestätigt, dass es grundsätzlich den Kirchen selbst 
überlassen ist, zu klären, was Grundverpflichtungen sind 
und was nicht. Damit widerspricht es dem Ansatz des 
EGMR, die Loyalitätspflichten des Arbeitnehmers nach der 
Nähe zum Verkündungsauftrag abzustufen. Ob hierin nun 
ein veritabler Rechtsprechungskonflikt liegt, ist allerdings 
zweifelhaft, da beide Gerichte feststellen, dass eine staatli-
che Kontrolle arbeitsrechtlicher Maßnahmen notwendig ist. 

Rechtsunsicherheit für Arbeitnehmer durch Bewertung 
der privaten Lebensführung
Festzuhalten bleibt, dass einem Arbeitnehmer im kirch-
lichen Arbeitsverhältnis gekündigt werden kann, wenn 
seine private Lebensführung gegen die Loyalitätsoblie-
genheiten verstößt, auch wenn er seiner Arbeit immer 
pflichtgemäß und zuverlässig nachgekommen ist. Dabei 
wird grundsätzlich von allen Mitarbeitern erwartet, dass 
sie sich nicht kirchenfeindlich verhalten und „in ihrer 
persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen 
Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Einrich-
tung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden“ (Art. 4 
Abs. 4 i. V. m. Art. 5 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse; vgl. 
auch § 4 Abs. 1 RL-EKD; vgl. Germann 2015c).231 Ansons-

231	� Danach sollen die Mitarbeiter u. a. das Evangelium achten und dazu beitragen, es in der Einrichtung zur Geltung zu bringen, bzw. die ihnen über-
tragenen Aufgaben im Sinne der Kirche erfüllen (Art. 4 Abs. 2, 3 i. V. m. Art. 5 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse).
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ten gelten aber für kirchlich gebundene und nicht kirch-
lich gebundene Mitarbeiter unterschiedliche Anforderun-
gen. Nach der „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ der katholischen 
Kirche sind etwa nicht katholische und nicht christliche 
Mitarbeiter im Wesentlichen nur verpflichtet, sich so zu 
verhalten, dass sie der Kirche und ihren Aufgaben nicht 
schaden. Es handelt sich hier also um eine allgemeine 
Treuepflicht, die die private Lebensführung im Grundsatz 
nicht betrifft. Ähnliche Regelungen finden sich in der 
Richtlinie des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (RL-EKD) (vgl. § 4 Abs. 4 RL-EKD). 

 Hinsichtlich der Frage, wie die private Lebensfüh-
rung bei kirchlich gebundenen Arbeitnehmern zu bewer-
ten ist, orientiert sich die aktuellere Rechtsprechung sehr 
stark am Einzelfall: Sie macht es weitgehend von der 
jeweiligen Konstellation abhängig, ob eine Kündigung 
rechtmäßig ist, wenn ein Verstoß gegen die Loyalitätsan-
forderungen durch die private Lebensführung entsteht. 
Für (kirchlich gebundene) Arbeitnehmer in kirchlichen Ar-
beitsverhältnissen bedeutet dies allerdings eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit: Sie können nicht mit Sicherheit wis-
sen, ob eine bestimmte Form der privaten Lebensführung 
gegen die Loyalitätsobliegenheiten verstößt bzw. ob die 
Gerichte diesen Verstoß als hinreichend schwerwiegend 
einstufen (würden). Dies gilt auch hinsichtlich der „Grund-
ordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse“ der katholischen Kirche, die im Früh-
jahr 2015 von der Mehrheit der katholischen Bischöfe ver-
abschiedet wurde und am 1. August 2015 in Kraft getreten 
ist – wobei sie grundsätzlich zu begrüßen ist, da sie das 
katholische Arbeitsrecht liberalisiert hat. Sie sieht vor, dass 
Kündigungen wegen Verstoßes gegen Loyalitätsobliegen-
heiten künftig im Einzelfall zu prüfen sind. Dabei soll u. a. 
berücksichtigt werden, inwieweit dem Betreffenden der 
Loyalitätsverstoß bewusst war, wie wichtig es für ihn ist, 
seinen Arbeitsplatz zu behalten, wie alt er ist, wie lange 
er schon beim Träger beschäftigt ist und wie groß seine 
Aussichten auf eine neue Beschäftigung sind (Art. 5 Abs. 3 
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse). Zudem soll der katholische 
Arbeitgeber die Verkündungsnähe bewerten, was den Ar-
beitsgerichten gemäß dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts untersagt ist (BVerfG, Beschl. v. 22.10.2014, Az. 2 
BvR 661/12): Mitarbeitern, die mit Verkündungs- und Lehr-
aufgaben, pastoral oder nach einer sonstigen schriftlichen 
bischöflichen Beauftragung beschäftigt sind, können bei 
einem Loyalitätsverstoß in der Regel nicht weiterbeschäf-
tigt werden (Art. 5 Abs. 3 S. 4 der Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse).

Kollektives Arbeitsrecht: eingeschränktes Streikrecht in 
der kirchlichen Dienstgemeinschaft 
Eine Rechteasymmetrie zulasten der Arbeitnehmer be-
steht bei Religionsgemeinschaften (bzw. Tendenzbetrie-
ben) aber nicht nur im individuellen, sondern auch im kol-
lektiven Arbeitsrecht. So ist Arbeitnehmern in kirchlichen 
Betrieben etwa das Streikrecht weitgehend vorenthalten 
– ein Thema, das die Arbeitsgerichte seit vielen Jahren 
beschäftigt (vgl. u. a. LAG Hamm, Urt. v. 13.01.2011, Az. 8 
Sa 788/10; LAG Hamburg, Urt. v. 23.03.2011, Az. 2 Sa 
83/10; BAG, Urt. v. 20.11.2012, Az. 1 AZR 179/11). Im 
Zentrum des kirchlichen kollektiven Arbeitsrechts steht 
hier der schillernde Begriff der ‚Dienstgemeinschaft‘, den 
die beiden großen christlichen Kirchen ihren Mitarbeitern 
als Leitbild vorgeben. Dieses Konstrukt bringt eine ge-
meinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche zum 
Ausdruck und darüber vermittelt die Erwartung, in ar-
beitsrechtlichen Fragen den Konsens zu suchen und zu 
einem Interessenausgleich zu kommen. Damit beschreibt 
das kollektive Arbeitsrecht einen sog. dritten Weg, der 
sich sowohl gegen einseitig vorgegebene arbeitsrecht-
liche Regeln ausspricht (erster Weg) als auch gegen die 
klassische Vorgehensweise, sich mithilfe tarifvertraglicher 
Arrangements zu einigen (zweiter Weg). Eine zentrale 
Rolle bei diesem dritten Weg spielen Kommissionen, die 
paritätisch mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern 
besetzt sind. Das ist in der evangelischen Kirche die sog. 
Arbeitsrechtliche Kommission, bei den Katholiken die sog. 
Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts. Die 
Gewerkschaften haben hier lediglich beratende Funktion. 

Unmittelbare Folge der Konsensorientierung, die den 
dritten Weg maßgeblich prägt, ist der Ausschluss von 
Arbeitskampfmaßnahmen. Die Koalitionsfreiheit nach 
Art. 9 Abs. 3 GG schützt zwar solche Maßnahmen, die 
dem Abschluss von Tarifverträgen dienen, allerdings nur, 
wenn „sie allgemein erforderlich sind, um eine funktio-
nierende Tarifautonomie sicherzustellen“ (BVerfG, Urt. v. 
26.06.1991, Az. 1 BvR 779/85). Das Streikrecht ist somit 
verfassungsrechtlich „(nur) als Mittel zum Zweck“ ge-
schützt (Heinig 2012a: 4), wohingegen die Selbstbestim-
mungsgarantie der Religionsgesellschaften „materiell 
Grundrecht“ (Heinig 2012a: 4) ist.232 Zumindest nach der 
herrschenden Meinung in der Rechtswissenschaft ist „der 
Ausschluss von Arbeitskampfmaßnahmen zur Erzwingung 
des Abschlusses eines Tarifvertrags“ also als verfassungs-
konform anzusehen. Analog zur Entwicklung der Recht-
sprechung im individuellen Arbeitsrecht (s. Kap. B.2.5.1) 
mehren sich aber auch zu dieser Frage andere und stär-
ker differenzierende Sichtweisen (Heinig 2012a: 2f.). So 
hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamm 2011 in einer 

232	� Die historisch geprägte Unterscheidung zwischen dem Grundrecht auf Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) und dem Selbstverwaltungsrecht der 
Religionsgesellschaften (Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 WRV) ist ein „Produkt der spezifisch deutschen Geschichte im Auseinandertreten von Staat 
und Kirche“ (Heinig 2012a: 3).
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Entscheidung zur Frage des Streikrechts in kirchlichen 
Einrichtungen angemahnt, hier „nach Nähe oder Ferne 
zum caritativen Auftrag der Einrichtung“ zu unterschei-
den (LAG Hamm, Urt. v. 13.01.2011, Az. 8 Sa 788/10), 
und damit dieselbe Abgrenzung zwischen verkündungs-
nahem und verkündungsfernem Bereich vorgenommen, 
die schon aus dem Bereich des individuellen Arbeitsrechts 
bekannt ist (und die das Bundesverfassungsgericht ver-
worfen hat). Konkret ging es in dieser Rechtssache um 
einen Konflikt zwischen der Dienstleistungsgewerkschaft  
ver.di auf der einen und der evangelischen Kirche von 
Westfalen, der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannover sowie den Diakonischen Werken, der Diakonie 
und weiteren Einrichtungen auf der anderen Seite. Die 
Gewerkschaft hatte den Verband der Diakonischen Dienst-
geber zu Tarifverhandlungen aufgefordert; dieser hatte 
jedoch abgelehnt, woraufhin ver.di zu Warnstreiks aufrief. 
Dagegen erhoben die verschiedenen Gliederungen der 
evangelischen Kirche Klage beim Arbeitsgericht Bielefeld. 
Dieses forderte die Gewerkschaft auf, Streikmaßnahmen 
zu unterlassen; ver.di zog dagegen schließlich vor das 
Landesarbeitsgericht und bekam Recht. Evangelische 
Kirche und Diakonie legten beim Bundesarbeitsgericht 
Revision ein, jedoch ohne Erfolg. Das hat zur Folge, dass 
nun auch gegen Einrichtungen des dritten Wegs gestreikt 
werden kann, sofern die Gewerkschaften bei der Gestal-
tung der Arbeitsvertragsrichtlinien nicht beteiligt sind. 
Binden die Religionsgesellschaften die Gewerkschaften 
hingegen konsultierend ein, dürfen diese die Mitarbeiter 
nicht zum Streik aufrufen. Das BAG bestätigt damit zwar 
grundsätzlich die Rechtsprechung des LAG Hamm, weicht 
davon aber in einem wichtigen Punkt ab: Die Frage der 
Zulässigkeit von Streiks wird von der Nähe oder Ferne 
zum Verkündungsauftrag entkoppelt. 

In gewisser Hinsicht war das BAG-Urteil also für die 
Gewerkschaft ver.di ein Pyrrhussieg. Entsprechend leg-
te sie dagegen im April 2013 Verfassungsbeschwerde 
ein mit der Begründung, dass „der Schutzbereich der 
kirchlichen Dienstgemeinschaft durch Streiks nicht be-
einträchtigt“ und „[d]er Dienst am Nächsten […] durch 
entsprechende Aktionen nicht berührt“ werde. Ziel dieser 
Verfassungsbeschwerde war, ein allgemeines Streikrecht 
bei Kirchen durchzusetzen. Das Bundesverfassungsgericht 
verwarf sie jedoch als unzulässig, weil sie sich nicht ge-
gen das Urteil, sondern nur gegen dessen Begründung 
richtete (BVerfG, Urt. v. 15.07.2015, Az. 2 BvR 2292/13). 

Die Zukunft des kirchlichen Arbeitsrechts: Säkularisie-
rung oder ‚Politik eines religionsrechtlichen Multikultu-
ralismus‘? 
Aus der ‚Koexistenz‘ von weltlichem mit kirchlichem Ar-
beitsrecht ergibt sich eine arbeitsrechtliche ‚Zweiklassen-
gesellschaft‘: Arbeitnehmern in nichtreligiösen Betrieben 
(oder Nicht-Tendenzbetrieben) mit umfangreich(er)en 
arbeitsrechtlichen Optionen stehen Arbeitnehmer in Reli-

gionsgemeinschaften (bzw. Tendenzbetrieben) mit einge-
schränkten (individuellen und kollektiven) Arbeitnehmer-
rechten gegenüber.  Das kirchliche Arbeitsrecht strahlt 
in die Privat- bzw. Intimsphäre der Arbeitnehmer aus 
und knüpft die Fortführung eines Arbeitsverhältnisses 
bei entsprechend religiös gebundenen Arbeitnehmern 
auch daran, dass die private Lebensführung den Maßga-
ben der Religionsgemeinschaft entspricht. Diese Arbeit-
nehmer haben also nicht die Möglichkeit, Berufs- und 
Privatleben zu trennen, die in der Feststellung ‚Dienst 
ist Dienst und Schnaps ist Schnaps‘ komprimiert zum 
Ausdruck kommt. Zudem definieren allein die Kirchen 
bzw. Religionsgemeinschaften, welche kirchlichen Grund-
verpflichtungen für ein Arbeitsverhältnis relevant sind. 
Durch das eigene kirchliche Dienstrecht bestimmt der Ar-
beitgeber im kirchlichen Arbeitsverhältnis also mehr oder 
weniger selbst, was ein Verstoß gegen die Loyalität und 
somit ein Kündigungsgrund ist. Dieses institutionelle Ar-
rangement, das die Rechte korporatistisch organisierter 
Kirchenverbände klar über zivilgesellschaftliche Individual-
rechte stellt, ist historisch gewachsen; es entstand zu einer 
Zeit, als der Markt der religiösen Angebote von zwei Groß-
kirchen dominiert wurde. Angesichts der religionssoziolo-
gischen Trends von Säkularisierung und Pluralisierung, die 
in Kap. B.1 beschrieben sind (und damit verbunden einer 
schrumpfenden Volkskirche, während Diakonie und Caritas 
gleichzeitig expandieren), wie auch im Licht der aktuel-
len Rechtsprechung ist zu hinterfragen, ob diese Regelung 
heute überhaupt noch zeitgemäß ist. 

Eine Diskussion um mögliche Alternativen oder Wei-
terentwicklungen des beschriebenen arbeitsrechtlichen 
Status quo in religiösen Betrieben muss aber verfassungs-
rechtliche Leitplanken berücksichtigen. Der „funktionale 
Ansatz“ des BAG, zu unterscheiden zwischen Tätigkeiten 
im Bereich der „religiösen Sphäre“ (Alidadi 2010: 11, 
Übers. d. SVR), also in unmittelbarer Nähe zum Verkün-
dungsauftrag, und verkündungsfern(er)en Tätigkeiten 
mag inhaltlich überzeugend sein, wurde jedoch vom 
Bundesverfassungsgericht verworfen.

Rechtspolitisch wirft dies auch die Grundsatzfrage auf, 
ob die vom Bundesverfassungsgericht bestätigten Son-
derrechte religiöser Betriebe, die ursprünglich nur den 
christlichen Großkirchen zugestanden wurden, in Zeiten 
religiöser Pluralisierung auch anderen Religionsgemein-
schaften eingeräumt werden müssen und sollten.  Nor-
mativ und im Sinne des Gleichbehandlungsgebots 
akzeptabel wäre ebenso eine grundsätzliche, religions-
übergreifende Reduktion arbeitsrechtlicher Spielräume 
wie eine Politik eines religionsrechtlichen Multikultura-
lismus. Danach kann ein katholisches Krankenhaus eine 
katholische Assistenzärztin mit einem außerehelichen 
Verhältnis ebenso entlassen wie (theoretisch) ein Pfle-
geheim in muslimischer Trägerschaft eine muslimische 
Stationsschwester, die außerhalb des Dienstes ihr Kopf-
tuch ablegt. 
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 Unabhängig von dieser Grundsatzfrage ist aus der 
Sicht des SVR derweil anzuraten, dass religiöse Betrie-
be die ihnen zustehenden arbeitsrechtlichen Optionen 
vorsichtig und maßvoll nutzen. Zwar klaffen Rechtswirk-
lichkeit und Rechtsnormen insofern auseinander, als die 
Kirchen die ihnen juristisch zugesprochenen Rechte im 
Sinne einer „Selbstbegrenzung“ (Haspel 2015) nicht im-
mer ausschöpfen und ihre Einrichtungen auffordern, im 
Einzelfall die unterschiedlichen Interessen gegeneinander 
abzuwägen und Entscheidungen mit dem notwendigen 
Fingerspitzengefühl zu treffen.233  Die Kirchen könnten 
aber z. B. auch eindeutige ‚Loyalitätsbestimmungen‘ 
entwickeln, in denen sie bestimmte und häufig vorkom-
mende Fälle regeln und von sich aus Bereiche benen-
nen, in denen die Loyalitätsanforderungen höher oder 
niedriger sind.234 Die am 1. August 2015 in Kraft getretene 
Neuregelung der „Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ der katholi-
schen Kirche ist daher grundsätzlich zu begrüßen, denn 
sie zeugt von einem entsprechenden Problembewusst-
sein der Kirche – wobei sie in vier Bistümern bislang nicht 
gilt.235 Die liberalisierten Regelungen sehen vor, bei Loya-
litätsverstößen nicht mehr wie bisher mehr oder weniger 
‚automatisch‘ zu kündigen, sondern jeweils den Einzelfall 
zu prüfen und dabei auch den Verkündungsstatus des be-
treffenden Mitarbeiters zu berücksichtigen. Neu geregelt 
wurden auch der Zugang der Gewerkschaften zu kirchli-
chen Einrichtungen und ihre Mitwirkung in den arbeits-
rechtlichen Kommissionen. Tarifverträge werden jedoch 
nicht abgeschlossen, und ein Streikrecht besteht ebenfalls 
nicht (Art. 6 u. 7 der Grundordnung des kirchlichen Diens-
tes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse).236

 Angesichts der religiösen und gesellschaftlichen 
Pluralisierung erscheint das kirchliche Arbeitsrecht mit 
der darin verankerten Ablehnung von Wiederheirat und 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften normativ frag-
würdig. Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels, 
der sich insbesondere auch im Pflegebereich abzeich-

net, kann aber davon ausgegangen werden, dass die 
Kirchen über kurz oder lang von diesen Sonderrechten 
werden abrücken müssen, um wettbewerbsfähig zu 
bleiben. Es ist zu erwarten, dass sich kirchliches Selbst-
bestimmungsrecht und Recht auf individuelle Lebens-
führung dann auch neu ausbalancieren werden.

B.2.5.2 Konflikte aus Glaubens- und Gewissens-
gründen im weltlichen Arbeitsverhältnis

Weltliche Arbeitsverhältnisse unterscheiden sich ar-
beitsrechtlich fundamental von kirchlichen. Ein wich-
tiger Unterschied ist, dass der private Bereich bzw. die 
Lebensführung des Arbeitnehmers in einem weltlichen 
Arbeitsverhältnis grundsätzlich nicht den Loyalitätsanfor-
derungen des Arbeitgebers unterliegt.237 Eine Arbeitsver-
weigerung aus Glaubens- oder Gewissensgründen (Art. 4 
GG) kann dagegen in beiden Fällen zu einem Verlust des 
Lohnanspruchs238 oder einer Kündigung führen, es sei 
denn, sie erweist sich bei Abwägung gegen die Interes-
sen des Arbeitgebers als rechtmäßig. Allerdings darf ein 
Arbeitgeber einem Arbeitnehmer keine Arbeit zuweisen, 
die diesen unvermeidlich in Glaubens- oder Gewissens-
konflikte bringt (§ 106 S. 1 GewO i. V. m. Art. 4 Abs. 1 
GG; vgl. u. a. BAG, Urt. v. 24.02.2011, Az. 2 AZR 636/09). 
Tut er es dennoch und der Arbeitnehmer verweigert die 
Arbeit aus Glaubens- oder Gewissensgründen, kollidiert 
dies immer mit der Unternehmerfreiheit des Arbeitgebers 
(Art. 12 Abs. 1 GG) und seiner Weisungsbefugnis (§ 106 
S. 1 GewO). Die staatlichen Gerichte müssen diese Grund-
rechte bei der Auslegung von § 106 S. 1 GewO berücksich-
tigen, d. h. sie müssen die grundgesetzlich geschützten 
Interessen der beiden Seiten gegeneinander abwägen. 

Das Bundesarbeitsgericht hat 1984 im Rahmen ei-
nes Grundsatzurteils Kriterien festgelegt, um zu klären, 
ob eine Arbeitsverweigerung rechtmäßig ist (BAG, Urt. 
v. 20.12.1984, Az. 2 AZR 436/83).239 Danach ist bei der 
Interessenabwägung grundsätzlich zu berücksichtigen, ob

233	� Haspel (2015) etwa schlägt aus rechtsethischen Gründen vor, in den Schutzbereich individueller Grundrechte nur einzugreifen, wenn es zwingend 
erforderlich ist.

234	� Überlegungen, die Loyalitätsrichtlinie zu ändern, gibt es z. B. schon in Bezug auf die Kirchenzugehörigkeit als Voraussetzung für eine Anstellung 
bei der evangelischen Kirche (vgl. Joussen 2015; Haspel 2015).

235	� Es handelt sich um die Bistümer Eichstätt, Regensburg und Passau, die den Beschluss im Frühjahr 2015 nicht mitgetragen haben, und das zu dem 
Zeitpunkt vakante Erzbistum Berlin.

236	� Die Neufassung von Art. 6 der Grundordnung greift das Urteil des Bundesarbeitsgerichts von 2012 zum Streikverbot im kirchlichen Dienst auf (BAG, 
Urt. v. 20.11.2012, Az. 1 AZR 179/11). Sie legt fest, dass Gewerkschaften in Zukunft bei der Festlegung der Bedingungen kirchlicher Arbeitsverträge 
organisatorisch zu beteiligen sind (Art. 6 Abs. 3 der Grundordnung).

237	� So dürfte einem Mitarbeiter eines veganen Supermarkts z. B. nicht deshalb gekündigt werden, weil er in seiner Freizeit ein (nicht veganes) Grillfest 
organisiert und dabei selbst Fleisch konsumiert hat.

238	� Bei einer Arbeitsverweigerung aus Gewissensgründen ist der Arbeitgeber weder verpflichtet, den Arbeitnehmer in dieser Zeit zu vergüten, noch 
hat dieser einen Anspruch auf Lohnfortzahlung (§ 326 Abs. 1, § 616 BGB).

239	� Im konkreten Fall ging es um einen Drucker, der sich als anerkannter Kriegsdienstverweigerer und Ortsgruppenvorsitzender der „Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes“ weigerte, am Druck von Werbebroschüren mitzuwirken, die aus seiner Sicht kriegsverherrlichend waren. Die Vorins-
tanzen hatten es abgelehnt, das Weisungsrecht des Arbeitgebers zu beschränken.
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–– der Arbeitnehmer den Konflikt schon bei Vertragsab-
schluss hätte vorhersehen können, er also damit rech-
nen musste, dass die Tätigkeit ihn in einen Gewissens-
konflikt bringen würde;

–– der Arbeitnehmer im Betrieb auch anderweitig be-
schäftigt werden kann oder der Arbeitgeber aufgrund 
betrieblicher Erfordernisse darauf bestehen muss, dass 
er den Auftrag ausführt;

–– es sich um einen einmaligen Glaubens- oder Gewis-
senskonflikt handelt oder um einen besonders schwer-
wiegenden, der vermutlich immer wiederkehrt, der 
Arbeitgeber also künftig mit weiteren Gewissenskon-
flikten rechnen muss.

Für den Arbeitgeber ist vor allem relevant, dass er  
bei einer rechtswidrigen Arbeitsverweigerung des Ar-
beitnehmers Anspruch auf Schadensersatz haben kann, 
z. B. wenn er eine Vertretung beschäftigen muss (§§ 280 
Abs. 1, 283, 311a BGB). Rechtswidrig ist Arbeitsverwei-
gerung regelmäßig, wenn dem Arbeitnehmer bereits 
bei Vertragsabschluss bewusst war, dass dieser Glau-
bens- oder Gewissenskonflikt entstehen kann. In diesem 
Fall kann er sich nicht wirksam auf seinen Glauben oder 
sein Gewissen berufen, weil dies treuwidrig wäre (§ 242 
BGB). Darüber hinaus könnte es Zweifel an der Ernsthaf-
tigkeit seiner Überzeugungen wecken, wenn er schon bei 
Vertragsabschluss um diesen Konflikt wusste und somit 
absehen konnte, „dass er die vertraglich eingegange-
nen Verpflichtungen um seiner Glaubensüberzeugungen 
willen sämtlich und von Beginn an nicht würde erfüllen 
können“ (BAG, Urt. v. 24.02.2011, Az. 2 AZR 636/09).240 

Dennoch bleibt grundsätzlich im Einzelfall zu entschei-
den, ob ein Arbeitgeber die Arbeitsverweigerung eines 
Arbeitnehmers hinnehmen muss oder die Erfüllung der 
Arbeitsleistung einfordern bzw. dem Arbeitnehmer bei 
fortgesetzter Verweigerung kündigen darf.

Deutlich wird die Notwendigkeit einer Einzelfallab-
wägung etwa an dem Fall eines Arbeitnehmers musli-
mischen Glaubens, der sich weigerte, in einem Laden 
alkoholische Getränke in die Verkaufsregale einzuräu-
men. Zwar musste er angesichts des ihm bekannten 
Aufgabenprofils bereits bei Vertragsabschluss wissen, 
dass er sich zu Arbeiten verpflichtet, die seiner Religi-
on zuwiderlaufen könnten (BAG-Grundsatz 1). Im kon-
kreten Fall konnte er jedoch glaubhaft machen, dass er 
bei Vertragsabschluss nicht damit gerechnet habe, auch 
nur mittelbar am Verkauf alkoholischer Getränke betei-
ligt zu sein, zumal er erst nach Personalabbau und einer 

betrieblichen Umstrukturierung in der Getränkeabteilung 
eingesetzt worden war. Erst im Rahmen dieser Tätigkeit 
sei der Gewissenskonflikt für ihn unerträglich gewor-
den und er habe entschieden, künftig strikt nach seinen 
Glaubensüberzeugungen zu handeln. Zudem verwies er 
darauf, dass sein Arbeitgeber ihm auch andere Tätigkei-
ten zuweisen könne (BAG-Grundsatz 2). Beim Einsatz in 
einer anderen Abteilung wäre somit nicht mit weiteren 
Gewissenskonflikten zu rechnen (BAG-Grundsatz 3). Das 
Bundesarbeitsgericht erkannte an, dass ein Gewissens-
konflikt nach Art. 4 Abs. 1 GG erst im Laufe der Tätig-
keit entstanden bzw. stärker geworden war (BAG, Urt. 
v. 24.02.2011, Az. 2 AZR 636/09), und verwies den Fall 
zurück an das zuständige Landesarbeitsgericht (vgl. auch 
Hoevels 2015: 90).241

Anders gelagert war der Fall eines Mitarbeiters in 
einem Callcenter, der sich aufgrund seines Glaubens 
verpflichtet sah, die vorgegebene Abschiedsformel „Ich 
danke Ihnen für Ihre Bestellung bei X, auf Wiederhö-
ren“ um den Zusatz „Jesus hat Sie lieb!“ zu ergänzen. Er 
behielt diese Verabschiedung auch bei, nachdem seine 
Vorgesetzten ihm dies mehrmals und unter Androhung 
einer Kündigung untersagt hatten. Gegen die schließlich 
ausgesprochene Kündigung ging er mit Verweis auf seine 
religiösen Überzeugungen gerichtlich vor. Das Landesar-
beitsgericht Hamm erklärte die Kündigung für rechtens. 
Maßgeblich dafür war zum einen, dass es keine Möglich-
keit gab, den Mitarbeiter im Betrieb anderweitig einzu-
setzen (BAG-Grundsatz 2). Zum anderen akzeptierte das 
Gericht den Verweis auf die Glaubensfreiheit nicht: Aus 
seiner Sicht konnte der Kläger nicht plausibel darlegen, 
„dass seine Haltung auf einer für ihn zwingenden Verhal-
tensregel beruht, gegen die er nicht ohne ernste Gewis-
sensnot handeln könnte“ (LAG Hamm, Urt. v. 20.04.2011, 
Az. 4 Sa 2230/10), besonders weil er dem Arbeitgeber 
im Rahmen einer Prozessbeschäftigung (Weiterbeschäf-
tigung während des laufenden Rechtsstreits) angeboten 
hatte, zumindest bis zur Entscheidung auf den Zusatz 
„Jesus hat Sie lieb!“ zu verzichten. Bei einem unauflösli-
chen Gewissenskonflikt, so das Gericht, wäre zu erwarten 
gewesen, dass der Kläger auch während der Prozessbe-
schäftigung an seinem Standpunkt festhält.

Konflikte zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
entstehen auch regelmäßig aus einer religiös bedingten 
Kleidungswahl, z. B. dem Tragen eines Kopftuchs am Ar-
beitsplatz.242 Im Fall einer Verkäuferin muslimischen Glau-
bens, die nach dem Ende ihrer Elternzeit mit Kopftuch zur 

240	� Das Bundesarbeitsgericht nennt in seinem Urteil von 1984 als Beispiel einen Arbeitnehmer, der einen Arbeitsvertrag mit dem Inhaber eines Rüs-
tungsbetriebs abschließt: Der könne nicht aus Gewissensgründen eine Tätigkeit verweigern, die der Rüstung dient (BAG, Urt. v. 20.12.1984, Az. 2 
AZR 436/83).

241	� Dort wurde der Fall dann ohne Entscheidung erledigt (LAG Schleswig-Holstein, Az. 5 Sa 334/11).
242	� Hier geht es vor allem um Fälle (jenseits des ‚Kopftuchs im Schuldienst‘), in denen religiös motivierte Verhaltensweisen des Arbeitnehmers (zu-

mindest aus der Sicht des Arbeitgebers) mit betrieblichen Erfordernissen kollidieren. Angesichts ihrer besonderen Bedeutung für den Staatsdienst 
wird diese Frage in einem eigenen Unterkapitel behandelt (s. Kap. B.3.5).
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Arbeit erschienen war, hat das Bundesarbeitsgericht im 
Jahr 2002 die Kündigung für nicht rechtens erklärt (BAG, 
Urt. v. 10.10.2002, Az. 71/02). Die Vorinstanzen hatten 
Klage und Berufung der Angestellten zunächst abgewie-
sen. Diese hatte bereits seit ihrer Ausbildung in dem be-
treffenden Kaufhaus gearbeitet und war dort insgesamt 
fast zehn Jahre beschäftigt gewesen, bevor sie aus re-
ligiösen Gründen beschloss, ein Kopftuch zu tragen. Sie 
teilte dies der Personalabteilung vor ihrer Rückkehr aus 
einem Erziehungsurlaub mit und begründete es damit, 
dass sich ihre religiösen Vorstellungen gewandelt hät-
ten und ihr Glaube es verbiete, sich in der Öffentlichkeit 
ohne Kopftuch zu zeigen. Das Kaufhaus räumte der Frau 
zunächst Bedenkzeit ein, sprach ihr aber (mit Zustimmung 
des Betriebsrats) nach mehreren ergebnislos verlaufenen 
Gesprächen die Kündigung aus. Das Landesarbeitsgericht 
Hessen gab dem Arbeitgeber, einem Kaufhausbetreiber 
in ländlicher Umgebung, zunächst recht: Er sei nicht ver-
pflichtet, die Verkäuferin zu beschäftigen, wenn sie dar-
auf bestehe, ein Kopftuch zu tragen, nachdem sie zuvor 
mehrere Jahre lang ihrer Tätigkeit „in westlicher Kleidung“ 
nachgegangen sei und damit „die von ihrem Arbeitgeber 
an das äußere Erscheinungsbild des Verkaufspersonals 
gestellten Anforderungen erfüllt hat“ (LAG Hessen, Urt. 
v. 21.01.2001, Az. 3 Sa 1448/00). Die Verkäuferin bean-
tragte Revision vor dem Bundesarbeitsgericht und hatte 
schließlich Erfolg: Ihre Weigerung, in der Arbeitszeit auf 
das Tragen eines Kopftuchs zu verzichten, rechtfertigte aus 
der Sicht des Gerichts keine Kündigung. Der Arbeitgeber 
hatte zwar vorgetragen, dass das Tragen des Kopftuchs 
den Kaufhausbetrieb störe. Das Bundesarbeitsgericht stell-
te jedoch fest, der Arbeitgeber könne zwar aufgrund sei-
nes Direktionsrechts durchaus betriebliche Bekleidungs-
regeln festlegen, diese müssten aber die grundrechtlich 
geschützte Glaubensfreiheit berücksichtigen. Dieses Recht 
wiege schwerer als die Sorge des Arbeitgebers, wegen 
ausbleibender Kunden Umsatzeinbußen zu erleiden, und 
sei somit stärker zu berücksichtigen als seine grundrecht-
lich geschützte unternehmerische Freiheit. Schließlich 
hätte man dem Kaufhausbetreiber zumuten können, die 
Verkäuferin probeweise mit Kopftuch einzusetzen und ab-
zuwarten, ob dies tatsächlich zu Störungen im Betriebs-
ablauf und Umsatzeinbußen führt. Angesichts des hohen 
Stellenwerts der Glaubens- und Religionsfreiheit müsse 
der Arbeitgeber die geltend gemachten realen Gefähr-
dungen konkret darlegen. Das Urteil des Bundesarbeitsge-
richts wurde letztendlich vom Bundesverfassungsgericht 
bestätigt und der Verfassungsbeschwerde des Kaufhaus-
betreibers nicht stattgegeben, weil eine „konkrete Ge-

fahr des Eintritts der […] negativen betrieblichen oder 
wirtschaftlichen Folgen“ nicht nachgewiesen worden sei 
(BVerfG, Urt. v. 30.06.2003, Az. 1 BvR 792/03).

Die in der BAG-Rechtsprechung beobachtbare Linie, 
die unterschiedlichen Interessen jeweils im Einzelfall ab-
zuwägen, zeigt sich auch in der Rechtsprechung des EGMR 
(vgl. auch Stoffels 2013). Im Rahmen eines gemeinsamen 
Prozesses beschäftigte sich das Gericht mit vier (vonein-
ander unabhängigen) Klagen gläubiger Christen in Groß-
britannien, die ihren Arbeitsplatz verloren hatten, weil sie 
darauf bestanden, bestimmte Dinge aus religiösen Grün-
den zu unterlassen, die der Arbeitgeber als erforderlich 
oder als Teil des Arbeitsverhältnisses ansah (EGMR, Urt. 
v. 15.01.2013, Eweida and others vs. The United King-
dom).243 Eine koptische Christin hatte nach langjähriger 
Beschäftigung bei einer britischen Fluggesellschaft da-
rauf bestanden, entgegen den Bekleidungsvorschriften 
der Fluggesellschaft ein Kreuz sichtbar um den Hals zu 
tragen, um ihren Glauben zu bezeugen. Hier entschied 
der EGMR gegen die Vorinstanzen, die dem Arbeitgeber 
Recht gegeben hatten. Das Gericht monierte, die nationa-
len Gerichte hätten dem Interesse der Arbeitgeber, (auch) 
durch ein religionsneutrales Auftreten der Belegschaft ein 
bestimmtes Unternehmensimage zu vermitteln, zu viel 
Gewicht beigemessen und dem Interesse der Arbeitneh-
merin, auch am Arbeitsplatz ihren Glauben zu bezeugen, 
zu wenig. Das Gericht war dieser Auffassung, obwohl die 
Fluggesellschaft der Arbeitnehmerin ein firmeninternes 
Klärungsverfahren und eine gleich bezahlte Verwaltungs-
tätigkeit (ohne Kundenkontakt) angeboten hatte.244 

Von diesem tendenziell religionsfreundlichen Urteil 
wich dasselbe Gericht allerdings im Fall einer Kranken-
schwester ab, die ebenfalls darauf bestand, bei der Arbeit 
ein Kreuz an einer Halskette zu tragen. Der Arbeitgeber 
sah eine von Kreuz und Kette ausgehende Verletzungs- 
und Infektionsgefahr und schlug u.  a. vor, das Kreuz 
anders zu befestigen (etwa am Namensschild oder als 
Anstecker). Als die Arbeitnehmerin dieses und andere 
Vermittlungsangebote ablehnte, versetzte das Kranken-
haus sie schließlich von der geriatrischen Station, auf der 
sie bis dahin eingesetzt war, auf eine zeitlich befristete 
Stelle im Verwaltungsbereich des Krankenhauses. Der 
EGMR bestätigte in diesem Fall die Rechtsprechung der 
britischen Arbeitsgerichte. Er verneinte eine indirekte 
oder direkte Diskriminierung der Arbeitnehmerin mit 
der Begründung, in diesem Fall sei das vom Arbeitge-
ber angeführte Interesse der Patientensicherheit höher 
zu bewerten als der Wunsch der Arbeitnehmerin, ihren 
Glauben zu bezeugen.245

243	� Vgl. dazu auch Goos 2013.
244	� Zwei der sieben Richter folgten dieser Einschätzung nicht und gaben ein Sondervotum ab.
245	� Auch in diesem Fall gaben zwei Richter ein Sondervotum ab mit der Begründung, dies sei nicht nur eine Frage der Religions-, sondern vor allem 

eine der Gewissensfreiheit.
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Auch im Fall einer britischen Standesbeamtin bestä-
tigte der EGMR die Linie, die die britischen Gerichte zuvor 
eingeschlagen hatten. Die Beamtin hatte sich mit Ver-
weis auf ihren christlichen Glauben geweigert, gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaften zu registrieren. Der 
Arbeitgeber hatte darauf mit einem Disziplinarverfahren 
reagiert, gegen das die Arbeitnehmerin geklagt hatte. 
Die erste Instanz hatte ihrer Klage stattgegeben; in den 
nächsten Instanzen wurde dieses Urteil allerdings korri-
giert und die Beamtin schließlich wegen Verletzung ihrer 
dienstlichen Pflichten entlassen. Vor dem EGMR hatte die-
se Entscheidung Bestand. Das Gericht begründete dies 
vor allem damit, dass die religiösen Überzeugungen der 
Arbeitnehmerin im Zweifel hinter den Schutz der Rechte 
anderer zurücktreten müssten, die in ihrer Dienstpflicht 
verankert seien (Personen unabhängig von ihrer sexu-
ellen Orientierung zu trauen). Einem ähnlichen Begrün-
dungsmuster folgte der EGMR im Fall eines Paartherapeu-
ten, der sich mit Verweis auf seinen Glauben weigerte, 
gleichgeschlechtliche Paare sexualtherapeutisch zu be-

raten. Der Arbeitgeber begründete seine Entlassung mit 
dem Anspruch, eine diskriminierungsfreie Beratung zu 
gewährleisten. Sowohl die nationalen Gerichte als auch 
der EGMR sahen die Entlassung als gerechtfertigt an. 

Die meisten religiösen Konflikte im Arbeitsverhält-
nis landen vermutlich nicht vor den Gerichten, sondern 
werden zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer direkt 
verhandelt – wobei unklar ist, ob die Lösungen für beide 
Seiten zufriedenstellend sind oder nicht. Rechtsstreitig-
keiten über religiöse Überzeugungen, Praktiken und Bräu-
che am Arbeitsplatz (die meist, aber nicht ausschließ-
lich religiöse Minderheiten betreffen) sind jedenfalls 
kein deutschlandspezifisches oder -exklusives Problem 
(RELIGARE 2012: 4f.).246 Die Rechtsprechung dazu fällt 
durchaus unterschiedlich aus. Ihr gemeinsamer Nenner 
ist eine starke Einzelfallorientierung und darüber hinaus 
eine gründliche Abwägung der jeweiligen Rechte. Dies 
gilt für die deutschen Obergerichte mittlerweile ebenso 
wie für den EGMR.

246	� Mit Konflikten in Bezug auf religiöse Symbole bzw. Kleidung haben sich z. B. auch Gerichte in Belgien, Frankreich, Großbritannien und den Nieder-
landen beschäftigt, mit der Freistellung von bestimmten Tätigkeiten aus Glaubens- oder Gewissensgründen z. B. Gerichte in Großbritannien und 
den Niederlanden (vgl. RELIGARE 2012: 5f.).
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In Kap. B.3 geht es generell um den individualrechtlichen 
Anerkennungspfad,247 d. h. um Fälle, in denen religiös 
motiviertes Handeln unter Bezug auf die Religionsfreiheit 
mit vom Staat definierten Gemeinwohlgütern bzw. kon-
kurrierenden Rechtspositionen kollidiert. Kap. B.3.1 greift 
die Frage auf, inwieweit islamisches Recht in Deutsch-
land anwendbar ist. In Kap. B.3.2 geht es um Meinungs-, 
Kunst- und Pressefreiheit. Dabei wird vor allem erörtert, 
ob und in welchem Maß in der zunehmend säkularisier-
ten und religiös pluralistischen Gesellschaft auf religiöse 
Sensibilitäten eingegangen bzw. darauf Rücksicht genom-
men werden muss; diese Frage wurde besonders im Rah-
men des ‚Karikaturenstreits‘ vor über zehn Jahren intensiv 
diskutiert. Mit Blick auf ein vor drei Jahren ergangenes 
Urteil eines deutschen Landgerichts zur Zulässigkeit der 
medizinisch nicht indizierten Beschneidung von Jungen 
befasst sich Kap. B.3.3 mit einer unerwartet aufgetrete-
nen Kollision zwischen Religionsfreiheit und elterlichen 
Erziehungsrechten auf der einen und dem Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit auf der anderen Seite. In eine 
ähnliche Richtung geht Kap. B.3.4: Hier wird die Frage er-
örtert, inwieweit Eltern unter Berufung auf Religionsfrei-
heit und elterliches Erziehungsrecht ihre Kinder von Teilen 
des staatlichen Schulunterrichts befreien lassen können. 

Der wohl prominenteste Konflikt zwischen religiösen 
Normen und Erwartungen des Arbeitgebers an den Ar-
beitnehmer bezieht sich auf religiös geprägte Bekleidung, 
konkret: die Frage, ob das Tragen eines Kopftuchs in be-
stimmten Positionen im öffentlichen Dienst zulässig ist. 
In einem aktuellen Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
wurde noch einmal explizit die besondere Bedeutung die-
ser Frage herausgestellt; diesem Thema wird ein eigenes 
Unterkapitel gewidmet (s. Kap. B.3.5). 

B.3.1 Islamisches Recht in Deutsch-
land: Anwendung und Grenzen 
Im Herbst 2014 wurde über eine selbst ernannte ‚Scha-
ria-Polizei‘ berichtet, die als eine Art muslimischer Sit-
tenwächter in Wuppertal Passanten kontrolliert und sie 
auf ‚unislamisches Verhalten‘ hinweist.248 Das ließ die 
integrationspolitische Debatte über die Macht der Scha-
ria in Deutschland und die Etablierung einer Paralleljustiz 
erneut aufflammen (vgl. u. a. FAZ 2014). Es spricht eini-
ges dafür, dass es sich bei dem Vorfall in Wuppertal um 
eine Aktion (post-)pubertärer „Halbstarker“ handelte (so 
drückte es der Zentralrat der Muslime aus). Trotzdem hat 
sie ein Thema in den Blick der Öffentlichkeit gerückt, das 
für den integrationspolitischen wie den interreligiösen 
Diskurs eminent wichtig ist: Welche Geltung kann und 
darf die Scharia in Deutschland beanspruchen? 

B.3.1.1 Scharia in Deutschland? Berücksichtigung 
ausländischer Rechtsnormen im deutschen Recht 

Zunächst ist der Begriff der Scharia zu klären, der in wei-
ten Kreisen der Bevölkerung Ablehnung auslöst. Er steht 
für die Gesamtheit aller (alltäglichen) religiösen Vor-
schriften und rechtlichen Normen im Islam. Die Scharia 
hat sich über viele Jahrhunderte und in einem weiten 
geografischen Raum entwickelt. Sie ist „alles andere als 
ein unveränderliches Gesetzbuch, sondern ein höchst 
komplexes System von Normen und von Regeln“ (Rohe 
2012: 21) und entsprechend auch offen für Auslegung 
und Interpretation. Die meisten Staaten der Welt mit ei-
ner mehrheitlich muslimischen Bevölkerung haben Ele-
mente der Scharia in ihre Rechtssysteme integriert – oder 

Normenkollisionen zwischen der Religionsfreiheit und 
anderen Grundrechten und Rechtsgütern

KapitelB.3

247	� Vgl. zu der Unterscheidung zwischen individualrechtlichen und kollektiven Pfaden Joppke 2013: 417–419.
248	� Strafrechtlich könnte es sich dabei um Nötigung im Sinne von § 240 StGB handeln. Das Landgericht Wuppertal hat die Strafbarkeit dieser Aktion 

kürzlich verneint (LG Wuppertal, Urt. v. 02.12.2015, AZ. 22 KLs 27/15), da von den grell-orangen Warnwesten mit der Aufschrift „Shariah-Police“ 
keine einschüchternde, militante Wirkung ausgegangen sei. Die Staatsanwaltschaft hat angekündigt, sie werde gegen das Urteil Beschwerde 
einlegen.
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vielmehr, ihre rechtlichen Normen sind von der Scharia 
inspiriert oder geprägt. Nur in wenigen Staaten der Welt 
wird die Scharia in fast allen Rechtsgebieten umfassend 
angewandt, z. B. in Saudi-Arabien und dem Iran. 

Um sich der Frage zu nähern, inwieweit die Scharia an 
das deutsche Recht anschlussfähig ist, muss also zunächst 
innerhalb der Scharia unterschieden werden zwischen re-
ligiösen Vorschriften und Rechtsvorschriften (Rohe 2009; 
2015a). Für religiöse Normen (dazu gehören etwa Vor-
schriften zum Beten und Fasten) ist das Verhältnis zum 
deutschen Recht vergleichsweise einfach zu klären: Sie 
unterliegen ebenso wie Vorschriften und Gebote anderer 
Religionen der Religionsfreiheit, die nach Art. 4 Abs. 1 
u. 2 GG grundrechtlich geschützt ist.249 Komplizierter ist 
die Lage bei den Rechtsvorschriften der Scharia: Etliche 
dieser Normen wären (zumindest in einer traditionell-
konservativen Auslegung) „evident verfassungswidrig“ 
(Majer 2014: 130). Darunter fallen die verschiedenen 
Elemente der rechtlichen Unterscheidung zwischen Mann 
und Frau oder zwischen Muslimen und Nichtmuslimen im 
Erb- und Familienrecht wie auch die drakonischen Stra-
fen des Hadd- oder Hadud-Strafrechts (z. B. Steinigung 
bei Ehebruch), die gegen Menschen- und Grundrechte 
verstoßen (Rohe 2009). Hier ist das deutsche Recht zu 
Recht geschlossen und kompromisslos; aber auch weni-
ger extreme Vorschriften der Scharia wie das unterschied-
liche Erbrecht muten im liberalen Rechtsstaat mitunter 
befremdlich an. Daher bedeutet der von Muslimen erho-
bene Anspruch, in einigen kritischen Bereichen wie dem 
Familienrecht islamisches anstelle von säkularem Recht 
anzuwenden, „die sicherlich größte Herausforderung des 
Islam für den säkularen Staat in Europa“ (Joppke 2015: 
162, Übers. d. SVR). 

Dem begegnet der Staat nun u. a. dadurch, dass in 
das deutsche Recht auch Vorschriften des ausländischen 
Rechts Eingang finden, die durch die Scharia geprägt sind. 
Dafür gibt es zwei Wege: den direkten über das sog. In-
ternationale Privatrecht (IPR) und den indirekten über das 
optionale (s. u.) Zivilrecht (Rohe 2003). Im IPR sind alle 
Privatrechtsordnungen im Prinzip gleichwertig und müs-
sen innerhalb der Grenzen des sog. ordre public – d. h. der 
Grundfesten der inländischen Wertvorstellungen – aner-
kannt werden (Bowen/Rohe 2015: 139). Die Anwendung 
des IPR in Deutschland ist vor allem im Einführungsge-
setz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (Art. 3ff. EGBGB) sowie 
über verschiedene EU-Verordnungen (konkret der Rom I-, 
Rom II- und Rom III-Verordnung) geregelt (Rohe 2015b: 
469). In Deutschland wird etwa im Bereich des Familien-

rechts in der Regel und in den Grenzen des ordre public 
nach ausländischem Recht entschieden, wenn mindes-
tens ein Ehepartner nicht die deutsche Staatsangehörig-
keit hat, die Ehe im Ausland geschlossen wurde und/oder 
geplant ist, dass die Eheleute dauerhaft im Ausland leben 
(vgl. Rohe 2003).250 Konkret ist es dann beispielsweise 
möglich, „dass […] ein deutsches Gericht ehevertragli-
che Ansprüche nach iranischem Recht durchsetzt“ (Majer 
2014: 130), wenn durch die Einbeziehung dieses Rechts 
die Frau nach der Scheidung Vermögenswerte erhält und 
damit finanziell besser abgesichert ist. In solchen Fällen 
wird aber nicht direkt ‚die Scharia‘ angewendet, sondern 
vielmehr „das ausländische Recht, mag es auch von der 
Scharia geprägt sein“ (Majer 2014: 130). Dabei orien-
tiert sich das deutsche Recht prinzipiell am Ergebnis: Ob 
ausländische Rechtsnormen berücksichtigt werden, wird 
davon abhängig gemacht, was im konkreten Fall daraus 
resultiert. 

Die Übernahme ausländischer Normen (die eventuell 
von der Scharia beeinflusst sind) hat also mit dem ordre 
public eine feste und klar definierte Grenze. Entsprechend 
endet „die Bereitschaft zu solcher Rechtsanwendung“ 
dort, „[w]o die Anwendung fremden Rechts zu Ergeb-
nissen führen würde, die unseren rechtlichen Grundent-
scheidungen widersprechen“ (Rohe 2015a: 286, Herv. d. 
SVR). Ausgeschlossen sind somit etwa eine „patriarcha-
lisch orientierte Zuordnung des Sorgerechts für Kinder 
nach Alter und Geschlecht oder ein Eheverbot zwischen 
Musliminnen und Nicht-Muslimen, wie es dem traditio-
nellen islamischen Recht entspricht“ (Rohe 2015a: 286). 

Ein Beispiel für die Anwendung islamisch geprägten 
Rechts nach den Grundsätzen des IPR ist der talaq, das 
Verstoßungsrecht: Nach islamischem Recht kann sich der 
Ehemann grundlos scheiden lassen, während die Ehefrau 
dafür einen besonderen Grund braucht (z. B. Alkoholsucht 
des Ehemanns). Diese ungleiche Regelung wirkt befremd-
lich, nicht nur wegen des Gleichberechtigungsgebots in 
Art. 3 Abs. 2 GG; auch die Rom  III-Verordnung der EU 
verlangt explizit eine Gleichbehandlung der Eheleute im 
Falle einer Scheidung (Rohe 2015b). Trotzdem wird sie im 
Sinne der Ergebnisorientierung in der deutschen Recht-
sprechung grundsätzlich anerkannt, da „das Problem der 
unzureichenden Gleichbehandlung durch das Ergebnis 
neutralisiert wird“ (Rohe 2015b: 474, Übers. d. SVR). 
Sofern die Ehe auch nach deutschem Recht geschieden 
werden könnte und die Frau mit der talaq-Entscheidung 
einverstanden ist bzw. sie wünscht, verstößt der talaq 
nicht gegen den ordre public (vgl. Langenfeld 2015a). 

249	� Auch hier gilt natürlich, dass die Religionsfreiheit keineswegs den Status eines ‚Obergrundrechts‘ hat. Die Kapitel B.3.2 bis B.3.5 befassen sich mit 
Normenkollisionen zwischen der Religionsfreiheit und anderen Grundrechten.

250	� In Deutschland hängt es somit wie in den meisten kontinentaleuropäischen Staaten von der Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen ab, ob 
die ausländische oder die inländische Rechtsordnung angewendet wird. In angelsächsischen Ländern ist dafür hingegen der Lebensmittelpunkt 
ausschlaggebend (vgl. Foblets 2013).
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Mit seiner kategorischen Ablehnung in der deutschen 
Rechtsprechung würde hingegen „unnötig die Nichtan-
erkennung der Scheidung im Heimatstaat (sog. hinkende 
Ehe) riskiert“ (Langenfeld 2015a: Rn. 162).251 

Auch die talaq-Scheidung wird nicht in allen euro-
päischen Staaten anerkannt: Der österreichische Oberste 
Gerichtshof lehnte dies in einer Entscheidung von 2006 
grundsätzlich ab mit der Begründung, es verstoße gegen 
den österreichischen ordre public. In Frankreich erklärte 
der Kassationshof 2004 die unilaterale Scheidung eben-
falls als mit dem ordre public nicht vereinbar, zudem ver-
stoße sie gegen die Europäische Menschenrechtskonven-
tion (vgl. Bowen/Rohe 2015).

Ein anderes Thema ist die polygame Ehe: Eine Mehr-
ehe einzugehen ist in allen westeuropäischen Staaten 
verboten und sogar strafbar; fraglich ist aber, wie damit 
umzugehen ist, wenn sie außerhalb Europas geschlossen 
wurde. Das deutsche Recht unterscheidet hier zwischen 
primär privaten und primär öffentlichen Aspekten der 
Ehe: Im Bereich des Ausländerrechts ist eine Zweitehe 
nicht akzeptiert, eine zweite Ehefrau kann also z. B. nicht 
über den Familiennachzug nach Deutschland kommen. 
Stirbt jedoch der Ehemann, wird bei der Teilung von Ren-
tenversicherungsansprüchen eine Zweitfrau berücksich-
tigt, weil das in ihrem Interesse liegt.252 Die polygame 
Ehe als solche wird zwar nicht anerkannt, doch hat im 
Sinne der Ergebnisorientierung „die deutsche Rechtsord-
nung entschieden, solchen Frauen Schutz zu gewähren“ 
(Rohe 2009: 2). In Großbritannien haben die Gerichte 
hingegen Rentenansprüche einer Witwe aus einer po-
lygamen Ehe zurückgewiesen; so hat im Ergebnis keine 
der beiden betroffenen Frauen eine solche Rente erhalten 
(Bowen/Rohe 2015: 145). 

Wie die Beispiele zeigen, gibt es also kein länderüber-
greifend einheitliches richterliches Verständnis des ordre 
public. Nach Bowen und Rohe (2015: 144, Übers. d. SVR) 
hängt die Auslegung davon ab, wie die Länder jeweils 
die beiden übergeordneten Ziele von Urteilen gewich-
ten: Diese sollen zum einen „klare Rechtsnormen etab-
lieren, die auf breit akzeptierten kulturellen und sozialen 
Überzeugungen basieren“, zum anderen „Gerechtigkeit 
für konkrete Individuen herstellen“. Während deutsche 
Gerichte mit den individuellen Auswirkungen eher das 
zweite Ziel höher gewichten, neigen britische (wie auch 
französische) Gerichte dazu, „die Akzeptanz ausländischer 
Rechtsinstitutionen als solche zu evaluieren und ihnen 

jede Art von Anerkennung zu verweigern, sofern sie als 
französischer oder britischer öffentlicher Ordnung und 
Moral widersprechend betrachtet werden; damit wird 
eine klare Botschaft an die Öffentlichkeit gesendet, dass 
diese Institutionen vom Recht des Landes unter allen Um-
ständen zurückgewiesen werden“ (Bowen/Rohe 2015: 
144, Übers. d. SVR). Ein Grund für diese Unterschiede ist 
wohl die jeweilige Zusammensetzung der Gruppe der 
Muslime in den genannten Ländern: In Deutschland leben 
mehrheitlich Muslime aus der Türkei und dem Balkan; da-
her kommen Fälle von Mehrehen relativ selten vor, weil 
die Polygamie in diesen Ländern schon vor Jahrzehnten 
abgeschafft wurde. Die in Großbritannien lebenden Mus-
lime stammen dagegen mehrheitlich aus Pakistan und 
Bangladesch, wo die Mehrehe nicht verboten und in Tei-
len des Landes bzw. der Gesellschaft sogar verbreitet und 
anerkannt ist (Bowen/Rohe 2015: 145). 

Unstrittiger ist die Anwendung ausländischer Rechts-
normen im Zivilrecht. Dieses beruht auf der Willens-
freiheit, die sich aus der Privatautonomie ableitet, und 
ermöglicht Individuen grundsätzlich, mit anderen eine 
Rechtsbeziehung einzugehen bzw. dies zu unterlassen – 
in diesem Sinne ist es anders als das öffentliche Recht 
und das Strafrecht ‚optional‘. Neben der indirekten An-
wendung durch das IPR können Scharia-geprägte Normen 
also im Rahmen des Zivilrechts direkt angewandt werden. 
Das geschieht in Deutschland beispielsweise bei Ehever-
trägen oder im Handelsrecht (Rohe 2003: 49). So ist es 
etwa „unter Gesichtspunkten des ordre public unproble-
matisch“, einer Frau die islamische mahr (‚Morgengabe‘) 
zuzusprechen, die ihr im Scheidungsfall zusteht, „weil das 
Subsumtionsergebnis keine Benachteiligung der Frau mit 
sich bringt“ (Langenfeld 2015a: Rn. 161).253 Im Rahmen 
der individuellen Gestaltungsfreiheit können Privatper-
sonen untereinander auch Darlehensverträge nach den 
Vorschriften der Scharia schließen, um Zinszahlungen zu 
vermeiden (vgl. Rohe 2009). 

B.3.1.2 Rechtliche Parallelstrukturen: Sharia 
Councils und Muslim Arbitration Tribunals in Groß-
britannien 

Jenseits der Frage, ob bzw. in welchem Fall in deutschen 
Gerichtssälen Normen der Scharia angewendet werden, 
stellt sich das Problem der Paralleljustiz, die von inoffi-
ziellen, selbst ernannten Scharia- bzw. ‚Friedensrichtern‘ 

251	� Im Sinne der normativen Ordnung des Grundgesetzes bleibt allerdings fraglich, ob der Vollzug des talaq wirklich vor Gericht geschehen muss bzw. 
sollte (indem der Ehemann den Ausspruch „talaq“ („Ich verstoße Dich“) dreimal wiederholt). „Wenn man den Ausspruch eines Scheidungsurteils 
auf Grundlage der Aussprache des talaq aus reinen Ergebniserwägungen heraus für zulässig erachten möchte, sollte man zumindest überlegen, von 
der – offenbar gängigen – Praxis des Ausspruchs der Verstoßungsformel im Gerichtssaal abzusehen; denkbar wäre doch auch, den privat erfolgten 
Ausspruch der Verstoßungsformel im Gerichtssaal bezeugen zu lassen“ (Langenfeld 2015a: Rn. 163).

252	� In diesem Fall kommt § 34 Abs. 2 SGB I zum Tragen: „Ansprüche mehrerer Ehegatten auf Witwenrente oder Witwerrente werden anteilig und 
endgültig aufgeteilt.“ Diese sozialrechtliche Anpassung ist also kostenneutral.

253	� Über die mahr hat der Bundesgerichtshof bislang in drei Fällen entschieden – 1987, 1998 und zuletzt 2009 (Yassari 2013).
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geübt wird, d. h. von Personen, die weder dafür ausge-
bildet noch vom Staat anerkannt sind. Auf dieses Thema 
aufmerksam wurde man in Deutschland vor allem durch 
das Buch „Richter ohne Grenzen“ von Joachim Wagner, 
das 2011 veröffentlicht wurde. Als erstes Land hat Bayern 
bereits 2011 einen runden Tisch zum Thema Paralleljustiz 
eingerichtet. Das Thema ist sogar in den Koalitionsver-
trag zwischen den Parteien eingegangen, die die aktuelle 
Bundesregierung tragen. Dort ist vereinbart: „Wir wollen 
das Rechtssprechungsmonopol des Staates stärken. Ille-
gale Paralleljustiz werden wir nicht dulden“ (CDU/CSU/
SPD 2013: 107). 

Rechtlich ist die Lage eindeutig: Anders als in Groß-
britannien sind religiöse Parallelgerichte als Teil der 
allgemeinen Rechtsordnung in Deutschland weder vor-
gesehen, noch werden sie geduldet.254 Die islamischen 
Verbände haben entsprechende Forderungen auch bis-
lang nicht erhoben. In Großbritannien hingegen kann 
vor allem im Bereich des Familienrechts von einem Drei-
stufenmodell gesprochen werden: Neben der offiziellen 
staatlichen Gerichtsbarkeit gibt es zum einen sog. Sharia 
Councils als (staatlich geduldete) inoffizielle Community-
Mechanismen, zum anderen die Muslim Arbitration Tribu-
nals (MAT), das sind staatlich anerkannte Schiedsgerichte, 
die säkulares und religiöses Recht kombinieren (vgl. Bano 
2012: 54). 

Während die MAT in Großbritannien erst 2007 eta-
bliert wurden, fungieren die Sharia Councils, die meist 
in enger Verbindung mit Moscheegemeinden entstan-
den sind (Bano 2012: 64), schon seit fast einem halben 
Jahrhundert als alternative Instanzen der Streitbeilegung. 
Wie viele dieser Councils es gibt, ist unklar; Schätzungen 
liegen zwischen 30 (Bano 2012) und 85 (Ali 2013). Zu 
den Sharia Councils gibt es kaum empirisch abgesicherte 
Erkenntnisse; ihre Erforschung wird vor allem dadurch er-
schwert, dass der Zugang schwierig ist und ‚Kläger‘ wie 
‚Richter‘ kaum bereit sind, darüber Auskunft zu geben 
(vgl. Bano 2012; Ali 2013). Klar ist aber, dass die Sharia 
Councils vor allem Fälle im Bereich des Familienrechts 
verhandeln. De facto sind es Scheidungsgerichte: Sie 
werden in aller Regel von Frauen angerufen, die sich 
nach islamischem Recht scheiden lassen wollen, deren 
Ehemänner sich aber weigern, den talaq auszusprechen 
(Bano 2012; Ali 2013: 132). Dass die Councils sich zu fak-
tisch reinen Scheidungsgerichten entwickeln, hatten ihre 
Gründer nicht beabsichtigt; sie hatten eigentlich damit 
gerechnet, dass sie über Scheidungsfragen hinaus eine 

große Bandbreite unterschiedlicher Aspekte und Konflik-
te für britische Muslime verhandeln und lösen würden 
(Bowen 2016: 87).

Da die Sharia Councils inoffizielle und staatlich nicht 
anerkannte Instanzen der Streitschlichtung sind, vermit-
teln die von ihnen ausgestellten Dokumente (in diesem 
Fall vor allem Scheidungszertifikate) keinen Rechtsti-
tel, der nach der offiziellen Rechtsordnung verwertbar 
wäre.255 Diese rechtliche Hierarchie wird von ihnen aber 
offenbar durchaus anerkannt. Die meisten fordern sogar 
ausdrücklich eine offizielle (säkulare) Scheidungsurkunde, 
bevor sie ein religiöses Scheidungsverfahren durchführen 
(Bano 2012: 108). Zudem enthalten ihre Webseiten in der 
Regel den Hinweis, dass die Council-Scheidungsurkunde 
nur eingeschränkt gültig ist und eine zivilrechtlich ge-
schlossene Ehe im britischen Rechtssystem geschieden 
werden muss (Ali 2013: 132). Die von Bano (2012) inter-
viewten Gelehrten (Mitarbeiter der Councils) berichten 
zudem, dass es auch keine Gemeinschaftsverfahren oder 
Sanktionen gibt, um die festgelegten Bedingungen einer 
Scheidung durchzusetzen, das hänge vom guten Willen 
der beteiligten Parteien ab. Insgesamt lässt sich also fest-
stellen, dass die Sharia Councils das britische Rechtssys-
tem als übergeordnet anerkennen (Joppke 2015) und sich 
nicht als Alternative, sondern als Ergänzung zu staatlichen 
Gerichten sehen (s. auch Bowen 2016).

Umstritten ist, ob die Sharia Councils die Position 
muslimischer Frauen in Großbritannien stärken oder 
schwächen. Trotz ihrer unbestreitbar patriarchalischen 
und juristisch konservativen Ausrichtung spricht einiges 
dafür, dass sie diesen Frauen im Sinne eines ‚Notaus-
gangs‘ eher Vor- als Nachteile bringen (Bano 2012). Denn 
oft sind sie für Muslima die einzige Möglichkeit, sich aus 
einer ‚hinkenden Ehe‘ (d. h. einer Ehe, die von der Com-
munity nicht als geschieden anerkannt wird) zu befreien, 
weil ihr Mann mit einer Scheidung nicht einverstanden 
ist und z. B. den talaq verweigert. Solange eine Frau in 
den Augen ihrer Community noch verheiratet ist, kann sie 
aber nicht erneut heiraten (Bano 2012). Zudem sind in 
der muslimischen Bevölkerung Großbritanniens traditio-
nelle, arrangierte Ehen zwischen nahen Verwandten weit 
verbreitet, was die sozialen Kosten einer Ehescheidung 
noch steigert (Bowen 2016).

Das Verfahren selbst ist für die Frauen allerdings oft 
belastend. Die Studie von Bano (2012) zeigt sehr ein-
drücklich, wie sie vor den „üblicherweise ausschließlich 
mit Männern besetzten Councils“ (Ali 2013: 133, Übers. 

254	� Die Einrichtung einer eigenen Gerichtsbarkeit ist in Deutschland denjenigen Religionsgemeinschaften vorbehalten, die als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts anerkannt sind; die Möglichkeit dazu leitet sich vom Selbstbestimmungsrecht in Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV ab (vgl. 
Unruh 2015: 140). Dabei geht es aber nur um die Rechtsprechung in Angelegenheiten der Religionsgemeinschaft. Etwaige Urteile können auch 
nicht ohne Weiteres im weltlichen Recht Wirkung entfalten; so besteht etwa eine Ehe, die nach kanonischem Recht aufgelöst wird, nach dem 
weltlichen Recht trotzdem weiter.

255	� Von britischen Sharia Councils ausgestellte Scheidungszertifikate werden nicht nur von britischen Gerichten, sondern auch von staatlichen Gerichten 
muslimisch geprägter Staaten nicht anerkannt (Ali 2013: 132).
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d. SVR) mit patriarchalischen bis chauvinistischen Einstel-
lungen konfrontiert werden, etwa der, dass ‚eine gute 
Muslima‘ sich generell nicht scheiden lassen sollte (auch 
nicht bei häuslicher Gewalt oder im Fall einer Zwangshei-
rat). Zudem wird darauf bestanden, dass scheidungswilli-
ge Frauen an sog. Versöhnungstreffen mit dem Ehemann 
teilnehmen (Bano 2012). Seit einigen Jahren gibt es aber 
neben diesen sehr konservativ ausgerichteten Councils 
auch einige, die „einen eher ‚frauenzentrierten Ansatz‘ 
verfolgen“ (Bano 2012: 207, Übers. d. SVR; vgl. auch Bo-
wen 2016). Diese neue Binnendifferenzierung wird von 
muslimischen Frauen auch gezielt genutzt. Empirisch do-
kumentiert ist etwa ein ‚Council-Shopping‘: Muslimische 
Frauen kontaktieren oft mehrere Councils parallel oder 
nacheinander, um dasjenige zu identifizieren, das ihrem 
Anliegen am besten Rechnung trägt (Bano 2012). In den 
meisten Fällen geben Sharia Councils dem Scheidungs-
wunsch der Frau statt – wenn auch oft erst nach einer 
langwierigen und bürokratischen Bearbeitung (Bano 
2012: 126; Bowen 2016: 77).

Von den Councils grundsätzlich zu unterscheiden sind 
die ebenfalls in Großbritannien etablierten MAT, die 2007 
auf der Basis des Arbitration Act von 1996 eingeführt 
wurden.256 Im Gegensatz zu den Councils ist hier neben 
einem islamischen Rechtsgelehrten in jedem Fall auch 
ein offizieller (staatlicher) Prozessanwalt (barrister) vor-
gesehen; MAT kombinieren also ‚religiöse‘ mit ‚säkularer‘ 
Rechtsprechung (Brocker 2012). Ein Prozess vor einem 
dieser Schiedsgerichte setzt grundsätzlich das Einver-
ständnis beider Parteien voraus, und sein Ergebnis kann 
das MAT zwar selbst nicht durchsetzen, es ist aber vor ei-
nem staatlichen Gericht einklagbar (vgl. Bano 2012: 239). 
Die Motivation zur Gründung der MAT war nach deren 
eigenen Angaben das Problem, dass sich mit den Councils 
eine ‚Undercover-Justiz‘ etabliert habe, die weitgehend 
im Verborgenen agiere und deren Entscheidungen „oft 
mehr Fragen aufwerfen, als Antworten zu geben“ (Mus-
lim Arbitration Tribunal 2015a, Übers. d. SVR). 

MAT bieten vor allem Streitschlichtung bei Erbschafts-
angelegenheiten und in Handelssachen an, d. h. ihre Leis-
tungen beziehen sich auf zivilrechtliche Angelegenheiten. 
Allerdings nennen sie auf ihren Webseiten auch famili-
enrechtliche Aspekte wie Ehescheidungen, also eins der 
Kernfelder der Sharia Councils.257 Auch das Thema häusli-
che Gewalt sprechen die MAT explizit an. Sie weisen zwar 
darauf hin, dass sie „nicht in der Lage [sind], Straftaten zu 
behandeln, da wir für solche Angelegenheiten in Großbri-

tannien nicht zuständig sind“; wenn sie aber von einem 
Fall von Körperverletzung oder häuslicher Gewalt erfah-
ren, werden sie insofern aktiv, als sie den Parteien Unter-
stützung anbieten, um eine Versöhnung zu erreichen. Die 
MAT agieren also in solchen Fällen als eine Art Mediator.  
Ggf. leiten sie den Vorgang über den örtlichen polizeilichen  
Verbindungsbeamten für häusliche Gewalt (Police Dome-
stic Violence Liaison Officer) an die Staatsanwaltschaft 
weiter, die dann entscheidet, ob ein Strafverfahren ein-
geleitet wird (Muslim Arbitration Tribunal 2015b). Dass 
die MAT Fälle von Gewaltanwendung an die offiziellen 
Stellen weiterleiten können, die für die Strafverfolgung 
zuständig sind, ist sicherlich zu begrüßen. Irritierend ist 
aber der Gedanke, in Fällen häuslicher Gewalt mit identi-
fizierbaren Tätern und Opfern zunächst Schlichtungs- und 
Mediationsverfahren anzuwenden (vgl. Bano 2012: 245). 

Warum Menschen als Instanz der Streitbeilegung die 
‚halbstaatlichen‘ MAT konsultieren und nicht die ‚staats-
freien‘ Councils, ist bisher nicht gesichert empirisch unter-
sucht (vgl. Bano 2012: 245, 248). Sowohl die parallel zur 
ordentlichen Gerichtsbarkeit bestehenden Sharia Councils 
als auch die staatlich-religiöse Mischform der MAT wer-
den aber in Großbritannien immer wieder kritisiert, be-
sonders von Menschenrechtsorganisationen (etwa in der 
One Law for All-Kampagne). Im Zentrum steht dabei zum 
einen die Diskriminierung von Frauen, die den Kritikern 
zufolge sowohl bei den Councils als auch bei den MAT 
zum Alltag gehört. Zum anderen meint man, dass beide 
Muslime indirekt unter Druck setzen, auf den offiziellen 
Rechtsweg zu verzichten.258 2012 brachte die parteilose 
Baronin Caroline Cox eine Gesetzesinitiative (Arbitration 
and Mediation Services ‚Equality‘ Bill) ins Oberhaus ein, 
um den Handlungsspielraum der MAT einzuschränken; 
diese scheiterte jedoch (Dobbernack 2014). 

Deutschland unterscheidet sich in Bezug auf paral-
lele islamische Rechtsstrukturen von Großbritannien in 
grundsätzlicher Weise: Eine staatlich-religiöse Hybridjus-
tiz im Sinne der MAT gibt es nicht, und auch nichtstaat-
liche Sharia Councils, die eher im Verborgenen agieren, 
haben hier vermutlich nicht die gleiche Bedeutung wie 
in Großbritannien. Eine Paralleljustiz in dem Sinne, dass 
die staatliche Rechtsordnung bewusst missachtet wird, ist 
zwar auch in Deutschland „empirisch belegbar, aber zah-
lenmäßig nicht seriös einzuschätzen“ (Rohe 2015a: 291). 
In Dokumentationen von Staatsanwälten, Richtern und 
Polizeibeamten sowie in Berichten der Gewerkschaft der 
Polizei (Dienstbühl 2013) und dem oben schon angespro-

256	� In Wissenschaft und Öffentlichkeit werden MAT und Councils oft zu Unrecht gleichgesetzt (s. dazu Ali 2013).
257	� MAT bieten etwa an, die Annullierung von Ehen zu beurkunden, auch „bei Nichtvorliegen der Zustimmung und/oder der Zusammenarbeit des 

Ehemanns“ (Muslim Arbitration Tribunal 2015b, Übers. d. SVR).
258	� Die Juristin Shaheen Ali (2013: 114, Übers. d. SVR) konstatiert in ihrer Studie zwar durchaus, dass „einige sich komplett aus freien Stücken an 

diese Institutionen wenden“, auf der anderen Seite setze aber „ihre bloße Existenz […] Frauen unter Druck [...], solche Foren zu nutzen, um die 
‚Akzeptanz‘ ihrer Familien und Gemeinschaften zu bekommen“.
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chenen Buch von Wagner (2011) finden sich einige Hin-
weise darauf, dass verschiedene Streitigkeiten außerge-
richtlich und über rechtliche Parallelstrukturen beigelegt 
wurden; systematisch erfasst sind sie allerdings nicht.

Problematisch sind solche Parallelstrukturen vor allem 
im Bereich des Strafrechts: Während die deutsche Rechts-
ordnung im Zivilrecht sogar ausdrücklich vorsieht, außer-
gerichtliche Strukturen der Streitbeilegung zu nutzen, so-
fern beide Parteien damit einverstanden sind (Wittreck 
2012; BMJV 2014), unterlaufen rechtliche Parallelstruk-
turen im Bereich des Strafrechts (etwa sog. Schlichter) 
das Gewaltmonopol des Staates und können dazu führen, 
dass die Grundrechte der jeweils schwächeren Beteiligten 
verletzt werden. 

Sicher einzuschätzen ist die Bedeutung islamischer 
‚Streitschlichter‘ nach jetzigem Kenntnisstand allerdings 
nicht; zu diesem Ergebnis kommt eine Studie des BMJV, 
die im November 2014 veröffentlicht wurde. Zudem ist 
umstritten, ob es sich bei dem beobachteten Phänomen 
tatsächlich um eine „islamische Paralleljustiz“ (vgl. z. B. 
Wagner 2011) handelt oder vielmehr um eine „ethni-
sche Clan-Justiz“ (Rohe 2012). Bei einer solchen hängt 
die Entscheidung, eine ‚private‘ Streitbeilegungsinstanz 
einzuschalten, generell weniger mit Islam und Religion 
zusammen als mit ethnischen und landsmannschaftlichen 
Fragen (Wittreck 2012). Fälle von ‚Clan-Justiz‘, in denen 
die Beteiligten aufgrund ihrer soziokulturellen Prägung 
die staatliche Rechtsordnung missachten, sind seltener 
als solche, „in denen Unkenntnis über die Möglichkeiten 

des Zugangs zu staatlicher Hilfe – auch für wirtschaftlich 
Schwache – oder über die Inhalte des deutsches Rechts 
herrscht“ (Rohe 2015a: 291). Hier könnten staatliche Prä-
ventions- und Aufklärungsmaßnahmen ansetzen. 

B.3.1.3 Fazit: Der (begrenzte) Platz der Scharia in 
Deutschland 

Scharia-Normen haben in westlichen Einwanderungs-
ländern und damit auch in Deutschland rechtliche Be-
deutung erlangt; ihrer Anwendung sind aber durch das 
Grundgesetz und den ordre public deutliche Grenzen 
gesetzt.  Der Umgang mit solchen Normen folgt in 
Deutschland einem stark konsequenzialistischen An-
satz: Als zentrales Entscheidungskriterium für ihre Zu-
lässigkeit hat sich (neben dem ordre public) das Ergeb-
nis ihrer Anwendung etabliert. Es mag paradox klingen, 
aber ein Rechtspluralismus, der über das IPR Scharia-
Normen in deutsche Gerichtssäle einschleust, ist kein 
frauenfeindlicher Akt, der ein auf Gleichberechtigung 
und Nichtdiskriminierung angelegtes Rechtssystem 
unterwandert, sondern vielmehr ein Versuch, in Ein-
wanderungsgesellschaften unterschiedliche (familien-)
rechtliche Vorstellungen (die den etablierten Normen 
durchaus widersprechen) zu verbinden und einen ef-
fektiven Schutz jenen zu gewähren, die rechtlich beson-
ders verwundbar sind. Der Umgang mit Scharia-Normen 
bzw. die „selektive[ ] Anerkennung des Scharia-Rechts“ 
ist insgesamt auch ein Beispiel für die „integrative Kraft“ 

Info-Box 5	� Verbot von Scharia-Tribunalen in Ontario, Kanada

In Großbritannien sind MAT seit 2007 etabliert; ein Versuch im Jahr 2012, diese staatlich-religiösen ‚Misch-
gerichte‘ abzuschaffen, ist gescheitert. In Kanada dagegen hat eine breite zivilgesellschaftliche Kampagne 
verhindert, dass ein geplantes islamisches Schiedsgericht in der kanadischen Provinz Ontario eingerichtet wird. 
Seitdem sind Schlichtungsverfahren auf der Grundlage religiösen Rechts in Ontario komplett verboten. Vorher 
waren sie im Rahmen des Arbitration Act von 1991 möglich und wurden interreligiös genutzt: „Katholiken, 
Mennoniten, Zeugen Jehovas und ismailitische Imame [hatten] ein solches religiöses Schiedswesen etabliert“ 
(Rohe 2008: 476). Als 2003 ein muslimischer Anwalt aus Toronto die Einrichtung islamischer Schiedsgerichte 
forderte, führte dies jedoch in Kanada zu einem „unmittelbaren Aufruhr“ (Joppke/Torpey 2013: 97, Übers. d. 
SVR). Abgelehnt wurden sie insbesondere von verschiedenen muslimischen Gruppen und Frauenrechtsgrup-
pen; dabei wurden ähnliche Bedenken geäußert wie in der britischen Debatte: Es würde vor allem für Frauen 
und Kinder schwierig bis unmöglich sein, sich diesen Gerichten zu verweigern; täten sie es dennoch, könnte 
dies als Zeichen von Illoyalität oder sogar Abfall vom Glauben gewertet werden (vgl. Brocker 2012; Joppke/
Torpey 2013). 
Ein Bericht, den die Regierung von Ontario 2004 bei der ehemaligen Justizministerin Boyd in Auftrag gab, fand 
zwar keine Belege dafür, dass Frauen in familienrechtlichen Schiedsverfahren systematisch diskriminiert wer-
den; Frauenrechtsgruppen und eine Gruppe prominenter Feministinnen stellten dies aber vehement in Frage. 
Auf Initiative des Premierministers verabschiedete das Parlament der Provinz Ontario schließlich 2006 eine 
Gesetzesänderung, „wonach alle schiedsgerichtlichen Entscheidungen in Familienrechtsfragen ausschließlich 
auf der Grundlage der Gesetze Kanadas und Ontarios zulässig seien – womit religiösen Schiedsgerichten weit-
gehend der Boden entzogen wurde“ (Brocker 2012: 318).
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liberaldemokratischer Staaten im Umgang mit Religionen 
(Joppke 2015: 167f., Übers. d. SVR), die sich im Land neu 
etablieren. Dennoch ist die Ambivalenz dieser Rechts-
integration offensichtlich: Mit dem Aussprechen der 
Verstoßungsformel (des talaq) im Gerichtssaal werden 
z. B. in einem liberalen Rechtsstaat menschenrechtswid-
rige Rituale konserviert und in öffentliche Institutionen 
verlagert.  Im Sinne pragmatischer Lösungen wäre 
es daher z. B. deutlich besser, im Gerichtssaal ledig-
lich bezeugen zu lassen, dass die Verstoßungsformel 
vorher im privaten Raum ausgesprochen wurde. Auf 
diesem Wege wird dem Interesse der betroffenen Frau 
Rechnung getragen, aber zugleich der Geltungsanspruch 
der Grundsätze liberal-demokratischer Rechtsordnungen 
gestärkt und verteidigt. 

B.3.2 Blasphemieverbot vs. Meinungs-
freiheit 
Vor knapp zehn Jahren standen sich im Rahmen der sog. 
Karikaturen-Affäre völlig gegensätzliche Auffassungen 
davon gegenüber, in welchem Verhältnis „religiöse Be-
findlichkeiten“ (Mahmood 2007: 2, Übers. d. SVR; vgl. 
auch Joppke 2013: 414) zur Meinungsfreiheit stehen, die 
für den „Wert der demokratischen Legitimation“ (Post 
2007: 77, Übers. d. SVR; vgl. auch Joppke 2013: 414) 
essenziell ist. Damit ist eine klassische Normenkollision 
zwischen religiösen Vorschriften und den Grundrechten 
von Meinungs- und Pressefreiheit und Freiheit der Kunst 
zutage getreten. 

Info-Box 6	� Rechtlicher Multikulturalismus und Rechtspluralismus

Eine Ausdehnung des Rechts, wie sie in liberaldemokratischen Rechtsstaaten bezogen auf Minderheiten (z. B. 
Muslime) generell festgestellt werden kann, wird gelegentlich als Ausdruck eines „rechtlichen Multikultura-
lismus“ (Joppke/Torpey 2013) beschrieben. Gemeint sind damit religiös begründete Gestattungen eines be-
stimmten Handelns, die auf exemption claims zurückgehen. Davon abzugrenzen ist der viel diskutierte Begriff 
des Rechtspluralismus, der unterschiedlich ausgelegt und verwendet wird. Mit diesem Phänomen beschäftigen 
sich vor allem Rechtsanthropologen und Rechtssoziologen. Er umschreibt die Tatsache, dass innerhalb eines 
sozialen Bereichs oder geografischen Raums mehrere Rechtssysteme bzw. Rechtsordnungen parallel gelten. 
Vereinfacht kann man unterscheiden zwischen einem ‚echten‘ und einem ‚unechten‘ (oder beschränkten) 
Rechtspluralismus: Letzterer ergibt sich unmittelbar aus dem IPR und dem optionalen Zivilrecht, insofern die in-
ländische Rechtsordnung Regelungen anerkennt und berücksichtigt, die in anderen Rechtsordnungen verankert 
sind (Joppke 2017). Beim ‚echten‘ Rechtspluralismus hingegen bestehen parallele Rechtssysteme nebeneinan-
der, die vollkommen unabhängig voneinander agieren und z. B. verschiedene Institutionen der Rechtsprechung 
und Streitbeilegung haben. Solche gibt es selbst im politisch wie rechtlich stark multikulturellen Großbritannien 
nicht; die ‚staatsfreien‘ Sharia Councils arbeiten ergänzend zur britischen Rechtsordnung und unterwerfen sich 
dieser freiwillig bzw. ihre Entscheidungen sind nicht rechtsgültig (Joppke 2015). Für Deutschland kann festge-
stellt werden, dass es einen ‚echten‘ Rechtspluralismus hier – wie in allen anderen westlichen Rechtsstaaten – 
schon deshalb nicht gibt, weil das staatliche Recht letztendlich allen anderen Regelungen übergeordnet bleibt. 
Rechtspluralismus im ‚unechten‘ Sinne ist kein neues Phänomen, das durch Zuwanderung von Personengrup-
pen mit eigenen Rechtssystempräferenzen entstanden ist, und er ist auch keine Abweichung vom Ideal eines 
monistischen Rechtssystems. Vielmehr hat es ihn in jeder Gesellschaft zumindest in Ansätzen immer gegeben, 
auch in Europa (vgl. Joppke 2015: 167). Im westlichen Rechtspluralismus, den Harold Berman (1983: 10, Übers. 
d. SVR) in einer klassischen Studie als „Quelle von Freiheit“ beschreibt, haben sich die verschiedenen Rechts-
formen gegenseitig befruchtet; das kanonische Kirchenrecht diente sogar als Modell für die Herausbildung von 
Rechtsstaatlichkeit. Der heutige Rechtspluralismus ist spannungsreicher, weil er nicht nur Elemente innerhalb 
von Zivilisationen in Einklang bringen muss, sondern auch zwischen verschiedenen Zivilisationen. So führen 
etwa Muslime im Westen „ein Doppelleben, um den Ansprüchen zweier Rechtssysteme zu genügen, dem 
säkularen […] und dem islamischen“ (Joppke 2015: 163, Übers. d. SVR). 
Nach Meinung des Rechtsphilosophen Ino Augsberg (2015: 119) müsste es Aufgabe des Religionsverfassungs-
rechts sein, diese konkurrierenden Rechtsordnungen in Einklang zu bringen. Im neutralen Staat stehe dem 
einzelnen Gläubigen damit ein Wegweiser zur Verfügung, der das jeweilige religiöse Normensystem mit der 
übergeordneten staatlichen Rechtsordnung in Einklang bringt; mögliche Kollisionen von religiösen und staat-
lichen Verhaltensvorschriften für den Einzelnen seien von staatlicher Seite zu beseitigen (vgl. Augsberg 2015: 
119 –124). Zentrale Aufgabe des Religionsverfassungsrechts wäre damit, die Grenzen der Religionsfreiheit bzw. 
der religiösen Selbstbestimmung zu markieren. 
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B.3.2.1 Der Straftatbestand der Blasphemie

Die Rechtslage dazu ist in Deutschland eindeutig. Das 
deutsche Strafgesetzbuch (StGB) enthält mit § 166 ei-
nen sog. Blasphemie-Paragrafen, der die „Beschimpfung 
von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Welt-
anschauungsvereinigungen“259 mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder einer Geldstrafe belegt, wenn sie 
„geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören“. Ähn-
liche Vorschriften finden sich auch in anderen Rechtsord-
nungen (vgl. Walter 2006: 63). So gibt es im laizistischen 
Frankreich zwar kein landesweit geltendes Gesetz dazu, 
im Elsass und im Département Moselle aber durchaus: 
Gotteslästerung wird dort mit bis zu drei Jahren Gefängnis 
bestraft. Angewendet wurde der Passus allerdings noch 
nie. Der deutschen Regel sehr ähnlich sind die Vorschrif-
ten in Österreich: Dort steht die Herabwürdigung religiö-
ser Lehren unter Strafe, sofern sie „geeignet ist, berech-
tigtes Ärgernis zu erregen“ (§  188 StGB). Prominente 
‚Opfer‘ dieses Passus waren der Karikaturist Manfred Deix 
und der Kabarettist Gerhard Haderer; verurteilt wurden 
sie allerdings beide nicht. 

Einige Länder haben entsprechende Regelungen aber 
auch gezielt aus ihrem Recht verbannt: In Großbritanni-
en wurde 2008 ein Blasphemieverbot abgeschafft, das 
über drei Jahrhunderte bestanden hatte,260 und die Nie-
derlande haben 2012 den Passus gestrichen, der „mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder einer Geldstra-
fe […] bestraft, wer öffentlich, mündlich oder in Schrift  
oder Bild, auf religiöse Gefühle verletzende Weise schmä-
hende Lästerungen abgibt“ (Strafrechtsparagraf 147).  
Im niederländischen Parlament wurde die Abschaffung 
hauptsächlich damit begründet, dass der entsprechende 
Passus seit 1968 nicht mehr angewendet wurde. Irland 
allerdings widersetzt sich dem europaweiten Trend, be-
stehende strafrechtliche Vorschriften gegen Blasphemie 
abzuschaffen, abzuschwächen bzw. nicht anzuwenden; 
dort hat der staatliche Schutz vor Blasphemie sogar Ver-
fassungsrang.261 Um dem zu entsprechen, hatte die da-

malige Regierung 2009 im Rahmen der Neufassung des 
Defamation Act die Vorschriften zu Blasphemie verschärft. 
Gotteslästerung kann nun mit einer Geldstrafe bis zu 
25.000 Euro geahndet werden.262 Ähnlich wie in Deutsch-
land und Österreich ist ein strafrechtliches Eingreifen aber 
auch hier daran geknüpft, dass hinter den betreffenden 
Äußerungen die Absicht steht, den öffentlichen Frieden 
zu gefährden, bzw. eine solche Gefährdung tatsächlich 
eintritt; insofern sind die rechtspraktischen Auswirkungen 
vermutlich eher gering. Dennoch hat die Einführung bzw. 
Verschärfung des Anti-Blasphemie-Paragrafen in Irland 
eine intensive Diskussion darüber ausgelöst, ob solche 
Vorschriften legitim sind. Das führte letztlich dazu, dass 
im Oktober 2014 ein Referendum dazu beschlossen wur-
de, ob Schutz vor Blasphemie als Verfassungsgebot gestri-
chen und Art. 40 der Verfassung entsprechend geändert 
werden soll. Das Referendum soll nach den allgemeinen 
Wahlen 2016 durchgeführt werden, der genaue Zeitpunkt 
steht noch nicht fest. 

Wie in den meisten anderen Ländern, die entspre-
chende Vorschriften (noch) vorsehen, ist auch in Deutsch-
land der ‚Gotteslästerungsparagraf‘ 166 StGB rechtsprak-
tisch weitgehend irrelevant, denn unter Schutz stehen 
nicht religiöse bzw. weltanschauliche Empfindungen als 
solche, sondern der öffentliche Frieden, der durch Verun-
glimpfung einer Religion u. U. gefährdet wird. Eine solche 
Gefährdung liegt ausdrücklich auch dann nicht vor, wenn 
sich – etwa durch die Publikation von Karikaturen, die 
Aufführung eines Theaterstücks o. Ä. – Einzelne in ihren 
religiösen Empfindungen derart verletzt fühlen, dass sie 
mit Gewaltakten reagieren (Langenfeld 2014: 8). Denn 
der Maßstab für die Frage nach einer Gefährdung des öf-
fentlichen Friedens ist eben nicht der „Empfindlichste[ ]“ 
(Ungern-Sternberg 2009: 79), sondern die „Perspektive 
nicht-betroffener Dritter“ (Bielefeldt 2009: 188) bzw. 
„ein neutraler, auf Toleranz bedachter Betrachter“ (Lo-
renz 2015).263 

Vor diesem Hintergrund überrascht es kaum, dass 
Verurteilungen nach § 166 StGB äußerst selten sind und 

259	� Weltanschauung lässt sich im rechtlichen Sinne definieren als eine „Sinndeutung der Welt im Ganzen und [der] Stellung des Menschen in ihr“ 
(Lenckner/Bosch 2014: § 166 Rn. 6) bzw. „eine von religiösen Kategorien abweichende Grundvorstellung von Mensch und Welt“. Entsprechend 
unterscheidet sich ein weltanschauliches Bekenntnis von „Überzeugungen und Meinungen politischer oder wissenschaftlicher Art dadurch, dass 
es von dem Bekennenden als unmittelbar konstituierend für den nicht weiter ableitbaren Wert der eigenen Person erlebt wird“ (Fischer 2015: 
§ 166 Rn. 4).

260	� Die Abschaffung war eine Spätfolge der Affäre um den vermeintlich blasphemischen Roman „Die satanischen Verse“ von Salman Rushdie, als 
Muslime die britischen Gesetze für sich ‚entdeckten‘ und vom Staat forderten, gegen das Werk vorzugehen. Siehe dazu Joppke 2013: 413; vgl. 
auch Joppke 2014a.

261	� In Art. 40 Abs. 6 der irischen Verfassung heißt es: „The publication or utterance of blasphemous, seditious, or indecent matter is an offence which 
shall be punishable in accordance with law.“

262	� In § 36 Defamation Act heißt es dazu: „A person who publishes or utters blasphemous matter shall be guilty of an offence and shall be liable upon 
conviction on indictment to a fine not exceeding € 25,000. For the purposes of this section, a person publishes or utters blasphemous matter if 
he or she publishes or utters matter that is grossly abusive or insulting in relation to matters held sacred by any religion, thereby causing outrage 
among a substantial number of the adherents of that religion, and he or she intends, by the publication or utterance of the matter concerned, to 
cause such outrage.“

263	� Ein Antragserfordernis ist für § 166 StGB nicht ausdrücklich vorgesehen. Es handelt sich somit um ein Offizialdelikt.
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nur in einigen „bizarren Extremfällen“ (Bielefeldt 2009: 
188) vorkommen. Eine Anfrage der Bundestagsfraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 16/3579) aus dem 
Jahr 2006 ergab für den Zeitraum 1995 bis 2004 zwi-
schen 15 und 24 Aburteilungen pro Jahr; für 2013 weist 
die aktuelle Strafverfolgungsstatistik 25 Fälle aus. Diese 
erfasst Aburteilungen nach § 166 StGB allerdings nicht 
gesondert, sondern nur ‚im Paket‘ mit § 167 StGB, der 
die „Störung der Religionsausübung“ unter Strafe stellt. 
Entsprechend markieren die genannten Zahlen eine Ober-
grenze, ‚echte‘ Verurteilungen wegen Blasphemie dürften 
deutlich seltener vorkommen. Ein solcher Fall, über den 
auch die Medien ausführlich berichtet haben, ist der eines 
Frührentners aus dem Münsterland: Er wurde 2006 vom 
Amtsgericht Lüdinghausen (Urt. v. 23.02.2006, Az. 540 Js 
1309/05) zu einem Jahr Freiheitsstrafe auf Bewährung 
und 300 Stunden Sozialdienst verurteilt, weil er einzelne 
Blätter Toilettenpapier mit dem Stempel „Koran, der hei-
lige Qur’än“ versehen und an Moscheen, Fernsehsender 
und Nachrichtenmagazine verschickt sowie im Internet 
zum Kauf angeboten hatte. 

In den letzten Jahren ist der heutige Blasphemie-
Paragraf in Deutschland aber von zwei Seiten wiederholt 
unter Druck geraten. Eine Art ‚interreligiöse Allianz‘ von 
(konservativen) Muslimen und (konservativen) Christen 
beklagt immer wieder (oft mit Unterstützung von Politi-
kern aus den Unionsparteien),264 dass die Strafbarkeit von 
‚Religionsbeschimpfung‘ 1969 im Zuge einer allgemeinen 
Strafrechtsreform relativiert wurde: Der § 166 sei in seiner 
jetzigen Form außerstande, religiöse Gefühle juristisch 
wirksam zu schützen (in diesem Sinne etwa auch Hillgru-
ber 2015). Im Zentrum der Kritik steht dabei meist die 
oben erläuterte Friedensschutzklausel: Dadurch sei „der 
Anwendungsbereich der Norm in einer Weise eingeengt, 
die den Schutz religiöser oder weltanschaulicher Über-
zeugungen nicht mehr hinreichend gewährleistet“ (so die 
Einschätzung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in einem 
Gesetzentwurf aus dem Jahr 2000, BT-Drs. 14/4558). 

Vertreter linker Parteien und humanistische Gruppie-
rungen teilen ausdrücklich die Einschätzung, dass § 166 
StGB wenig wirksam ist; sie leiten daraus allerdings die 

Forderung ab, diese Norm ganz abzuschaffen.265 Unter an-
derem meinen sie, es lasse sich kaum begründen, warum 
ausgerechnet religiöse Auffassungen gesetzlich geschützt 
werden sollten (und nicht etwa politische, ästhetische 
oder andere). Zudem gebe es mit dem Beleidigungs-
tatbestand (§ 185 StGB), der die persönliche Ehre eines 
Menschen vor Herabwürdigung schützt, und dem Schutz 
vor Volksverhetzung (§ 130 StGB) bereits ausreichende 
Normen zum Schutz des gesellschaftlichen (und damit 
auch des religiösen) Friedens. Vor allem der als ‚Volks-
verhetzungsparagraf‘ bekannte § 130 Abs. 1 u. 2 StGB 
ist im deutschen Recht weitgehender und effektiver, um 
den öffentlichen Frieden zu sichern und Gewalt zu verhin-
dern, denn in diesem Passus ist Religion anders als in der 
Spezialnorm des § 166 StGB nur als einer von mehreren 
Identifikationsaspekten erfasst, über die sich mögliche 
Angriffsobjekte definieren könnten. Zudem gibt es ne-
ben diesen strafrechtlichen Normen auch zivilrechtliche 
Möglichkeiten, gegen Äußerungen Dritter vorzugehen, 
die als Ehrverletzungen wahrgenommen werden, z. B. 
über Unterlassungsansprüche. 

Die Positionen dazu, ob der Blasphemie-Paragraf 
verschärft oder abgeschafft werden soll, sind also un-
vereinbar; sie basieren offensichtlich nicht zuletzt auf 
unterschiedlichen Vorstellungen davon, welchen Stellen-
wert Religion in säkularen Gesellschaften haben soll. Vor 
diesem Hintergrund ist es vermutlich salomonisch, den 
rechtlichen Status quo beizubehalten, wie es die straf-
rechtliche Abteilung des Deutschen Juristentags jüngst 
empfohlen hat (Deutscher Juristentag 2014: 9). Dabei 
hatte sie nicht die Ausweitung und Verschärfung dieser 
Norm diskutiert – hier ist sich zumindest die rechtswissen-
schaftliche Literatur weitgehend einig, dass gerade die 
„praktischen Konsequenzen [einer solchen Änderung] 
nicht durchdacht“ wären (Fischer 2015: § 166 Rn. 2b, 
Herv. im Original)266 und dadurch die Gefahr bestünde, 
Kunst, Satire und andere Meinungsäußerungen zu krimi-
nalisieren. Zur Diskussion stand vielmehr, politisch den 
Niederlanden und Großbritannien zu folgen und den Tat-
bestand aus dem StGB zu streichen, weil die betreffen-
de Regelung rechtspraktisch weitgehend bedeutungslos 

264	� Siehe dazu etwa den Gesetzesantrag des Freistaats Bayern (BR-Drs. 683/07) vom Oktober 2007: Darin wird zwar „das Erfordernis der Eignung zur 
Friedensstörung […] beibehalten“, aber zugleich, um die spezifische Bedeutung dieses Erfordernisses „im Kontext der Strafvorschrift zu verdeut-
lichen und in der Rechtspraxis immer wieder auftretenden Fehlinterpretationen entgegenzuwirken, eine gesetzliche Auslegungshilfe gegeben“. 
Konkret soll ein hinzugefügter Abs. 3 klarstellen, dass „die Tat […] bereits dann zur Störung des öffentlichen Friedens geeignet [ist ...], wenn die 
Tat das Vertrauen der Betroffenen in die Achtung ihrer religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung beeinträchtigen oder bei Dritten die Be-
reitschaft zu Intoleranz gegenüber dem Bekenntnis, der Religionsgesellschaft oder der Weltanschauungsvereinigung fördern kann“. Jüngst wurde 
wieder eine Verschärfung gefordert, nachdem ein Satiremagazin auf dem Titelbild den Papst als inkontinent dargestellt hatte.

265	� Eine länderübergreifende Abschaffung von Blasphemiegesetzen fordert auch Heiner Bielefeldt, der Sonderberichterstatter für Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit, in seinem letzten Bericht an die Vereinten Nationen. Er stellt dazu fest: „Blasphemiegesetze sind kontraproduktiv, weil sie 
de facto zu einer Zensur inter- und intrareligiösen Dialogs […] führen könnten” (Bielefeldt 2013: 17, Übers. d. SVR). Ähnlich argumentiert auch die 
Parlamentarische Versammlung des Europarats. Heinig (2015c) begründet sein Plädoyer für eine Abschaffung von § 166 StGB damit, dass so der 
„überragende[ ] Wert der Kunst- und Pressefreiheit in Deutschland“ betont werden könne, was aus seiner Sicht nach „Charlie Hebdo“ notwendig ist.

266	� Wenn „Gotteslästerung“ wieder strafrechtlich verfolgt werden soll, wie politisch und religiös konservative Kreise es wünschen, setzt dies nach 
Fischer (2015: § 166 Rn. 2b) u. a. „die (rechtliche!) Bestimmung voraus, welches der richtige Gott sei“.
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und weder für den „Schutz der Allgemeinheit“ noch für 
den „Schutz von Individualrechten“ erforderlich sei. Der 
entsprechende Antrag wurde jedoch abgewiesen; statt-
dessen beschloss man zu fordern, dass § 166 StGB in 
seiner jetzigen Fassung beibehalten wird, weil er eine 
„weitgehend symbolhafte, gleichwohl aber rechtspoli-
tisch bedeutsame, werteprägende Funktion“ habe und 
„religiösen Minderheiten das Gefühl existenzieller Sicher-
heit“ geben könne. 

B.3.2.2 Gesten statt Gesetze: die Rolle der Politik 
bei der Verteidigung individueller Freiheitsrechte

In Bezug auf das Spannungsfeld zwischen Meinungsfrei-
heit und Freiheit der Kunst auf der einen und Religions-
freiheit auf der anderen Seite, das im Zuge des Karikatu-
renstreits und der Anschläge in Paris sichtbar geworden 
ist, stellt sich auch die Frage, wie es politisch moderiert 
werden kann. In dieser Hinsicht ist die Politik als Norm-
geber aber vermutlich nicht oder zumindest nicht allein 
entscheidend. Wichtiger dürfte hier die symbolische 
Komponente sein, gerade in Zeiten der viel zitierten Me-

diendemokratie: Es geht nicht nur um Gesetze, sondern 
vor allem um Gesten. Dass dem dänischen Zeichner und 
Mohammed-Karikaturisten Kurt Westergaard im Septem-
ber 2010 im Schloss Sanssouci von der Bundeskanzlerin 
persönlich ein renommierter Medienpreis verliehen wur-
de, ist in diesem Sinne auch zu verstehen als ein starkes 
politisches Statement für die Meinungs- und Pressefrei-
heit und dagegen, dass der öffentliche Raum von der Re-
ligion und damit auch (und vor allem) vom Islam einseitig 
vereinnahmt wird.

Der mittlerweile 80-jährige Westergaard lebt seit fast 
zehn Jahren unter Polizeischutz und an wechselnden Or-
ten, mehrmals entging er nur knapp einem Mordanschlag 
islamistischer Fundamentalisten. Die Auszeichnung war 
deshalb symbolträchtig, weil damit auch von höchster po-
litischer Stelle klargestellt wurde, dass Angst vor Protest 
und Einschüchterung durch religiöse (in diesem Fall mus-
limische) Fundamentalisten nicht zu Selbstzensur führen 
dürfen (Langenfeld 2014: 9). Niemand hat ein Recht – gar 
ein Grundrecht – darauf, von allen Vorgängen verschont 
zu werden, durch die er sich in seinen religiösen Emp-
findungen verletzt sehen könnte.269 Geschützt werden 

Info-Box 7	� Mohammed in „Jyllands-Posten“ und Juden in „Der Stürmer“: 
eine zulässige Analogie?

In Politik, Wissenschaft und Öffentlichkeit wurde intensiv darüber diskutiert, ob die Mohammed-Karikaturen, 
die im September 2005 zunächst in einer dänischen Tageszeitung veröffentlicht wurden, zulässig sind. In die-
sem Rahmen wurden wiederholt Parallelen gezogen zwischen der Situation der Muslime in Europa zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts und der der Juden im Nazi-Deutschland der 1930er Jahre (Bielefeldt 2009: 185). Exem-
plarisch seien hier die in eine rhetorische Frage gekleideten Ausführungen von Nabi (2006) genannt: „Like 
the Jews in the 1930s who were also the subject of many a cartoon, are we […] being set up for a holocaust? 
Is this the road Europe is paving for its Muslims in the name of (as Die Welt, one of the offending German 
papers, put it) ‚Europe-wide solidarity‘?” Aber auch moderate Kritiker der Veröffentlichung der Karikaturen267 
verweisen gegen die Positionen von „Hard Core-Liberals“ (so die Bezeichnung von Bleich 2012: 114), die 
die Bedeutung der Meinungsfreiheit betonen, auf „Gesetze, die den Abdruck von Nazi- oder antisemitischen 
Ansichten verbieten“ (Hansen 2006: 45, Übers. d. SVR), oder auf Zeitungen, die – unabhängig von der Frage 
der Legalität – nicht bereit sind, gerade antisemitische Karikaturen abzudrucken. Damit werden zumindest im-
plizit die Mohammed-Karikaturen von 2005268 mit den antisemitischen Karikaturen des nationalsozialistischen 
Hetzblatts „Der Stürmer“ gleichgesetzt und somit auch die Situation der Muslime heute mit der der Juden im 
Deutschland der 1930er Jahre. Das stößt zu Recht auf Kritik. Hansen (2006: 46, Übers. d. SVR) fasst diese in ei-
ner ebenfalls rhetorischen Frage zusammen: „Würde man lieber als Muslim heute [in Dänemark im Jahr 2006] 
leben, mit umfassenden sozialen Rechten, kostenlosem Zugang zu einem exzellenten Gesundheitssystem und 
verfassungsrechtlich abgesicherten Grundrechten, oder als Jude im Deutschland der 1930er Jahre?“ (ähnlich 
dazu Bielefeldt 2009: 185). 

267	� Diese Kritiker erkennen durchaus an, dass gegen die Publikation der Zeichnungen keinerlei rechtliche Einwände bestehen; aus ihrer Sicht gibt es 
aber eine entsprechende „civic obligation“.

268	� Von den zwölf Zeichnungen, die die Tageszeitung „Jyllands-Posten“ veröffentlicht hat, können höchstens zwei als religions- oder islamfeindlich 
eingestuft werden (vgl. Hansen 2006).

269	� Damit wird keinesfalls für einen ungezügelten Meinungskampf plädiert; es soll vielmehr unterstreichen, dass das Strafrecht als schärfste staatliche 
Sanktion ungeeignet ist, gesellschaftliche Aushandlungsprozesse zu regulieren.
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müssen nicht diejenigen, die eine bestimmte Darstellung 
des Propheten verletzend finden, sondern diejenigen, die 
diese Darstellung zur Kenntnis nehmen möchten (in die-
sem Sinne auch Hansen 2006: 50). Die Meinungsfreiheit 
schützt eben auch Äußerungen, die Teile der Gesellschaft 
als geschmacklos und banal, als belanglos oder unrich-
tig, als unmoralisch oder als Zumutung empfinden oder 
die, in den Worten des EGMR, „den Staat und einen Teil 
der Bevölkerung beleidigen, schockieren oder verstören“ 
(EGMR, Urt. v. 07.12.1976, Handyside vs. The United King-
dom). Umso mehr muss Angela Merkels Entscheidung, 
Kurt Westergaard auszuzeichnen, nicht nur als Eintreten 
für die Meinungsfreiheit verstanden werden, sondern 
auch als Grenzmarkierung für die gesellschaftspolitischen 
Ansprüche eines rigorosen Islam. 

Wenn unmissverständlich für die Meinungsfreiheit 
eingetreten wird (wie es auch der SVR tut), darf dabei 
aber nicht verkannt werden, dass Satiriker, die sich als 
‚Helden der Meinungsfreiheit‘ präsentieren, auch eine 
andere Agenda verfolgen können. Es gibt sicher Fälle, 
wo es den Betreffenden gar nicht wirklich darum geht, 
humoristisch auf ernste Fragen hinzuweisen, die mit ei-
ner Religion zusammenhängen (Gewaltneigung, Diskri-
minierung etc.), sondern darum, eine bestimmte Gruppe 
oder eine bestimmte Lebensweise herabzusetzen, die als 
„ewig gestrig“ angesehen wird. Freilich ist es schwierig, 
die Motive zu bestimmen, aus denen Meinungsfreiheit 
beansprucht wird.  Unlautere Motive mit kritischem 
Blick zu entlarven ist aber Aufgabe des gesellschaft-
lichen Diskurses und der politischen Kultur, nicht des 
Strafrechts. 

B.3.3 Beschneidungsvorschriften vs. 
Kindeswohl

Durch ein Urteil des Kölner Landgerichts aus dem Jahr 
2012 ist eine Normenkollision zutage getreten, die in 
der Politik, der Öffentlichkeit und auch den Rechtswis-
senschaften (Putzke 2012) über Jahre kaum thematisiert 
wurde. Es ging um einen muslimischen Arzt, der einen 
muslimischen Jungen ohne medizinische Indikation fach-

gerecht beschnitten hatte;270 das Gericht sah dies als Kör-
perverletzung und damit als Straftat nach § 223 Abs. 1 
StGB. Bei dem beschnittenen Jungen waren zwei Tage 
nach dem Eingriff Nachblutungen eingetreten, die in 
der Kindernotaufnahme eines Krankenhauses behandelt 
werden mussten; dadurch wurde die Staatsanwaltschaft 
auf den Fall aufmerksam. Das damit befasste Amtsge-
richt sprach den Arzt zunächst frei. Die Staatsanwaltschaft 
legte gegen dieses Urteil Berufung ein; daraufhin befass-
te sich das Landgericht mit dem Fall und verurteilte das 
Verhalten des Arztes als rechtswidrig.271 

B.3.3.1 Elternrecht auf religiöse Erziehung vs. 
Recht auf körperliche Unversehrtheit

Im Kölner Fall liegt eine klassische Kollision verschiedener 
Grundrechte vor, die gegeneinander in Stellung gebracht 
werden. Für ein Beschneidungsverbot können die Schutz-
pflichtdimensionen des Grundgesetzes und mit dem Recht 
auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 GG eines 
„der vornehmsten Güter des Individuums“ (Krüper 2015: 
21) angeführt werden, ebenso die negative Religionsfrei-
heit des Kindes (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG).272 Dem steht die 
positive Religionsfreiheit der Eltern gegenüber, nach der 
sie im Rahmen ihres Erziehungsrechts (Art. 6 Abs. 2 GG) 
u. a. die Zugehörigkeit ihres Kindes zu einer Religionsge-
meinschaft festlegen können – und damit eben auch die 
Beschneidung im Kleinkind- bzw. Säuglingsalter, die vor 
allem für Juden elementar ist (Unruh 2015: 55). 

Das Kölner Urteil hat großes Aufsehen erregt. Jüdische 
und muslimische Gemeinden in Deutschland sahen da-
durch die Grundlagen religiöser Lebensführung verletzt273  
(vgl. auch Joppke 2017). Vertreter dieser Gemeinschaf-
ten forderten eine gesetzliche Regelung, die ihnen diese 
Praxis weiterhin ermöglicht, da sie fest zu ihrem Glau-
ben und ihrer Identität gehöre. Unterstützt wurden sie 
von den christlichen Kirchen: Diese mahnten ebenfalls 
eine schnelle gesetzliche Lösung an, die klarstellt, dass 
die Beschneidung von Jungen Teil der Religionsfreiheit 
ist und dem elterlichen Erziehungsrecht unterliegt. Be-
grüßt haben das Urteil neben humanistischen Gruppen 
vor allem Teile der deutschen Strafrechtswissenschaft 

270	� Hinsichtlich der Zulässigkeit der Beschneidung von Kindern muss streng zwischen Jungen und Mädchen unterschieden werden: Im Gegensatz zu 
Knabenbeschneidungen gilt die Beschneidung von Mädchen als „Menschenrechtsverletzung ersten Ranges“ (Krüper 2015: 20) und als Verstüm-
melung und wird mit einer Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr geahndet (§ 226a StGB), „obgleich nicht alle praktizierten Formen in Intensität 
und Folgen über das Eingriffsmaß der Knabenbeschneidung hinausgehen“ (Fischer 2015: § 223 Rn. 51).

271	� Trotz der festgestellten Rechtswidrigkeit wurde der Arzt nicht verurteilt, weil er nach Auffassung des Gerichts einem Verbotsirrtum nach § 17 
S. 1 StGB unterlag: Zum Zeitpunkt der Beschneidung war die Rechtslage unklar, und so habe er zwangsläufig davon ausgehen müssen, dass die 
Beschneidung rechtmäßig war.

272	� Dagegen kann allerdings eingewendet werden, dass die negative Religionsfreiheit ein Abwehrrecht gegen den Staat ist, nicht gegen die eigenen 
Eltern (in diesem Sinne Traub 2012).

273	� Die Debatte um das Urteil und den Gesetzgebungsprozess war nicht frei von antisemitischen und antimuslimischen Ressentiments. Eine (allerdings 
nicht repräsentative) Studie weist darauf hin, dass sowohl Juden als auch Muslime Teile der Debatte als „ausgrenzend“ wahrnahmen (Öktem/
Schiffauer/Vollmer 2013: VIII).
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(vgl. exemplarisch Putzke 2012; Herzberg 2012)274 und 
die berufsständischen Vereinigungen der Kinderärzte 
und Jugendmediziner (etwa der Berufsverband der Kin-
der- und Jugendärzte oder die Deutsche Gesellschaft 
für Kinderchirurgie).275 Kritisiert wurde es hingegen von 
zahlreichen Verfassungs- und Kirchenrechtlern (vgl. ex-
emplarisch Schwarz 2014; Walter, C. 2012), die das Urteil 
u. a. als einen „Triumph antireligiöser Eiferer“276 sehen 
und darin eine „rechtstechnische Rigidität“ erkennen, die 
die „geradezu konstitutive Bedeutung der Beschneidung 
insbesondere für die jüdische Gemeinschaft“ (Langenfeld 
2014: 9) nicht angemessen würdige.277 

B.3.3.2 Gesetzesänderung im Eilverfahren: die 
zivilrechtliche Lösung über § 1631d BGB

Nur wenige Monate nach dem Kölner Urteil – und da-
mit in einer „Windeseile“, die durchaus irritierend ist, da 
gesetzgeberische Verfahren sonst deutlich länger dauern 
(Joppke 2013: 412; s. auch Eser 2014: § 223 Rn. 12a) 
– hat der Gesetzgeber diese Normenkollision durch die 
Einführung einer Beschneidungserlaubnisnorm (§ 1631d 
BGB) geklärt. Danach ist auch die Entscheidung bzw. die 
Einwilligung zu „eine[r] medizinisch nicht erforderliche[n] 
Beschneidung des nicht einsichts- und urteilsfähigen 
männlichen Kindes“ als Teil der Personensorge anzuse-
hen, wenn sie „nach den Regeln der ärztlichen Kunst 
durchgeführt“ wird und das „Kindswohl“ dadurch nicht 
gefährdet ist. Damit hat der Gesetzgeber darauf verzich-
tet, die Erlaubnis zur Durchführung einer Beschneidung 
von einer religiösen Motivation abhängig zu machen; 
Beschneidungen sind danach auch aus ästhetischen oder 
anderen Gründen gestattet. Befürworter loben diese Re-
gelung als „diskriminierungsfrei[…]“ (zitiert nach Fischer 
2015: § 223 Rn. 46a) – allerdings hat sie einen hohen 
Preis: Damit ist es aktuell „allen Bürgern gestattet, ihren 
Knaben – aus welchen Gründen auch immer – die Penis-
Vorhaut abzuschneiden“; dies erscheint gerade „vor dem 
Hintergrund der zeitgleich ablaufenden Kampagne gegen 

die Genitalverstümmelung von weiblichen Personen […] 
ziemlich irrational“ (Fischer 2015: § 223 Rn. 46a, Herv. 
im Original). Die „Ungleichbehandlung im Verhältnis zu 
entsprechenden Amputationen an Mädchen“, die mit der 
Einführung des § 1631d BGB geschaffen wurde, ist laut 
Eser (2014: § 223 Rn. 12c) auch eine von verschiedenen 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen diese Norm. Aus 
rechtlicher Sicht spricht nichts dagegen, die Zulässigkeit 
auf Fälle zu begrenzen, in denen eine religiöse Motivation 
vorliegt.278 Gerade deshalb ist es zu kritisieren, dass eine 
Beschneidung ohne Rechtfertigung gestattet wird, denn 
damit wird ein irreversibler Eingriff in den Körper eines 
Kindes banalisiert (dazu Langenfeld 2015a; s. auch Deut-
scher Juristentag 2014: 9; Walter, T. 2012: 1110; Krüper 
2015: 21f.). 

Darüber hinaus fällt auf, dass das Gesetz von dem 
in Abs. 1 festgelegten Arztvorbehalt in Abs. 2 abrückt: 
Danach können „in den ersten sechs Monaten nach der 
Geburt des Kindes“ auch andere „von einer Religionsge-
sellschaft dazu vorgesehene Personen Beschneidungen 
gemäß Absatz 1 durchführen, wenn sie dafür besonders 
ausgebildet und, ohne Arzt zu sein, für die Durchfüh-
rung der Beschneidung vergleichbar befähigt sind“. Dies 
trägt besonders den religiösen Traditionen im Judentum 
Rechnung, nach denen die Beschneidung am achten 
Lebenstag des Jungen von einem darauf spezialisierten 
Geistlichen (Mohel) durchgeführt werden muss. Für die 
Gruppe der Muslime gilt dagegen keine feste zeitliche 
Begrenzung, die Beschneidung ist im Prinzip bis zur Pu-
bertät möglich und wird in der Regel ausschließlich von 
medizinisch ausgebildeten Personen durchgeführt. 

B.3.3.3 Vermeidung von ‚Beschneidungstourismus‘ 
vs. ‚religiöser Artenschutz‘ qua Gesetz

Die rechtliche Gestattung der Beschneidung durch 
§ 1631d BGB ist ambivalent zu bewerten: Auf der einen 
Seite wäre Deutschland im internationalen Vergleich in 
einer Außenseiterposition verblieben, wenn es nicht das 

274	� Allerdings „sind inzwischen auch in der verfassungsrechtlichen Literatur […] skeptische Stellungnahmen von namhaften Autoren zu verzeichnen“ 
(Huster 2015: 216; vgl. auch Krüper 2015: 20–22).

275	� Die Frankfurter Allgemeine Zeitung veröffentlichte einen offenen Brief zur Beschneidung, der Bundesregierung und Bundestag aufforderte, die 
Kinder stärker zu schützen (vgl. FAZ 2012). Diesen Brief hatten mehrere hundert Mediziner und Juristen unterzeichnet.

276	� Mit diesen Worten wird der Verfassungs- und Kirchenrechtler Hans Michael Heinig auf den Seiten der Deutschen Welle zitiert (vgl. Deutsche Welle 
2012).

277	� Auf einer Tagung zum Thema „Rituelle Beschneidung in Judentum und Islam aus juristischer, medizinischer und religionswissenschaftlicher 
Sicht“, die im Oktober 2012 in Halle an der Saale stattfand, wurde ebenfalls in zahlreichen Beiträgen betont, welchen zentralen Stellenwert die 
Beschneidung als Teil der religiösen Identität für Muslime wie für Juden hat, und in einer Studie von Öktem, Schiffauer und Vollmer (2013) wird 
dies anhand von qualitativen Interviews detailliert herausgearbeitet.

278	� Um das Schächten gesetzlich zu ermöglichen, das Muslime und Juden als Teil ihrer Religionsausübung sehen, hat sich der Gesetzgeber für eine 
religiöse Konditionierung entschieden: Ausnahmegenehmigungen nach § 4a des Tierschutzgesetzes sind „nur insoweit [zu] erteilen, als es erfor-
derlich ist, den Bedürfnissen von Angehörigen bestimmter Religionsgemeinschaften im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu entsprechen, denen 
zwingende Vorschriften ihrer Religionsgemeinschaft das Schächten vorschreiben oder den Genuss von Fleisch nicht geschächteter Tiere untersagen“ 
(Abs. 2).
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Kölner Urteil korrigiert und die Rechtmäßigkeit der Kna-
benbeschneidung gesetzlich festgestellt hätte. Es wäre 
dann das einzige Land gewesen, das eine Beschneidung 
von Jungen (aus religiösen Gründen) untersagt (s. dazu 
die Zusammenstellung in BT-Drs. 17/11295). Die Gestat-
tung der Beschneidung ist damit auch als eine spezifische 
Form von Minderheitenschutz zu sehen. Mit der Neurege-
lung ordnet sich Deutschland in die internationale Rechts-
lage ein und vermeidet, dass jüdische und muslimische 
Eltern, die ihre Kinder im Einklang mit den religiösen 
Traditionen erziehen wollen, für die Beschneidung ins 
Ausland fahren müssen. Ein solcher ‚Beschneidungstou-
rismus‘ wäre für das Land durchaus peinlich und rufschä-
digend. Heinig (2012b: 6) weist zutreffend auf die ge-
schichtspolitisch fatalen Konsequenzen hin, die es hätte, 
wenn „ausgerechnet der deutsche Gesetzgeber vor dem 
Hintergrund der Verantwortung des Deutschen Volkes für 
die in seinem Namen an den Juden in Europa zwischen 
1933 und 1945 verübten Gräuel- und Unrechtstaten […] 
einen der zentralen Identitätsmarker des Judentums in 
weltweit einmaliger Weise pönalisieren sollte“.  Aus 
dieser Perspektive ist das schnelle Handeln des Gesetz-
gebers zu begrüßen, denn es hat für die betroffenen 
Religionsgemeinschaften Rechtssicherheit geschaffen 
und ein klares politisches Signal gesetzt, dass religiöse 
Pluralität befürwortet und unterstützt wird und Minder-
heiten geschützt werden. 

Auf der anderen Seite haben aber auch die Stimmen 
ihre Berechtigung, die in den Diskussionen nach dem 
Urteil des Kölner Landgerichts Unverständnis über die 
Position jüdischer und muslimischer Vertreter äußerten, 
die einen irreversiblen Eingriff an den Genitalien eines 
Kleinkinds (der zudem mit einem medizinischen Restrisi-
ko behaftet ist) rigoros und ohne jedwede Kompromiss-
bereitschaft279 vertreten, weil sie ihn als konstitutiv für 
die religiöse Identität ansehen.  Angesichts sich wan-
delnder gesellschaftlicher Wertvorstellungen sind auch 
die Religionsgemeinschaften aufgerufen, ihre jahrhun-

dertealten rituellen Praktiken zu überprüfen und zu 
hinterfragen. Gerade mit Blick darauf, welche zentrale 
Bedeutung individuelle Selbstbestimmung auch in reli-
giösen Fragen hat, ist es nicht wünschenswert, religiöse 
Traditionen grundsätzlich als unantastbar einzustufen 
(in diesem Sinne auch Huster 2015: 216).

B.3.3.4 Fazit: Abrücken vom Arztvorbehalt und 
unzureichende Schmerzbehandlung

Neben dieser ambivalenten Grundeinschätzung wirft 
das Gesetz in seiner jetzigen Fassung noch einige Fragen 
auf, die aus der Sicht des SVR dringend geklärt werden 
müssen. Das betrifft vor allem die Tatsache, dass Abs. 2 
des Gesetzes für Kinder unter sechs Monaten den Arzt-
vorbehalt aufgibt, denn danach dürfen auch Geistliche 
ohne eine behördliche Erlaubnis die Beschneidung vor-
nehmen. Mit § 1631d Abs. 2 BGB dürfen also erstmals im 
deutschen Recht Personen am Körper eines anderen (in 
diesem Fall eines Kleinkinds) einen Eingriff vornehmen,280 

die nicht gegenüber einer staatlichen Stelle ihre Kom-
petenz dafür nachgewiesen haben (Ringel/Meyer 2014: 
23). Zwar plant der Zentralrat der Juden, ein Institut ein-
zurichten, in dem Mohalim zertifiziert werden und eine 
den medizinischen Standards entsprechende Ausbildung 
erhalten. Jedoch ist (zumindest bislang) nicht vorgese-
hen, dass dieses Institut irgendeiner staatlichen Kontrolle 
unterliegt. Entsprechend sollte die Politik zumindest prü-
fen, ob nicht eine behördliche Erlaubnis zur Durchführung 
der Beschneidung verpflichtend eingeführt werden sollte. 

Kontrovers diskutiert wird der § 1631d Abs. 2 BGB 
aber auch, weil er hinsichtlich der in Abs. 1 geforderten 
Schmerzbehandlung281 einiges im Unklaren lässt. Nun ist 
die Frage nach der Form der Schmerzbehandlung grund-
sätzlich umstritten. In der Medizin setzt sich zunehmend 
die Auffassung durch, dass eine Schmerzbehandlung nur 
mit anästhesierenden Salben oder Paracetamol-Zäpfchen 
nicht ausreicht282 und sich mit der lege artis-Bedingung 

279	� Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen haben Abgeordnete von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Linkspartei in einem interfraktionellen 
Antrag (BT-Drs. 17/11430) z. B. vorgeschlagen, die Beschneidung im Kleinkindalter zunächst symbolisch zu vollziehen und sie ggf. nach Eintritt 
der Religionsmündigkeit nachzuholen. Allerdings ist fraglich, ob dieser Antrag verfassungskonform ist; s. dazu exemplarisch Heinig 2012b und 
Walter, C. 2012. Unabhängig davon plädieren aber auch liberale Juden dafür, die Beschneidung durch einen symbolischen Akt der Aufnahme des 
Neugeborenen (Brit Shalom) zu ersetzen.

280	� Dazu sind grundsätzlich nicht nur Ärzte berechtigt, sondern auch andere Personengruppen wie etwa Physiotherapeuten. Diese benötigen dafür 
allerdings nach dem Gesetz über die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (HPG) eine Erlaubnis.

281	� Abzuleiten ist diese Bedingung wohl aus der Formulierung „nach den Regeln der ärztlichen Kunst“ sowie aus der Gesetzesbegründung, die klar-
stellt, „dass von dem Eingriff im Vergleich zur Vornahme durch eine Ärztin oder einen Arzt keine erhöhten gesundheitlichen Risiken ausgehen“ 
dürfen. Eser (2014: § 223 Rn. 12e) geht sogar so weit zu sagen, die allgemein als ‚Mohel-Klausel‘ bezeichnete Regelung des § 1631d Abs. 2 BGB 
sei verfassungswidrig, „wenn eine medizinisch hinreichende Betäubung der durchaus schmerzempfindlichen […] Kleinstkinder […]“ nicht erfolgt, 
weil dies gegen Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 GG verstoße.

282	� Als Medikamente, die von den Beschneidern verabreicht werden, nennt der Generalsekretär des Zentralrats der Juden in seiner Stellungnahme im 
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags neben „Zäpfchen“ und „Glukoselösungen“ auch „EMLA-Salben“. Ringel und Meyer (2014: 25) weisen 
allerdings darauf hin, dass EMLA-Salben nach dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte „bei Kindern unter 12 Jahren auf der 
genitalen Schleimhaut“ nicht mehr angewendet werden sollten. Die Patienteninformation ist abrufbar unter http://www.patienteninfo-service.
de/a-z-liste/e/emlaR-creme/ (14.01.2016).

http://www.patienteninfo-service.de/a-z-liste/e/emlaR-creme/
http://www.patienteninfo-service.de/a-z-liste/e/emlaR-creme/
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nicht in Einklang bringen lässt;283 man hält zumindest 
eine lokalanästhesierende Medikation für erforderlich.284 
Folgt man dieser Auffassung, müsste ein Geistlicher, der 
nach § 1631d Abs. 2 BGB die Beschneidung vornimmt, 
dabei von einem Arzt unterstützt werden, der mit der 
Betäubung betraut ist.285 Ist dies nicht der Fall, macht 
sich der Beschneider der Körperverletzung schuldig (in 
diesem Sinne auch Fischer 2015: § 223 Rn. 50). In die-
ser Interpretation widerspricht das Gesetz allerdings der 
Forderung, die Vertreter der jüdischen Gemeinde im Rah-
men der Gesetzesberatungen aufgestellt haben: Es müs-
se „sichergestellt sein, dass der Mohel die Beschneidung 
in den ersten sechs Lebensmonaten eines Jungen auch 
ohne Anwesenheit eines Arztes oder Krankenschwester 
durchführen kann“ (Kramer 2012: 4, Herv. im Original). 
Empirische Erkenntnisse zur Beschneidungspraxis nach 
§ 1631d Abs. 2 BGB liegen bisher nicht vor.  Es ist aber 
nicht auszuschließen, dass die damit normierten Be-
schneidungen derzeit von Nichtmedizinern ohne me-
dizinische Begleitung und infolgedessen ohne hinrei-
chende Betäubung durchgeführt werden. Insofern ist 
hier im Sinne des Kindeswohls eine Klarstellung des 
Gesetzgebers geboten. 

B.3.4 Unterrichtsbefreiung: staatlicher 
Erziehungsauftrag vs. religiös begrün-
dete elterliche Erziehungsvorstellungen
Die muslimische Grundschülerin, die ihre (konservativen 
muslimischen) Eltern – möglicherweise gegen ihren Wil-
len – vom Schwimmunterricht und von Klassenfahrten 
haben ‚befreien‘ lassen, ist zu einer zentralen Figur im 
deutschen Integrations- und Islamdiskurs geworden. Zu-
mindest die öffentliche Debatte darüber konzentriert sich 
auf muslimische Eltern und Kinder. Dies verkennt aber, 
dass es hier um eine religions- bzw. konfessionsübergrei-
fende Grundsatzfrage geht: Wie stark sollen Erziehungs-
vorstellungen der Eltern in den Bereich der staatlichen 
Schulpflicht hineinreichen, oder konkreter: Sollen Eltern 
nach ihren religiösen (oder anderen) Überzeugungen 
entscheiden dürfen, dass ihre Kinder an Teilen des staat-
lichen Unterrichts nicht teilnehmen? Hier geht es um eine 
Normenkollision zwischen der (positiven) Religionsfrei-
heit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) und dem elterlichen Erzie-
hungsrecht (Art. 6 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) 
einerseits und andererseits der staatlichen Schulpflicht, 

die auf der Grundlage von Art. 7 Abs. 1 GG in den Landes-
verfassungen und Schulgesetzen kodifiziert ist. 

B.3.4.1 Das Verhältnis von elterlichen Erziehungs-
vorstellungen und staatlicher Schul(besuchs)pflicht 

Die jüngere Rechtsprechung deutscher Obergerichte zu 
dem oben skizzierten Spannungsverhältnis ist relativ 
eindeutig: Gesuche von Eltern, unter Berufung auf Re-
ligionsfreiheit und Erziehungsrechte ihre Kinder von Tei-
len des Schulunterrichts fernzuhalten oder gar vollstän-
dig in eigener Obhut zu erziehen (sog. homeschooling), 
werden abgelehnt. Hier sieht „die Rechtsprechung der 
Gegenwart ein klares Primat der Schulbesuchspflicht ge-
genüber möglicherweise divergierenden individuellen 
Bildungs- und Erziehungsvorstellungen“ (Achilles 2014: 
159). Bereits 2003 hat das Bundesverfassungsgericht 
dem Wunsch bibeltreuer Christen, ihre Kinder aus religiö-
sen Gründen ganz von der Schule fernzuhalten, eine klare 
Absage erteilt: Es lehnte die Verfassungsbeschwerde ab, 
die sie dagegen eingelegt hatten, dass die Gerichte ihren 
Antrag auf Befreiung von der Schulpflicht abgelehnt hat-
ten. In seiner Urteilsbegründung stellt das Bundesverfas-
sungsgericht heraus, dass der Heimunterricht, den die El-
tern stattdessen vorgesehen hatten, zwar „zur Erreichung 
des Ziels der Wissensvermittlung“ ausreichen könne, eine 
„Vermittlung sozialer und staatsbürgerlicher Kompetenz“ 
jedoch die „mit dem regelmäßigen Schulbesuch verbun-
dene[…] Alltagserfahrung“ erfordere (BVerfG, Beschl. v. 
29.04.2003, Az. 1 BvR 436/03, Rn. 7).286 2009 lehnte das-
selbe Gericht eine ähnliche Verfassungsbeschwerde ab, 
die Eltern aus einer baptistischen Glaubensgemeinschaft 
eingelegt hatten. Das Amtsgericht Paderborn hatte gegen 
sie ein Bußgeld wegen Verstoßes gegen die Schulpflicht 
verhängt, weil sie ihre Kinder aus religiösen Gründen 
weder an der schulischen Karnevalsveranstaltung „Lütke 
Fastnacht“ teilnehmen lassen wollten noch an dem The-
aterprojekt „Mein Körper gehört mir“, das in der Grund-
schule durchgeführt wurde (BverfG, Beschl. v. 29.4.2003, 
Az. 1 BvR 1358/09). 

In einem ähnlich gelagerten Konflikt, bei dem eben-
falls die staatliche Schulpflicht und die Religionsfreiheit 
(in Kombination mit dem elterlichen Erziehungsrecht) als 
Rechtsgüter gegeneinander in Stellung gebracht wurden, 
hat sich auch das Bundesverwaltungsgericht eindeutig 
positioniert. Konkret ging es dabei um Eltern, die der 
Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas angehörten 

283	� Fischer (2015: § 223 Rn. 50) vergleicht in diesem Zusammenhang eine ohne Betäubung durchgeführte Beschneidung mit der „betäubungslos 
durchgeführten Extraktion eines Weisheitszahns“, die den Standards der ärztlichen Kunst widerspreche.

284	� In diesem Sinne hat sich auch der SVR in einer Pressemitteilung vom 10.10.2012 geäußert (vgl. SVR 2012).
285	� Dies ergibt sich zum einen daraus, dass eine örtliche Betäubung ein invasiver Eingriff ist und daher nur von einem Arzt ausgeführt werden kann; 

zum anderen sind die Medikamente dafür verschreibungspflichtig und entsprechend nicht ohne ärztliches Rezept verfügbar.
286	� Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts riefen die Kläger den EGMR an. Dieser stellte sich den Erwägungen des deutschen Gerichts jedoch 

nicht entgegen, sondern bestätigte im Sinne der margin of appreciation-Doktrin die Entscheidungskompetenz des Nationalstaats in dieser Frage.
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und ihrem Sohn, der die 7.  Klasse eines Gymnasiums 
besuchte, nicht zumuten wollten, die Verfilmung des Ro-
mans „Krabat“ von Otfried Preußler anzuschauen, die im 
Deutschunterricht gezeigt werden sollte. Sie begründeten 
dies damit, dass in der Romanverfilmung Formen schwar-
zer Magie gezeigt würden; Angehörige ihrer Religions-
gemeinschaft seien aber verpflichtet, jegliche Form von 
Spiritismus und Magie zu meiden.287 Die Schule lehnte 
die Unterrichtsbefreiung ab mit dem Verweis, die Lektüre 
und die Filmanalyse seien mit dem Lehrplan vereinbar. 
Daraufhin klagten die Eltern vor dem Verwaltungsge-
richt Münster auf die Feststellung, dass die Ablehnung 
rechtswidrig sei. Das Verwaltungsgericht wies die Klage 
zunächst zurück, aber im Berufungsverfahren wurde ihr 
vom Oberverwaltungsgericht Münster stattgegeben. Das 
im Revisionsverfahren angerufene Bundesverwaltungsge-
richt korrigierte die Linie des Oberverwaltungsgerichts. In 
seiner Urteilsbegründung stellt es die „verfassungsrecht-
lich anerkannte Bildungs- und Integrationsfunktion der 
Schule“ ins Zentrum, die „nur unvollkommen Wirksamkeit 
erlangen [könnte], müsste der Staat die Schul- und Unter-
richtsgestaltung auf den kleinsten gemeinsamen Nenner 
der Vorstellungen der Beteiligten ausrichten“ (BVerwG, 
Urt. v. 11.09.2013, Az. 6 C 12.12, Rn. 22; s. dazu schon 
Langenfeld 2001: 246; Huster 2002: 404). Dabei betont 
das Gericht, dass der Staat Ein- und Beschränkungen des 
religiösen Erziehungsrechts akzeptiere und als Teil sei-
nes Bildungs- und Erziehungsauftrags (Art. 7 Abs. 1 GG) 
einkalkuliere, der verfassungsrechtlich bewusst stark ge-
halten sei. Die Urteilsbegründung zeigt damit auch einen 
Typisierungsansatz, der sich von der Logik des Einzelfalls 
entfernt. 

Zu dieser eher restriktiven Linie passt grundsätzlich 
auch eine jüngere Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts: Darin wurde die Revision gegen ein Urteil des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs verworfen, das zuvor 
eine Berufung gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts 
Frankfurt abgelehnt hatte. Streitgegenstand war der 
Wunsch muslimischer Eltern, ihre 13-jährige Tochter vom 
koedukativen Schwimmunterricht befreien zu lassen.288 
Das Bundesverwaltungsgericht unterscheidet in der Ur-
teilsbegründung implizit zwischen einer Objekt- und einer 
Subjektperspektive: Zwar könne der Schülerin nicht zuge-
mutet werden, das von ihr „für verbindlich erachtete[ ] 
Glaubensgebot, ihren Körper gegenüber Angehörigen 
des männlichen Geschlechts weitgehend zu verhüllen“ 

(BVerwG, Urt. v. 11.09.2013, Az. 6 C 25.12, Rn. 3), zu 
missachten, sie dürfe also nicht gezwungen werden, sich 
in handelsüblicher, eng am Körper anliegender Badebe-
kleidung den Blicken ihrer Mitschüler auszusetzen (Ob-
jektperspektive). Mit einem Ganzkörperschwimmanzug 
(dem sog. Burkini) stehe aber eine Bekleidungsalternati-
ve zur Verfügung, die den Glaubensvorgaben angemes-
sen Rechnung trage und auch im nassen Zustand ver-
hindere, dass die Körperkonturen sichtbar werden. Diese 
Badebekleidung sei nicht nur in islamischen Ländern, 
sondern auch in Deutschland zunehmend verbreitet (vgl. 
auch Rademacher 2014: 278). In einer Objektperspek-
tive hält das Gericht es somit für möglich, die Teilnah-
me am koedukativen Schwimmunterricht, die Teil der 
staatlichen Schulpflicht ist, und den religiös begründeten 
Verhüllungswunsch zu vereinbaren und den Konflikt so 
aufzulösen. 

Für eine religions- und islampolitische Einordnung des 
Urteils ist allerdings die Subjektperspektive entscheiden-
der, d. h. die Frage, ob dem Mädchen zugemutet werden 
kann, im Schwimmunterricht ihrerseits mit dem Anblick 
leicht bekleideter Mitschüler konfrontiert zu werden, 
wenn daraus für sie ein Gewissenskonflikt entsteht. Nach 
Ansicht des Gerichts fordert die Klägerin mit ihrem Befrei-
ungswunsch von der Schule implizit, dass sie an Teilen 
des Schulunterrichts nur unter der „Bedingung [teilneh-
men müsse], dass dort ein bestimmter, nach allgemeiner 
Auffassung unverfänglicher Ausschnitt sozialer Realität 
ausgeblendet“ wird. Dies stelle jedoch „den schulischen 
Wirkungsauftrag in seinem Kern in Frage“ (BVerwG, Urt. 
v. 11.09.2013, Az. 6 C 25.12, Rn. 30).  Aus der Sicht des 
SVR lehnt das Gericht hier zu Recht die Vorstellung ab, 
dass Schule eine Art Biotop sei, in dem Kinder von den 
‚Zumutungen‘ des Alltags (hier konkret: dem Anblick 
gleichaltriger Mitschüler in Badebekleidung) verschont 
bleiben sollen (vgl. SVR 2014: 130). Es betont damit aufs 
Neue den hohen Stellenwert der staatlichen Schulpflicht 
als Instrument, um den staatlichen Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag zu erfüllen. 

Aus einer islampolitischen Perspektive ist vor allem 
interessant, dass das Gericht mit dem Burkini-Urteil eine 
weitaus großzügigere ‚Befreiungspolitik‘ revidiert, die 
sich in der Vergangenheit etabliert hatte; Huster (2015: 
214) spricht hier geradezu von einer „Tendenzwende in 
der Rechtsprechung“ (ähnlich Rademacher 2014: 271). 
Denn noch 1993 hatte das Gericht in einem ähnlich gela-

287	� Andere Gerichtsfälle dieser Art bezogen sich auf das ebenfalls von Otfried Preußler verfasste Kinderbuch „Die kleine Hexe“ oder die Harry-Potter-
Romane. Einige Autoren stellen in diesem Zusammenhang die Frage, ob die Bildungsziele des Deutschunterrichts nicht auch durch eine andere 
Lektüre erreicht werden könnten, die weniger ‚düster‘ sei als die genannten Werke. Diese Frage ist aber rechtlich irrelevant; zudem müsste man 
dann von den Verwaltungsgerichten verlangen, „einen Literaturkanon auf[zu]stellen“ (Huster 2015: 213). Die Auswahl der Unterrichtsinhalte muss 
den dafür kompetenten Schulen und Lehrern überlassen bleiben; dabei ist – wie in jedem anderen Fall – sicherzustellen, dass die Unterrichtsinhalte 
sachlich begründet und begründbar sind.

288	� Für muslimische Jungen stellt sich die Frage nach einer Unterrichtsbefreiung in diesem Zusammenhang generell nicht, denn „der Anblick spärlich 
bekleideter Mädchen und Frauen ist auch gläubigen Muslimen nicht verboten“ (Rux/Niehues 2013: Rn. 352).
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gerten Fall dem Wunsch eines 12-jährigen muslimischen 
Mädchens stattgegeben und es vom Schwimmunterricht 
befreit. Dies begründete es u. a. damit, dass die Schule 
der Schülerin zwar „angeboten habe, mit entsprechend 
weitgeschnittener Kleidung, die ihren Körper ausreichend 
verhülle, sowie mit einem Kopftuch am Sportunterricht 
teilzunehmen und sie erforderlichenfalls im Einzelfall 
von solchen sportlichen Übungen zu befreien, bei denen 
diese Kleidung eine Verletzungsgefahr begründen könn-
te“; sie sei aber trotzdem gezwungen, „den entweder 
mit zweckentsprechend knapp geschnittener oder eng-
anliegender Sportkleidung bekleideten Jungen bei ihren 
Übungen zuzusehen“ (BVerwG 6 C 8/91, Rn. 23). Aus 
dieser ‚Zumutung‘ resultiere ein Gewissenskonflikt, der 
einen Befreiungsanspruch begründe. 

Religions- wie islampolitisch aufschlussreich ist nun 
nicht nur die Änderung in der Rechtsprechung, sondern 
auch die Begründung, die das Gericht im Urteil aus dem 
Jahr 2013 vorbringt. Dieses Urteil und die damit ein-
hergehende veränderte Rechtsprechung bringen ein 
eher laizistisches Neutralitätsverständnis zur Geltung, 
das „gleichheitsbezogene[n] Argumente[n] gegenüber 
Freiheitsansprüchen“ (Huster 2015: 203) einen deutlich 
höheren Stellenwert zuschreibt. Begründet wird diese 
Verschiebung „der Relation von Freiheits- und Gleich-
heitsverbürgungen“ (Huster 2015: 203) allerdings ganz 
‚unlaizistisch‘: mit dem gesellschaftlichen Pluralismus 
bzw. der Notwendigkeit, dass auch religiöse Personen 
diesen anerkennen müssten. 

B.3.4.2 Der Stellenwert der staatlichen 
Schul(besuchs)pflicht in Deutschland

In der Bestandsaufnahme gerichtlicher Klärungen zur Kol-
lision von Religionsfreiheit bzw. elterlichem Erziehungs-
recht und staatlicher Schulpflicht, die hier im Zentrum 
steht, fallen vor allem zwei Aspekte als erklärungsbedürf-
tig auf. Der eine ist, dass die staatliche Schulpflicht – die 
in Deutschland als Schulbesuchspflicht verstanden wird 
– gegenüber anderen Verfassungsgütern und Freiheits-
rechten einen hohen Stellenwert hat (der etwa Ameri-
kanern durchaus überhöht erscheinen mag) (vgl. dazu 
Ladeur 2014: 267). Der andere ist, dass sich in der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts eine Tendenz 
abzeichnet, die Legitimität religiös motivierter exemption 
claims, die (in diesem Fall) von Muslimen vorgebracht 
werden, neu zu bewerten.

Der hohe Stellenwert der Schulpflicht zeigt sich 
nicht zuletzt darin, dass die staatlichen Behörden weit-

reichende Befugnisse haben, um sie durchzusetzen. So 
ist es etwa rechtlich möglich, auf Schüler, die ihr nicht 
nachkommen, unmittelbar Zwang auszuüben: Polizeibe-
amte dürfen in diesem Zusammenhang Wohn- und Ge-
schäftsräume von Privatpersonen betreten und Schüler 
zwangsweise zur Schule ‚eskortieren‘. Darüber hinaus 
können strafmündige Schüler, die sich der Schulpflicht 
widersetzen, mit einer Geldbuße belegt werden (Rux/
Niehues 2013: Rn. 383). Auch für die Eltern kann es weit-
reichende Folgen haben, wenn ihre Kinder fortgesetzt 
nicht zur Schule gehen: Sie verlieren dann das Aufent-
haltsbestimmungsrecht für die Kinder (und damit einen 
Teil des Sorgerechts); darüber hinaus können je nach den 
Gesetzen des zuständigen Bundeslands in der Regel auch 
Zwangsgelder und Zwangshaft verhängt werden. Bei fort-
dauernder Verletzung der Schulpflicht kann schließlich als 
letztes Mittel auch das Personensorgerecht entzogen wer-
den (vgl. u. a. Hannemann/Münder 2006).

Damit, dass die Schulpflicht – im Sinne von Schul-
besuchspflicht – als durchgängiges „Strukturprinzip“ 
(Achilles 2014: 154) des Bildungswesens anerkannt und 
vergleichsweise rigoros durchgesetzt wird, hebt sich 
Deutschland im internationalen Vergleich von vielen an-
deren Ländern ab. Das Phänomen lässt sich zum einen mit 
Blick auf den Prozess der Nationalstaatsbildung historisch 
erklären (dazu ausführlich Rux/Niehues 2013: Rn. 131f.): 
Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde die Schulpflicht in 
allen deutschen Staaten eingeführt, weil dies dazu bei-
tragen sollte, für die religiös und sprachlich heterogenen 
deutschen Staaten einen verbindlichen gemeinsamen 
Rahmen bereitzustellen. In einer aktuellen Perspektive 
bedeutet die Schulpflicht dennoch einen Eingriff in die 
Grundrechte, der hinsichtlich der Intensität wohl nur mit 
dem Strafvollzug vergleichbar und somit zweifellos legi-
timationsbedürftig ist (Rux/Niehues 2013: Rn. 138). Die 
Funktion der Schule bzw. des Unterrichts kann nicht nur 
ökonomisch-utilitaristisch darauf verengt werden, Wissen 
zu vermitteln, das später auf dem Arbeitsmarkt verwert-
bar ist; darüber hinaus ist die Teilnahme an der „Veran-
staltung Schule“ (Langenfeld 2015b: 426) ein wichtiger 
Beitrag dazu, eine demokratische Gemeinschaft zu bilden 
und religiös oder weltanschaulich motivierte ‚Parallelge-
sellschaften‘ zu vermeiden (vgl. auch Langenfeld 2001: 
387–391).289 Dass mit der Schulbesuchspflicht von Eltern 
erwartet wird, ihre Kinder (auch) unter staatlicher Obhut 
erziehen und ausbilden zu lassen, kann somit auch als 
eine Art Gegenleistung dafür verstanden werden, dass 
der Staat Diskriminierung und Ausgrenzung bekämpft 
und Möglichkeiten der Teilhabe gerade von Minderheiten 

289	� Dabei ist der Staat allerdings verpflichtet, den schulischen Unterricht inhaltlich so auszurichten, dass er niemanden bedrängt, sich bestimmte 
Auffassungen anzueignen. Für konkrete weltanschauliche Vorstellungen zu werben und zu missionieren ist untersagt. Der Schulunterricht orientiert 
sich zwar an den Erziehungszielen, die in den Schulgesetzen der Länder niedergelegt sind, und diese sind wiederum geprägt von einer bestimmten 
Verfassungskultur, die auch bestimmte historische Wurzeln hat. Teil dieser historischen Prägung ist aber eben auch die Verpflichtung zu Toleranz 
und Offenheit in einer sich verändernden Gesellschaft (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.09.2013, Az. 6 C 12.12, Rn. 22).
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fördert. Der Anspruch auf staatliche Unterstützung und 
Schutz vor Ausgrenzung durch andere geht dann einher 
mit der Pflicht, sich nicht selbst auszugrenzen „und sich 
einem Dialog mit Andersdenkenden und -gläubigen nicht 
[zu] verschließen“ (BVerfG, Beschl. v. 31.05.2006, Az. 2 
BvR 1693/04, Rn. 18).

Deutschland unterscheidet sich damit deutlich von 
den USA, wo höchstrichterlich anerkannt ist, dass das 
Recht auf Selbstausgrenzung sich auch auf den Bereich 
von Schule und Erziehung erstreckt. Der amerikanische 
Supreme Court hatte 1972 in seiner berühmten Entschei-
dung in der Sache Yoder gegen Wisconsin der religiösen 
Gemeinschaft der Amish People das Recht gewährt, sich 
von der Pflicht des Besuchs einer Oberschule befreien zu 
lassen. Die Amish People sind eine agrarisch und lokal 
organisierte Gemeinschaft, Nachfahren reformatorischer 
Einwanderer aus Südwestdeutschland, Westösterreich 
und der Ostschweiz, die technischen Fortschritt und an-
dere Merkmale der modernen Welt als Übel ablehnt. Das 
Gericht begründete seine Entscheidung damit, dass die 
auf der Oberschule vermittelten „technisch basierten For-
men des Wissens für ihre Lebensweise nicht erforderlich 
seien“ (Ladeur 2014: 267). 

Auch in Deutschland gibt es Stimmen, die ein sol-
ches Recht auf Selbstexklusion befürworten und die 
vergleichsweise rigoros durchgesetzte deutsche Schulbe-
suchspflicht ablehnen. Im bildungs- und religionspoliti-
schen Diskurs ist diese Position aber eher eine marginale 
(das erscheint auch angemessen angesichts einer gesell-
schaftlichen Pluralisierung, die in Deutschland weiter zu-
nehmen wird) (vgl. Achilles 2014: 157).  Aus der Sicht 
des SVR sollte an der Schulbesuchspflicht festgehalten 
werden. Das heißt aber nicht, dass Konfliktfälle stets 
gerichtlich ausgetragen werden sollten. Auch das Bun-
desverwaltungsgericht mahnt in seiner Entscheidung zu 
„Krabat“ ausdrücklich zu „praktischer Klugheit“ (BVerwG, 
Urt. v. 11.09.2013, Az. 6 C 12.12, Rn. 36):  In Konflikt-
fällen sollte vor einer ‚gerichtlichen Eskalation‘ versucht 
werden, jeweils im Einzelfall eine Lösung zu finden, die 
elterliche Vorstellungen mit dem schulischen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag in Einklang bringt.290 

Der zweite erklärungsbedürftige Aspekt ist wie schon 
angesprochen der beobachtbare Wandel in Bezug dar-
auf, welchen Maßstab das Bundesverwaltungsgericht für 
einen Gewissenskonflikt anlegt, der eine Unterrichtsbe-
freiung rechtfertigt. In den (frühen) 1990er Jahren, die 
Joppke (2014b: 1328, Übers. d. SVR) als das „goldene 
Zeitalter des rechtlich ordinierten Multikulturalismus“ be-

zeichnet, wurde ein bestimmtes Handeln im Namen der 
Religionsfreiheit (wie in diesem Fall die Abmeldung von 
Teilen des Unterrichts) in der Regel gerichtlich nicht ein-
geschränkt oder untersagt. Inzwischen gewähren die Ge-
richte gerade Muslimen Schul- bzw. Unterrichtsbefreiun-
gen viel zurückhaltender (und behandeln entsprechende 
Anträge damit tendenziell genauso wie andere religiös 
motivierte exemption claims). Dies gilt besonders, seit 
die Maßgabe, Zuwanderer und ihre Nachkommen zu in-
tegrieren, eine (in der Migrationsforschung viel beklagte) 
politische Lethargie in diesem Bereich abgelöst hat und 
sogar parteiübergreifend zu einem politischen Schwer-
punktthema geworden ist. Hier zeigt sich eine durchaus 
spannungsgeladene Rückkopplung von der Politik auf die 
Rechtsprechung: Diese hat Gesuchen um Unterrichtsbe-
freiung zunächst oft und zunehmend stattgegeben (Pha-
se I). Nachdem die Politik das Thema in entsprechender 
Weise aufgegriffen hat (Phase II), geben die Gerichte ihre 
vormalige multikulturelle Linie, religiös motivierte Son-
derrechte zu gewähren, nun auf (Phase III) (Joppke 2013: 
428f.), weil sie nicht den politischen Versuch torpedie-
ren wollen, die muslimische Zuwandererbevölkerung im 
Sinne von Rechten und Pflichten stärker zu integrieren. 
Dies verweist zugleich darauf, dass es vermutlich nicht 
ausreicht, den Islam allein über die Judikative zu integ-
rieren, und dass von Muslimen geforderte Sonderrechte 
„langfristig […] nicht nur vor Gericht, sondern auch vor 
der öffentlichen Meinung bestehen […] müssen“ (Joppke 
2013: 432; s. dazu auch das folgende Kap. B.3.5).

B.3.5 Die ‚Kopftuch-Frage‘: religiöse 
Kleidungsvorschriften vs. Anforderung 
von Neutralität im staatlichen Raum
In Kap. B.2.5 ging es um Fälle, in denen bestimmte re-
ligiös motivierte Verhaltensweisen eines Arbeitnehmers 
mit Verhaltenserwartungen des Arbeitgebers kollidieren. 
Dabei wurden Tätigkeiten im öffentlichen Dienst bewusst 
ausgeblendet, denn sie bilden eine besondere Form 
von Beschäftigungsverhältnis; die für privatrechtliche 
Arbeitsverhältnisse formulierten und bewährten arbeits-
rechtlichen Grundsätze lassen sich darauf nicht (uneinge-
schränkt) übertragen. Das berührt auch den Dauerbrenner 
religions- bzw. islampolitischer Diskussionen schlechthin, 
nämlich die Frage, wie der Staat angemessen damit 
umgehen kann, dass mit der zunehmenden religiösen Plu-
ralisierung (s. Kap. B.1) auch im öffentlichen Dienst immer 

290	� Die Länder, die für Bildungspolitik zuständig sind, haben einen rechtlichen Korridor für spezielle Befreiungsmöglichkeiten, die im Landesrecht 
verankert werden können. In diesem Rahmen können solche Lösungen im Sinne praktischer Klugheit praktiziert werden. Die staatliche Bestim-
mungsmacht im Schulwesen ist also keine Bestimmungspflicht. Offen bleibt allerdings die Frage nach der Reichweite solcher Befreiungen, die 
über das Landesrecht umgesetzt wurden.
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mehr Menschen arbeiten, die als Teil ihrer Religionsfrei-
heit (auch während der Arbeitszeit) religiös akzentuierte 
Kleidung tragen wollen. Die ‚kopftuchtragende Lehrerin‘ 
ist zum Symbol dieser Frage geworden, die nicht zuletzt 
gerichtlich ausgetragen wird. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte dazu im Jahr 2003 ein Urteil gesprochen, 
das gesetzgeberische Aktivitäten der zuständigen Länder 
nach sich zog; damit schien ein grundsätzlich brauchbarer 
Modus Operandi in dieser Frage gefunden. Nun hat aber 
das Bundesverfassungsgericht diese seit über zehn Jahren 
etablierte Praxis jüngst in einem Urteil für verfassungs-
widrig erklärt. Den Konflikt zwischen der Religionsfreiheit 
(Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG), auf die sich Lehrerinnen berufen, 
um ihre Forderung nach dem Recht auf entsprechende 
Bekleidung zu stützen, und damit konkurrierenden Ver-
fassungsgütern wie der negativen Religionsfreiheit der 
Schüler (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG), dem elterlichen Recht 
auf Entscheidung über religiöse oder nichtreligiöse Erzie-
hung ihrer Kinder (Art. 6 Abs. 2 GG) und Neutralität im 
staatlichen Erziehungsauftrag (Art. 7 Abs. 1 GG) versucht 
man nun dadurch neu zu lösen, dass die Verfassungsgüter 
eindeutig hierarchisiert werden.

B.3.5.1 Die (neue) Rechtslage in der ‚Kopftuch-
Frage‘

Die ‚Kopftuch-Frage‘ wurde in Politik und Öffentlichkeit 
erstmals vor über zehn Jahren breiter diskutiert. Das Land 
Baden-Württemberg hatte sich 2003 trotz fachlicher Qua-
lifikation geweigert, Fereshta Ludin als Beamtin auf Probe 
in den Schuldienst zu übernehmen. Frau Ludin weigerte 
sich, zugunsten der im öffentlichen Dienst geforderten 
Neutralität während der Dienstzeiten das Verhüllungs-
gebot zu ignorieren, das für sie aus religiösen Gründen 
bindend war; das sahen die Behörden als Zeichen einer 
mangelnden persönlichen Eignung für den Lehrerberuf. 
Gegen diese Entscheidung erhob Frau Ludin Klage vor 
dem Verwaltungsgericht Stuttgart, jedoch ohne Erfolg. 
Nachdem sie auch den Instanzenzug erfolglos beschrit-
ten hatte, rief sie das Bundesverfassungsgericht an. Das 
Gericht nahm nicht explizit zu der Frage Stellung, ob das 
Kopftuch im Schuldienst zulässig sei, sondern monierte 
vor allem, dass für ein abstraktes, generelles Verbot eine 
gesetzliche Grundlage fehle. In seiner Urteilsbegründung 
ließ es jedoch ein gewisses Verständnis für ein generelles 
Kopftuchverbot erkennen, denn es verwies darin explizit 
auf „gute Gründe dafür […,] der staatlichen Neutralitäts-
pflicht im schulischen Bereich eine striktere und mehr 
als bisher distanzierende Bedeutung beizumessen und 
demgemäß auch durch das äußere Erscheinungsbild einer 
Lehrkraft vermittelte religiöse Bezüge von den Schülern 
grundsätzlich fernzuhalten, um Konflikte mit Schülern, 
Eltern oder anderen Lehrkräften von vornherein zu ver-
meiden“ (BVerfG, Urt. v. 24.09.2003, Az. 2 BvR 1436/02, 
Rn. 65). Es wäre freilich falsch, dieses Urteil als religions-

feindlich zu verstehen. Vielmehr gehört es in eine Reihe 
von Urteilen, die religions- und islampolitisch als inte-
grativ zu betrachten sind, nicht zuletzt weil sie explizit 
eine Vielfalt von Motiven für das Tragen eines Kopftuchs 
anerkennen und die Vorstellung zurückweisen, dass das 
Kopftuch einzig als Symbol der Unterdrückung der Frau 
zu betrachten sei (Joppke 2013: 429; s. auch BverfG, Urt. 
v. 24.09.2003, Az. 2 BvR 1436/02, Rn. 65). Davon unbe-
nommen erkannte das Gericht aber ein „Spannungsver-
hältnis zwischen positiver Glaubensfreiheit eines Lehrers 
einerseits und der staatlichen Pflicht zu weltanschaulich-
religiöser Neutralität, dem Erziehungsrecht der Eltern 
sowie der negativen Glaubensfreiheit der Schüler ande-
rerseits“ (BVerfG, Urt. v. 24.09.2003, Az. 2 BvR 1436/02, 
Rn.  47). Es sah den Landesgesetzgeber, der im deut-
schen Föderalismus für die Normgebung zu dieser Frage 
zuständig ist, als geeignete Instanz an, um mit diesem 
Spannungsverhältnis umzugehen, das sich gerade durch 
die zunehmende religiöse Pluralisierung potenziell noch 
intensivieren werde. 

Eine unmittelbare Folge dieser Entscheidung waren 
unterschiedliche ‚Religions- bzw. Kopftuchpolitiken‘ in den 
Bundesländern: Die Mehrheit der Bundesländer entschied 
in der Folge, dass es Lehrkräften an staatlichen Schulen 
zuzumuten sei, politische, religiöse, weltanschauliche 
oder ähnliche äußere Bekundungen im Dienst zu unter-
lassen (Sicko 2008; Henkes 2008; Henkes/Kneip 2010). 
Muslimischen Lehrerinnen war damit das Tragen eines 
Kopftuchs im Dienst in diesen Ländern generell untersagt. 

Zwölf Jahre später weicht das Gericht nun von dieser 
Konzeption – für viele Beobachter durchaus überraschend – 
fundamental ab. Zwar war allgemein erwartet worden, 
dass es als Verstoß gegen Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG einge-
stuft werden würde, „christliche[ ] und abendländische[ ] 
Bildungs- und Kulturwerte oder Traditionen“ zu privile-
gieren, wie es einzelne Landesgesetze im Anschluss an 
das Urteil taten (so exemplarisch § 57 Abs. 4 S. 3 SchulG 
NRW). Auch der SVR (2014: 127) hatte kritisiert, dass 
eine solche Praxis doppelter Standards dem klaren rich-
terlichen Diktum von einem strikten Gebot der Gleichbe-
handlung (vgl. auch Muckel 2009: 249; Huster 2015: 224) 
zuwiderlaufe und „nicht hinnehmbar“ sei. In rechtlicher 
Hinsicht spektakulär ist jedoch, dass der Erste Senat des 
Bundesverfassungsgerichts die Linie, die der Zweite Senat 
dieses Gerichts 2003 für den Umgang mit religiösen Sym-
bolen im öffentlichen Dienst vorgegeben hatte, in seinem 
Urteil von 2015 fast vollständig revidiert. 

Eine muslimische Lehrerin und eine muslimische So-
zialpädagogin aus Nordrhein-Westfalen hatten dagegen 
geklagt, dass ihnen (auf der Basis der oben genannten 
Norm im nordrhein-westfälischen Schulgesetz) unter-
sagt war, im Dienst ein Kopftuch (bzw. eine Mütze als 
Kopftuchersatz) zu tragen (BVerfG, Beschl. v. 27.01.2015, 
Az. 1 BvR 471/10 u. 1 BvR 1181/10). 2003 hatte das 
Gericht den Landesgesetzgebern noch die Option eröff-



Normenkollisionen

153Jahresgutachten 2016

ZU
M

 S
TA

AT
LI

CH
EN

 U
M

GA
N

G 
M

IT
 R

EL
IG

IO
N

 U
N

D
 R

EL
IG

IÖ
SE

R 
VI

EL
FA

LT

net, religiöse Bekundungen im öffentlichen Dienst zu-
rückzuweisen. Im Rahmen des neuen Urteils wird dies 
nun verworfen (Papier 2015: 214). Stattdessen wird es 
auf der Basis einer traditionell offen-integrativen (und 
eben nicht distanzierenden) Auslegung der religiös-welt-
anschaulichen Neutralität des Staates als unangemessen, 
unverhältnismäßig und damit als verfassungswidrig ein-
gestuft, ein bestimmtes Bekleidungsverhalten, das die 
Betroffenen als Teil ihrer Religionsfreiheit betrachten,291 
zur Vermeidung einer abstrakten Gefahr (Neutralität des 
Landes, Störung des Schulfriedens) generell zu verbieten 
(Heinig 2015a: 220). Damit entfällt die zuvor bestehende 
Option für die Landesgesetzgeber, religiöse Bekleidung 
pauschal zu untersagen, um die Eltern- und Schülerrechte 
zu schützen und den Schulfrieden zu wahren. Zugespitzt 
kann man sagen, dass das Kopftuch der Lehrerin vom 
illegalen zum legalen Status übergegangen ist, was ei-
nen Meilenstein des geschichtlichen Multikulturalismus 
in Deutschland darstellt (Joppke 2017).

Dies bedeutet aber ausdrücklich nicht, dass religiös 
motivierte Bekleidungsformen im öffentlichen Dienst ge-
nerell gestattet sind. Das Gericht erkennt vielmehr aus-
drücklich an, dass es „in bestimmten Schulen oder Schul-
bezirken […]“ bei „substantielle[n] Konfliktlagen über das 
richtige religiöse Verhalten“ durchaus „bereichsspezifisch 
[…] zu einer hinreichend konkreten Gefährdung oder Stö-
rung des Schulfriedens oder der staatlichen Neutralität“ 
kommen könnte (BVerfG, Beschl. v. 27.01.2015, Az. 1 BvR 
471/10 u. 1 BvR 1181/10, Rn. 114, Herv. d. SVR). Damit 
bleibt es möglich, eine solche Bekundung religiöser Über-
zeugungen im Einzelfall oder für eine bestimmte Schule 
oder einen Schulbezirk zu untersagen (etwa durch Rechts-
verordnung oder Allgemeinverfügung). Die Entscheidung 
über eine Gestattung religiöser Symbole im öffentlichen 
Dienst wird somit vom Landesgesetzgeber auf die Schul-
verwaltung verlagert. 

B.3.5.2 Richterliche Anerkennung einer multireli-
giösen Gesellschaft oder Asymmetrie der Grund-
rechte?

In seiner Entscheidung vom Januar 2015 ist der Erste 
Senat des Bundesverfassungsgerichts von der Entschei-
dung des Zweiten Senats desselben Gerichts aus dem 
Jahr 2003 deutlich abgewichen.292 Dabei hat es vor al-
lem die widerstreitenden Verfassungsgüter gegenüber 
dem Ersturteil neu gewichtet. Der Zweite Senat hatte in 
seiner Entscheidung von 2003 das elterliche Erziehungs-
recht (Art. 6 Abs. 2 GG), die Neutralität des staatlichen 
Erziehungsauftrags (Art. 7 Abs. 1 GG) und die negative 
Religionsfreiheit der Schüler (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) als 
bedeutende verfassungsrechtliche Gegengewichte zur 
(positiven) Religionsfreiheit der Lehrerin (Art. 4 Abs. 1 
u. 2 GG) gesehen, die in deren Bekleidungswunsch zum 
Ausdruck kam (BVerfG, Urt. v. 24.09.2003, Az.  2 BvR 
1436/00, Rn. 65). Im Urteil von 2015 wird nun eine ‚Gü-
terhierarchisierung‘ vorgenommen: Der Religionsfreiheit 
der Lehrerin wird gegenüber den genannten, miteinander 
in Konflikt geratenen Verfassungsgütern eindeutig grö-
ßeres Gewicht zugeschrieben (Heinig 2015a: 221–225; 
Langenfeld 2015b: 424–426). 

Ob der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts mit 
seiner Korrektur der Linie des Zweiten Senats richtig ge-
handelt hat, ist in erster Linie eine politische und norma-
tive Frage und keine wissenschaftliche (Papier 2015: 215). 
Klar zu identifizieren sind aber die Gewinner und Verlie-
rer der damit neu geschaffenen Rechtslage und darüber 
vermittelt auch deren mögliche Vorzüge und Nachteile. 
Klare Gewinner sind Lehrkräfte, die sich auf ihre religiösen 
Überzeugungen berufen; dies betrifft nicht nur, aber doch 
vor allem muslimische Lehrerinnen, für die das Verhül-
lungsgebot ein zentraler Teil ihrer religiösen Überzeugung 
ist. Für sie eröffnet das Urteil den Weg in den Schuldienst, 
der ihnen zuvor (zumindest in den meisten Bundeslän-
dern) verschlossen war; das Bundesverfassungsgericht hat 

291	� Ob der Koran als der für Muslime verbindliche Text ein Verhüllungsgebot enthält, ist theologisch umstritten. Die DIK hat die Diskussion innerhalb 
des Islam zu dieser Frage aufbereiten lassen; daraus geht hervor, dass „Koran und Ḥadīṯh […] Muslimen hinsichtlich des obligatorischen oder nicht 
obligatorischen Charakters der Kopfverschleierung eine Pluralität von Deutungsmöglichkeiten“ bieten; entsprechend gebe es „nicht nur eine über 
jede Diskussion erhabene islamische Kleiderordnung“, sondern „verschiedene Vorstellungen davon, wie Kleidung beschaffen sein darf und muss“ 
(Wielandt 2009: 11, Herv. im Original). Das Kopftuchtragen ist sehr viel mehr eine Angelegenheit der persönlichen Entscheidung als eine religiös 
verbindliche Norm. Rechtlich ist die Frage nach dem genauen Status des Kopftuchs im Islam aber irrelevant. Das Gericht muss und kann in dieser 
Frage agnostisch bleiben und von der Grundrechtsträgerin lediglich verlangen, die mit ihrem Bekleidungswunsch verbundene religiöse Motivation 
zu plausibilisieren. Dies ist im vorliegenden Fall zweifellos erfolgt.

292	� Die meisten (rechtswissenschaftlichen) Stellungnahmen, die dazu bislang publiziert wurden, kommentieren diesen Kurswechsel in der Rechtspre-
chung äußerst kritisch. Heinig (2015a: 225) spricht in diesem Zusammenhang von „zwei Gerichte[n] mit gemeinsamem Postfach“, Möllers (2015) 
ganz ähnlich von „A Tale of Two Courts“, die „den institutionellen Rahmen, aber nicht die juristische Argumentation teilen“, und Neureither (2015) 
meint mit Blick auf die Klägerin von 2003, sie habe einfach das „Pech [gehabt], zur falschen Zeit am falschen Ort und vor dem falschen Senat zu 
sein“. Auch Enzensberger (2015: 874) und Papier (2015: 213f.) problematisieren die Unterschiede in der Rechtsprechung. Einige Autoren vertreten 
zudem die Auffassung, angesichts der Abweichung zwischen den beiden Urteilen hätte das Plenum des Gerichts angerufen werden müssen (§ 16 
Abs. 1 u. 2 BVerfGG).
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damit ein de facto bestehendes Berufsverbot für muslimi-
sche Lehrkräfte, die auf ein bestimmtes äußeres Erschei-
nungsbild nicht verzichten wollten, gekippt. Vor diesem 
Hintergrund ließe sich das Urteil als Beitrag dazu inter-
pretieren, die religiöse Pluralisierung Deutschlands auch 
in der Lehrerschaft abzubilden (Huster 2015: 223), indem 
es entsprechend gläubigen Lehrerinnen überhaupt erst 
die Chance eröffnet, den Lehrerberuf zu ergreifen (vgl. 
auch Sacksofsky 2015: 807). In diesem Sinne „bildet die 
Entscheidung eine verfassungsgerichtliche Variante der 
von anderen Verfassungsorganen geäußerten Sentenz, 
der Islam gehöre zu Deutschland“ (Heinig 2015a: 220). 

Auf der Verliererseite stehen vor allem die Schüler 
und ihre Eltern, deren Rechtspositionen (negative Reli-
gionsfreiheit, Recht auf religiöse Erziehung) gerichtlich 
zur „quantité négligeable“ (Heinig 2015a: 225) erklärt 
werden. Es kann durchaus irritieren, dass das Gericht den 
„Empfängerhorizont bei der grundrechtlichen Bewertung“ 
(Langenfeld 2015b: 426) vollkommen ausblendet und ka-
tegorisch ausschließt, dass die Schüler das Tragen eines 
Kopftuchs im Schuldienst als Ausdruck religiöser Partei-
nahme und Missionierung (miss-)verstehen. Damit wird 
die Schüler-Lehrer-Beziehung implizit auf ein Verhältnis 
zwischen gleichberechtigten Bürgern reduziert, in dem 
sich die Beteiligten ebenso wie Passanten im öffentlichen 
Raum ‚auf Augenhöhe‘ begegnen. Dies verkennt jedoch 
„die besondere Natur des Lehrer-Schüler-Verhältnisses“ 
(Langenfeld 2015b: 425). Das Gericht überschätzt damit 
die Fähigkeit von Schülern (vor allem von Grundschülern, 
die zu ihren Lehrern ein besonders intensives Verhältnis 
von Autorität und Nähe haben), immer zu unterscheiden 
zwischen dem Kopftuch als Ausdruck einer spezifischen 
Bekleidungsordnung, die individuell als verbindlich be-
trachtet wird, und einer damit verbundenen Missionie-
rung bzw. Werbung für eine bestimmte Weltanschauung. 

Eine Schieflage im Urteil kann man u. U. auch erken-
nen, wenn man seine Konsequenzen mit denen von Lö-
sungen vergleicht, die Gerichte bei anderen Kollisionskon-
stellationen gefunden haben. Besonders aufschlussreich 
ist hier das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu der 
Frage, ob die Verrichtung des Gebets im Schulgebäude 
zulässig ist (BVerwG, Urt. v. 30.11.2011, Az. 6 C 20.10; vgl. 
SVR 2014: 130f.). Eine Schulleitung hatte einem Schüler 
das rituelle Gebet untersagt mit der Begründung, dadurch 
würde im konkreten Fall der Schulfrieden gestört. Das 
Gericht hatte dies in seinem Urteil für zulässig erklärt; 
dem Schüler, der sich auf seine Religionsfreiheit berief, 

wurde entsprechend zugemutet, auf die Ausübung seiner 
Rechte zu verzichten, um den Schulfrieden zu wahren, 
der nach Art. 7 Abs. 1 GG Verfassungsrang hat. Hinsicht-
lich der Frage, ob einer Person zugemutet werden kann, 
von der Ausübung ihrer Grundrechte abzusehen, stellt 
das Bundesverfassungsgericht nun mit seinem Urteil von 
Januar 2015 die Lehrerin auf eine Stufe mit dem Schüler: 
Von beiden wird im Einzelfall bei einer Gefährdung des 
Schulfriedens verlangt, auf ihr Recht zu verzichten, d. h. 
in den beiden Fällen wird der gleiche Mäßigungsmaß-
stab angelegt. Irritierend ist daran, dass hier Ungleiches 
gleich behandelt wird: Der Schüler als Grundrechtsträger 
unterliegt der staatlichen Schulpflicht und ist „mit Zwang 
in die staatliche Anstalt eingegliedert[…]“ (Heinig 2015a: 
228); die Lehrerin als Grundrechtsträgerin hat sich da-
gegen durch ihre Berufswahl selbst und freiwillig in ein 
besonderes Näheverhältnis zum Staat begeben (Huster 
2015: 223f.).293 In dieser Perspektive blendet ein solches 
Religionsrecht nicht nur die Grundrechte der Schüler und 
Eltern aus, die der Religionsfreiheit der Lehrerin entge-
genstehen, es relativiert auch die Grundsätze des Beam-
tentums (Art. 33 Abs. 5 GG), nach denen Beschäftigte 
im öffentlich-rechtlichen Dienst verpflichtet sind, sich 
im Gebrauch der Grundrechte ggf. zu mäßigen. Das Ur-
teil ordnet sich damit in eine generelle Tendenz in der 
Rechtsprechung ein, öffentlich-rechtliche und mit Mäßi-
gungspflichten verbundene Dienstverhältnisse294 aufzulö-
sen zugunsten einer vollständigen Durchdringung dieser 
Dienstverhältnisse von den Grundrechten. 

Zweiter Verlierer neben Kindern und Eltern sind die 
Landesgesetzgeber, deren politischer Gestaltungsspiel-
raum durch die neue Entscheidung drastisch schrumpft. 
Während das Bundesverfassungsgericht es 2003 dem 
demokratisch legitimierten Gesetzgeber überantwortet 
hatte, die hier zum Thema gemachte Normenkollision zu 
klären, verlagert es durch die angemahnte Einzelfalljudi-
katur die Entscheidungsprärogative nun auf die Schulen 
vor Ort. Gerade die Lehrerverbände hatten aber sowohl 
in Anhörungen zu entsprechenden landesgesetzlichen 
Regelungen, die nach dem ersten Kopftuchurteil statt-
fanden, als auch in Stellungnahmen nach der Verkün-
dung des zweiten Urteils darauf hingewiesen, dass die 
vom Gericht präferierte extreme Subsidiaritätslösung die 
Schulen und ihr Personal überfordere (Langenfeld 2015b: 
428–430; s. dazu auch Kap. B.3.5.3). Auch vor diesem 
Hintergrund lässt sich argumentieren, dass die Linie, die 
der Zweite Senat des Gerichts mit dem ersten Urteil vor-

293	� Hier ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass es im Islam bzw. theologisch einen Unterschied zwischen dem Tragen des Kopftuchs und der 
Verrichtung des Gebets gibt: Das tägliche fünfmalige Gebet kann in „Notlagen“ aufgeschoben werden, Entsprechendes ist für die Verschleierung 
nicht vorgesehen. Auf der anderen Seite gehört das rituelle Gebet zu den fünf Säulen des Islam und ist damit zentral, während die Verschleierung 
lediglich aus zwei Suren abgeleitet werden kann.

294	� Heinig (2015b: 10) verweist zur Illustration dieses Gedankens auf das richterliche Sondervotum zum ersten Kopftuchurteil: Darin werde „überspitzt 
formuliert“ klargestellt, dass „der Staatsdienst […] nicht der grundrechtlichen Selbstverwirklichung“ diene, „sondern […] von der dienstrechtlichen 
Pflichterfüllung geprägt“ sei.
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gegeben hatte, nämlich die Letztentscheidung über die 
hier beschriebene Normenkollision dem demokratisch 
legitimierten Gesetzgeber zu überlassen, überzeugender 
und praktikabler war (in diesem Sinne auch Huster 2015: 
227).

B.3.5.3 Mögliche Folgen für den Schulalltag: Vor-
gehen gegen den Nicht-Störer und neue Muster 
schulischer Segregation

Bislang gibt es keine belastbaren Informationen darüber, 
wie sich die neue Rechtslage im Schulalltag praktisch 
auswirkt. Ebenso wenig ist bekannt, wie viele kopftuch
tragende Lehrerinnen es in den einzelnen Bundesländern 
überhaupt gibt. Es ist aber davon auszugehen, dass ihre 
Zahl in Zukunft steigen wird, allein schon weil an den Uni-
versitäten zunehmend mehr Lehramtsstudentinnen ein 
Kopftuch tragen.295 Insofern ist denkbar, dass aus dem Ur-
teil zwei praktische Probleme vor Ort resultieren (die vom 
Gericht vielleicht nicht hinreichend bedacht wurden): Zum 
einen wird die gerichtlich verordnete Einzelfallrechtspre-
chung die Unterschiede zwischen den Bundesländern 
hinsichtlich der Gestattung des Kopftuchs, die schon nach 
dem ersten Urteil bestanden, wahrscheinlich noch ein-
mal deutlich verstärken. Dann ist möglicherweise nicht 
nur „das Kopftuch in Duisburg verboten und in Münster 
zugelassen“ (Heinig 2015b), es könnte sogar sein, dass 
die Gestattung bzw. Untersagung religiös akzentuierter 
Kleidung innerhalb einer Stadt und/oder von einem 
Schulbezirk zum nächsten unterschiedlich geregelt wird. 
Und es ist auch denkbar, dass vor allem an Schulen in 
sozioökonomisch bessergestellten Stadtbezirken Eltern 
verstärkt gegen Lehrerinnen mobilisieren, die das Ver-
hüllungsgebot als für sich verpflichtend ansehen.296 Eine 

solche Form der schulischen Segregation, die sich an der 
Trennlinie zwischen Gestattung und Untersagung religiös 
akzentuierter Bekleidung abbildet, wäre aber integrati-
onspolitisch kontraproduktiv.

Damit hängt eine weitere problematische Konse-
quenz des Urteils eng zusammen: Das Gericht hat die 
„Funktionsfähigkeit der Veranstaltung Schule“ (Langen-
feld 2015b: 426), die der Staat garantieren muss, exklu-
siv als Rechtsgut benannt, das der Religionsfreiheit der 
Lehrerin entgegensteht. Deshalb kann das Kopftuch in 
konkreten Einzelfällen und lokal bzw. schulisch begrenzt 
untersagt werden. Das ist insofern problematisch, als es 
einen Grundsatz in Frage stellt, der das Polizeirecht durch-
zieht und auch für Nichtjuristen intuitiv einleuchtend ist: 
Bei Störungen der öffentlichen Sicherheit wird gegen den 
Störer vorgegangen, nicht gegen den Nicht-Störer bzw. 
das Störobjekt und damit gegen denjenigen, der in der 
Ausübung seiner Freiheitsrechte gestört wird (vgl. auch 
Sacksofsky 2015: 806). Es ist zumindest nicht auszuschlie-
ßen, dass infolge des Urteils nun im Sinne einer Notstands
argumentation die Lehrerin als Nicht-Störerin angehalten  
wird, ihren Grundrechtsgebrauch einzuschränken,297 um 
den Schulfrieden zu sichern, wenn dieser beispielswei-
se durch Proteste von ‚kopftuchkritischen‘ Eltern298 ge-
fährdet ist. Der Störer bleibt also unbehelligt, während 
dem ‚Störopfer‘ auferlegt wird, die Störung zu beseiti-
gen, indem es sein Verhalten ändert und damit auf sein 
Grundrecht verzichtet. Die Urteilsbegründung bleibt dazu 
allerdings eher vage; zumindest aus einzelnen Passagen 
ließen sich durchaus auch engere und klarere Grenzen der 
Religionsfreiheit herauslesen, die das Gericht ansonsten 
stark betont.299 So wird die Lehrerin dann selbst zur Störe-
rin, wenn sie angesichts eines offensichtlich gefährdeten 
Schulfriedens nicht von sich aus (oder nach Aufforderung 

295	� Entsprechende Beobachtungen gibt es z. B. für das Land Hessen; s. http://www.fr-online.de/landespolitik/kopftuecher-an-schulen-kopftuch-
debatte-an-schulen,23887878,26022734.html, 14.01.2016.

296	� Diesen Gedanken legen zumindest die Erfahrungen mit der Schulstrukturreform nahe, die der Hamburger Senat geplant hatte; dabei sollte u. a. 
eine auf sechs Jahre angelegte Primarschule eingeführt werden. Eltern vor allem aus den wohlhabenden Hamburger Stadtteilen stellten sich dem 
entgegen. Sie gründeten den Verein ‚Wir wollen lernen‘, der ein Volksbegehren initiierte, und darüber gelang es ihnen schließlich, die Reform zu 
Fall zu bringen.

297	� Das Polizeirecht der Länder sieht entsprechende Regelungen vor: Um eine Gefährdung des öffentlichen Friedens zu vermeiden, ist es zulässig, den 
Nicht-Störer in Anspruch zu nehmen, wenn der Störer entweder nicht in Anspruch genommen werden kann oder dies keinen Erfolg verspricht. Ein 
klassisches Beispiel dafür ist das Verbot einer friedlichen Gegendemonstration: Den Demonstranten wird auferlegt, von ihrem Recht auf Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit abzusehen, um Ausschreitungen und damit eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu vermeiden.

298	� Nach den Maßstäben des Gerichts operieren die Eltern in solchen Fällen allerdings weitgehend im „grundrechtlichen Nichts“ (Langenfeld 2015b: 
427), denn sie können sich dabei weder auf ihre negative Religionsfreiheit berufen noch auf ihr elterliches Erziehungsrecht. Die Linie des Gerichts 
erscheint hier wenig konsequent: Zunächst wird (für viele zu stark) betont, dass die Religionsfreiheit der Lehrerin grundlegend sei, aber dann macht 
das Gericht einen ‚Rückzieher‘, indem es die Möglichkeit einräumt, bei konkreten Störungen des Schulfriedens das Kopftuch doch zu untersagen.

299	� Als Beispiel für eine Störung des Schulfriedens nennt das Gericht eine Situation, „in der – insbesondere von älteren Schülern oder Eltern – über die 
Frage des richtigen religiösen Verhaltens sehr kontroverse Positionen mit Nachdruck vertreten und in einer Weise in die Schule hineingetragen 
würden, welche die schulischen Abläufe und die Erfüllung des staatlichen Erziehungsauftrags ernsthaft beeinträchtigte, sofern die Sichtbarkeit reli-
giöser Überzeugungen und Bekleidungspraktiken diesen Konflikt erzeugte oder schürte. Bei Vorliegen einer solchermaßen begründeten hinreichend 
konkreten Gefahr ist es den grundrechtsberechtigten Pädagoginnen und Pädagogen mit Rücksicht auf alle in Rede und gegebenenfalls in Wider-
streit stehenden Verfassungsgüter zumutbar, von der Befolgung eines nachvollziehbar als verpflichtend empfundenen religiösen Bedeckungsgebots 
Abstand zu nehmen, um eine geordnete, insbesondere die Grundrechte der Schüler und Eltern sowie das staatliche Neutralitätsgebot wahrende 
Erfüllung des staatlichen Erziehungsauftrags sicherzustellen“ (BVerfG, Beschl. v. 27.01.2015, Az. 1 BvR 471/10 u. 1 BvR 1181/10, Rn. 113).

http://www.fr-online.de/landespolitik/kopftuecher-an-schulen-kopftuch-debatte-an-schulen,23887878,26022734.html
http://www.fr-online.de/landespolitik/kopftuecher-an-schulen-kopftuch-debatte-an-schulen,23887878,26022734.html
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der Schulleitung) bereit ist, ihren Grundrechtsgebrauch 
zu mäßigen, indem sie auf religiös konnotierte Kleidung 
verzichtet. 

Entscheidend ist nun nicht, ob man die verbliebe-
nen rechtlichen Möglichkeiten, religiös akzentuierte 
Bekleidung zu untersagen, dogmatisch über die Inan-
spruchnahme des Nicht-Störers begründet oder über 
die inhärenten Grenzen des Grundrechtsgebrauchs, son-
dern vielmehr, dass es nun in der Hand Dritter liegt, den 
Grundrechtsgebrauch (hier: den der Lehrerin) zu begren-
zen. In Kap. B.3.2 wurde im Zusammenhang mit der Kol-
lision von Meinungsfreiheit und dem Blasphemieverbot 
die Gefahr einer selbsterfüllenden Prophezeiung erörtert, 
die auch hier besteht: Um die einschlägige Norm im StGB 
zu aktivieren, muss in Deutschland eine Gefährdung des 
öffentlichen Friedens vorliegen; dies darf nicht dazu füh-
ren, dass eine „Missbilligung des Grundrechtsgebrauchs“ 
(Langenfeld 2015b: 427) durch Dritte nicht nur toleriert, 
sondern sogar prämiert wird. In der Kopftuchfrage pas-
siert jedoch genau dies. Bei einer Kollision von Meinungs-
freiheit und Blasphemieverbot erscheint es undenkbar 
und ist rechtlich ausgeschlossen, dass Personen, die sich 
durch die Inanspruchnahme der Grundrechte anderer (in 

diesem Fall der Meinungsfreiheit oder der Freiheit der 
Kunst) gekränkt fühlen, durch besonders vehementes 
Vorgehen gegen diesen Grundrechtsgebrauch die Gefähr-
dung des öffentlichen Friedens selbst kreieren, die nötig 
ist, um diesen Grundrechtsgebrauch einzuschränken. Bei 
der hier thematisierten Normenkollision hingegen wird 
Intoleranz und die Vehemenz des Protests zum Maßstab 
für eine Grundrechtseinschränkung. 

 Einstweilen sind die Folgen des im Januar 2015 
ergangenen Urteils noch nicht ersichtlich; darum soll-
te man den institutionellen Rahmenbedingungen, die 
damit neu geschaffen wurden, nicht von vornherein 
ihre Alltagstauglichkeit absprechen. Sofern Lehrerinnen 
ihr Recht moderat und mit Augenmaß wahrnehmen und 
Schüler- und Elternschaft an kopftuchtragenden Lehrerin-
nen keinen Anstoß nehmen, ist der Schulfrieden gewähr-
leistet.  Im Moment sieht es allerdings nicht so aus, 
als würde das Urteil den Streit um den religions- und 
islampolitischen Dauerbrenner ‚Kopftuch in der Schule‘ 
beenden. Stattdessen lassen vor allem die dargestellten 
Konsequenzen für den Schulalltag befürchten, dass das 
Urteil eher neuen Streit und neue Probleme schafft, als 
alten Streit zu beenden und alte Probleme zu lösen.





C. �Migration und Entwicklung
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In seinem diesjährigen Sonderteil C widmet sich das Jah-
resgutachten des SVR einem auch angesichts der flücht-
lingspolitischen Krise hochrelevanten Thema: Im Zentrum 
steht das Verhältnis von Migration und sozioökonomi-
scher Entwicklung in den Herkunftsräumen. Eine migrati-
onspolitische Gesamtstrategie – wie sie im Rahmen eines 
Nationalen Aktionsplans Migration (NAM) dargestellt sein 
sollte – muss den Arbeitsmarkt, sozial-, innen- und bil-
dungspolitische Aspekte, aber auch Außen- und Entwick-
lungspolitik berücksichtigen. Einen solchen integrativen 
Anspruch verfolgt auch die Europäische Kommission im 
Rahmen ihrer Europäischen Agenda für Migration. Dar-
in nennt sie als ein Ziel explizit, den „Entwicklungsnut-
zen für Herkunftsländer“ zu maximieren; dies versucht 
sie mit dem Instrument der Mobilitätspartnerschaften 
zu erreichen. Daneben werden auch migrationspoliti-
sche Maßnahmen angesprochen, die die wirtschaftliche 
Entwicklung in den Herkunftsländern fördern und einen 
Braindrain vermeiden sollen. Hierzu gehören die Mög-
lichkeiten und Grenzen einer ethisch vertretbaren An-
werbung von Arbeitsmigranten, eine Stärkung von Süd-
Süd-Mobilität sowie „günstigere, schnellere und sicherere 

Rücküberweisungstransfers“ (Europäische Kommission 
2015a: 17, Übers. d. SVR). 

Kritisch muss angemerkt werden, dass die EU weit 
davon entfernt ist, eine migrationspolitische Gesamtstra-
tegie zu realisieren, wie es die Europäische Agenda für 
Migration implizit und explizit für sich in Anspruch nimmt. 
In den vergangenen Jahren wurde viel darüber gespro-
chen, allein den Worten folgten keine konkreten Taten. 
Als im Jahr 2015 die Zahl der Asylbewerber rasch anstieg, 
wurde der Ruf laut, kurzfristig die Fluchtursachen zu be-
kämpfen. Das passt aber nicht zusammen – kurzfristig 
lassen sich Versäumnisse der Vergangenheit nicht lösen. 
Migrationspolitik braucht einen langen Atem; dies gilt für 
Mobilitätspartnerschaften ebenso wie für alle anderen 
Formen des Migrationsmanagements. Die Politik hat bei 
der Bekämpfung von Fluchtursachen und in der Entwick-
lung und Umsetzung einer Gesamtstrategie für Migration 
in mehrfacher Hinsicht versagt. Ein Grund dafür sind die 
komplexen und widersprüchlichen Interessen der ein-
zelnen EU-Mitgliedstaaten, die sich nach wirtschaftlicher 
Situation, demografischer Struktur und nationalem Selbst-
verständnis deutlich unterscheiden.
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Entwicklung wurde lange Zeit mit wirtschaftlichem 
Wachstum und nachholender Modernisierung gleichge-
setzt und durch das Bruttoinlandsprodukt eines Landes 
operationalisiert. Mittlerweile verwenden die Vereinten 
Nationen das breitere Konzept des human development, 
das auf der Arbeit des Ökonomen und Philosophen 
Amartya Sen (1999) basiert; es soll die Lebensqualität 
der Bevölkerung umfassender abbilden, indem es die Di-
mensionen Gesundheit und Bildung einbezieht. In eine 
ähnliche Richtung geht die Forschung zum well-being 
und zur Messung der Lebensqualität, die von internati-
onalen Institutionen forciert wird (z. B. der Better Life 
Index der OECD).300 Auch politische und gesellschaftliche 
Komponenten wie Demokratisierungsprozesse, die Stär-
kung und Durchsetzung der Menschenrechte und z.  T. 
Umweltschutzbestrebungen werden heute als Teil einer 
nachhaltigen Entwicklung verstanden. 

In welcher Beziehung diese breiter definierte Ent-
wicklung zur Ein- und Auswanderung steht, wird in der 
Wissenschaft insbesondere seit den 2000er Jahren inten-
siv diskutiert (de Haas 2010; Skeldon 2008). Dabei zeigt 
sich ein neuer Optimismus: Das Potenzial von Migration 
für die Entwicklung der Herkunftsstaaten wurde in den 
Mittelpunkt gerückt und ihre Bedeutung als ein neues 
entwicklungspolitisches Instrument betont. Migration 
wurde zum „neuen Entwicklungsmantra“ (Kapur 2004: 1, 
Übers. d. SVR), was „hektische internationale Aktivitäten“ 
(Castles/Delgado Wise 2007: 3, Übers. d. SVR) nach sich 
zog – von internationalen Organisationen und Finanzins-

tituten, aber auch von zivilgesellschaftlichen Akteuren, 
Herkunftsstaaten und einzelnen Zielstaaten (Bakewell 
2007). Die Idee von Migration als einer Art Bottom-up-
Entwicklungsstrategie, die Migranten, Herkunfts- und 
Zielstaaten gleichermaßen nützt (triple win), sticht unter 
anderem im Bericht der Weltkommission für Internatio-
nale Migration von 2005 hervor. 

In der neuen Diskurslinie werden die Auswanderer, 
„einst als Verkörperung des Braindrain-Problems betrach-
tet, nun als Entwicklungsakteure hofiert“ (Bakewell 2007: 
1, Übers. d. SVR). War der Zusammenhang von Migration 
und Entwicklung früher ein Rand- oder Außenseiterthe-
ma, beschäftigten sich nun internationale Organisationen, 
Staaten und NGOs damit auf höchster Ebene, etwa im 
Rahmen der „Hochrangigen Dialoge über Migration und 
Entwicklung“ der UN 2006 und 2013, in der Debatte um 
die Post-2015-Entwicklungsziele oder im 2006 gegründe-
ten Globalen Forum zu Migration und Entwicklung (GFMD) 
(dazu ausführlich SVR-Forschungsbereich 2016).301 Zahl-
reiche weitere Initiativen von internationalen Organisa-
tionen und Entwicklungsinstituten großer Geberländer302 

lassen vermuten, dass die Prognose von Skeldon (2008: 
3, Übers. d. SVR), „die Beschäftigung mit Migration als 
politischem Instrument zur Förderung von Entwicklung 
[werde] wahrscheinlich abflauen“, verfrüht war. 

Der Paradigmenwandel zu Beginn des neuen Jahrtau-
sends kann auf verschiedene Faktoren zurückgeführt wer-
den. Ein wichtiger Punkt ist die Veränderung der globalen 
Wanderungsmuster. Auch wenn der Anteil internationaler 
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300	� Auch einzelne Staaten befassen sich in verschiedenen Gremien mit neuen ganzheitlichen Ansätzen zur Wohlstandsmessung, die nicht nur dessen 
materielle, sondern auch seine soziale und ökologische Dimension erfassen. Die Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ 
des Deutschen Bundestags beispielsweise legte im Juni 2013 ihren Abschlussbericht vor (Deutscher Bundestag 2013; s. auch die Expertise des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und des Conseil d’Analyse Économique von 2010).

301	� Vieles spricht zudem dafür, dass internationale Akteure den Entwicklungsaspekt von Migrationspolitik instrumentalisiert haben, um migrations-
politische Fragen überhaupt international diskutieren zu können: „Migration selbst war nicht auf der Agenda, aber Migration in Verbindung mit 
Entwicklung war der Weg durch die Hintertür, um Migration auf der internationalen Bühne diskutieren zu können“ (Skeldon 2008: 4, Übers. d. SVR). 
Ähnlich bemerken Castles und Delgado Wise (2007), dass die Verknüpfung von Migration und Entwicklung Herkunftsländer überzeugen sollte, dass 
ein gemeinsames ‚Migrationsmanagement’ mit Zielstaaten nützlich ist.

302	� Zu erwähnen ist hier beispielsweise das 2013 gestartete Projekt KNOMAD („Global Knowledge Partnership on Migration and Development“), das 
bei der Weltbank angesiedelt ist und eng mit dem GFMD und der Global Migration Group (GMG) zusammenarbeitet. Die größten Geldgeber dafür 
sind das BMZ und die Schweizer Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA).
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Migranten an der Weltbevölkerung ziemlich konstant bei 
ca. 3 Prozent geblieben ist,303 hat sich der Charakter der 
Wanderungen verändert: Migration ist heute seltener 
eine unidirektionale Verlagerung des Lebensmittelpunkts 
von einem Land in ein anderes, die auf Dauer angelegt 
ist. Stattdessen ist eher von multiplen Wanderungen 
auszugehen, die aufeinander aufbauen und reversibel 
sind, und selbst wenn Menschen abwandern, behalten 
sie „soziale, politische und, am wichtigsten, wirtschaft-
liche Verbindungen zu ihren Herkunftsstaaten“ (Skeldon 
2008: 3, Übers. d. SVR).304 Vor allem deshalb hofft man, 
die wirtschaftliche Entwicklung des Herkunftslandes zu 
unterstützen, indem man diese Verbindungen politisch 
entsprechend unterstützt. Darüber hinaus hat sich die 
Wanderungsrichtung in der Form verschoben, dass die 
ehemals dominante Süd-Süd-Migration (die oft auf Ent-
wicklungsländer beschränkt blieb) an Bedeutung verloren 
hat, stattdessen haben vor allem seit 1990 Süd-Nord-
Wanderungen zugenommen (UNDESA 2013).305 Zwischen 
1990 und 2013 hat sich die Zahl der Migranten aus dem 
Süden, die im Norden leben, von 40 Millionen auf 82 Mil-
lionen mehr als verdoppelt. Ausgelöst wurde diese Ent-
wicklung u. a. durch die unterschiedliche demografische 
Entwicklung im ‚entwickelten Norden‘ und dem ‚weniger 
entwickelten Süden‘.

Der erste demografische Übergang von hohen zu 
niedrigen Geburten- und Sterberaten hat in der westli-
chen Welt schon vor langer Zeit begonnen; in fast allen 
OECD-Ländern hat inzwischen der zweite demografische 
Übergang eingesetzt, der darin besteht, dass die Gebur-
tenrate die Sterberate unterschreitet. Das damit verbun-
dene Geburtendefizit ist inzwischen zu einer demogra-

fischen Konstante geworden. Vor diesem Hintergrund 
gewinnt Zuwanderung auch als bevölkerungspolitisches 
Instrument an Bedeutung. Die meisten Länder des globa-
len Südens hingegen befinden sich noch mitten im ersten 
demografischen Übergang. Auch hier nimmt das natür-
liche Bevölkerungswachstum zwar langsam, aber stetig 
ab. Aufgrund des demografischen Momentums306 steigt 
die Zahl der Geburten dennoch und bildet zeitversetzt 
die Grundlage für eine Zunahme junger (und tendenziell 
migrationsbereiter) Menschen, die als youth bulge (dt.: 
Jugendüberhang) bezeichnet wird (Hatton/Williamson 
2006). Europa als Zielregion und z. B. die Staaten im Na-
hen und Mittleren Osten und Nordafrika (MENA) als Her-
kunftsregion haben somit eine „komplementäre demo-
grafische Struktur“ (Faßmann 2014: 247, Übers. d. SVR), 
was eine verstärkte Wanderungsbeziehung konzeptionell 
begründet und empirisch beobachtbar macht. 

Die veränderten Wanderungsmuster, die u. a. mit die-
ser demografischen Situation zusammenhängen, erklä-
ren auch die steigenden finanziellen Rücküberweisungen 
(remittances) von Migranten in ihre Herkunftsländer. Die 
Weltbank stellte als Erste fest, dass diese Transfers den 
Umfang der staatlichen Entwicklungshilfe um ein Viel-
faches übertreffen und für einige Herkunftsstaaten bald 
die zentrale Devisenquelle sein werden. Die Zunahme 
der Rücküberweisungen war sicher einer der wichtigsten 
Gründe dafür, dass Migration und Entwicklung internati-
onal zum Thema geworden ist (de Haas 2010; Skeldon 
2008) und die Frage, wie solche finanziellen Transfers 
entwicklungsfördernd genutzt werden können, zu einem 
genuin migrationspolitischen Aspekt wurde.

303	� 1990 lag die Rate bei 2,9 Prozent, 2013 bei 3,2 Prozent. Weltweit leben ca. 232 Millionen Menschen außerhalb ihres Herkunftslandes (UNDESA/
OECD 2013).

304	� Ihren theoretischen ‚Überbau‘ erhielt diese Beobachtung durch die Transnationalismusforschung, die in den letzten Jahren nicht nur in der Migra-
tionsforschung stark an Bedeutung und Einfluss gewonnen hat (vgl. z. B. Pries 1998; 2010).

305	� Eine Unterteilung in ‚Norden’ und ‚Süden’, wie sie u. a. UNDESA verwendet, ist stark vereinfacht und recht statisch. Zudem verdeckt sie die große 
Heterogenität der Länder innerhalb dieser Kategorien; so werden etwa Länder wie Singapur immer noch zum ‚Süden‘ gezählt (Skeldon 2013).

306	� Das demografische Momentum (auch: Trägheitseffekt) erklärt sich wie folgt: Die Zahl der Geburten pro Frau nimmt zwar bereits ab, da es aber 
gegenwärtig viele Frauen im gebärfähigen Alter gibt, nimmt die Gesamtzahl der Geburten dennoch zu.
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Migration und Entwicklung bedingen einander; dabei 
werden Kausalität und Wirkrichtung jedoch unterschied-
lich gesehen. Manche Autoren nehmen an, dass Auswan-
derung und die damit zusammenhängenden Verbindun-
gen zum Herkunftsland die Entwicklung in diesem Land 
fördern, was mittel- und langfristig wiederum die Abwan-
derung reduziert. Andere Autoren postulieren, dass erst 
die sozioökonomische Entwicklung den Menschen ermög-
licht, entsprechende Ressourcen zu generieren, um eine 
Abwanderung zu finanzieren. Für beide Positionen gibt es 
gute Argumente, die im Folgenden dargestellt werden. 

C.2.1 Auswirkungen von Entwicklung 
auf Migration

Sowohl Wissenschaftler, die sich mit Entwicklung the-
oretisch oder empirisch beschäftigen, als auch Akteure 
der Entwicklungszusammenarbeit (Behörden und NGOs) 
haben Migration bis vor Kurzem meist vor allem als Zei-
chen einer ‚mangelnden’ Entwicklung der Herkunftsregi-
on verstanden. Es wurde implizit angenommen, dass die 
Auswanderung aus einer Region abnehmen wird, wenn 
diese Region sich stärker entwickelt. In diesem Sinne war 
und ist die internationale Entwicklungspolitik und -praxis 
gekennzeichnet von einem „sedentary bias“, nämlich der 
Annahme, „dass Entwicklung den Menschen ermöglichen 
soll, ‚zu Hause’ zu bleiben“ (Bakewell 2007: 2, Übers. d. 
SVR). Ein solches Verständnis lässt sich auch in der Mit-
teilung der EU-Kommission zur Europäischen Agenda für 
Migration erkennen. Dort heißt es wörtlich: „[E]s liegt im 
Interesse aller, die Grundursachen dafür anzugehen, dass 
Menschen ein Leben anderswo anstreben” (Europäische 
Kommission 2015a: 7, Übers. d. SVR). 

Die Annahme, dass eine effiziente Entwicklungspo-
litik und Armutsreduktion ein wirksames Mittel gegen 
internationale Wanderungsbewegungen sei, ist in dieser 
Allgemeinheit längst empirisch widerlegt. Es ist ein My-
thos, dass vor allem die Ärmsten der Armen wandern 
(Skeldon 1997: 8); vielmehr ist „Auswanderung […] erst 
dann möglich, wenn die erforderlichen Ressourcen zur 
Realisierung internationaler Migration wie Geld, Informa-
tion oder soziale Netzwerke zugänglich sind” (SVR 2011a: 

160). Dazu passt auch die Beobachtung, dass Migranten 
im Vergleich zur Durchschnittsbevölkerung im Herkunfts-
land jünger und höher gebildet sind und dass sie moti-
viert, risikobereit und unternehmerisch eingestellt sind 
(positive Selbstselektion). Studien aus der Ökonomie (vgl. 
zusammenfassend Chiswick 2000) und der Gesundheits-
forschung (vgl. exemplarisch Kennedy/McDonald/Biddle 
2006; Gushulak/Weekers/MacPherson 2009) haben die-
sen Zusammenhang für verschiedene Länder und Her-
kunftsgruppen empirisch bestätigt. 

Auch wirtschaftshistorisch ist die Erkenntnis nicht 
neu, dass wirtschaftliches Wachstum und Entwicklung 
zunächst Migration fördern: Schon zur Zeit der Industria-
lisierung waren zunehmende Wanderungen zu beobach-
ten (Massey 1988). Der SVR hat bereits in seinem Jah-
resgutachten 2011 auf die Theorie des migration hump 
(‚Migrationsbuckel’) (Martin/Taylor 1996) verwiesen, die 
diesen Zusammenhang beschreibt (SVR 2011a: 160–162): 
Mit steigender wirtschaftlicher Entwicklung nimmt Migra-
tion zunächst zu und geht erst wieder zurück, nachdem 
Lohn und Wohlstand in der Herkunfts- und der Zielregion 
sich angenähert haben. Der Zusammenhang zwischen 
Migration und Entwicklung ist also nicht umgekehrt pro-
portional und auch nicht linear, sondern hat die Form ei-
nes umgekehrten U. Entwicklung ermöglicht Menschen 
zunächst, geografisch mobil zu werden (Carling 2002; de 
Haas 2009; Skeldon 1997). Entsprechend gehören zu den 
derzeit bedeutendsten Herkunftsländern internationaler 
Migranten vor allem Schwellenländer wie Mexiko, China, 
Indien und die Philippinen, die im Human Development 
Index-Ranking im Mittelfeld liegen (UNDESA/OECD 2013). 

 Die Faustregel, dass mehr Entwicklung bzw. eine 
bessere Ressourcenausstattung der Bevölkerung Aus-
wanderung zunächst befördert, gilt in erster Linie für 
Staaten, die nicht von gewaltsamen Konflikten betrof-
fen sind. Aber auch die Flucht aus den ärmsten Ländern 
der Welt folgt diesem Muster insofern, als die Wahl des 
Reisewegs und des Ziellands – soweit dieses selbst be-
stimmt werden kann – vom sozioökonomischen Hinter-
grund der Flüchtlinge abhängt. „Migrationsmuster und 
ihre Auswirkungen sind von den Ressourcen geformt, die 
Migranten mobilisieren können, und diese Ressourcen 
hängen selbstverständlich weitgehend vom sozioökono-
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mischen Hintergrund ab” (van Hear 2004: 2, Übers. d. 
SVR). Die Studie von van Hear trägt den treffenden Titel: 
„Ich ging, soweit mein Geld mich trug“.

C.2.2 Auswirkungen von Migration auf 
Entwicklung

Weniger eindeutig und in der Forschung umstrittener 
als die Auswirkungen von Entwicklung auf Migration ist 
die Wirkung von Migration auf Entwicklung. Dabei lie-
gen zu dieser Frage zahlreiche Studien vor; Ronald Skel-
don bemerkte schon 2008, dass die Literatur zu diesem 
Thema „umfangreich“ geworden sei. Vor allem in den 
Wirtschaftswissenschaften blickt die Forschung zu den 
Folgen von Migration auf die Entwicklung auf eine lan-
ge Geschichte zurück und hat sich mittlerweile zu einem 
eigenen Forschungsbereich entwickelt (Clemens/Özden/
Rapoport 2014: 123).307 Sieben Jahre später ist die For-
schung auch deshalb kaum mehr überschaubar, weil das 
Thema zu einem interdisziplinären Forschungsfeld ge-
worden ist, das theoretisch wie empirisch ausgerichtete 
Ökonomen, Soziologen und Geografen gleichermaßen 
beschäftigt. Dabei ist das Pendel seit 1945 mehrfach 
zwischen Optimismus und Pessimismus hin- und herge-
schwungen; wie de Haas (2010) zeigt, hing dies immer 
auch mit den jeweils dominanten Entwicklungs- bzw. 
Wachstumstheorien zusammen.308 

In den letzten Jahren hat sich das Forschungsfeld 
noch einmal deutlich gewandelt (Clemens/Özden/Ra-
poport 2014): Die Verfügbarkeit neuer Makrodaten zu 
Wanderungen, insbesondere aber die neue Prominenz 
migrationsspezifischer Fragen in Volkszählungen und 
Haushaltsbefragungen weltweit hat zu einer ‚empiri-
schen Wende‘ in der Forschung geführt. Diese wurde mit 
dem Forschungsprogramm „Internationale Migration und 
Entwicklung“ eingeleitet, das die Forschungsgruppe der 
Weltbank 2004 initiierte. Nicht mehr nur die monetären 
Rücküberweisungen und der wanderungsbedingte Verlust 
von Humankapital standen im Mittelpunkt der Forschung, 
sondern auch die Rolle von Netzwerken und der Diaspo-
ra, das Verhältnis zwischen kulturellen Normen und Mi-
grationsentscheidungen sowie verschiedene Formen von 
Migration (temporär, zirkulär, Transit) und ihre jeweiligen 
Auswirkungen auf Bildungsaspirationen oder das Wohl-

befinden von im Herkunftsland gebliebenen Familienmit-
gliedern (Clemens/Özden/Rapoport 2014). 

In der thematisch einschlägigen Literatur werden vor 
allem vier Wirkungsmechanismen von Migration auf Ent-
wicklung unterschieden (Kapur/McHale 2005): 
(1)	 die fiskalischen Effekte und Humankapitalverluste, 

die durch die Abwanderung qualifizierter Arbeits-
kräfte entstehen, 

(2)	 die sozialen, wirtschaftlichen und finanziellen Effek-
te, die durch bleibende Verbindungen der Migran-
ten ins Herkunftsland entstehen (Diaspora-Mecha-
nismus), 

(3)	 die Auswirkungen der Rückkehr ins Herkunftsland, 
die je nach Profil der Person und Grad ihres ‚Erfolgs’ 
im Zielland positiv oder negativ sein können, und 
schließlich

(4)	 die Effekte erwarteter oder geplanter Migration, 
etwa durch höhere Investitionen in Bildung, die das 
Humankapitalniveau im Herkunftsland steigern kön-
nen.

C.2.2.1 Abwanderung der Eliten: die globale 
Dimension des Braindrain 

In fast allen Staaten der Welt ist der Anteil der Hoch-
qualifizierten bei den Auswanderern größer als bei der 
Wohnbevölkerung. Kleine Staaten sind davon besonders 
stark betroffen: In Guyana, Grenada, Jamaica und Haiti 
leben jeweils über 80 Prozent der Staatsangehörigen mit 
tertiärer Ausbildung außerhalb des Landes; aus Kap Ver-
de, Gambia, Mauritius, den Seychellen und Sierra Leone 
wandern über 50 Prozent der Hochqualifizierten ab. Be-
sonders ausgeprägt ist der Braindrain zudem in zentral-
amerikanischen, einigen asiatischen und vielen afrikani-
schen Staaten (Docquier/Marfouk 2006). 

Durch die Abwesenheit der gut ausgebildeten Bürger 
verliert der Staat die Steuern, die diese Personen gezahlt 
hätten, wären sie im Land geblieben. Gibson und McKen-
zie (2010: 2) beziffern den jährlichen Netto-Fiskalverlust 
pro hoch qualifiziertem Abwanderer für Ghana auf ca. 
6.000 US-Dollar, für Neuguinea auf ca. 17.000 US-Dollar. 
Inwieweit die Qualifikationen der betreffenden Personen 
im Herkunftsland nutzbar sind, hängt aber auch von des-
sen Arbeitsmarktstruktur ab: In vielen Entwicklungslän-
dern gibt es in der Phase des demografischen Übergangs 

307	� Allein der Suchbegriff „Braindrain“ generiert in der IDEAS-RePEc-Datenbank fast 1.000 Ergebnisse, die Kombination „migration and development“ 
gar über 3.400 (Stand 13.05.2015). In der IZA Migration Database erscheinen bei der Suche nach „migration development“ über 7.000 Artikel 
(Stand 28.05.2015).

308	� Beispielsweise hängt der ursprünglich verbreitete Optimismus u. a. damit zusammen, dass damals ein neoklassisches Wachstumsmodell vor-
herrschte. Anfang der 1970er Jahre setzten dann Skeptizismus und die zunehmende Sorge in Bezug auf einen Braindrain ein und dominierten 
die politische und wissenschaftliche Debatte etwa bis 1990; sie waren mit Dependenztheorien und Myrdals (1957) Theorie der kumulativen 
Verursachung von Ungleichheiten (de Haas 2010: 230–235) verknüpft.
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Info-Box 8	� Diaspora-Politiken in Mexiko, den Philippinen und Ghana

Mittlerweile hat mehr als die Hälfte der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen sog. Diaspora-Institutionen 
eingerichtet, also staatliche Apparate in Form von Komitees, Arbeitsgruppen in Legislative oder Exekutive oder 
sogar Diaspora-Ministerien, die die im Ausland lebende Bevölkerung einbinden sollen (Gamlen et al. 2013). 
Dabei setzen die Staaten unterschiedliche Schwerpunkte: Mexiko beispielsweise reagiert in erster Linie auf die 
jahrzehntelange hohe Abwanderung nach Nordamerika und verfolgt ein Entwicklungskonzept, das versucht, 
Rücküberweisungen für die wirtschaftliche Entwicklung nutzbar zu machen. Die Philippinen bilden gezielt und 
proaktiv Arbeitskräfte für das Ausland aus und schützen deren Rechte durch bilaterale Abkommen. Ghana wie-
derum schafft Anreize, um seine weltweit sehr stark verteilte Diaspora zu einer zeitweiligen oder dauerhaften 
Rückkehr zu bewegen. 
Mexiko, eines der größten Auswanderungsländer der Welt, ist ein Pionier auf dem Feld der staatlichen Dias-
pora-Politik. 13,2 Millionen Mexikaner (11 % der Bevölkerung) leben im Ausland, davon 12,9 Millionen in den 
USA (UNDESA 2013). Ende der 1990er Jahre hat die mexikanische Regierung begonnen, sich ihrer Diaspora 
verstärkt zuzuwenden. 2003 gründete sie das Instituto de los Mexicanos en el Exterior (IME) als Abteilung des 
Außenministeriums; zudem wurde ein Beirat mit 100 Mitgliedern eingerichtet, die von großen mexikanischen 
Communitys in den USA und Kanada gewählt bzw. bestimmt werden. Es gibt verschiedene Regierungsprogram-
me, die darauf abzielen, Investitionen durch Rücküberweisungen zu fördern, die Rechte von Migranten und 
Rückkehrern in den Zielstaaten zu schützen, Migranten einen besseren Zugang zur Gesundheitsversorgung im 
Zielland zu verschaffen und ihre politische Partizipation im Herkunftsland zu fördern (Delgado Wise/Márquez 
Covarrubias 2007). Viele der Dienstleistungen werden von mexikanischen Konsulaten in den USA angeboten, 
deren Zahl seit 2000 deutlich gestiegen ist. Das wohl bekannteste Programm, welches das Engagement von 
Auslandsmexikanern unterstützt und fördert, ist „Tres por Uno“: Verschiedene staatliche Ebenen geben drei 
zusätzliche Pesos für jeden Peso, den Migrantenorganisationen in ihren Heimatorten investieren. Der Entwick-
lungseffekt in den Heimatorten ist jedoch begrenzt: Oft werden eher Kirchen restauriert oder Marktplätze 
verschönert, als beispielsweise dringend benötigte Infrastrukturen zu errichten (Agunias/Newland 2012). 
Die Philippinen verfolgen seit den 1970er Jahren eine Migrationspolitik, die Arbeitsmigration gezielt als Ent-
wicklungsstrategie nutzt (Asis 2007; Oltmer 2015). Schon 1974 wurde das Overseas Employment Develop-
ment Board gegründet und später die Commission on Filippinos Overseas (CFO), um die Arbeitsmigration zu 
regulieren, dauerhafte Auswanderung vorzubereiten und Kontakt mit der Diaspora zu pflegen (Abrigo 2014). 
Motiviert ist diese Politik durch Geldüberweisungen der im Ausland lebenden Filipinos, die in den Jahren 2005 
bis 2011 konstant über 10 Prozent des BIP ausmachten (Abrigo 2014). Mittlerweile leben ca. 5,5 Millionen Fili-
pinos im Ausland, vor allem in den USA und im Nahen Osten (UNDESA 2013). Als Teil der ‚Entwicklungsstrategie 
Arbeitskräfteexport‘ wurde u. a. ein Transaktionssystem eingeführt, das den Kapitalverlust durch Gebühren 
bei Rücküberweisungen minimieren soll (Asis 2007). Darüber hinaus wurden mittlerweile über 30 bilaterale 
Verträge mit 21 Staaten geschlossen, um den Arbeitsschutz philippinischer Staatsbürger zu gewährleisten und 
zu verbessern, und bereits ab 1977 wurden Sozialfonds für die im Ausland arbeitende Diaspora eingerichtet 
(Oltmer 2015). Heute unterhält der Staat in den Hauptzielländern philippinischer Arbeitsmigration eine Vielzahl 
von Büros und Institutionen, die den Schutz des Arbeitsrechts und die Unterstützung philippinischer Migranten 
vor Ort sicherstellen sollen. Die Philippinen gelten als positives Beispiel für die Ermächtigung der eigenen 
Diaspora und deren Positionierung im globalen Arbeitsmarkt. Die Auswirkungen der Arbeitsmigration auf die 
wirtschaftliche Entwicklung sind jedoch nicht evident genug, um Migration als wichtigste Entwicklungsstrategie 
zu forcieren (vgl. Asis 2007).
Der Staat Ghana bedient sich des Konzepts einer imaginierten Heimat, um die Mitglieder seiner Diaspora zu 
erreichen. 720.000 Ghanaer (das entspricht 3 % der Bevölkerung) leben im Ausland; sie sind auf verschiedene 
Zielstaaten verstreut, wobei die größte Community in den USA beheimatet ist (UNDESA 2013). Anfang der 
2000er Jahre hat die ghanaische Regierung einen Strategic Action Plan entwickelt, um Ghana als Heimat- und 
Bezugsland der Diaspora, die hauptsächlich in Nordamerika und der Karibik verortet wurde, in Erinnerung zu 
rufen (Kleist 2013: 290). Im Zuge dieser Agenda wurde 2007 das Ministry of Tourism and Diaspora Relations 
gegründet (Bolaji 2015: 85). Es ist deutlich, dass dieses eine Brücke zur Diaspora bilden soll: Rücküberweisun-
gen und Direktinvestitionen im Land sollen gefördert werden; als Anreiz für eine Migration nach Ghana wird 
potenziellen Heimkehrern Grund und Boden in Aussicht gestellt, den lokale Behörden kostenlos vergeben. In 
die gleiche Richtung zielen die 2001 verabschiedeten Gesetze, die eine doppelte Staatsbürgerschaft ermögli-
chen und somit die Ansiedlung in Ghana erleichtern (Bolaji 2015; Ankoma 2012).
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einen Überschuss an jungen Menschen (s. Kap. C.1), den 
die Arbeitsmärkte oft nicht aufnehmen können. Hier spie-
len Arbeitslosigkeit und ‚Brainwaste’, also die Nichtnut-
zung von Qualifikationen, eine wichtige Rolle.309 Es greift 
demnach zu kurz, die Auswanderung von Qualifizierten 
allein als Indikator für einen Braindrain zu betrachten, 
der den Ländern schadet. Zu dieser Erkenntnis passt auch, 
dass Auswanderung teilweise von den Herkunftsstaaten 
selbst gezielt gefördert wurde und wird. Bereits in den 
1940er Jahren (Mexiko) und auch später (Türkei, Nord-
afrika, Philippinen, Ex-Jugoslawien) haben Staaten mit 
einem Überangebot an Arbeitskräften diese ermuntert, 
kurz- oder längerfristig auszuwandern (vgl. z. B. Castles/
Delgado Wise 2007) (s. u. und Info-Box 8). 

Neben finanziellen müssen allerdings auch soziale 
und politische Verluste einkalkuliert werden: Gut Qua-
lifizierte und Hochqualifizierte bilden in der Regel die 
intellektuelle Elite eines Landes und könnten für die de-
mokratische Entwicklung entscheidend sein (vgl. Kapur/
McHale 2005: 97–98; dazu schon Hirschman 1970). Und 
die Abwanderung von medizinischem Fachpersonal hat in 
Entwicklungsländern zum Teil dramatische Folgen für die 
Versorgungsqualität im Gesundheitssektor. Nach Schät-
zungen der Weltgesundheitsorganisation WHO fehlten 
2006 in diesem Bereich weltweit fast 4,3 Millionen Be-
schäftigte; in 57 Staaten (vor allem in Afrika und Asien) 
war die Lage ausgesprochen ernst (WHO 2006). Solche 
Knappheiten sind nicht nur, aber auch durch die Abwan-
derung qualifizierter Personen ins Ausland bedingt. Sie 
hindern die betreffenden Staaten, die oft durch Krank-
heiten und Gesundheitsrisikofaktoren besonders belastet 
sind (WHO 2008), gesundheitsbezogene Entwicklungszie-
le zu erreichen.

C.2.2.2 Finanzielle Rücküberweisungen

Inwiefern finanzielle Rücküberweisungen tatsächlich 
Entwicklung fördern, ist nach wie vor nicht abschließend 
geklärt. Klar ist jedenfalls: Allein das Volumen, das in 
den letzten Jahren trotz Wirtschaftskrisen in wichtigen 
Zielstaaten kontinuierlich gestiegen ist, gibt Anlass zu 
vorsichtigem Optimismus. Nach Schätzungen der Welt-
bank (2015) bemaßen sich die Rücküberweisungen in 
Entwicklungsländer 2014 auf 436 Milliarden US-Dollar, 
das ist gegenüber dem Vorjahr ein Anstieg um 4,4 Pro-

zent. Rücküberweisungen übertreffen damit die offizielle 
Entwicklungshilfe bei Weitem. Außerdem sind sie stabiler 
als ausländische Direktinvestitionen, die starken Schwan-
kungen unterliegen – auch wenn sie im Zuge der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 spürbar eingebro-
chen sind (Bélorgey et al. 2012: 71).310 

Allerdings wird die Höhe der Rücküberweisungen 
durch hohe Geldtransferkosten gesenkt. Die Gebühren für 
eine Überweisung ins Herkunftsland sind zum Teil sehr 
hoch: Während sie in den G8- oder den G20-Staaten nicht 
mehr als 5 Prozent der Überweisungssumme betragen, 
fallen für eine Geldüberweisung in das subsaharische 
Afrika im Schnitt 12 Prozent Gebühren an. Aus 200 US-
Dollar werden damit 175 US-Dollar netto. Insgesamt hat 
das subsaharische Afrika allein 2013 durch Gebühren 
1,8 Millarden US-Dollar verloren (Overseas Development 
Institute 2014). Die G8-Staaten haben daher bereits 2009 
Maßnahmen initiiert, um die Kosten für internationale 
Rücküberweisungen innerhalb von fünf Jahren auf 5 Pro-
zent zu senken. Hier zeigen sich erste Erfolge: Mittler-
weile liegt der weltweite Durchschnitt bei 7,68 Prozent.311 
Weitere Anstrengungen zur Senkung der Kosten könnten 
das Ausmaß der Rücküberweisungen also erhöhen. 

Noch schwerer als dieser Verlust durch Gebühren 
könnte die Tatsache wiegen, dass Rücküberweisungen 
nur bestimmten Familien bzw. Haushalten im Herkunfts-
land direkt zugutekommen: Dadurch könnten sie eher 
bestehende Ungleichheiten im Herkunftsland verfestigen 
oder neu generieren, als die allgemeine Entwicklung des 
Landes zu fördern (Skeldon 2008), da Migranten meist 
positiv (selbst-)selektiert sind. Bélorgey et al. (2012: 46) 
stellen für mehrere osteuropäische Staaten fest, dass 
Rücküberweisungen Einkommensungleichheiten nur 
geringfügig beeinflussen. Darüber hinaus ist umstritten, 
inwieweit Rücküberweisungen durch ihre Verwendung 
eine nachhaltige Entwicklung befördern: Untersuchungen 
haben gezeigt, dass sie weniger für nachhaltige Investiti-
onen eingesetzt werden als für ‚demonstrativen Konsum’, 
der sich auf die Entwicklung nach Einschätzung einiger 
Wissenschaftler nur begrenzt positiv auswirkt. Diese Be-
wertung hängt aber stark davon ab, was man als Konsum 
oder als Investition definiert. Ist die Anschaffung einer 
Klimaanlage Konsum oder eher eine Investition, die die 
Produktivität erhöht? Hier ist auch zu unterscheiden, ob 
die betreffenden Konsumgüter aus dem Ausland impor-

309	� Die European Training Foundation (ETF) hat in acht Herkunftsstaaten (Ägypten, Marokko, Tunesien, Albanien, Armenien, Georgien, Moldawien 
und der Ukraine) große Befragungen durchgeführt. In allen diesen Staaten waren schwierige Arbeitsmarktbedingungen ein zentraler Grund für 
Abwanderung (European Training Foundation 2014).

310	� Rücküberweisungen werden vor allem in große Schwellenländer getätigt (Indien, China, die Philippinen, Mexiko u. a.). Trotzdem sind gerade 
kleine Länder oft stark von solchen finanziellen Transfers abhängig. In Tadschikistan z. B. hatten Rücküberweisungen im Jahr 2013 einen Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt (BIP) von rund 49 Prozent; in Nepal, Moldawien, Tonga, Haiti und Armenien waren es jeweils über 20 Prozent (Weltbank 
2015; zur Abhängigkeit osteuropäischer Staaten von der russischen Wirtschaft, die durch Rücküberweisungen bedingt ist, vgl. Bélorgey et al. 2012: 
71–72).

311	� Vgl. http://remittanceprices.worldbank.org/en, 14.01.2016.

http://remittanceprices.worldbank.org/en
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tiert oder im Land selbst hergestellt werden. Barajas et al. 
(2009) beispielsweise schätzen die makroökonomischen 
Effekte von Rücküberweisungen insgesamt als marginal 
ein und sehen in manchen Fällen sogar einen negativen 
Zusammenhang zum Wirtschaftswachstum. 

Untersucht wurde auch, welche Migranten mit wel-
chem Qualifikationsniveau eher bzw. mehr Rücküberwei-
sungen tätigen. Faini (2007) findet empirische Belege 
dafür, dass die Rücküberweisungen mit steigendem Qua-
lifikationsniveau der Migranten abnehmen (zu ähnlichen 
Ergebnissen kommen Niimi/Özden/Schiff 2008). Dies 
könnte darauf zurückzuführen sein, dass besser aus-
gebildete und besser verdienende Migranten eher die 
Möglichkeit haben, ihre Kernfamilien ins Zielland mit-
zunehmen bzw. dorthin nachzuholen, somit haben sie 
weniger Grund, Geld ins Herkunftsland zu überweisen. 
Ein wichtiger Faktor ist in diesem Zusammenhang auch 
die Aufenthaltsdauer: Je länger die Migranten im Ziel-
land leben, desto seltener tätigen sie Rücküberweisun-
gen; zudem werden die Beträge meist niedriger. Auch 
Migranten, die dauerhaft im Zielland bleiben wollen, 
tätigen höhere Rücküberweisungen als Zuwanderer, die 
in ihr Herkunftsland zurückkehren wollen (Bauer/Sinning 
2009). Das hängt mit einer Verlagerung der Interessen 
und der Familien zusammen; beides ist in der Regel an 
die Aufenthaltsdauer gekoppelt. Auch wenn der Zusam-
menhang noch nicht empirisch belegt ist, scheint folgen-
de Schlussfolgerung plausibel: Da die Migrationspolitiken 
der großen westlichen Einwanderungsländer nach Qualifi-
zierungsniveau selektieren, führen sie gleichzeitig zu ver-
ringerten Rücküberweisungen und verlangsamen damit 
die Entwicklung in den Herkunftsländern. Nicht erforscht 
ist, inwieweit Rücküberweisungen in weitere Migrations-
schritte investiert werden.312

C.2.2.3 Weitere Diaspora-Effekte: ‚soziale Rück-
überweisungen’ und Förderung von Handels
strömen 

Neben finanziellen Rücküberweisungen gibt es noch an-
dere Formen migrationsbedingter Rückflüsse in die Her-
kunftsländer, die zwar schwerer zu quantifizieren, aber 
dennoch bedeutsam sind. Die Soziologin Peggy Levitt 

spricht von social remittances und versteht darunter „die 
Ideen, Verhaltensweisen und Identitäten und das sozia-
le Kapital, die von den Communitys im Aufnahmeland 
in die Sendestaaten fließen“ (Levitt 1998: 6, Übers. d. 
SVR).313 Verknüpft mit finanziellen Rücküberweisungen 
– teilweise aber auch losgelöst von diesen – beeinflus-
sen Migrationsprozesse also auch den demografischen, 
soziokulturellen und politischen Wandel und ggf. die De-
mokratisierung in den Herkunftsländern (zu Letzterem s. 
Omar Mahmoud et al. 2013; vgl. auch D’Amato 2011). 
Kollektive ‚soziale Rücküberweisungen‘ helfen den Mi-
granten auch, „ein Gleichgewicht herzustellen zwischen 
ihrer Identität als Dorfbewohner und der Person, die sie 
nach vielen Jahren im Ausland geworden sind“ (Lacroix 
2013: 3, Übers. d. SVR).314 

Philippe Fargues (2006) findet darüber hinaus Be-
lege dafür, dass internationale Migration von weniger 
entwickelten in westliche Staaten dazu beiträgt, das Be-
völkerungswachstum in den Entwicklungsländern zu ver-
ringern: ‚Süd-Nord-Migranten’ lernen in den Zielstaaten 
neue gesellschaftliche Normen und Praktiken der Famili-
enplanung kennen, die sie teilweise übernehmen bzw. an 
Kontaktpersonen im Herkunftsland weitergeben. Neben 
diesen direkten Effekt kann noch der indirekte treten, 
dass durch ‚soziale Rücküberweisungen’ die Wertschät-
zung der Bildung von Frauen in den Herkunftsländern 
steigt (s. auch Bertoli/Marchetta 2015). 

Zu den Wirkungen von Migration auf Entwicklung, 
die allgemein als Diaspora-Effekte zusammengefasst 
werden, gehören auch wirtschaftliche Beziehungen zwi-
schen Ziel- und Herkunftsland. Der Ökonom David M. 
Gould (1994) vertrat als Erster die Ansicht, dass Migrati-
on sich positiv auf Handelsströme auswirken kann. Zum 
einen sinken die Transaktionskosten für den Austausch 
von Gütern und Dienstleistungen dadurch, dass Migran-
ten die Gepflogenheiten und Wirtschaftsabläufe in ihren 
Herkunftsländern kennen; zum anderen fördern die Kon-
sumpräferenzen von Zuwanderern in den Zielländern den 
Handel mit und die Einfuhr von Produkten, die dort vorher 
unüblich waren. Der Zusammenhang zwischen Migration 
und Handel ist mittlerweile breit erforscht, und es gibt 
belastbare empirische Evidenz dafür, dass Migration sich 
auf den Handel positiv auswirkt. Dieser Effekt scheint 

312	� Das Interesse der Wissenschaft richtet sich zunehmend auch auf finanzielle Transfers jenseits von traditionellen Rücküberweisungen an Familien-
mitglieder. So werden auch Spenden an gemeinnützige Projekte oder Initiativen untersucht. Eine der ersten ökonomischen Analysen dazu liefern 
Licuanan, Omar Mahmoud und Steinmayr (2014) am Beispiel der Philippinen.

313	� Levitt und Lamba-Nieves (2011) betonen später, dass diese Art von „Überweisungen“ wechselseitig wirkt und nicht einseitig von den Migranten 
ins Herkunftsland. Zudem unterscheiden sie in der Weiterentwicklung des Konzepts von Levitt (1998) nun zwischen individuellen und kollekti-
ven sozialen bzw. soziokulturellen Rücküberweisungen: Wenn Migranten z. B. in ihrer Funktion als Mitglieder einer Hometown Association mit 
Personen oder Gruppen im Herkunftsort kommunizieren, übermitteln sie die kollektiven Präferenzen und Ideen der dortigen Gemeinschaft in die 
Herkunftsregion.

314	� Die Form und das Potenzial eines solchen grenzübergreifenden Engagements von Migrantengruppen hängen allerdings von deren sozioökono-
mischer Situation im Zielland ab; das zeigt sich deutlich in einem Vergleich zwischen nordafrikanischen und indischen Gruppen in Frankreich und 
Großbritannien (Lacroix 2013).
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umso größer zu sein, je besser qualifiziert die Migranten 
sind (Genc 2014).315 

Die Verbindungen von Migranten zu ihrem Herkunfts-
land – ob finanziell oder in anderer Form – können aber 
auch Entwicklung hemmen – Kapur (2007: 89, Übers. d. 
SVR) spricht hier vom „Janusgesicht der Diaspora“. Ne-
ben der Tatsache, dass mit der Abwesenheit von Eliten 
Humankapital fehlt, das auch für die Bildung staatlicher 
Institutionen wichtig ist, weist er auf den long-distance 
nationalism hin; damit meint er Diasporagemeinden, die 
extremistische Organisationen im Herkunftsland finanzie-
ren (z. B. Tamilen aus Sri Lanka). Manche dieser Orga-
nisationen seien sogar „wesentliche Triebkräfte globaler 
krimineller Netzwerke“ (Kapur 2007: 90, Übers. d. SVR). 
Eine Studie von Baraulina et al. (2007: 47) über Diaspo-
ragemeinden in Deutschland zeigt u. a., dass serbische 
‚Gastarbeiter‘ in Deutschland durch staatliche Investment-
fonds – die die serbische Regierung als „Leihgabe fürs Va-
terland“ angeregt hatte – „zum (unfreiwilligen) finanziel-
len Unterstützer der Milosevic-Regierung“ wurden, denn 
mit dem Geld wurden auch militärische Zwecke verfolgt 
und Krieg finanziert. Bisher ist aber nicht hinreichend er-
forscht, ob das Phänomen des long-distance nationalism 
größere Bedeutung hat oder es sich dabei um eine Rand-
erscheinung handelt. 

Im Zuge der Debatten um Migration und Entwicklung 
ergreifen mittlerweile viele Herkunftsstaaten – darunter 
so unterschiedliche Länder wie Tunesien, Ecuador, Chi-
na und Neuseeland – politische Maßnahmen, um ihre 
im Ausland lebenden Bevölkerungsgruppen an die ‚alte 
Heimat‘ zu binden. Unter anderem versuchen sie, sie 
durch politische Kampagnen oder finanzielle Anreize zu 
motivieren, sich wirtschaftlich, sozial oder politisch im 
Herkunftsland zu engagieren (Gamlen 2008; 2011; Ay-
din 2014) (Info-Box 8). Immer mehr Staaten weiten auch 
das Wahlrecht auf ihre im Ausland lebenden Staatsbürger 
aus; einige wenige (im Oktober 2013 wurden 13 gezählt) 
ermöglichen ihrer Diaspora sogar, eigene Repräsentanten 
zu wählen (Collyer 2014).

C.2.2.4 Zwei weitere Mechanismen: Rückkehr und 
Erwartungen

Wie sich eine zeitweilige oder dauerhafte Rückkehr von 
Migranten auf die sozioökonomische und möglicher-
weise auch politische Entwicklung des Herkunftslandes 
auswirkt, hängt stark davon ab, wer zurückkehrt – über-
spitzt formuliert: ob eher diejenigen zurückkehren, die im 
Ausland Erfolg hatten, oder die ‚Gescheiterten‘. Oft kön-

nen Zuwanderer ihre mitgebrachten Qualifikationen im 
Zielstaat nicht oder nicht sofort anwenden und arbeiten 
deshalb in Berufen, die ihrer Ausbildung nicht angemes-
sen sind. Und wenn sie im Ausland neue Qualifikationen 
erworben haben, heißt das nicht automatisch, dass diese 
auch im Herkunftsland anerkannt werden oder adäquat 
genutzt werden können (Brainwaste) (European Training 
Foundation 2014; OECD/ILO/World Bank Group 2015). 

Wie viele Migranten tatsächlich in ihre Herkunftslän-
der zurückkehren, ist wegen der lückenhaften internatio-
nalen Datenlage nicht bekannt, doch ist Rückkehrmigra-
tion zahlenmäßig sicher ein bedeutendes Phänomen. Es 
bestehen allerdings noch gravierende Forschungslücken 
zu der Frage, wer zurückkehrt und welche Auswirkun-
gen diese Rückkehr auf die Entwicklung eines Landes hat 
(Wahba 2015). Für Deutschland stellt eine empirische 
Studie des SVR-Forschungsbereichs, des Bundesinstituts 
für Bevölkerungsforschung und der Universität Duisburg-
Essen (2015) fest, dass sowohl die Aus- als auch die Rück-
wanderer im Schnitt jünger und besser qualifiziert sind 
als die nicht mobile deutsche Bevölkerung. Cerase hat 
auf der Basis einer empirischen Studie über italienische 
Remigranten aus den USA bereits 1974 eine bekannte 
Typologie zu Rückkehr veröffentlicht. Darin unterscheidet 
er nach ökonomischen Kriterien folgende Kategorien:
–– Return of failure: Menschen wandern zurück, weil sie 

im Ausland gescheitert sind.
–– Return of conservatism: Menschen wandern zurück, 

nachdem sie ein strategisches berufliches Ziel im Aus-
land erreicht haben (z. B. finanzielles Kapital ange-
spart); sie beabsichtigen dabei nicht, im Herkunftsland 
eine gesellschaftliche Erneuerung anzustoßen.

–– Return of retirement: Menschen wandern zurück, weil 
sie in den Ruhestand getreten sind; eventuell inves-
tieren sie im Herkunftsland in kleinerem Umfang Er-
sparnisse.

–– Return of innovation: Menschen wandern zurück, weil 
sie sich im Herkunftsland neue berufliche Möglichkei-
ten erwarten; das fördert Innovationen in Wirtschaft 
und Gesellschaft.

Neben den Effekten, die auf der Remigration basieren, 
sind schließlich nach Kapur und McHale (2005) auch Er-
wartungseffekte zu berücksichtigen. Dabei geht es um In-
vestitionen in die eigene Bildung, die Menschen aufgrund 
individueller Erwartungen und Pläne tätigen. Hier ist es 
also keine reale, vollzogene Migration oder Remigration, 
die entwicklungspolitisch relevante Effekte auslöst, son-
dern allein schon die Vorbereitung auf eine mögliche 
Auswanderung. Stark (1991) betont zudem, dass sich 

315	� Genc et al. (2013) erfassen in einer Metaanalyse 48 Studien, die zwischen 1994 und 2010 durchgeführt wurden. Diese schätzen im Durchschnitt, 
dass durch eine Steigerung der Zuwanderung um 10 Prozent die Handelsströme um 1,5 Prozent zunehmen. Allerdings basieren die meisten dieser 
Studien auf Querschnittsdaten; dies könnte dafür sprechen, dass der Effekt leicht überschätzt wird (Genc 2014).
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bildungsbezogene Abwanderung auch allgemeiner auf 
die Bildungsaspiration der Menschen im Herkunftsland 
auswirkt: Die dort Verbleibenden investieren ebenfalls 
mehr in Bildung, weil sie sehen, dass diese ihnen Abwan-
derung ermöglicht. Nach dieser Theorie hat Braindrain 
auch einen positiven Effekt auf das Qualifikationsspekt-
rum im Herkunftsland. Die Hypothesen von Starks theo-
retischem Modell wurden allerdings später von anderen 
Autoren relativiert, die weitere Faktoren und empirische 
Untersuchungen einbezogen (s. z. B. Kangasniemi/Win-
ters/Commander 2004; Docquier/Faye/Pestieau 2008; 
Bhargava/Docquier/Moullan 2011; zusammenfassend 
Schiff 2006). 

C.2.2.5 Zwischenfazit: Braindrain oder Braingain? 

Die Braindrain-Forschung hat sich in den letzten Jahren 
zunehmend ausdifferenziert und bezieht neben Kosten-
Nutzen-Analysen und der Fokussierung auf Rücküberwei-
sungen und Humankapitalverluste noch weitere Fakto-
ren ein.  Ob in der Summe für das Herkunftsland ein 
Braindrain oder ein Braingain zu verzeichnen ist, hängt 
davon ab, in welchem Verhältnis die oben genannten 
vier Wirkungsmechanismen (Abwesenheit, Diaspora-
Effekte, Rückkehr und Erwartungen) zueinander ste-
hen – vereinfacht gesagt: ob die negativen Effekte der 
Abwesenheit die positiven durch Rücküberweisungen, 
Handelsverbindungen und höhere Investitionen in Hu-
mankapital überwiegen oder nicht. Die Braindrain-For-
schung schwankt hier zwischen Pessimismus (vgl. exem-
plarisch Bhagwati/Hamada 1974) und Optimismus (vgl. 
exemplarisch Beine/Docquier/Rapoport 2001; Stark/
Wang 2002; Commander/Kangasniemi/Winters 2003). 

Die empirischen Erkenntnisse zu diesen Wirkungsmecha-
nismen weisen insgesamt darauf hin, dass die politische 
Verknüpfung von Migration und Entwicklung eher zu einer 
überhöhten positiven Einschätzung führt (de Haas 2010; 
s. auch Portes 2007). Migration bewirkt nämlich nicht 
gleichsam automatisch positive Entwicklungseffekte, 
sondern erst dann, wenn entsprechende politische Rah-
menbedingungen dafür sorgen. Tatsächlich gibt es in den 
meisten Staaten strukturelle Entwicklungshindernisse, die 
nicht außer Acht gelassen werden dürfen; das betrifft vor 
allem das Bildungssystem und den Arbeitsmarkt. Insge-
samt zeigen die Ergebnisse empirischer Studien, dass „es 
falsch wäre, Migration als entweder positiv oder negativ 
für Entwicklung zu betrachten: Sie ist ein Teil des gesam-
ten Veränderungsprozesses, den der Begriff ‚Entwicklung‘ 
impliziert“ (Skeldon 1997: 3, Übers. d. SVR; vgl. auch de 
Haas 2009). 

 Wie sich Migration auf die Entwicklung der Her-
kunftsstaaten auswirkt, hängt neben allgemeinen 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen 
entscheidend davon ab, wer auswandert und zurück-
kehrt und in welchem Maß die Abgewanderten mit der 
Herkunftsgesellschaft verbunden bleiben. Nach den 
empirischen Befunden ist es unangebracht, die positiven 
Effekte von Migration auf Entwicklung allzu optimistisch 
und Migranten entsprechend einseitig als ‚Entwicklungs-
mittler‘ zu sehen. Forschung und Politik haben zu Recht 
die Potenziale von Migration für Entwicklung hervorgeho-
ben, aber es ist auch deutlich geworden, dass „Migration 
und Rücküberweisungen kein Allheilmittel für die Lösung 
struktureller Entwicklungsprobleme sind“ (de Haas 2010: 
256, Übers. d. SVR). 
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Auch die EU und verschiedene ihrer Mitgliedstaaten ver-
folgen seit einiger Zeit – zumindest rhetorisch – die Idee, 
Migrations- und Entwicklungspolitik miteinander zu ver-
knüpfen und in dieses Unterfangen die Herkunftsländer 
der Migranten einzubinden. So spielt in der Europäischen 
Agenda für Migration, die die Kommission im Mai 2015 
vorgelegt hat (Europäische Kommission 2015a), die sog. 
externe Dimension der europäischen Migrations- und 
Asylpolitik eine große Rolle. Als eine von sechs unmittel-
baren Antworten auf die humanitäre Tragödie im Mittel-
meer nennt die Agenda die „partnerschaftliche Zusam-
menarbeit mit Drittstaaten, um Migration im Vorfeld zu 
bewältigen“ („Working in partnership with third countries 
to tackle migration upstream“) (Europäische Kommission 
2015a: 5). 

Auch in den vier Säulen des Global Approach to Mi-
gration and Mobility (GAMM), mit dem die Migrations-
politik langfristig neu ausgerichtet werden soll, spielt 
die Zusammenarbeit mit Drittstaaten an mehreren Stel-
len eine Rolle: in Verbindung mit der „Reduzierung von 
Anreizen für irreguläre Migration“, dem „Kampf gegen 
Schleuser und Menschenhändler“, der Rückkehr irregu-
lärer Migranten, dem Grenzmanagement und schließlich 
– im Rahmen einer „neuen Politik für legale Migration“ 
– dem Ziel, „Entwicklungsvorteile für Herkunftsländer zu 
maximieren“. Mit diesen Elementen setzt die EU einen 
schon länger eingeschlagenen Weg in der sog. externen 
Dimension der europäischen Migrationspolitik fort. 

C.3.1 Entwicklung der externen Dimen-
sion der europäischen Migrationspolitik 

Die politische Fokussierung auf die Außendimension der 
europäischen Migrations- und Asylpolitik hat mittlerweile 
eine über 15-jährige Geschichte: Auf der Sondertagung 
des Europäischen Rats in Tampere 1999 offiziell beschlos-

sen, hat sich diese Dimension schnell zu einem zentralen 
Pfeiler der Arbeit der EU im Bereich Justiz und Inneres 
entwickelt (vgl. Boswell 2008; Lavenex 2006). Die EU will 
in verschiedenen Politikfeldern Nicht-EU-Staaten einbe-
ziehen bzw. mit ihnen zusammenarbeiten, was unter 
dem Begriff ‚Externalisierung‘ zusammengefasst wird (La-
venex/Schimmelfennig 2009). Dabei werden verschiede-
ne Diskussions- und Arbeitsstränge der EU miteinander 
verschränkt. Im Bereich der Asyl- und Migrationspolitik 
umfassen die Maßnahmen unter dem Stichwort Externa-
lisierung zwei komplementäre Überlegungen (die die EU-
Kommission als ‚repressiv‘ vs. ‚präventiv‘ bezeichnet): Im 
‚repressiven‘ Ansatz sollen Herkunfts- und Transitstaaten 
in Maßnahmen der Migrationskontrolle einbezogen wer-
den, etwa durch Kooperation bei der Bekämpfung von 
Schmugglern und Menschenhändlern oder beim Auf- und 
Ausbau einer Infrastruktur für Grenzschutz und Migrati-
onskontrolle sowie durch Rückübernahmeabkommen, 
die die Abschiebung irregulärer Zuwanderer erleichtern 
sollen. Im ‚präventiven‘ Ansatz geht es darum, Migra-
tions- bzw. Fluchtursachen zu beseitigen (Bade 2008).316 

Entsprechend stehen hier Maßnahmen der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit und der Entwicklungshilfe sowie 
außenpolitische Kooperationen im Zentrum (vgl. Boswell 
2003). 

Ab 1999 wurde eine Reihe von Abkommen verschie-
dener Art mit mehreren Nachbarstaaten der EU geschlos-
sen – zunächst meist bilateral, dann aber zunehmend 
auch auf EU-Ebene. Man suchte dabei vor allem nach 
„Mitteln, um die Zahl der spontan ankommenden Asyl-
bewerber [und irregulären Migranten] in Europa zu redu-
zieren“ (Betts/Milner 2006: 3, Übers. d. SVR; vgl. auch 
Cassarino 2009; Tocci/Cassarino 2011). Italiens Zusam-
menarbeit mit dem ehemaligen libyschen Machthaber 
Gaddafi ist das vermutlich bekannteste Beispiel eines 
solchen Kooperationsabkommens, das aber auch wegen 
unzähliger Berichte über Menschenrechtsverletzungen 

Politiken zu Migration und Entwicklung: Ansätze der EU 
und einzelner Mitgliedstaaten

KapitelC.3

316	� Während Deutschland aufgrund seiner demografischen Situation eine dauerhaft hohe Nettoeinwanderung benötigt, um den Rückgang des An-
teils von Personen im erwerbsfähigen Alter abzufedern (vgl. BMAS 2015), stellt sich diese Notwendigkeit für andere EU-Mitgliedstaaten nicht 
zur gleichen Zeit und im gleichen Umfang. Dies erklärt zumindest ansatzweise die zum Teil recht widersprüchlichen Zielformulierungen in den 
EU-Deklarationen, auch der genannten von 2015.
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stark kritisiert wurde (s. z.  B. Nascimbene/Di Pascale 
2011; Paoletti/Pastore 2010; Paoletti 2011). Bei den 
Verträgen mit Drittstaaten wurde häufig Migrationskon-
trolle mit Handelserleichterungen und der Zusicherung 
von Entwicklungshilfe verknüpft; diese Vorgehensweise 
wird als issue-linkage bezeichnet (Betts/Milner 2006).317 

Allein auf EU-Ebene bestehen derzeit 17 Rückübernahme-
abkommen, zusätzlich hat Deutschland weitere Vereinba-
rungen auf nationalstaatlicher Ebene geschlossen (Kohls 
2014; Europäische Kommission 2015b).

Entwicklungsbezogene Überlegungen und damit der 
präventive Ansatz spielten zunächst nur eine unterge-
ordnete Rolle (Lavenex/Kunz 2008). Die international 
aufgekommene Debatte über den Nexus von Migration 
und Entwicklung (Nyberg-Sørensen/van Hear/Engberg-
Pedersen 2002) beeinflusste aber auch die EU-Kommis-
sion, die sich seit 2002 zunehmend mit diesem Thema 
befasst (Lavenex/Kunz 2008). Der Gedanke, Migration 
und Entwicklung zusammen zu gestalten, ging schließ-
lich in die erste Gesamtstrategie zur externen Dimension 
der Migrationspolitik ein, die die EU-Kommission 2005 
mit dem Global Approach to Migration (GAM) vorlegte. 
Dieser fußte auf drei Säulen: legale Migration besser zu 
organisieren, irreguläre Migration zu verhindern bzw. zu 
bekämpfen und die Entwicklungswirkung von Migration 
zu maximieren. Mit der Veröffentlichung des GAM hat die 
Kommission ihren migrationspolitischen Ansatz grundle-
gend neu ausgerichtet und ein neues Kapitel der europä-
ischen Migrationspolitik aufgeschlagen. 

Dass diese Überlegungen überhaupt entstanden sind, 
wird vor allem auf zwei Faktoren zurückgeführt: Zum ei-
nen wurde in der EU seinerzeit ohnehin gerade der EU-
Beitrag zum Hochrangigen Dialog der Vereinten Nationen 
2006 vorbereitet (s. Kap. C.1), zum anderen waren die EU-
Regierungschefs im Sommer 2005 schockiert von mas-
senhaften irregulären Grenzübertritten in die spanischen 
Exklaven Ceuta und Melilla (Boswell 2008; Lavenex/Kunz 
2008). Der GAM ergänzte den traditionellen Fokus der 
EU-Politik auf die Bekämpfung irregulärer Migration um 
die Aspekte, legale Migration und Mobilität zu fördern 
und die Auswirkungen von Migration auf Entwicklung zu 
berücksichtigen. 

Nachdem die erste Phase des GAM evaluiert worden 
war, veröffentlichte die Kommission im November 2011 
das Nachfolgedokument Global Approach to Migration 
and Mobility (GAMM), das seitdem die „Grundlage der 
externen Dimension der Migrations- und Flüchtlingspolitik 
von EU und Mitgliedstaaten“ bildet (BMI 2015b). Die neue 
Betonung von Mobilität soll insbesondere der Bedeutung 
temporärer und zirkulärer Migrationsprozesse Rechnung 

tragen (s. u.). Neben den drei im GAM genannten Fel-
dern (Förderung legaler Migration, Bekämpfung irregu-
lärer Migration und Erhöhung des Entwicklungsnutzens 
von Migration) berücksichtigt der GAMM nun als vierte 
Säule explizit auch den Bereich Asyl und internationale 
Schutzgewährung. 

C.3.2 Handlungsfelder und Instrumente 
im Bereich Migration und Entwicklung 

Was tut die EU nun konkret im Bereich Migration und Ent-
wicklung? Zunächst einmal ist sie mit einer Reihe von 
Herkunfts- und Transitstaaten auf internationaler, kon-
tinentaler, regionaler und bilateraler Ebene im Dialog. 
Dazu gehört eine Reihe internationaler Foren, die nicht 
nur ein einmaliges Event darstellen, sondern Prozesse der 
Zusammenarbeit initiieren oder intensivieren sollen. Zu 
nennen sind hier der Rabat-Prozess (2006), der Africa-
EU Migration and Mobility Dialogue (2007), in dem sich 
eine Kerngruppe afrikanischer und europäischer Staaten 
zu regelmäßigen Abstimmungen trifft, der von der In-
ternationalen Organisation für Migration (IOM) imple-
mentierte EU-LAC-Migrationsdialog zwischen der EU und 
lateinamerikanischen und karibischen Staaten (2009) und 
der Khartoum-Prozess (2014), der sich auf die Bekämp-
fung von Menschenhandel und -schmuggel konzentriert. 
Die zahlreichen Konferenzen und Berichte scheinen aber 
außer Absichtserklärungen wenig konkrete Ergebnisse zu 
liefern. Etwas anders sieht es mit den sog. Mobilitätspart-
nerschaften aus. 

C.3.2.1 Mobilitätspartnerschaften

Die Mobilitätspartnerschaften (MPs), die 2007 als Kern-
instrument des GAM eingeführt wurden, stehen im 
Zentrum der politischen Maßnahmen der europäischen 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten im Bereich Migration. 
Konzeptionell sind sie vor allem deshalb attraktiv, weil 
sie alle drei (später vier) Säulen des GAM(M) verbinden 
(Reslow 2012). 

Die MPs sind inhaltlich nicht bindend, sondern berück-
sichtigen im Einzelfall die Interessen der Partner. Grund-
sätzlich kombinieren sie Visaerleichterungen seitens der 
EU für Angehörige der Partnerländer mit der Verpflich-
tung dieser Länder, irreguläre Zuwanderer zu überneh-
men (Rückübernahmeabkommen). Sie basieren also auf 
dem Konzept der Konditionalität, d. h. „der Herbeiführung 
von Zusammenarbeit durch das Versprechen von Beloh-
nungen und Drohen mit Sanktionen“ (Lavenex/Stucky 

317	� Der tatsächliche ‚Erfolg‘ solcher Kooperationen mit Drittstaaten bezogen auf die Ankunft irregulärer Migranten und Asylsuchender über das Mit-
telmeer ist selbstverständlich kaum zu bemessen (Paoletti 2011).
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2011: 120, Übers. d. SVR).318 Seit 2007 sind acht solcher 
Rechtsakte mit Herkunfts- und Transitstaaten in Kraft ge-
treten; allerdings nehmen daran jeweils nur einige EU-
Mitgliedstaaten teil (Tab. C.1). Eine weitere Mobilitäts-
partnerschaft mit Weißrussland wird derzeit verhandelt.

Die Grundidee der Mobilitätspartnerschaften wird 
u. a. vom SVR (2014; 2015) als vielversprechend einge-
schätzt, ihre konkrete Ausgestaltung jedoch kritisiert. So 
lässt eine Evaluation der vier Pilotpartnerschaften mit 
Armenien, Kap Verde, Georgien und Moldawien begrün-
dete Zweifel an der Effektivität und dem Erfolg der MPs 
aufkommen (Carrera/Hernández i Sagrera 2011; Ange-

nendt 2014).319 Dies beginnt schon bei der Auswahl der 
Partnerländer: Die Kapverdischen Inseln etwa sind als 
Herkunftsland völlig und als Transitland weitgehend ir-
relevant. Zudem bleibt der eigentliche Inhalt der Abkom-
men eher vage. Nicht selten werden durch MPs bereits 
bestehende Kooperationen und Maßnahmen einfach mit 
einem neuen Label versehen; das ist mitverantwortlich 
für den „allgemeinen Eindruck, dass die Partnerschaften 
keine substanziell neuen Möglichkeiten für Migrations-
zusammenarbeit liefern“ (Angenendt 2014: 8, Übers. d. 
SVR). Bislang wurde nicht systematisch untersucht, wel-
che der jeweils im Annex der Mobilitätspartnerschaften 

Tab. C.1 Mobilitätspartnerschaften der EU 

Region Land in Kraft  
getreten

teilnehmende Mitgliedstaaten

‚Afrika‘ Kap Verde 2008 Frankreich, Luxemburg, Niederlande, Portugal und 
Spanien 

‚Östliche Partnerschaft‘ Moldawien 2008 Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Griechen-
land, Italien, Litauen, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Tschechische 
Republik, Ungarn und Zypern

Georgien 2009 Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, 
Estland, Frankreich, Griechenland, Großbritanni-
en, Italien, Lettland, Litauen, Niederlande, Polen, 
Rumänien, Schweden und Tschechische Republik

Armenien 2011 Belgien, Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Itali-
en, Niederlande, Polen, Rumänien, Schweden und 
Tschechische Republik

Aserbaidschan 2013 Bulgarien, Frankreich, Litauen, Niederlande, Polen, 
Slowakei, Slowenien und Tschechische Republik

‚Südliches Mittelmeer‘ Marokko 2013 Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Niederlande, Portugal, Schweden und 
Spanien

Tunesien 2014 Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Polen, Portugal, Schweden, Spanien und 
Großbritannien

Jordanien 2014 Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Italien, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Spanien, Ungarn und Zypern

Quelle: EU-Kommission; eigene Zusammenstellung 

318	� Im GAMM ist das wie folgt formuliert: „Es sollte weiterhin ein leistungsbezogener Ansatz (‚more for more‘) mit Konditionalitätselement angewandt 
werden, um die Transparenz zu erhöhen und die Fortschritte im Hinblick auf den Abschluss dieser Abkommen zu beschleunigen“ (Europäische 
Kommission 2011: 12). Konditionalität ist allgemein ein wichtiges Instrument der EU-Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik, nicht nur in Bezug 
auf Migration (Tocci/Cassarino 2011).

319	� Von der Kommission wurde bislang nur die MP mit Moldawien evaluiert (Europäische Kommission 2012). Danach ist zwar die Zahl der Moldawier 
mit Arbeitserlaubnis in der EU zwischen 2008 und 2010 von 81.070 auf 89.822 gestiegen; das dürfte aber eher auf ein neues italienisches Gesetz 
zurückzuführen sein, das die Beschäftigung von Haushaltshilfen und Pflegepersonal regularisiert (vgl. Mananashvili 2015).



Politiken zu Migration und Entwicklung: Ansätze der EU und einzelner Mitgliedstaaten

172 Jahresgutachten 2016

aufgelisteten Projekte und Programme schon vorher be-
standen. Der Eindruck des ‚Relabelings‘ lässt sich jedoch 
anekdotisch illustrieren: In der gemeinsamen Erklärung 
mit Marokko etwa ist das Portal „Make it in Germany“ 
als ein „Projekt“ Deutschlands im Rahmen der MP aufge-
führt, ebenso bereits bestehende Programme des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) bzw. des Centrums für internationale 
Migration und Entwicklung (CIM), beispielsweise „Migra-
tion for Development“. 

Während das Konzept der Mobilitätspartnerschaften 
also insgesamt als Schritt in die richtige Richtung gelten 
kann, zeigen die konkreten Erfahrungen, dass es von der 
Länderauswahl und der Ausgestaltung abhängt, ob dieser 
Ansatz sich tatsächlich als erfolgreich bezeichnen lässt. 
Konkret wird zur Verbesserung vorgeschlagen, (1) Part-
nerländer auszuwählen, die für die Migrationsbeziehung 
wichtig sind, (2) die politischen Ziele der MPs transpa-
renter zu machen, (3) für eine bessere Koordination zwi-
schen den beteiligten Mitgliedstaaten zu sorgen und (4) 
vor allem die Partnerschaftsprojekte mit mehr Inhalt zu 
füllen (Angenendt/Bither/Ziebarth 2015: 16–17). 

C.3.2.2 Programme zirkulärer Migration

Programme zirkulärer Migration sind ebenfalls Instrumen-
te, um die Interessen von Herkunftsländern, Zielländern 
und den Migranten selbst zusammenzuführen (triple 
win).320 Douglas Massey hat bereits 1998 ein temporä-
res Migrationsprogramm für Mexikaner und Kanadier in 
den USA vorgeschlagen und darin „12 einfache Schritte“ 
formuliert, um den nordamerikanischen Arbeitsmarkt für 
alle Beteiligten „gesünder“ zu gestalten. Dazu gehört 
etwa, die Ausgaben für Grenzschutz zu reduzieren und 
zugleich die Anstrengungen im Bereich Arbeitsschutz 
zu verstärken, ein binationales Versicherungsprogramm 
einzurichten, eine binationale Agentur für wirtschaftliche 
Entwicklung in Mexiko zu eröffnen und für die Ersparnisse 
von Migranten eine eigene Bank zu gründen. 

Viele EU-Staaten haben unter dem Stichwort „Mi
gration und Entwicklung“ einzelne Programme oder Pi-
lotprojekte initiiert; die Zahl der Zuwanderer, die davon 
profitieren, ist aber verschwindend gering (Pries 2015). 
Insgesamt ist die Migrations- und Entwicklungspolitik in 
der Praxis der Mitgliedstaaten zehn Jahre nach Inkrafttre-

ten des GAM immer noch kaum aufeinander abgestimmt; 
wie ein Vergleich der entsprechenden Politik und Praxis 
in elf europäischen Ländern321 zeigt, befindet sich dieser 
Prozess „noch in einer tentativen und experimentellen 
Phase“ (Keijzer/Héraud/Frankenhaeuser 2015: 1, Übers. 
d. SVR). Für Deutschland haben Baraulina, Hilber und Krei
enbrink (2012: 46) das Politikfeld Migration und Entwick-
lung analysiert und stellen fest: „[F]ast alle Akteure auf 
der Bundesebene [machten] in den durchgeführten Be-
fragungen deutlich, dass [Migration und Entwicklung] als 
Handlungsfeld für sie keinen zentralen Stellenwert habe.“

Einzelne Pilotprojekte werden aber auch in Deutsch-
land bzw. von staatlichen deutschen Akteuren umge-
setzt.322 Zwei davon seien hier exemplarisch genannt: 
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) und die Deutsche Ge-
sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) führen 
derzeit gemeinsam das Projekt „Triple Win“ durch, das 
in seiner vierjährigen Laufzeit helfen soll, bis zu 2.000 
ausgebildete Krankenpflegekräfte aus Serbien, Bosnien-
Herzegowina, den Philippinen und Tunesien an Arbeitge-
ber in Deutschland zu vermitteln. In den ersten beiden 
Jahren (2012–2014) wurden 310 Pflegekräfte vermittelt; 
250 von ihnen haben ihre Tätigkeit in deutschen Klini-
ken und Altenpflegeeinrichtungen oder bei ambulanten 
Pflegediensten bereits aufgenommen. Die GIZ betreibt 
außerdem im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums 
(BMWi) seit 2012 das Projekt „Ausbildung von Arbeits-
kräften aus Vietnam zu Pflegefachkräften“. 100 junge 
Vietnamesen absolvieren zunächst – nach einem sechs-
monatigen Sprachkurs am Goethe-Institut Hanoi – eine 
Ausbildung in verschiedenen Pflegeeinrichtungen in vier 
deutschen Bundesländern, die von weiteren Sprachkur-
sen und interkulturellen Begleitprogrammen flankiert ist. 
Beide Pilotprojekte zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
sich zugleich an den Bedarfslagen des deutschen Arbeits-
markts und den Interessen der Herkunftsländer orientie-
ren. Hinsichtlich der Erfolgskriterien der Programme sind 
die Erfahrungen aber noch begrenzt, sowohl bezogen auf 
ihr Potenzial, Fachkräfteengpässe in Deutschland zu kom-
pensieren, als auch auf tatsächliche Entwicklungseffekte 
in den Herkunftsländern (vgl. auch Schneider/Schultz 
2015). Eine im Sommer 2015 erschienene Studie identi-
fiziert Kriterien für die Auswahl von Herkunftsländern, die 
sich im Sinne eines triple win für eine faire Rekrutierung 
von Fachkräften eignen (Brennan/Wittenborg 2015).323 

320	� Vgl. dazu beispielsweise die Mitteilung der Europäischen Kommission (2007) „On circular migration and mobility partnerships between the EU and 
third countries“. Für eine Diskussion temporärer Migrationsprogramme siehe exemplarisch Ruhs 2006; Castles 2006; SVR 2011b.

321	� Belgien, Dänemark, Frankreich, Deutschland, Italien, die Niederlande, Norwegen, Spanien, Schweden, die Schweiz und Großbritannien.
322	� Daneben gibt es mit dem Centrum für Internationale Migration und Entwicklung (CIM) schon seit 1980 eine Arbeitsgemeinschaft von ZAV und GIZ. 

Eines der beiden Kernprogramme des CIM bietet Unterstützung und Vermittlung für sog. rückkehrende Fachkräfte.
323	� Die sieben identifizierten Kriterien, die anhand von Länderbeispielen überprüft wurden, sind „demographische Aspekte, wirtschaftliche und Arbeits-

marktfaktoren, funktionsfähige und transparente Verwaltungsstrukturen, die Anschlussfähigkeit erworbener Qualifikationen auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt, die Beziehungen zu Deutschland und die Kooperationsbereitschaft der relevanten Akteure. Schließlich sind Bemühungen in den 
Herkunftsländern wichtig, Migration für Entwicklung in Wert zu setzen“ (Brennan/Wittenborg 2015: 4).
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C.3.3 Handlungsfeld Asyl: regionale 
Entwicklungs- und Schutzprogramme
Auch in der Flüchtlingspolitik gibt es Ansätze, neben 
humanitären Maßnahmen auch langfristig wirksame 
entwicklungspolitische Programme zu etablieren. Der SVR 
hat bereits in seinem Jahresgutachten 2015 darauf ver-
wiesen, dass komplementär zur EU-internen Dimension 
(Standardisierung der Aufnahmebedingungen, Weiterent-
wicklung des Dublin-Systems, Klärung von Verteilungsfra-
gen, Ausbau der Aufnahmekapazitäten; vgl. SVR 2015) 
auch und gerade die Zusammenarbeit mit Herkunfts-, 
Transit- und Erstaufnahmestaaten politisch stärker in den 
Blick genommen werden muss.

Die externe Dimension der europäischen Asylpolitik 
in Form der Zusammenarbeit mit Nicht-EU-Staaten kom-
biniert Abwehr- mit Flüchtlingsschutzpolitik. Dies soll die 
Schutzkapazitäten in Regionen stärken, die sich in der 
Nähe der Herkunftsregionen von Flüchtlingen befinden 
und entsprechend eine große Rolle bei der Erstaufnah-
me von Flüchtlingen spielen. Damit sollen die Voraus-
setzungen für dauerhafte Lösungen geschaffen werden, 
d. h. Rückkehr, lokale Integration oder – sofern dies bei-
des nicht möglich ist – Resettlement (Neuansiedlung) in 
einem Staat außerhalb der Erstaufnahmeregion, der zur 
Aufnahme bereit ist. Um diese Ziele zu erreichen, setzt 
die EU seit 2005 vor allem auf sog. Regionale Schutz-
programme (Regional Protection Programmes, RPP), die 
in Partnerschaft mit den betreffenden Drittländern und 
in Abstimmung und Zusammenarbeit mit dem UNHCR in 
den Gegenden nahe den Herkunftsregionen umgesetzt 
werden.

Auf Ersuchen des Rates hat die Kommission das Inst-
rument der Regionalen Schutzprogramme 2005 in einer 
Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament 
konkretisiert. Danach sollen diese Programme u. a. „flexi-
bel und situationsbezogen“ sein (Europäische Kommission 
2005: 4). Die ersten zwei Regionalen Schutzprogramme 
wurden 2007 in Osteuropa (Weißrussland, Moldawien, 
Ukraine) und der Region der Großen Seen in Afrika (vor 
allem Tansania) installiert. Diese Pilotprogramme wurden 

2010 verlängert, außerdem kamen zwei neue hinzu: am 
Horn von Afrika (Kenia, Jemen, Djibouti) und im östlichen 
Nordafrika (Ägypten, Libyen, Tunesien). 

Die derzeit bestehenden RPPs umfassen vor allem 
Projekte, die vom UNHCR und lokalen Nichtregierungs-
organisationen durchgeführt werden. Insgesamt haben 
diese Projekte eine so große Bandbreite, dass „eine 
gewisse Unklarheit darüber [besteht], was RPPs eigent-
lich sind“ (Papadopoulou 2015: 15, Übers. d. SVR). Die 
Programme haben außerdem einen sehr schmal bemes-
senen Finanzrahmen, insofern überrascht es nicht, dass 
man ihre Wirkung als eher gering einschätzt. Zudem wird 
angemahnt, sie besser auf Entwicklungs- und humanitäre 
Hilfen in den Einsatzgebieten abzustimmen (Papadopou-
lou 2015). 2011 wurde das Instrument der Regionalen 
Schutzprogramme in den GAMM integriert und damit 
erstmals auch mit Entwicklungsprogrammen für Flücht-
linge und Binnenvertriebene in Verbindung gebracht. Als 
Reaktion auf die Syrienkrise wurde 2012 ein ähnliches 
Regionales Entwicklungs- und Schutzprogramm für den 
Mittleren Osten eingerichtet, das die Erstaufnahmeländer 
Jordanien, Libanon und Irak unterstützt. Auch die Türkei, 
die ca. 2,5 Millionen syrische Flüchtlinge aufgenommen 
hat (Stand: Dezember 2015), wird unterstützt; seit Be-
ginn der Krise hat die Kommission humanitäre Projekte 
für syrische und irakische Flüchtlinge in der Türkei jedoch 
mit lediglich 44,6 Millionen Euro finanziert (Europäische 
Kommission 2015c).

In der Mitteilung zur Europäischen Agenda für Mi
gration vom Mai 2015 kündigt die Kommission an, dass 
Regionale Entwicklungs- und Schutzprogramme erwei-
tert bzw. neu aufgebaut werden sollen. Dafür stünden 
für 2015/16 30 Millionen Euro zur Verfügung, die „durch 
zusätzliche Beiträge der Mitgliedstaaten ergänzt wer-
den sollten“ (Europäische Kommission 2015a: 5, Übers. 
d. SVR). Die geänderte Bezeichnung – von Regionalen 
Schutz- zu Regionalen Entwicklungs- und Schutzprogram-
men – könnte andeuten, dass die Programme nun eine 
stärkere Entwicklungsorientierung bekommen (sollen) 
(vgl. Papadopoulou 2015). 
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Die Ereignisse des Jahres 2015 haben gezeigt, dass die 
bisherigen Bemühungen der EU, in der Migrations- und 
Asylpolitik voranzukommen, vollkommen unzureichend 
sind. Das hängt auf der einen Seite damit zusammen, 
dass das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) 
zwar auf dem Papier existiert, aber in der Realität nicht 
umgesetzt wurde. Auf der anderen Seite kann beobach-
tet werden, dass eine Bekämpfung von Fluchtursachen 
immer erst dann gefordert wird, wenn schon ‚Feuer am 
Dach‘ ist, dann aber ebenso rasch wieder von der politi-
schen Agenda verschwindet. Das war auch Anfang der  
1990er Jahre der Fall, als die Bürgerkriegsflüchtlinge zu-
sammen mit den ungezählten Asylbewerbern aus Osteu-
ropa ebenfalls eine europäische Flüchtlingskrise auslösten. 

Drei Botschaften zeichnen sich in der Analyse der 
derzeitigen Migrations- und Asylpolitik auf europäischer 
Ebene deutlich ab: 
(1)	  Die EU ist – der Zynismus ist angebracht – ein 

Konzeptriese und zugleich ein Durchsetzungs-
zwerg. Sie hat in den vergangenen Jahren eine 
Reihe kluger Konzepte zu Papier gebracht, die von 
den Mitgliedstaaten auch akzeptiert wurden. Mehr 
noch: Die Richtlinien, die dem GEAS zugrunde liegen, 
wurden größtenteils in nationales Recht überführt, 
und die neu beitretenden Mitgliedstaaten haben sie 
im Rahmen des Beitrittsprozesses und des damit 
übernommenen acquis communautaire akzeptiert. 
Die Kommission selbst hat zuletzt im Mai 2015 ihre 
Europäische Agenda für Migration veröffentlicht und 
dabei der sog. externen Dimension der europäischen 
Migrations- und Asylpolitik eine große Bedeutung 
eingeräumt (vgl. Europäische Kommission 2015a). 
Viele unterstützenswerte Absichten sind darin ver-
ankert – doch nur wenig wird realisiert. Das liegt 
einerseits daran, dass die EU selbst nur begrenzte 
Möglichkeiten hat, rechtlich bindende Maßnah-
men gegen den Widerstand der Mitgliedstaaten 
durchzusetzen; andererseits treibt die Kommission 
die Realisierung ihrer Ideen auch zu wenig voran. 

 Vor allem aber zeigt sich, dass die Interessen 
der Mitgliedstaaten und auch ihre Vorstellungen 
davon, wie weit humanitäre Verpflichtungen oder 
ein Engagement in den Herkunftsregionen der 
Flüchtlinge reichen sollen, erheblich divergieren. 
Die komplexen und widersprüchlichen Interessen 
der einzelnen EU-Mitgliedstaaten, die sich nach wirt-
schaftlicher Situation, demografischer Struktur und 
nationalem Selbstverständnis deutlich unterschei-
den, stellen die Handlungsfähigkeit der EU massiv in 
Frage. Die Flüchtlingskrise des Jahres 2015 ist mithin 
nicht nur eine humanitäre Krise, sondern auch und 
besonders eine Krise der EU (und ihrer Mitgliedstaa-
ten). Auch die Bekämpfung der Fluchtursachen und 
die Entwicklung und Umsetzung einer europäischen 
Gesamtstrategie für Migration sind nicht einmal an-
satzweise realisiert. Während die EU im wirtschafts-
politischen Bereich eine globale Perspektive ein-
nimmt, bleibt sie in allen anderen Politikbereichen 
sehr viel stärker nationalstaatlich oder bestenfalls 
binneneuropäisch orientiert. Von einer kohärenten 
Außenpolitik, die mit migrationspolitischen Zielen 
kombiniert wäre, kann beispielsweise nicht gespro-
chen werden.  Aus einer europäischen Perspek-
tive wäre es aber ausgesprochen vorteilhaft, die 
Arbeitsmigrationssteuerung, die Visapolitik und 
eine Entwicklungspolitik, die die Fluchtursachen 
reduziert, im Sinne eines issue-linkage aufeinan-
der abzustimmen. Zentral dafür wäre ein whole of 
government-Ansatz, also eine koordinierte Politik 
auf nationaler und EU-Ebene. Denn die verschiede-
nen Politikbereiche haben in Bezug auf Migration 
und Entwicklung unterschiedliche Perspektiven, Inte-
ressen und Ziele; diese müssen abgeglichen werden, 
auch um Zielkonflikte frühzeitig zu identifizieren und 
dann entsprechend abzuwägen.324  Ein einheitli-
ches europäisches Vorgehen wird dabei nur mög-
lich sein, wenn der Rat, die Kommission und das 
Parlament der EU Migration und Entwicklung zur 

Fazit: Voraussetzungen einer kohärenten Migrations- und 
Entwicklungspolitik

Kapitel C.4

324	� Eine koordinierte Politik (whole of government-Ansatz) forderte u. a. bereits die Weltkommission für Internationale Migration in ihrem Bericht von 
2005.
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Chefsache erklären. Wenn dies etwa in Bezug auf 
kurzfristige wirtschaftliche Rettungsmaßnahmen für 
Griechenland möglich war, müsste es eigentlich erst 
recht zugunsten einer kohärenten Entwicklungs- und 
Migrationspolitik machbar sein, die längerfristig min-
destens ebenso wichtig ist.

(2)	 Die europäische Nachbarschaftspolitik ist nicht dy-
namisch genug.  Die EU steht derzeit vor großen 
migrations- und asylpolitischen Herausforderun-
gen, die sie ohne die Zusammenarbeit mit Her-
kunfts-, Transit- und Erstaufnahmestaaten nicht 
meistern kann. Auch dieser Punkt geht in die Rich-
tung, dass dringend mehr Abstimmung und ein 
höheres Ausmaß an Gestaltungswillen gefordert 
sind. Bei der europäischen Nachbarschaftspolitik 
soll es dabei nicht nur um eine indirekte ‚Migrati-
onsverhinderungspolitik‘ gehen; das würde nicht nur 
nicht gelingen, es wäre auch gegen die Interessen 
der Nachbarstaaten.  Damit eine Kooperation mit 
Herkunftsstaaten langfristig gut funktioniert, müs-
sen die EU und ihre Mitgliedstaaten auch auf die 
Interessen der Herkunfts- und Transitstaaten ein-
gehen und dazu substanzielle Angebote machen. 
Notwendig sind z. B. umfangreiche Bildungs- und 
Ausbildungskooperationen, die die Menschen in 
großem Umfang besser darauf vorbereiten, einen 
eigenen Beitrag zur Entwicklung ihres Landes zu 
leisten. Dadurch werden auch diejenigen besser qua-
lifiziert, die sich entscheiden, nach Europa zu migrie-
ren, und jene, die im Herkunftsland bleiben, weil sich 
ihnen dort neue Möglichkeiten bieten, unterstützen 
dessen sozioökonomische Entwicklung weiter. Mi
gration wird nicht unterbunden, aber sie bleibt kalku-
lierbar und von den Dimensionen her zu verkraften. 

(3)	  Regionale Entwicklungs- und Schutzprogramme 
müssen substanziell erweitert werden. Solche Pro-
gramme haben sich grundsätzlich als ein sinnvolles 
Instrument erwiesen. Bisher sind aber weder die EU 
noch ihre Mitgliedstaaten über das Stadium sehr be-
grenzter Pilotprojekte hinausgekommen, die zudem 
finanziell schlecht ausgestattet sind; so bleiben sie 
bislang weitgehend wirkungslos.  Diese Program-
me müssen dringend aufgestockt werden, um hu-
manitäre Not zu lindern und den Menschen in den 
Herkunftsregionen die Chance auf eine Zukunft zu 
bieten. Auch die Mobilitätspartnerschaften sollten 
gestärkt und ausgebaut und mit mehr Inhalt ge-
füllt werden, damit dieses Instrument langfristig 
zum Ziel führen kann und nicht reine Symbolpolitik 
bleibt. Im Sinne von Politikkohärenz sollte darüber 
hinaus auch eine wirtschaftlich ausgerichtete Ent-
wicklungspolitik betrieben werden. Dies könnte zu-
rückkehrenden Migranten helfen, sich entsprechend 
ihrer Qualifikation wieder in den lokalen Arbeits-
markt zu integrieren; zudem kann es den Ausbau 
von Handelsbeziehungen fördern. 

Eine enge Verknüpfung von Außen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik kann Migrationsursachen verringern; 
umgekehrt hilft ein klug konzipiertes Migrationsmanage-
ment sowohl den Herkunfts- als auch den Zielstaaten. 
Dass Migration automatisch Entwicklung begünstigt, trifft 
nicht zu; ebenso wenig gibt es eine Garantie, dass Ent-
wicklungspolitik die Wanderungen zum Erliegen bringt 
– im Gegenteil werden mit der Integration potenzieller 
Herkunftsstaaten Wanderungsverflechtungen erst be-
gründet. Aber dann findet Migration in einem ‚normalen‘ 
Maß statt und nicht eruptiv wie bei plötzlich auftretenden 
Flüchtlingswanderungen.



Anhang I: Verzeichnisse
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Die Stiftungsinitiative

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) geht auf eine Initiative der Stiftung 
Mercator und der VolkswagenStiftung zurück. Ihr gehören sieben Mitgliedsstiftungen an. Neben der Stiftung Mercator 
und der VolkswagenStiftung sind dies: Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stifter­
verband für die Deutsche Wissenschaft und Vodafone Stiftung Deutschland.

Für die beteiligten Stiftungen sind Integration und Migration wichtige Bereiche ihrer Stiftungsarbeit. Gemeinsam tragen 
sie den Sachverständigenrat, der 2008 als unabhängiges, wissenschaftliches Gremium gegründet wurde. Der Initiative 
lag der Befund zugrunde, dass es einer unabhängigen Institution der wissenschaftlichen Politikberatung in diesem 
komplexen und emotionalisierten Themenfeld bedarf.

Der Sachverständigenrat analysiert wissenschaftlich fundiert und methodensicher; aktuelle Entwicklungen und 
Problemstellungen bewertet er politisch neutral. Der SVR legt jährlich ein Gutachten zu Integration und Migration vor 
und bezieht Stellung zu aktuellen Debatten. Damit stellt er der Öffentlichkeit fundierte Informationen zur Verfügung 
und liefert Handlungsoptionen für politische Entscheider in Bund, Ländern und Kommunen und für Akteure der Zivil­
gesellschaft. So leistet er einen Beitrag zur Versachlichung öffentlicher Debatten und gibt der integrations- und migra­
tionspolitischen Debatte neue Impulse.
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Fakultät für Sozialwissenschaft an der Ruhr-Universität Bochum

Ludger Pries ist Professor für Soziologie und Direktoriumsmitglied im Institut für Friedenssicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht an der Ruhr-Universität Bochum. Seine Arbeitsschwerpunkte sind Arbeits-, Organi-
sations- und Migrationssoziologie im internationalen Vergleich sowie Transnationalisierung und Globalisie-
rungsforschung. Forschungs- und Lehraufenthalte führten ihn nach Brasilien, Mexiko, Spanien und in die USA.  
Zum 31. Dezember 2015 ist Prof. Dr. Ludger Pries als Ratsmitglied aus dem SVR ausgeschieden.

PROF. DR. HACI HALIL USLUCAN
Stellvertretender Vorsitzender
Zentrum für Türkeistudien und Integrationsforschung an der Universität Duisburg-Essen

Hacı Halil Uslucan ist Professor für Moderne Türkeistudien und wissenschaftlicher Leiter des Zentrums für 
Türkeistudien und Integrationsforschung an der Universität Duisburg-Essen. Seine Arbeitsschwerpunkte sind 
Entwicklungs- und Bildungspsychologie, kulturvergleichende Psychologie, Migration und psychische Gesund-
heit, religiöse Erziehung und Religionsunterricht sowie Jugendentwicklung und Erziehung in interkulturellen 
Kontexten.

Die Mitglieder des Sachverständigenrats
Die Mitglieder des Sachverständigenrats wurden unter beratender Begleitung einer unabhängigen Findungskommission 
von den Stiftungen für drei Jahre berufen. Eine Wiederberufung ist möglich.
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PROF. DR. CLAUDIA DIEHL
Fachbereich Geschichte und Soziologie an der Universität Konstanz

Claudia Diehl ist Professorin für Soziologie mit Schwerpunkt Mikrosoziologie an der Universität Konstanz. Die 
Forschungsschwerpunkte der überwiegend quantitativ arbeitenden Sozialwissenschaftlerin sind internationale 
Wanderungsbewegungen, soziokulturelle und identifikative Integrationsprozesse von Zuwanderern sowie eth-
nische Grenzziehungsprozesse wie Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung. Sie ist Mitglied des Expertenrats 
Demografie beim Bundesminister des Innern und des Wissenschaftlichen Beirats für Familienfragen beim 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

PROF. DR. HEINZ FASSMANN
Institut für Geographie und Regionalforschung an der Universität Wien

Heinz Faßmann ist Vizerektor der Universität Wien, Professor für Angewandte Geographie, Raumforschung 
und Raumordnung sowie Direktor des Instituts für Stadt- und Regionalforschung (ISR) an der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften. Er ist zudem Vorsitzender des Expertenrats für Integration beim Bundesminis-
terium für Europa, Integration und Äußeres der Republik Österreich. Forschungsschwerpunkte: Stadtgeografie, 
Demografie und ausgewählte Themen der Migrations- und Integrationsforschung.

PROF. DR. CHRISTIAN JOPPKE
Institut für Soziologie an der Universität Bern

Christian Joppke ist Professor für Allgemeine Soziologie an der Universität Bern. Zu seinen Forschungsschwer-
punkten gehören der Islam in der westlichen Einwanderungsgesellschaft, Immigrationspolitik im internatio-
nalen Vergleich, Staatsbürgerschaft und Multikulturalismus.

PROF. DR. WILFRIED BOS
Institut für Schulentwicklungsforschung an der Technischen Universität Dortmund

Wilfried Bos ist Professor für Bildungsforschung und Qualitätssicherung an der Technischen Universität Dort-
mund und Direktor des Arbeitsbereichs Bildungsmonitoring und Schulentwicklungsforschung am Institut für 
Schulentwicklungsforschung. Seine Arbeitsschwerpunkte sind die international vergleichende empirische Bil-
dungsforschung und die Schulentwicklungsforschung. Er ist zudem Leiter der IGLU-, der ICILS- und der TIMSS-
Studie für Deutschland.

PROF. DR. PETRA BENDEL
Zentralinstitut für Regionenforschung an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

Petra Bendel ist Professorin für Politikwissenschaft und Geschäftsführerin des Zentralinstituts für Regionen-
forschung an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. Zu den Schwerpunkten der Politikwis-
senschaftlerin zählen das europäische und deutsche Flüchtlings- und Asylsystem sowie die Integrations-
politik auf verschiedenen politischen Ebenen. Petra Bendel ist Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und Beraterin verschiedener Expertenkommissionen.  
Zum 1. Januar 2016 wurde Prof. Dr. Petra Bendel als neues SVR-Mitglied berufen.

Jahresgutachten 2016
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Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle
Dr. Cornelia Schu Geschäftsführerin SVR GmbH und Direktorin des SVR-Forschungsbereichs
Cornelia Schu ist promovierte Germanistin und verfügt über langjährige Erfahrung an den Schnittstellen von Wissenschaft, Politik 
und dem Stiftungssektor. Eine breite integrationspolitische Expertise hat sie als Leiterin des Themenschwerpunkts Integration bei der 
Stiftung Mercator gewonnen. Zuvor war sie in verschiedenen Funktionen in der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats tätig.

Dr. Holger Kolb Leiter des Arbeitsbereichs Jahresgutachten und stellvertretender Leiter der Geschäftsstelle
Holger Kolb war nach dem Studium der Politikwissenschaft und Volkswirtschaftslehre als wissenschaftlicher Mitarbeiter in Freiburg 
und Osnabrück tätig. Er unterrichtete als Lehrbeauftragter am Fachbereich Sozialwissenschaften an der Universität Osnabrück und am 
Institut für Politikwissenschaft der Universität Münster.

Dr. Henriette Litta Leiterin Bereich Geschäftsführung und Stabsstelle Organisationsentwicklung
Henriette Litta ist Politikwissenschaftlerin. Sie studierte und forschte in Berlin, Philadelphia und Singapur. Bevor sie zum SVR kam, 
arbeitete sie an der Hertie School of Governance im Stab des Dekans.

Dr. Jan Schneider Leiter des SVR-Forschungsbereichs
Jan Schneider ist Politikwissenschaftler und arbeitete u. a. für das Hamburgische WeltWirtschaftsInstitut (HWWI), das Kulturwissen-
schaftliche Institut Essen (KWI) und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Er war außerdem Lehrbeauftragter für 
Migrationspolitik an den Universitäten Halle-Wittenberg und Erlangen-Nürnberg.

Anna-Lucia Graff Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Anna-Lucia Graff ist Sozialwissenschaftlerin mit einem Bachelorabschluss an der Universität Bern. Berufliche Erfahrung sammelte sie 
beim Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien BASS in Bern. Schwerpunkte ihrer wissenschaftlichen Arbeit sind Asylpolitik und 
Rückkehrmanagement.

Die Mitarbeiter der SVR GmbH:  
Vordere Reihe v. l. n. r.: Dorothee Winden, Zhim-xun Ho, Sabine Schwebel, Dr. Cornelia Schu, Dr. Henriette Litta, Dr. Mohini Lokhande.  
Hintere Reihe v. l. n. r.: Nadine Averkamp, Carsten Spandau, Dr. Jan Schneider, Martin Weinmann, Dr. Tim Müller, Dr. David Schiefer, Alex Wittlif,  
Anna-Lucia Graff, Dr. Holger Kolb, Caroline Schultz. 
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Dr. Mohini Lokhande Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Mohini Lokhande war nach ihrem Studium der Psychologie als wissenschaftliche Mitarbeiterin im Konsortium „Migration and Societal 
Integration“ an der Universität Jena tätig. Nach ihrer Promotion koordinierte sie einen lokalen Bildungsverbund in Berlin und arbeitete 
als Lehrbeauftragte an der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg.

Simon Morris-Lange Wissenschaftlicher Mitarbeiter
Simon Morris-Lange ist Sozialwissenschaftler und Absolvent des Studiengangs Master of Public Policy der Hertie School of Governance. 
Er war beim Bildungsunternehmen iversity sowie als Analyst bei der Wissenschaftsberatung Illuminate Consulting Group im Silicon 
Valley (USA) tätig.

Dr. Tim Müller Wissenschaftlicher Mitarbeiter
Tim Müller ist Soziologe und hat seine Dissertation zum Thema Säkularisierung an der Universität Oxford verfasst. Er arbeitete u. a. als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Linköping zu Segregation sowie bei den Projekten JUNITED und HEYMAT des Berliner 
Instituts für empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) an der Humboldt-Universität zu Berlin.

Dr. David Schiefer Wissenschaftlicher Mitarbeiter
David Schiefer ist Psychologe. Nach seinem Studium promovierte und arbeitete er als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Jacobs 
University Bremen. Daneben war er Postdoctoral Fellow an der Bremen International Graduate School of Social Sciences.

Caroline Schultz Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Caroline Schultz hat einen Masterabschluss in Migration Studies. In ihrer Masterarbeit analysierte sie die Auswirkungen des Arabi-
schen Frühlings auf die Migrationspolitik der EU. Bevor sie zum SVR kam, war sie Migration Health Officer bei der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) in Genf.

Martin Weinmann Wissenschaftlicher Mitarbeiter
Martin Weinmann ist Politikwissenschaftler. Er war vor seiner Tätigkeit beim SVR als wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Forschungs-
gruppe des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sowie für ein Mitglied des Hessischen Landtags tätig.

Alex Wittlif Wissenschaftlicher Mitarbeiter
Alex Wittlif studierte Geschichtswissenschaften und Soziologie mit Schwerpunkt auf empirischer Sozialforschung und Migration. In 
seiner Abschlussarbeit untersuchte er den empirischen Zusammenhang von kulturellem Kapital und Gesundheit bei Zuwanderern 
und Personen ohne Migrationshintergrund.

Sabine Schwebel Kommunikationsmanagerin
Sabine Schwebel ist Literaturwissenschaftlerin und Historikerin. Nach Journalistenausbildung und Studium arbeitete sie im Hochschul-
marketing der ZEIT und bei der Stiftung Mercator im Bereich Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

Dorothee Winden Kommunikationsmanagerin
Dorothee Winden ist Politikwissenschaftlerin und Absolventin der Deutschen Journalistenschule (DJS). Ihre beruflichen Stationen: 
Redakteurin einer überregionalen Tageszeitung, Pressesprecherin einer Bundestagsfraktion und eines Verbands.

Katrin Dölle Administration, Veranstaltungen und Projektberatung
Katrin Dölle studierte angewandte Kulturwissenschaften in Lüneburg und Kulturmanagement in Arles (Frankreich). Bevor sie zum SVR 
kam, war sie in verschiedenen Kultureinrichtungen als Projektmanagerin tätig.

Linda Brackwehr Administration, Veranstaltungen und Projektberatung
Linda Brackwehr hat einen Master in Intercultural Communication Studies. Durch Praktika in Deutschland und Südamerika erwarb sie 
Kenntnisse im Projektmanagement, in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sowie in Marketing und Kommunikation.

Juliane Schremer Administration, Veranstaltungen und Projektberatung
Juliane Schremer ist Absolventin des Masterstudiengangs Soziokulturelle Studien. Erfahrung in Öffentlichkeitsarbeit und Veranstal-
tungsmanagement sammelte sie durch verschiedene Tätigkeiten in Deutschland und den USA.

Heidi Standt Kaufmännische Assistentin der Geschäftsführung
Heidi Standt ist Diplomökonomin. Sie war als Buchhalterin, Prokuristin und kaufmännische Geschäftsführerin in mehreren Unterneh-
men der Bauindustrie tätig.

Nadine Averkamp, Nora Brüggemann, Zhim-xun Ho, Carsten Spandau, Lisa Vierheilig Studentische Hilfskräfte

Weitere Mitarbeit:
Jan Felix Engelhardt, Dr. Marcus Engler, Dr. Roman Lehner, Elsa Benhöfer, Francisco Flores-Enriquez, Thore Hagemann, Sebastian Huber, 
Jana Stankat, Nguyen Nhat An Trinh
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Stiftung Mercator
Die Stiftung Mercator ist eine private, unabhängige Stiftung. Sie strebt mit ihrer Arbeit eine Gesellschaft 
an, die sich durch Weltoffenheit, Solidarität und Chancengleichheit auszeichnet. Dabei konzentriert sie 
sich darauf, Europa zu stärken, den Bildungserfolg benachteiligter Kinder und Jugendlicher insbesondere 
mit Migrationshintergrund zu erhöhen, Qualität und Wirkung kultureller Bildung zu verbessern, Klima-
schutz voranzutreiben und Wissenschaft zu fördern. Die Stiftung Mercator steht für die Verbindung von 
wissenschaftlicher Expertise und praktischer Projekterfahrung. Als eine führende Stiftung in Deutschland 
ist sie national wie international tätig. Dem Ruhrgebiet, der Heimat der Stifterfamilie und dem Sitz der 
Stiftung, fühlt sie sich besonders verpflichtet.

VolkswagenStiftung
Anders als ihr Name vermuten lässt, ist die VolkswagenStiftung keine Unternehmensstiftung, sondern 
eine eigenständige, gemeinnützige Stiftung privaten Rechts mit Sitz in Hannover. Sie fördert Wissen-
schaft und Technik in Forschung und Lehre und vergibt Mittel für die Geistes- und Sozialwissenschaften 
ebenso wie für die Natur- und Ingenieurwissenschaften und die Medizin. Seit der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit 1962 wurden mehr als 30.000 Projekte mit rund 4,2 Milliarden Euro unterstützt. 
Mit einem Fördervolumen von etwa 150 Millionen Euro jährlich ist sie eine der größten Stiftungen 
hierzulande und die größte private wissenschaftsfördernde Stiftung in Deutschland. Die Fördermittel 
werden aus dem Stiftungskapital – derzeit etwa 2,7 Milliarden Euro – erwirtschaftet; hinzu kommen die 
Gewinnansprüche auf die vom Land Niedersachsen gehaltenen Volkswagenaktien (v. a. Dividende).
Besondere Aufmerksamkeit widmet die VolkswagenStiftung dem wissenschaftlichen Nachwuchs sowie 
der Zusammenarbeit von Forscherinnen und Forschern auch über wissenschaftliche, kulturelle und 
staatliche Grenzen hinweg.

Bertelsmann Stiftung
Die Bertelsmann Stiftung setzt sich für eine gerechte Teilhabe aller am gesellschaftlichen Leben ein. 
Sie engagiert sich in den Bereichen Bildung, Demokratie, Gesellschaft, Gesundheit, Kultur und Wirt-
schaft. Durch ihr Engagement will sie alle Bürgerinnen und Bürger ermutigen, sich für das Gemeinwohl 
einzusetzen. Die 1977 von Reinhard Mohn gegründete, gemeinnützige Einrichtung hält die Mehrheit 
der Kapitalanteile der Bertelsmann SE & Co. KGaA. Die Bertelsmann Stiftung arbeitet operativ und ist 
unabhängig vom Unternehmen sowie parteipolitisch neutral.

Freudenberg Stiftung
Die Freudenberg Stiftung ist 1984 von Mitgliedern der Unternehmerfamilie Freudenberg gegründet 
worden und ist operativ tätig. Sie erprobt mit ihren Praxispartnern in lokalen Modellstandorten Förder-
strategien in den Bereichen Integrationsgesellschaft, Jugend zwischen Schule und Beruf, Demokratische 
Kultur und Arbeit für psychisch Kranke und investiert in die Verstetigung und Verbreitung übertragbarer 
Ansätze. Im Mittelpunkt der Stiftungstätigkeit stehen überwiegend Praxisvorhaben für Kinder und Ju-
gendliche, die generell auf deren soziale Integration abzielen. Ein zentraler Arbeitsschwerpunkt ist seit 
der Stiftungsgründung die Integration von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien. Aktuell 
steht die Umsetzung des unaufschiebbaren und unteilbaren Bildungsrechts für Kinder mit Fluchterfah-
rung im Fokus. Durch kleinräumige und langfristig angelegte Praxisentwicklungsprogramme wie „Ein 
Quadratkilometer Bildung“ soll in benachteiligten Quartieren die Integrationskraft von Kommune und 
lokaler Bürgergesellschaft verbessert werden. Die Stiftung reagiert in erster Linie auf Initiativlücken 
staatlichen und kommunalen Handelns.

Die beteiligten Stiftungen
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Robert Bosch Stiftung
Die Robert Bosch Stiftung gehört zu den großen unternehmensverbundenen Stiftungen in Europa. Sie 
investiert jährlich rund 70 Millionen Euro in die Förderung von ca. 800 eigenen und fremden Projekten 
aus den Gebieten der Völkerverständigung, Bildung, Gesellschaft und Kultur sowie Gesundheit und 
Wissenschaft. Insgesamt hat die Stiftung seit ihrer Gründung 1964 mehr als 1,3 Milliarden Euro für ihre 
gemeinnützige Arbeit eingesetzt. Die Robert Bosch Stiftung setzt die gemeinnützigen Ziele des Firmen-
gründers und Stifters Robert Bosch (1861–1942) fort. Sie hält rund 92 Prozent der Geschäftsanteile an 
der Robert Bosch GmbH und finanziert sich aus den Dividenden, die sie aus dieser Beteiligung erhält. 
Die Stiftung hat ihren Sitz im ehemaligen Stuttgarter Wohnhaus von Robert Bosch. Dort und in ihrer 
Berliner Repräsentanz beschäftigt sie rund 140 Mitarbeiter. 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft  
Der Stifterverband ist eine Gemeinschaftsaktion der deutschen Wirtschaft. In ihm haben sich rund 
3.000 Unternehmen, Unternehmensverbände, Stiftungen und Privatpersonen zusammengeschlossen, 
um Wissenschaft, Forschung und Bildung voranzubringen. Seine gemeinnützigen Aktivitäten finanziert 
der Stifterverband ausschließlich über die Beiträge und Spenden seiner Mitglieder und Förderer. Dank 
der privaten Finanzierung ist es möglich, unbürokratisch und frei von staatlichen Vorgaben zu handeln.

Vodafone Stiftung Deutschland 
Die Vodafone Stiftung ist eine der großen unternehmensverbundenen Stiftungen in Deutschland. Unter 
dem Leitmotiv „Menschen und Ideen fördern“ unterstützt die Stiftung als gesellschaftspolitischer Think-
tank insbesondere Programme in den Bereichen Bildung und soziale Mobilität mit dem Ziel, Impulse 
für den gesellschaftlichen Fortschritt zu geben, die Entwicklungen einer aktiven Bürgergesellschaft 
zu fördern und gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen. Dabei geht es der Vodafone Stiftung 
Deutschland vor allem darum, benachteiligten Kindern und Jugendlichen den sozialen Aufstieg zu 
ermöglichen.
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Eine Initiative von:  
Stiftung Mercator, VolkswagenStiftung, Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
und Vodafone Stiftung Deutschland

Viele Götter, ein Staat:  
Religiöse Vielfalt und Teilhabe  
im Einwanderungsland
Jahresgutachten 2016 mit Integrationsbarometer
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Über den Sachverständigenrat

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration  
geht auf eine Initiative der Stiftung Mercator und der VolkswagenStiftung zurück.  
Ihr gehören sieben Stiftungen an. Neben der Stiftung Mercator und der VolkswagenStiftung 
sind dies: Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft und Vodafone Stiftung Deutschland.
Der Sachverständigenrat ist ein unabhängiges und gemeinnütziges Beobachtungs-,  
Bewertungs- und Beratungsgremium, das zu integrations- und migrationspolitischen  
Themen Stellung bezieht und handlungsorientierte Politikberatung anbietet.  
Die Ergebnisse seiner Arbeit werden in diesem Jahresgutachten veröffentlicht.

Dem SVR gehören neun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen 
Disziplinen und Forschungsrichtungen an: Prof. Dr. Christine Langenfeld (Vorsitzende), 
Prof. Dr. Hacı Halil Uslucan (Stellvertretender Vorsitzender) sowie Prof. Dr. Gianni D’Amato, 
Prof. Dr. Thomas K. Bauer, Prof. Dr. Petra Bendel, Prof. Dr. Wilfried Bos, Prof. Dr. Claudia Diehl,  
Prof. Dr. Heinz Faßmann und Prof. Dr. Christian Joppke.

Weitere Informationen unter: www.svr-migration.de

ISSN 2199-5621
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